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Gesamtfortschreibung Regionalplan München 
Ziele, Grundsätze und Begründungen 
gemäß Entwurf vom 10.12.15 

Eingegangene Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

Allgemein Bundesministerium der Verteidigung, Bundesamt für 
Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr 
 
Im Plangebiet liegen die militärischen Flugplätze 
Lechfeld, Penzing und Erding mit Bauschutzbereichen 
(außer Erding) und Zuständigkeiten der militärischen 
Flugsicherung. Das Plangebiet liegt weiter im 
Interessenbereich des Luftverteidigungsradars Freising 
und von Funkstellen der Bundeswehr in Haindlfing, 
Penzing, Neubiber und Fürstenfeldbruck. Des Weiteren 
verlaufen in der Region eine Vielzahl von 
Bundesautobahnen, Bundesstraßen und Staatsstraßen, 
die Bestandteil des Militärstraßengrundnetzes sind. 
 
Die Bundeswehr behält sich daher vor, im Rahmen 
späterer Beteiligungsverfahren ggf. Einwendungen 
geltend zu machen. 
 
Bayernwerk 
 
Im Geltungsbereich des Regionalplans München befinden 
sich Umspannwerke, Transformatorenstationen, 
Freileitungen, Stromkabel und Kabelverteiler sowie 
Fernmeldekabel. Es werden keine Einwendungen 
erhoben, wenn der Bestand, die Sicherheit und der 
Betrieb dieser Anlagen nicht beeinträchtigt werden. 
 
 
 
Bayernets 
 
Im Geltungsbereich des Regionalplans München befinden 
sich Gasdruckregel- und Messstationen, 
Gashochdruckleitungen und Nachrichtenkabel, Abzweig- 
und Armaturengruppen sowie die geplante 
Gashochdruckleitung Burghausen – Finsing. Der weitere 
ungehinderte Betrieb und der bedarfsbezogene Ausbau 
des Netzes müssen auch weiterhin möglich bleiben. 
 
Gemeinde Oberding, Gemeinde Eitting 
 
Die bisherige Systematik der Gliederung wird verlassen. 
 
Für eine leichtere synoptische Handhabung und 

Bundesministerium der Verteidigung, Bundesamt für 
Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen 
der Bundeswehr 
 
Sollten im Zuge von konkreten Planungen in Umsetzung 
des Regionalplans Interessen der Bundeswehr tangiert 
werden, bleibt es der Bundeswehr selbstverständlich 
vorbehalten Einwendungen geltend zu machen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bayernwerk 
 
Der ungehinderte Betrieb der bestehenden Anlagen ist 
gewährleistet. 
Es kann davon ausgegangen werden, dass bei konkreten 
Maßnahmen im Umfeld der Bayernwerk Anlagen eine 
Abstimmung mit der Bayernwerk AG erfolgt. 
 
 
 
 
Bayernets 
 
Der ungehinderte Betrieb der bestehenden Anlagen ist 
gewährleistet. Der RPV geht davon aus, dass er bei 
Netzausbaumaßnahmen weiterhin beteiligt wird. 
 
 
 
 
 
Gemeinde Oberding, Gemeinde Eitting 
 
Die Kommission zur Fortschreibung des Regionalplans 
hat bewusst die bisherige Gliederung aufgegeben und 
sich an den zentralen regionalen Herausforderungen 
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inhaltliche Auseinandersetzung wären eine durchgehende 
Systematik sowie ein Inhaltsverzeichnis wünschenswert. 
 
 
 
 
Im Beteiligungsverfahren sollte eine Ausfertigung in 
Papierform übermittelt werden. 
 
 
 
 
 
 
Die Ziele und Grundsätze sind sehr allgemein gehalten. 
 
 
 
 
 
Im Hinblick auf die geplante Fortschreibung des LEP stellt 
sich die Frage, ob eine Fortschreibung des Regionalplans 
zum jetzigen Zeitpunkt zielführend ist.  
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Pliening 
 
Eine Verschlankung des Regionalplans, verbunden mit 
einer besseren Übersichtlichkeit wird als notwendig 
erachtet. 
Die Notwendigkeit der Ziele und Grundsätze ist zu 
überprüfen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

orientiert, mit der Intention einen angemessen schlanken, 
lesbaren Regionalplan zu schaffen.  Struktur und 
Gliederung wurden vom Planungsausschuss am 
06.10.15 und am 10.12.15 so beschlossen. Ein 
Inhaltsverzeichnis des  Fortschreibungsentwurfs wurde 
für verzichtbar erachtet. 
 
Aus Kostengründen sieht das geänderte Bayerische 
Landesplanungsgesetz vom 01.01.2016 eine 
weitgehende Digitalisierung der Anhörverfahren bei der 
Aufstellung oder Fortschreibung von 
Raumordnungsplänen vor. Kosten für Beteiligungen in 
Papierform werden dem RPV nicht mehr erstattet und 
müssten, falls erwünscht, in Rechnung gestellt werden. 
 
Die Ziele und Grundsätze sollten mit einer für die 
rahmensetzende Planungsebene des Regionalplans 
angemessenen Aussageschärfe, welche den Kommunen 
den im Rahmen ihrer Planungshoheit erforderlichen 
Gestaltungsspielraum belässt, formuliert sein.   
 
Die geplante Fortschreibung des LEP umfasst eine 
Lockerung des Anbindungsgebotes, eine Überarbeitung 
des Zentrale-Ort-Konzeptes (Oberzentren, Mittelzentren 
(Festlegung im LEP), Grundzentren (Festlegung im 
Regionalplan)) sowie eine Ausdehnung der „Teilräume 
mit besonderem Handlungsbedarf“. Abgesehen von den 
zentralen Orten sind die Inhalte des Regionalplans 
München davon nicht betroffen. 
 
Gemeinde Pliening 
 
Es war Zielsetzung, sich bei der Erarbeitung des 
Regionalplan-Entwurfs auf die überörtlich bedeutsamen 
Sachverhalte (zentralen regionalen Herausforderungen) 
zu konzentrieren. Im Ergebnis wurden die Ziele und 
Grundsätze um über die Hälfte zurückgefahren. Darüber 
hinaus soll der Regionalplan  aber in sich konsistent sein, 
wobei auch die Vorgaben und Vorschriften des LEP zu 
beachten sind. Das heißt, der Schlankheit sind nach 
unten gewisse Grenzen gesetzt.  
Auf unveränderte Kapitel und Abschnitte wird im 
Fortschreibungsentwurf nur hingewiesen. Auf eine 
Einfügung der unveränderten Abschnitte in den 
geänderten und neu konzipierten Fortschreibungsentwurf 
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Tennet 
 
Innerhalb des Planungsgebietes befinden sich mehrere 
Höchstspannungsleitungen und Umspannwerke. Es 
bestehen keine Einwendungen gegen den 
Fortschreibungsentwurf, wenn die zur Sicherung des 
Anlagenbestandes und –betriebs erforderlichen 
Maßnahmen ungehindert durchgeführt werden können 
und wenn auch die Erneuerung, Verstärkung oder ein 
durch Dritte veranlasster Umbau der Anlagen unter 
Beibehaltung der Schutzzonen keinen Beschränkungen 
unterliegen. Auf Bau- und Bepflanzungsbeschränkungen 
wird hingewiesen.  
 
Flughafen München 
 
Auf das aktuell erarbeitete Strukturgutachten für die 
Flughafenregion wird hingewiesen. 
 
Landkreis Fürstenfeldbruck, Bund Naturschutz 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Landkreis mit 16 
Gemeinden Strategien zur Kreisentwicklung erarbeitet. 
 
Landkreis Erding 
 
Der Landkreis Erding ist weiterhin der Auffassung, dass 
der Zuschnitt der Region München aufgrund der 
tatsächlichen wirtschaftlichen Beziehungen und deren 
Beschäftigungseffekte nicht mehr zeitgemäß ist. 
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Die noch ausstehenden Ergebnisse der landkreisweiten 
Struktur- und Potentialanalyse sowie die gemeindlichen 
Bauleitplanungen dürfen nicht konterkariert werden. 
 
Gemeinde Berglern 

wurde aus arbeitsökonomischen Gründen verzichtet, so 
dass kein  komplett vollständiger Lesetext vorgelegt 
wurde. Sollte dies die Übersichtlichkeit  beeinträchtigen, 
wird gebeten dies zu entschuldigen. 
Der Überprüfung der Ziele und Grundsätze dient dieses 
Anhörverfahren. 
 
Tennet 
 
Der ungehinderte Betrieb der bestehenden Anlagen ist 
gewährleistet. Der RPV geht davon aus, dass er bei Aus- 
und Umbaumaßnahmen beteiligt wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Flughafen München 
 
Vorliegende Ergebnisse werden im 
Fortschreibungsverfahren berücksichtigt. 
 
Landkreis Fürstenfeldbruck, Bund Naturschutz 
 
Dies wird mit Nachdruck begrüßt. Vorliegende 
Ergebnisse werden im Fortschreibungsverfahren 
berücksichtigt. 
 
Landkreis Erding 
 
Der Regionszuschnitt ist nicht Gegenstand dieser 
Regionalplan-Fortschreibung. Die Einteilung Bayerns in 
Regionen ist Aufgabe des Freistaates Bayern. 
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Der Fortschreibungs-Entwurf lässt hierzu 
Gestaltungsspielraum. 
 
 
 
Gemeinde Berglern 
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Mit der geplanten Fortschreibung werden die Ziele und 
Grundsätze verwässert und verallgemeinert. Dies ist nicht 
zielführend. 
 
 
 
Regierung von Oberbayern 
 
In der vorgelegten Form hat der Entwurf nicht die Qualität 
einer Gesamtfortschreibung, die in die Zuständigkeit der 
Verbandsversammlung fallen würde. 
 

 
Der verschlankte Fortschreibungs-Entwurf konzentriert 
sich auf die zentralen regionalen Herausforderungen. 
Entsprechend dem rahmensetzenden Charakter des 
Regionalplans sollte den Kommunen nötiger 
Gestaltungsspielraum erhalten bleiben. 
 
Regierung von Oberbayern 
 
Im weiteren Verlauf des Verfahrens wird ein, auch die 
nicht fortgeschriebenen Teile umfassender Fließtext 
gefertigt. Unabhängig von der Erforderlichkeit, bringt die 
Befassung der Verbandsversammlung ein Mehr an 
Mitwirkung.    
 

 
PRÄAMBEL 
 

- Leistungsfähige, starke Kommunen sind die Stärke der Region. In 
vertrauensvoller Zusammenarbeit mit den Kommunen und anderen 
regionalen Akteuren normiert der Regionalplan unter Beachtung des 
Subsidiaritätsprinzips verbindliche Entwicklungsziele für die 
überörtliche Entwicklung der Region. 

- Die weltoffene Region München, als Kern der EMM, zeichnet sich 
durch eine hohe Lebensqualität und Wirtschaftskraft aus. 

- Der Regionalplan hilft mit, diesen attraktiven Lebens- und 
Wirtschaftsraum zu erhalten und für zukünftige Herausforderungen 
weiter zu entwickeln. Die großen regionalplanerischen 
Herausforderungen sind: „Siedlung und Mobilität“, „Demographischer 
Wandel und soziale Struktur“, „Wettbewerbsfähigkeit“ sowie 
„Klimawandel und Lebensgrundlagen“. 

- Maßstab für die zukünftige Regionalentwicklung ist eine nachhaltige 
Entwicklung, die gleichermaßen Ökonomie, Ökologie und soziale 
Belange berücksichtigt. 

- Alle Räume der Region München sind gleichwertig. Sie sollen 
gleichwertige Entwicklungsmöglichkeiten und gleichwertige 
Einrichtungen der Daseinsvorsorge haben. 

- Eine ausgewogene Raum- und Siedlungsstruktur ist Leitbild der 
regionalen Entwicklung. Großräumige Dezentralisierung und 
kleinräumliche Konzentration verhindern Überlastungen im 
Verdichtungsraum und verbessern Entwicklungschancen im 
ländlichen Raum. 

- Die Region München arbeitet intensiv mit der gesamten EMM 
zusammen. 

 

Landkreis Erding, Gemeinde Pastetten 
 
Da nicht alle Mitglieder des Regionalen 
Planungsverbandes (RPV) auch Mitglieder in der 
Europäischen Metropolregion München (EMM) sind, 
sollten dahingehende Bezüge nicht in den Regionalplan 
aufgenommen werden. 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Anstelle der Abkürzung „EMM“, die für den Verein der 
Europäischen Metropolregion München e.V. steht, sollte 
im 2. Tiret der gemeinte räumliche Umgriff der 
„Metropolregion München“ gewählt werden. 
 
Herr Gränzer 
 
Der fünfte Spiegelstrich ist zu streichen. Die Teilräume 
der Region sind nicht gleichwertig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Neubiberg 

Landkreis Erding, Gemeinde Pastetten 
 
Der Regionale Planungsverband München (RPV), als 
Vertreter seiner Mitglieder, ist Mitglied der EMM. 
Kooperation über die administrativen Regionsgrenzen 
hinaus wird immer wichtiger. Die EMM ist hierfür ein 
wichtiges Gremium. 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Es wird vorgeschlagen, statt „EMM“ „Metropolregion 
München“ zu schreiben. 
 
 
 
Herr Gränzer 
 
Gleichwertig heißt nicht gleichartig. Gleichwertig 
bedeutet, dass alle Teilräume regionalplanerisch gleich 
wichtig sind. Es gibt kein „besser“ oder „schlechter“ und 
kein „unbedeutend“.  Allen Bürgern der Region soll, 
unabhängig von ihrem Wohnort, Zugang zu Arbeit, 
Bildung, Versorgung, Wohnraum und Erholung 
ermöglicht werden (vgl. auch Leitbild des LEP). Eine 
gleichwertige Chance auf Teilhabe an den 
Daseinsgrundfunktionen ist Leitprinzip bayerischer 
Landes- und Regionalplanung.  
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Der eher gesellschaftspolitische Begriff „weltoffen“ sollte 
durch „international stark verflochten“ ersetzt werden. 
 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Die Räume in der Region sind weder „gleich“ noch 
„gleichwertig“, sondern sehr unterschiedlich geprägt. Es 
ist eine Formulierung zu finden, dass alle Räume – trotz 
ihrer Unterschiedlichkeit – einen gleichberechtigten 
Anspruch auf Entwicklung haben. 
 
Bund Naturschutz 
 
Zur erforderlichen Reduzierung des Flächenverbrauchs 
passt es nicht, dass in der Präambel betont wird, dass 
alle Räume der Region „gleichwertige 
Entwicklungsmöglichkeiten und gleichwertige 
Einrichtungen der Daseinsvorsorge haben“ sollen. Es 
kann nicht jeder Ort alles haben. 
 

Gemeinde Neubiberg 
 
Mit der Präambel sollen in allgemeinverständlicher Form 
die Leitlinien der regionalen Entwicklung beschrieben 
werden. Der Begriff „weltoffen“ drückt aus, wie sich die 
Region nach innen und außen darstellen möchte. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Gleichwertig heißt nicht gleichartig. Der 
„gleichberechtigte“ Anspruch auf Entwicklung und 
Daseinsvorsorge wird in Satz 2 zum Ausdruck gebracht. 
 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Gleichwertig heißt nicht gleichartig. Es geht um einen 
gleichberechtigten Anspruch auf Entwicklung und 
Daseinsvorsorge. Es widerspricht den Prinzipien der 
Regionalplanung, Teilräume zu benachteiligen.  
 

 
A I HERAUSFORDERUNGEN DER REGIONALEN ENTWICKLUNGEN 
 
1 Siedlung und Mobilität 

 
G 1.1 Die punkt-axiale, radiale Raumstruktur soll weiterentwickelt 

werden. Dazu sollen kompakte, integrierte und teilräumlich 
ausgewogene Strukturen  geschaffen werden.   

 

Landeshauptstadt München 
 
Das Kapitel A I kann komplett entfallen, wenn die 
allgemeinen Inhalte in die Präambel und die konkreten 
Festlegungen in die Kapitel B I bis B V gezogen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Langfristig sollte die monozentrisch-radiale Raumstruktur 
in eine polyzentrische Raumstruktur übergeführt werden, 

Landeshauptstadt München 
 
Die Struktur und Gliederung des 
Fortschreibungsentwurfs mit Präambel, Überfachlichem 
Teil A I und den Fachkapiteln ist das Ergebnis von 
mehreren Workshops und Kommissionssitzungen. Am 
12.03.15 war die Struktur zusammen mit den inhaltlichen 
Eckpunkten auch im Planungsausschuss vorgestellt 
worden. Diese Struktur und Gliederung sollte jetzt nicht 
wieder umgeworfen werden. Mit dem Vorschlag der 
Landeshauptstadt München würde der Regionalplan 
auch an formaler Verbindlichkeit einbüßen. Die erstmals 
formulierte „Präambel“ hat lediglich informellen, 
beschreibenden Charakter. Dagegen sind Grundsätze 
vorgegebene Abwägungsdirektiven und Ziele 
verbindliche, abschließend abgewogene Vorgaben. Mit 
dem Vorschlag der Landeshauptstadt würden informelles 
und formelles vermengt. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Aus regionalplanerischer Sicht wird diesem Ansatz im 
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insbesondere um die verkehrlichen Herausforderungen 
der Zukunft meistern zu können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Neufahrn 
 
Die Fortschreibung des Regionalplans verpasst die 
Gelegenheit, planerisch einen alternativen Ansatz zur 
Orientierung der Raumentwicklung auf das dominante 
Zentrum München auszugestalten. 
 
 
 
 
 

Grundsatz zugestimmt. Jedoch sollte nicht der Eindruck 
vermittelt werden, die bestehende Raumstruktur ließe 
sich kurz- bis mittelfristig in eine grundlegend andere 
Struktur überführen. Zutreffender Weise spricht das 
Landratsamt Dachau ja auch von „langfristig“. 
Raumstrukturen sind sehr beharrlich. Auch wird die 
Größenordnung der prognostizierten Einwohner- und 
Arbeitsplatzzuwächse keine grundlegend neue 
Siedlungsstruktur bedingen. Eine punkt-axiale Struktur 
hat durchaus auch Vorteile. (Ein Nachteil ist, wenn diese 
ausschließlich monozentral orientiert ist.) 
Verkehrszuwächse lassen sich bei einer punkt-axialen 
Struktur, Infrastrukturausbau vorausgesetzt, 
raumverträglich bewältigen, Freiräume können erhalten 
werden. Dieses System weiterzuentwickeln zu mehr 
Polyzentralität und das radiale, monozentrische System 
durch Tangenten zu ergänzen, erscheint daher als die 
zutreffendste strategische Beschreibung und Zielsetzung. 
 
Gemeinde Neufahrn 
 
Regionalplanung kann Visionen entwickeln, darf dabei 
aber nicht die Realität aus den Augen verlieren. Realität 
ist die monozentrisch-radiale Raumstruktur. Diese wird 
weiter Bestand haben. Auch die prognostizierten 
Einwohner- und Arbeitsplatzzuwächse bedingen keine 
grundlegend andere Struktur, welche auch Vorteile hat, 
da sich Verkehrszuwächse (Infrastrukturausbau 
vorausgesetzt) raumverträglich abwickeln und Freiräume 
in den Achsenzwischenräumen erhalten lassen. 
Realistische Zielsetzung ist es daher, diese Raumstruktur 
durch Tangenten und Stärkung insbesondere der 
Mittelzentren und der Oberzentren (Freising und Erding) 
zu mehr Polyzentralität weiterzuentwickeln. Die 
dominierende Rolle und Bedeutung von München wird 
die Regionalplanung dabei weder abschaffen können, 
noch wollen. 
 

G 1.2 Die regionalen Erreichbarkeiten sollen verbessert werden. 
 

Gemeinde Ottobrunn, Herr Gränzer 
 
Dies sollte verständlicher formuliert werden. Was sind 
Erreichbarkeiten? 
 
 
 

Gemeinde Ottobrunn, Herr Gränzer 
 
„Erreichbarkeit“ steht für das Angebot und die Qualität 
der verkehrlichen Anbindung bzw. den zu leistenden 
Aufwand, um für die Aktivitäten der 
Daseinsgrundvorsorge von A nach B zu kommen. 
„Erreichbarkeit“ ist gängiger Begriff und Kriterium in der 
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Gemeinde Pastetten 
 
Die Anbindung durch den ÖPNV an die große Kreisstadt 
und an den Flughafen sollte nach Möglichkeit verbessert 
werden. 
 

Verkehrsplanung (vgl. z.B. „Erreichbarkeitsatlas“ der 
TUM) und in der Begründung Zu G 1.2 ausführlich 
erläutert. 
 
Gemeinde Pastetten 
 
Diesem Anliegen dient der Regionalplan. 
 

G 1.3 Tangentialverkehre sollen gestärkt werden. 
 

Gemeinde Aying 
 
Hier sollte ergänzt werden, „insbesondere bei den 
Außenästen“. Dies dient der Schaffung einer ringförmigen 
Netzstruktur mit guten Querverbindungen der Außenäste. 
 
 
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Zur Stärkung der Tangentialverkehre kann auch der 
Fahrradverkehr beitragen. Dabei sind die Freiräume in 
ihrer Funktion zu erhalten. 
 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Entsprechen der Begründung sollte von ÖPNV-
Tangentialverkehren gesprochen werden. 
 
 
 
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Eine Tangentialverbindung durch einen Autobahnsüdring 
wird kategorisch abgelehnt. 
 
 
Stadt Freising 
 
Es wird angeregt, G 1.3 wie folgt zu ergänzen: „Hierfür 
soll die landkreis- und gemeindeübergreifende 
Zusammenarbeit verstärkt werden.“ 
 

Gemeinde Aying 
 
Dem Anliegen der Gemeinde wird mit B III 2.5 
entsprochen. Dort sind insbesondere die 
Tangentialverkehre zwischen den Schienenhalten der 
Außenäste an den angesprochen. A I G 1.3 spricht das 
allgemeine Erfordernis der Tangentialverkehre an. 
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Mit dem Ausbau tangentialer Verbindungen wird sich der 
Siedlungsdruck auf die radialen Zwischenräume 
erhöhen. Dies zeigt, dass es wichtig ist, am regionalen 
Grünzugsnetz festzuhalten.  
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Die im überfachlichen Teil angesprochenen 
Herausforderungen  im Bereich Siedlung und Mobilität 
sind bewusst allgemein gehalten, auch wenn die 
Begründung auf die ÖPNV-Tangenten fokussiert, welche 
vorzugsweise zu realisieren sind. Dies wird auch durch B 
III G 2.1.1 deutlich. 
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Ein Autobahnsüdring ist im Regionalplan nicht 
thematisiert. Die Stärkung tangentialer Verkehre soll 
vorzugsweise im ÖPNV erfolgen (siehe auch B III G 
2.1.1). 
 
Stadt Freising 
 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung Zu G 1.3 wie 
folgt zu ergänzen: „Bei der Schaffung tangentialer 
Busverbindungen soll die landkreis- und 
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gemeindeübergreifende Zusammenarbeit verstärkt 
werden.“ 
 

G 1.4 Bestehende und zu schaffende Infrastrukturen sollen effektiv 
genutzt werden. 

 

Gemeinde Aying 
 
Hierzu sind Hemmnisse im Tarifsystem an den 
Außenästen des S-Bahn-Netzes zu beseitigen. 
 

Gemeinde Aying 
 
Siehe hierzu B III G 2.1.2; ergänzend wird darauf 
hingewiesen, dass beim MVV sich eine Arbeitsgruppe 
(u.a. mit dem Ebersberger Landrat Niedergesäß) dieser 
Problematik angenommen hat. 
 

G 1.5 Die Freiräume sollen gesichert werden. 
 

Landkreis Erding, Gemeinde Wörth 
 
Bei den vielfältigen Nutzungsansprüchen, insbesondere 
auch durch den Bedarf an Ausgleichs- und Ersatzflächen 
ist ein mindestens regionsweites 
Ausgleichsflächenmanagement anzustreben. Dabei sind 
die Erfordernisse der bäuerlichen Landwirtschaft 
besonders zu berücksichtigen.  
 
Landkreis Erding 
 
Der letzte Satz in der Begründung Zu G 1.5 ist zu 
streichen. Der sorgfältige Umgang mit Freiflächen ist nicht 
nur ein Bedürfnis der Landeshauptstadt München und 
einzelner Landkreise. 
 

Landkreis Erding, Gemeinde Wörth 
 
Es wird vorgeschlagen, dies in der Begründung Zu B IV Z 
6.2 zu ergänzen. 
 
 
 
 
 
Landkreis Erding 
 
Es wird vorgeschlagen, den letzten Satz in der 
Begründung zu streichen. 

 
 
2                    Demographischer Wandel und soziale Struktur 
 
G 2.1 Die Vorteile des Zuzugs in die Region sollen genutzt, 

Integrationsanstrengungen sollen erhöht werden. 
 
 

  
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Die Integration zuwandernder Menschen sollte als Ziel 
festgesetzt werden. In der Begründung sind die 
Maßnahmen, die die Integration fördern sollen 
aufzuführen. 

 
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Der Regionalplan ist kein Instrument der Sozialpolitik, 
sondern ein Raumnutzungskonzept. Dabei ist es wichtig, 
ein grundsätzliches Statement zur Zuwanderung zu 
setzen. Dieses lautet, Zuwanderung als Chance für die 
weitere regionale Entwicklung zu begreifen und hat 
Grundsatzcharakter. Für die Festlegung als Ziel ist diese 
allgemeine regionalplanerische Positionierung zu 
unbestimmt und zu unkonkret. Die Auflistung konkreter  
Integrationsmaßnahmen in Bildungs- und 
Arbeitsmarktpolitik und diese als Ziel festzuschreiben, 
würde den Regionalplan inhaltlich überfrachten und 
entspräche nicht seinem überfachlichen 
Raumordnungscharakter. Der Regionalplan ist kein 
Fachkonzept für Integration. 
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G 2.2 Voraussetzungen für sozial ausgewogene, identitätsstiftende 

Strukturen sollen geschaffen werden. Auf bezahlbaren 
Wohnraum soll hingewirkt werden. 

 

Landkreis Erding, Gemeinde Pastetten  
 
Der dritte Satz der Begründung lautet: „Die Stadt 
München verzeichnet die mit Abstand höchsten Miet- und 
Immobilienpreise Deutschlands.“ Dieser Satz ist zu 
streichen, auch außerhalb Münchens sind die Miet- und 
Immobilienpreise hoch.  
 
Landratsamt Starnberg, Gemeinde Inning, Gemeinde 
Herrsching, Gemeinde Pöcking, Gemeinde Tutzing 
 
Trotz vielfältiger Bemühungen ist die Schaffung von 
ausreichend bezahlbarem Wohnraum, der die Nachfrage 
deckt mittelfristig unrealistisch. 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Dieser Grundsatz soll zum Ziel aufgewertet und in „B II 
Siedlung und Freiraum“ verschoben werden. 
 
 
 
 
 
 
Markt Au i. d. Hallertau 
 
Es fehlen Hinweise zum sozialen Wohnungsbau. 
  

Landkreis Erding, Gemeinde Pastetten 
 
Es wird vorgeschlagen, den dritten Satz der Begründung 
zu streichen. 
 
 
 
 
Landratsamt Starnberg, Gemeinde Inning, Gemeinde 
Herrsching, Gemeinde Pöcking, Gemeinde Tutzing  
 
In der Region München ist die Schaffung von 
bezahlbarem Wohnraum mindestens schwierig. Das 
sollte nicht bedeuten,  Anstrengungen einzustellen. Es 
gibt vielfältige Konzepte/Modelle und Förderprogramme, 
die Kosten im Wohnungsbau zu dämpfen. Der PV 
informiert aktuell. in einer Veranstaltungsreihe über 
Ansätze und Möglichkeiten. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Es sollte bei der erarbeiteten und beschlossenen Struktur 
des Regionalplan-Entwurfs bleiben. Die Schaffung von 
bezahlbarem Wohnraum als verbindliche Festlegung 
erscheint problematisch. Dies scheitert schon an der 
Frage, wer, wann, wie in die Pflicht genommen werden 
soll. Mehr als „hinwirken“ kann man wohl nicht 
(„hinwirken“ bedeutet Grundsatz).  
 
Markt Au i. d. Hallertau 
 
Allgemeine Hinweise finden sich in der Begründung Zu A 
I G 2.2. Nähere Informationen finden sich in der 
Broschüre „Bezahlbarer Wohnraum in der Region 
München – Informationen für Kommunen“ des 
Planungsverbandes Äußerer Wirtschaftsraum München. 
Auf entsprechende Hinweise im Regionalplan wurde 
verzichtet, da sich Fördermodalitäten und 
Fördermöglichkeiten schnell ändern. 
 

 
G 2.3 Nachhaltige, zukunftsfähige Strukturen der Daseinsvorsorge und 

der Erreichbarkeit sollen entwickelt, einseitige Abhängigkeiten 
sollen vermieden werden. Infrastrukturelle Bedürfnisse älterer 
Menschen sollen verstärkt berücksichtigt werden.  

Landeshauptstadt München 
 
Dieser Grundsatz soll in B II 2 verschoben werden. 

Landeshauptstadt München 
 
Es sollte bei der erarbeiteten und beschlossenen Struktur 
des Regionalplan-Entwurfs bleiben. 
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3                    Wettbewerbsfähigkeit 
 
G 3.1 Wettbewerbsstärkende harte und weiche Standortvorteile sollen 

ausgebaut werden. 
 

Gemeinde Gröbenzell 
 
Kultur- und Freizeitangebote sind weiche Standortvorteile 
und insbesondere außerhalb der Landeshauptstadt 
München zu fördern. Durch innerregionale 
Abstimmungsprozesse können Synergien erzeugt 
werden. 
 

Gemeinde Gröbenzell 
 
Es wird vorgeschlagen, in Satz 5 der Begründung Zu G 
3.1/3.2 „kultureller“ zu ergänzen. 

G 3.2 Die Attraktivität und die Leistungsfähigkeit der Region soll 
gesichert und weiterentwickelt werden. 

 

Gemeinde Aying 
 
Dazu gehört: Ausbau der S-Bahn-Außenäste und 
Schaffung einer Ringstruktur, Vereinfachung des 
Tarifsystems und Erweiterung des MVV-Gebietes. 
 

Gemeinde Aying 
 
Siehe hierzu: A I G 1.3, B III G 2.1.2, Z 2.3.2, Z 2.5.1 und 
Z 2.5.2;  

G 3.3 Die Vernetzung und die Zusammenarbeit der Kommunen und der 
regionalen Akteure soll intensiviert werden. Durch gemeinsame, 
regionale Zielsetzungen und Forderungen soll ein Mehrwert 
erzielt werden. 

 

  

G 3.4 Die Vorteile und Synergieeffekte interregionaler Abstimmung und 
Zusammenarbeit sollen genutzt werden. 

 

  

4       Klimawandel und Lebensgrundlagen 
 
G 4.1 Die Region soll integriert und ressourcensparend weiterentwickelt 

werden. 
 

Bund Naturschutz 
 
Vor dem Hintergrund des Klimawandels habe Freiflächen 
und Grünzüge steigende Bedeutung. Angesichts der 
herausragenden Bedeutung des Flächenschutzes sollte 
G 4.1 als Ziel festgelegt werden. 
 

Bund Naturschutz 
 
Mit dem Ziel 4.3 wird dem Anliegen des Bundes 
Naturschutz hinreichend Rechnung getragen. 

G 4.2 Freiflächen und ihre Funktionen sollen erhalten und geschützt 
werden. 

 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
In der Begründung sollte bei der Nennung der Funktionen 
der Freiflächen durch „und“ Waldflächen ergänzt werden.  
 
 
 
Landkreis Erding 
 
Bei den vielfältigen Nutzungsansprüchen, insbesondere 
auch durch den Bedarf an Ausgleichs- und Ersatzflächen 
ist ein mindestens regionsweites 
Ausgleichsflächenmanagement anzustreben. Dabei sind 
die Erfordernisse der bäuerlichen Landwirtschaft 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
„Freiflächen“ ist der Oberbegriff und schließt Waldflächen 
mit ein. Im zweiten Satz der Begründung wird bereits 
explizit von „land- und forstwirtschaftlichen Flächen“ 
gesprochen. Die funktionale Bedeutung der Waldflächen 
ist klar ableitbar. 
 
Landkreis Erding 
 
Es wird vorgeschlagen, dies in der Begründung Zu B IV Z 
6.2 zu ergänzen. 
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besonders zu berücksichtigen. 
 
Bund Naturschutz 
 
Vor dem Hintergrund des Klimawandels habe Freiflächen 
und Grünzüge steigende Bedeutung. Angesichts der 
herausragenden Bedeutung des Flächenschutzes sollte 
G 4.2 als Ziel festgelegt werden. 
 

 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Mit dem Ziel 4.3 wird dem Anliegen des Bundes 
Naturschutz hinreichend Rechnung getragen. 
 
 

Z 4.3 Klimatisch bedeutsame Freiflächen und wichtige Freiflächen zur 
Pufferung extremer Wetterereignisse sind zu erhalten.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
Hier fehlt der Wald als Retentionsfläche. 
 
 
 
 
 
 
 
Flughafen München 
 
Z 4.3 sollte als ermessensleitender Grundsatz formuliert 
werden. Für ein Ziel ist Z 4.3 zu unbestimmt. Zudem 
dürfte eine Zielfestlegung nicht erforderlich sein, da die 
Bewältigung konkreter Konflikte im Zuge der Abwägung 
geboten, aber auch ausreichend ist. 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Sofern keine nähere Klassifizierung und Verortung dieser 
bedeutsamen Freiflächen gelingt, ist Z 4.3 als Grundsatz 
zu definieren.  
 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
„Freiflächen“ ist der Oberbegriff und schließt Waldflächen 
mit ein. Es ergibt sich kein inhaltlicher Mehrwert, den 
Begriff „Freiflächen“ jeweils durch „und Waldflächen“ zu 
ergänzen. Dann müsste man jeweils konsequenterweise 
auch alle anderen relevanten Freiflächenarten mit 
benennen (wie z.B. auch landwirtschaftliche Flächen, 
etc.). Die funktionale Bedeutung der Waldflächen ist klar 
ableitbar.  
 
Flughafen München 
 
4.3 ist als Ziel hinreichend bestimmt bzw. bestimmbar. 
U.a. bietet das Landschaftsentwicklungskonzept für die 
Region München eine fachlich fundierte 
Bewertungsgrundlage. Bei den im regionalen Maßstab 
klimatisch bedeutsamen Freiflächen handelt es sich 
insbesondere um das System der regionalen Grünzüge. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Bei den im regionalen Maßstab klimatisch bedeutsamen 
Freiflächen handelt es sich insbesondere um das System 
der regionalen Grünzüge. 
Darüber hinaus bietet das 
Landschaftsentwicklungskonzept für die Region 
München zusammen mit den kommunalen Erkenntnissen 
vor Ort eine gute Grundlage für eine zielkonforme 
Umsetzung. 
 

 Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Als Grundsätze sind zu ergänzen: 
„Es ist in Stoffkreisläufen zu denken, d.h. bereits genutzte 

Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Es wird vorgeschlagen, dies in der Begründung zu 
ergänzen. 
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Ressourcen sind weiter zu nutzen, bzw. zu recyceln und 
nicht zu entsorgen und zu beseitigen.“ 
 
 
 
„Neben der Reduzierung von neu versiegelten Flächen 
sind zusätzliche Maßnahmen zur Entsiegelung von 
bereits versiegelten Flächen zu ergreifen.“ 
 
 
 
 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Im Hinblick auf erforderliche bauliche Entwicklungen 
müssen Abwägungs- und Ermessensentscheidungen 
möglich sein. Ggf. sollte deshalb Z 4.3 als Grundsatz 
formuliert werden. 
 

 
 
 
 
 
 
Eine ressourcenschonende, flächensparende 
Entwicklung ist als „roter Faden“ im vorliegenden Entwurf 
enthalten (vgl. z.B. A I G 4.1, B II G 1.2, Z 4.1 usw.). Eine 
ressourcenschonende, flächensparende Entwicklung 
beinhaltet immer auch die Entsiegelung bereits 
versiegelter Flächen, die so nicht mehr zwingend 
benötigt werden. Ebenso wichtig kann auch eine 
sinnvolle Umnutzung bereits versiegelter Flächen sein. In 
der Begründung wird dies zum Ausdruck gebracht. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Die Verbauung und Versiegelung klimatisch 
bedeutsamer Freiflächen und/oder wichtiger Freiflächen 
zur Pufferung extremer Wetterereignisse wäre grob 
fahrlässig. 
 

A II ZENTRALE ORTE 
 
 Die Fortschreibung des Kapitels „Zentrale Orte“ soll bis Vorlage der 

LEP-Fortschreibung zurückgestellt werden. Dabei sind die 
statistischen Grundlagen des LEP-Fortschreibungsentwurfs unter 
Berücksichtigung der regionalen Besonderheiten der Region 
München kritisch zu prüfen.  

 

Gemeinde Oberding 
 
Trotz Zurückstellung des Kapitels „Zentrale Orte“ bis zur 
nächsten LEP-Fortschreibung wird darauf hingewiesen, 
dass bereits im Zusammenhang mit der letzten LEP-
Fortschreibung die Stellungnahme der Gemeinde 
Oberding nicht berücksichtigt wurde. Die Zuordnung zum 
ländlichen Raum wird der Entwicklung der Gemeinde 
Oberding in keiner Weise gerecht. 
 
Gemeinde Kranzberg 
 
Die Gemeinde Kranzberg möchte Kleinzentrum werden. 
Die Kriterien würden erfüllt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gemeinde Oberding 
 
Die Gebietskategorien „Ländlicher Raum“, 
„Verdichtungsraum“ werden im LEP, einer Verordnung 
der Bayerischen Staatsregierung, festgelegt. Der 
Regionalplan München, eine Verordnung der Kommunen 
der Region München, kann die im LEP getroffene 
Zuordnung/Festlegung nicht außer Kraft setzen bzw. 
ändern.  
 
 
Gemeinde Kranzberg 
 
Die Kategorie Kleinzentrum gibt es gemäß LEP nicht 
mehr. Die bisherigen Klein- und Unterzentren sowie die 
Siedlungsschwerpunkte werden zu Grundzentren. 
Aufstufungen nicht zentraler Orte zu Grundzentren sollen 
nur dann erfolgen, wenn diese Orte vergleichbare 
Bedeutung zu den bestehenden Grundzentren haben 
und einen Bedeutungsüberschuss gegenüber 
mitzuversorgende benachbarte nicht zentrale Orte 
aufweisen (überörtliche Versorgungsfunktion). Da 
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Gemeinde Petershausen 
 
Vorsorglich wird betont: Die Gemeinde Petershausen ist 
auf alle Fälle als Grundzentrum einzustufen und in den 
Verdichtungsraum aufzunehmen. Die Erweiterung des 
Nahbereichs (derzeit Petershausen und Vierkirchen) ist 
zu prüfen.  
 
Gemeinde Allershausen 
 
Die Zurückstellung des Kapitels „Zentrale Orte“ 
(Grundzentren) wird bedauert. Die Gemeinde hat 
zunehmend an Bedeutung gewonnen und nimmt 
aufgrund der gesamten Infrastruktur im westlichen 
Landkreis Freising eine zentrale Rolle ein. 
 
Gemeinde Hebertshausen 
 
Die Aufstufung zum Grundzentrum wird beantragt.  
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Hallbergmoos 
 
Die Fortschreibung des Kapitels „Zentrale Orte“ wird 
zurückgestellt. Gleichzeitig wird aber bei der 
Siedlungsentwicklung auf das Zentrale-Orte-System 
zurückgegriffen.  
 
 
 
 
 
 
 
Zur LEP-Fortschreibung des Zentrale-Orte-Systems 
wurde ein Gutachten beauftragt. Dieses liegt der  
Gemeinde nicht vor.  

Kranzberg von zentralen Orten umzingelt ist, kann in 
einer ersten Prüfung dieser Bedeutungsüberschuss 
(überörtliche Versorgungsfunktion) nicht gesehen 
werden. 
 
Gemeinde Petershausen 
 
Aktuell ist das Kleinzentrum Petershausen einem 
Grundzentrum gleichgestellt. Die Gebietskategorie 
„Verdichtungsraum“ wird im LEP festgelegt. Die 
Erweiterung des Nahbereichs ginge nur auf Kosten der 
nächstgelegenen zentralen Orte Markt Indersdorf, 
Allershausen und Dachau. 
 
Gemeinde Allershausen 
 
Aktuell ist das Kleinzentrum Allershausen einem 
Grundzentrum gleichgestellt. Eine Höherstufung müsste 
durch das LEP erfolgen. 
 
 
 
Gemeinde Hebertshausen 
 
Aufstufungen nicht zentraler Orte zu Grundzentren sollen 
nur dann erfolgen, wenn diese Orte vergleichbare 
Bedeutung zu den bestehenden Grundzentren haben 
und einen Bedeutungsüberschuss gegenüber 
mitzuversorgenden benachbarten nicht zentralen Orten 
aufweisen (überörtliche Versorgungsfunktion). In einer 
ersten Prüfung kann dies für Hebertshausen nicht 
festgestellt werden. 
 
Gemeinde Hallbergmoos 
 
Eine Fortschreibung der Grundzentren im Regionalplan 
macht erst Sinn, wenn über die höherstufigen zentralen 
Orte im LEP abschließend entschieden ist. Eine 
Zurückstellung der Fortschreibung bedeutet aber nicht, 
dass es keine rechtskräftigen zentralen Orte gibt. Auch 
ändert dies nichts an der grundsätzlichen Funktion 
zentraler Orte, überörtliche Versorgungsaufgaben 
wahrzunehmen. Daraus lässt sich u.a. ableiten bzw. wird 
der regionalplanerische Schluss gezogen, dass in 
zentralen Orten, also auch in Hallbergmoos, eine 
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„NordAllianz“ (Kommunen Eching, Garching, 
Hallbergmoos, Ismaning, Neufahrn, Oberschleißheim, 
Unterföhring, Unterschleißheim) 
 
Die Kommunen der Nordallianz bitten um Unterstützung 
als Mittelzentren bzw. Mehrfachzentren ausgewiesen zu 
werden. Die Kommunen der Nordallianz erfüllen bereits 
heute mittelzentrale Funktionen. Durch 
überdurchschnittliche Vernetzung untereinander erfüllen 
die Kommunen der Nordallianz eine wichtige 
Voraussetzung für die Bildung von Mehrfachzentren.  
 
In der Stellungnahme der Gemeinde Neufahrn vom 
23.08.16 wird allerdings der planungstheoretische Sinn 
dieses Ansinnens bezweifelt. 
 
Gemeinde Langenbach  
 
Langenbach erfüllt die Zentralitätskriterien und sollte als 
Kleinzentrum ausgewiesen werden. 
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Für die Gemeinde wäre es wichtig, klare Regelungen zu 
erhalten. Es ist kaum denkbar, dass sich die Gemeinde 
dem Wettbewerb stellen soll, wenn keine Möglichkeiten 
bestehen, auch großflächigen Einzelhandel anzuziehen 
unter Berücksichtigung einer Verknüpfung zur 
Landeshauptstadt München. 
 

verstärkte Siedlungsentwicklung zulässig sein muss.   
 
Auch dem RPV liegt das Gutachten nicht vor. 
 
 
 
„NordAllianz“ 
 
Im Fortschreibungs-Entwurf des LEP, in welchen 
Mittelzentren ausgewiesen werden, sind die Kommunen 
der NordAllianz als Grundzentren eingestuft. Es wird 
davon ausgegangen, dass die Kommunen ihre 
Forderung im  Anhörverfahren zur Fortschreibung des 
LEP vorgebracht haben.   
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Langenbach 
 
U.a. aufgrund seiner Verkehrsgunst wird vorgeschlagen, 
Langenbach als Grundzentrum festzulegen.  
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Aktuell ist Unterhaching einem Grundzentrum 
gleichgestellt. Als solches kommt Unterhaching für die 
Ansiedlung von großflächigem Einzelhandel in Frage.   
 
 

B I NATÜRLICHE LEBENSGRUNDLAGEN 
 
 Das Kapitel „Natürliche Lebensgrundlagen“ wurde aktuell 

fortgeschrieben und trat als „Siebte Verordnung zur Änderung des 
Regionalplans München“ zum 01.11.2014 in Kraft. Es soll daher 
weitgehend unverändert bleiben.  

 
 

Stadt Grafing 
 
Die Stadt Grafing verweist auf ihre Stellungnahme vom 
25.10.2012 zur seit dem 01.11.2014 rechtskräftigen 
„Siebten Verordnung zur Änderung des Regionalplans 
München“ und lehnt das Kapitel „B I Natürliche 
Lebensgrundlagen“ durchgehend ab: 
 
Die erheblich ausgeweiteten landschaftlichen 
Vorbehaltsgebiete sind entbehrlich. Das bestehende 
Schutzgebietsnetz ist dicht genug. Die Planungshoheit 

Stadt Grafing 
 
Das Kapitel B I ist erst kürzlich grundlegend überarbeitet 
worden. Es soll nicht erneut geändert werden.  
 
Gleichwohl wird noch mal darauf hingewiesen, dass die 
regionalen Planungsverbände gemäß LEP zwingend 
verpflichtet sind, Gebiete mit besonderer Bedeutung für 
Naturschutz und Landschaftspflege als landschaftliche 
Vorbehaltsgebiete auszuweisen. Die Ausweisungen 
erfolgten auf der Grundlage umfassender ökologischer 
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wird damit in unverhältnismäßigem Umfang 
eingeschränkt und verletzt. Dringend notwendige 
Gewerbeflächen könnten nicht mehr ausgewiesen 
werden. Gleiches gilt für potenzielle 
Wohnsiedlungsflächen. 
 
Nach der Zielfestlegung darf der regionale Biotopverbund 
nicht durch Siedlungsvorhaben und größere 
Infrastrukturvorhaben unterbrochen werden. Es wird 
gebeten, Hochwasserschutzmaßnahmen als zulässig zu 
erklären. 
 
Gemeinde Pliening 
 
Aus dem Grundsatz B I G 1.2.1 zu landschaftlichen 
Vorbehaltsgebieten ließe sich im Umkehrschluss folgern, 
dass die darin enthaltenen Punkte außerhalb der 
Vorbehaltsgebiete nicht gelten, was im Widerspruch zu 
bundesrechtlichen Regelungen stünde. Konkret stellt das 
landschaftliche Vorbehaltsgebiet nördlich von Pliening 
und Landsham einen massiven Eingriff in die 
gemeindliche Planungshoheit dar. Sie sind ersatzlos zu 
streichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Maisach 
 
Aussagen zum entlang der Maisach verlaufenden 
überörtlichen Biotopverbundsystem sollten ergänzt 
werden. 
 

Bestandsaufnahmen und Bewertungen des LEK. 
Als Grundsätze der Raumordnung sind die 
landschaftlichen Vorbehaltsgebiete der planerischen 
Abwägung der Stadt Grafing zugängig. Die Behauptung, 
keine Siedlungsflächen mehr ausweisen zu können, ist 
falsch. 
 
Dass Hochwasserschutzmaßnahmen  i.d.R. dem 
Biotopverbund nicht entgegenstehen, war auf Bitten der 
Stadt Grafing zusätzlich in die Begründung 
aufgenommen worden. 
 
Gemeinde Pliening 
 
Das Kapitel B I ist erst kürzlich grundlegend überarbeitet 
worden. Es soll nicht erneut geändert werden.  
 
Gleichwohl wird noch mal darauf hingewiesen, dass die 
regionalen Planungsverbände gemäß LEP zwingend 
verpflichtet sind, Gebiete mit besonderer Bedeutung für 
Naturschutz und Landschaftspflege als landschaftliche 
Vorbehaltsgebiete auszuweisen. Die Ausweisungen 
erfolgten auf der Grundlage umfassender ökologischer 
Bestandsaufnahmen und Bewertungen des LEK. Der 
Grundsatz B I G 1.2.1 bezieht sich auf landschaftliche 
Vorbehaltsgebiete. Für die Gebiete außerhalb trifft der 
Regionalplan keine diesbezüglichen Aussagen. Wieso 
dies den bundesrechtlichen Regelungen widersprechen 
sollte, kann nicht nachvollzogen werden, denn dann 
müssten sämtliche Bereiche, zu denen der Regionalplan 
keine Festlegungen trifft, bestehenden anderweitigen 
Normen widersprechen.  
Als Grundsätze der Raumordnung sind die 
landschaftlichen Vorbehaltsgebiete der planerischen 
Abwägung der Gemeinde Pliening zugängig. Sie stellen 
keinen massiven Eingriff in die gemeindliche 
Planungshoheit dar. 
 
Gemeinde Maisach 
 
Das Kapitel B I ist erst kürzlich grundlegend überarbeitet 
worden. Es soll nicht erneut geändert werden. Zu den 
einzelnen Biotopachsen des überörtlichen und regionalen 
Biotopverbundsystems sind keine speziellen Ziele oder 
Grundsätze festgelegt.  
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Stadt Ebersberg 
 
Die Festlegung des landschaftlichen Vorbehaltsgebietes 
darf nicht die Umsetzung einer möglichen 
Umgehungsstraße von Süden nach Norden behindern. 
 
 
 
Flughafen München 
 
Die Darstellung des überörtlichen und regionalen 
Biotopverbundsystems beinhaltet auch den Gewässerlauf 
von Ludwigskanal/Goldach im Süden, Westen und 
Norden des Flughafengeländes. Die Teilstrecke unter den 
Flugbetriebsflächen der Start- und Landebahn Süd ist 
allerdings verrohrt und sollte daher entfallen. 
 
Gemeinde Aschheim 
 
Das landschaftliche Vorbehaltsgebiet für den 
Mühlenbereich und das landschaftliche Vorbehaltsgebiet 
für den Bereich Kieswerk Schöndorfer/Bayerische 
Asphaltmischwerke  südlich des Aschheimer 
Speichersees sollen zurückgenommen werden. 
 
„NordAllianz“ 
 
Gegen den Fortschreibungsentwurf B I, B II, B III 5 
werden nur dann keine Anregungen und Bedenken 
vorgetragen, wenn die Festsetzungen nicht die 
Planungshoheit der Kommunen einschränken. 
 
 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Auf die Stellungnahmen vom 15.06.10, 30.10.12 und 
31.07.13 wird verwiesen. U.a. wird die Forderung nach 
landschaftlichen Vorranggebieten wiederholt. Auch wird 
darauf hingewiesen, dass die Landschaftsräume dringend 
eines konsequenteren Schutzes ihrer Funktionsfähigkeit 
und ihrer Fläche bedürfen.  

 
Stadt Ebersberg 
 
Die landschaftlichen Vorbehaltsgebiete und das erst 
kürzlich grundlegend überarbeitete Kapitel B I sind nicht 
Gegenstand dieser Fortschreibung. Es wird aber darauf 
hingewiesen, dass landschaftliche Vorbehaltsgebiete als 
Grundsätze der Raumordnung der planerischen 
Abwägung zugänglich sind. 
 
Flughafen München 
 
Das im Zuge der Siebten Verordnung zur Änderung des 
Regionalplans München festgelegte 
Biotopverbundsystem ist nicht Gegenstand dieser 
Fortschreibung. Es wird vorgeschlagen, den 
Biotopverbund im Zuge einer späteren Fortschreibung zu 
überprüfen. 
 
 
Gemeinde Aschheim 
 
Landschaftliche Vorbehaltsgebiete sind nicht Bestandteil 
dieser Fortschreibung. 
 
 
 
 
„NordAllianz“ 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass „B I (Neufassung), B II 
(Änderungen und Ergänzungen) und B III 5 (Neu)“ als 7. 
Verordnung zur Änderung des Regionalplans der Region 
München zum 01.11.2014 in Kraft getreten ist.  
Generell gilt, die formulierten Ziele und Grundsätze des 
Regionalplans greifen nicht in unzulässiger Weise in die 
Planungshoheit der Kommunen ein. 
 
Bund Naturschutz 
 
Das Kapitel B I ist erst kürzlich grundlegend überarbeitet 
worden. Es soll nicht erneut geändert werden. 
Gleichwohl wird darauf hingewiesen, dass die Belange, 
für die im Regionalplan Vorrang- und Vorbehaltsgebiete 
festgelegt werden können, abschließend im LEP genannt 
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Regierung von Oberbayern 
 
Da das Kapitel B I nicht Gegenstand der vorliegenden 
Fortschreibung ist, werden für eine zukünftige 
Fortschreibung zur Implementierung weiterer 
Klimaanpassungsinhalte Hinweise gegeben: 
 
Durch die Klimaerwärmung verschieben sich die 
Lebensräume von Pflanzen und Tieren. 
Wanderungsbewegungen werden verstärkt notwendig. 
Sicherung und Entwicklung von Biotopverbundachsen 
und von unzerschnittenen Freiräumen haben dadurch 
besondere Bedeutung. 
 
Durch die Klimaerwärmung werden auch 
Überschwemmungen zunehmen. Zur Verringerung des 
Schadenspotentials sollte die Gefahr extremer 
Hochwasserereignisse bei Planungen berücksichtigt 
werden. Es wäre zudem zielführend, im Regionalplan 
Festlegungen zu verankern, die eine gesamträumliche 
Betrachtung des vorsorgenden Hochwasserschutzes im 
Blick hat. 
 

sind (Art. 14, Abs. 2, Satz 3 BayLplG). Die Festlegung 
landschaftlicher Vorranggebiete im Regionalplan ist 
demnach nicht zulässig. 
 
Regierung von Oberbayern 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei 
einer zukünftigen Regionalplan-Fortschreibung von 
Kapitel B I berücksichtigt werden. 
  

Gemäß „LEP 7.2.4 Z“ sind wasserwirtschaftliche Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete zu ergänzen. 
 

Wasserwirtschaftsamt Weilheim 
 
Es sind gemäß LEP wasserwirtschaftliche Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete auszuweisen. 
 
 
 
 
Gemeinde Pliening 
 
Wie mit Beschluss des Gemeinderats vom 20.05.2010 
bereits ausgeführt, sind große Flächen nördlich von 
Pliening sowie zwischen Pliening und Poing als 
wasserwirtschaftliche Vorranggebiete geplant. Die 
Gemeinde Pliening sieht grundsätzlich keinen Bedarf an 
solchen Flächen im Gemeindegebiet und lehnt diese ab. 
 
 
 

Wasserwirtschaftsamt Weilheim 
 
Der Regionale Planungsverband München kommt dieser 
Vorgabe in einem abgekoppelten 
Fortschreibungsverfahren nach. Hierzu fand am 
13.06.2016 ein Gespräch mit der Wasserwirtschaft bei 
der ROB statt. Es wird vorgeschlagen,  bei der Regierung 
von Oberbayern einen Fachbeitrag anzufordern. 
 
Gemeinde Pliening 
 
Gemäß LEP-Vorgabe sind  in den Regionalplänen 
wasserwirtschaftliche Vorrang- und Vorbehaltsgebiete 
festzulegen. Dies soll in einem von diesem Verfahren 
abgekoppelten Verfahren erfolgen. Es wird 
vorgeschlagen,  bei der Regierung von Oberbayern einen 
Fachbeitrag anzufordern. 
  
Eine inhaltliche Äußerung erübrigt sich. 
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Wasserwirtschaftsamt Rosenheim 
 
Es sind gemäß LEP wasserwirtschaftliche Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete auszuweisen. 
 
 
 
 
 
Landesamt für Umwelt 
 
Die Regionalpläne sind bis August 2016 an das LEP 
anzupassen. Mit UMS vom 21.08.2015 wurde das LfU 
beauftragt, für die Anpassung des Kapitels 
Wasserwirtschaft Mustertexte zu erarbeiten. 
 
Landratsamt Fürstenfeldbruck 
 
Bei der Festlegung wasserwirtschaftlicher Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete ist das Wasserwirtschaftsamt München 
zu beteiligen. 
 
Gemeinde Weßling 
 
Es wird bedauert, dass das Thema wasserwirtschaftliche 
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete (LEP-Auftrag) noch nicht 
gelöst ist. 
 
 
 
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Die Gemeinde Unterhaching wird seit den 1960er Jahren 
durch die Stadtwerke München mit Trinkwasser versorgt. 
Durch Bescheid des Landratsamtes Garmisch-
Partenkirchen darf diese Versorgung in Zukunft nicht 
mehr erfolgen. Eine ausreichende Wasserversorgung der 
Ballungsräume muss auch in der Regionalplanung 
angemessenen Niederschlag finden. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Die festgesetzten Überschwemmungsgebiete(Amper, 

 
Wasserwirtschaftsamt Rosenheim 
 
Der Regionale Planungsverband München kommt dieser 
Vorgabe in einem abgekoppelten 
Fortschreibungsverfahren nach. Hierzu fand am 
13.06.2016 ein Gespräch mit der Wasserwirtschaft bei 
der ROB statt. Es wird vorgeschlagen,  bei der Regierung 
von Oberbayern einen Fachbeitrag anzufordern. 
 
Landesamt für Umwelt 
 
Bislang liegen keine Mustertexte vor. Eine Fristgerechte 
Berücksichtigung bis zur Anpassungsfrist August 2016 ist 
nicht möglich. 
 
 
Landratsamt Fürstenfeldbruck 
 
Dies erfolgt.  
 
 
 
Gemeinde Weßling 
 
Der Regionale Planungsverband München (RPV) kommt 
dieser Vorgabe in einem abgekoppelten 
Fortschreibungsverfahren nach. Hierzu fand am 
13.06.2016 ein Gespräch mit der Wasserwirtschaft bei 
der ROB statt. Es wird vorgeschlagen,  bei der Regierung 
von Oberbayern einen Fachbeitrag anzufordern. 
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Es wird zu prüfen sein, ob im Zuge der Festlegung von 
wasserwirtschaftlichen Vorrang- und Vorbehaltsgebieten, 
ein Ziel/Grundsatz über die ausreichende 
Wasserversorgung der Region München neu festzulegen 
ist. 
 
 
 
 
Landratsamt Dachau 
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Glonn) und die Wasserschutzgebiete sind zu 
berücksichtigen. 
 
 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Auf die Stellungnahmen vom 15.06.10, 30.10.12 und 
31.07.13 wird verwiesen. Diese enthalten Vorschläge für 
einen besseren Schutz der wasserwirtschaftlichen 
Belange, insbesondere zum Hochwasserschutz durch 
natürlichen Wasserrückhalt und die Sicherung von 
Uferstreifen. Gemäß LEP Z 7.2.4 sind Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete für die Wasserversorgung festzulegen.   
 
 
 
Regierung von Oberbayern 
 
Wasserwirtschaftliche Vorrang- und Vorbehaltsgebiete 
sind noch zu ergänzen. Der Fachbeitrag sollte zeitnah 
angefordert werden. 
 

Der RPV wird in einem abgekoppelten 
Fortschreibungsverfahren wasserwirtschaftliche Vorrang- 
und Vorbehaltsgebiete festlegen. Hierbei wird auch 
darüber zu entscheiden sein, inwieweit  
Wasserschutzgebiete und Überschwemmungsgebiete 
nachrichtlich darzustellen sind. 
 
Bund Naturschutz 
 
Der RPV wird der Vorgabe, im Regionalplan 
wasserwirtschaftliche Vorrang- und Vorbehaltsgebiete 
auszuweisen, in einem abgekoppelten 
Fortschreibungsverfahren nachkommen. Es wird darauf 
hingewiesen, dass im erst kürzlich fortgeschriebenen 
Kapitel B I verbindliche Ziele zur Sicherung der 
Uferbereiche, Bodenwasserhaushalt und zum natürlichen 
Wasserrückhalt enthalten sind. Dieses Kapitel soll nicht 
erneut geändert werden. 
 
Regierung von Oberbayern 
 
Es wird vorgeschlagen, zeitnah einen Fachbeitrag 
anzufordern. 
   

 Die Beschreibungen der Landschaftsräume und der  
landschaftlichen Vorbehaltsgebiete (bisher in Unterkap. 1.2.2) 
werden in einen Anhang zu B I verschoben.  

 

Bayer. Industrieverband Steine und Erden 
 
Es sollte ergänzt werden, dass eine Überlagerung von 
landschaftlichen Vorbehaltsgebieten mit Vorrang-
/Vorbehaltsgebieten für Bodenschätze zulässig ist, wenn 
die Rohstoffgewinnung in Verbindung mit der 
Folgefunktion natur- und landschaftsverträglich ist, 
 

Bayer. Industrieverband Steine und Erden 
 
Im Anhang werden die Landschaftsräume und die 
landschaftlichen Vorbehaltsgebiete nur beschrieben. Die 
Festlegungen zu den landschaftlichen 
Vorbehaltsgebieten sind nicht Gegenstand dieser 
Fortschreibung. Eine entsprechende Ergänzung wäre 
aber auch nicht nötig, da das Ansinnen des 
Industrieverbandes der gängigen Auslegung und Praxis 
entspricht. 
  

B II SIEDLUNG UND FREIRAUM 
 

1 Leitbild 

G 1.1 Siedlungsentwicklung soll  gemeinsame regionale Aufgabe sein. 
Kooperationen nach innen und über die Regionsgrenze hinaus 
sollen angestrebt werden. 

 

Stadt Grafing 
 
Die Stadt Grafing verweist auf ihre Stellungnahme vom 
25.10.2012 zur seit dem 01.11.2014 rechtskräftigen 
„Siebten Verordnung zur Änderung des Regionalplans 
München“ und lehnt das Kapitel „B II Siedlung und 
Freiraum“ durchgehend ab. Die Folgewirkungen 
beschränken die gemeindliche Planungshoheit der Stadt 
Grafing in grundlegender Weise. 
 

Stadt Grafing 
 
Die regionalen Planungsverbände sind gesetzlich 
verpflichtet, Regionalpläne auszuarbeiten und bei Bedarf 
fortzuschreiben. 
Siedlung, Freiraum und Verkehr sind die zentralen 
regionalen Herausforderungen. Ein Regionalplan ohne 
entsprechende Vorgaben, welche mit der kommunalen 
Planungshoheit zu vereinbaren sind (richterlich 
hinreichend belegt), wäre nicht nur sinnlos, sondern 
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Markt Markt Indersdorf 
 
Es ist eine konkrete Aussage zu treffen, wie das 
erwartete Bevölkerungswachstum im Großraum München 
gerecht verteilt werden kann. Andernfalls führt dies zur 
bereits erkennbaren Fehlentwicklung, dass in München 
gearbeitet wird, aber auswärts gewohnt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Die interkommunale Zusammenarbeit sollte konkretisiert 
werden und als Ziel festgelegt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Statt „angestrebt“ sollte die aktivere Formulierung 
„etabliert und ausgebaut“ gewählt werden. Die Freiheiten 

stünde im Widerspruch zum BayLplG, welches 
regionsweit raumbedeutsame Festlegungen u.a. zur 
Siedlungsstruktur und zur Freiraumsicherung vorschreibt. 
 
Markt Markt Indersdorf 
 
Es ist Zielsetzung der Regionalplan-Fortschreibung, eine  
Fehlentwicklung wie skizziert  zu verhindern, wobei 
mittlerweile Arbeitsplätze verstärkt außerhalb der LHM 
entstehen und die Wohnbevölkerung in der LHM und im 
Umland wächst.  
Zur gerechten und verträglichen Verteilung des 
Bevölkerungswachstums ist zusammenfassend  
anzumerken: 
Der Fortschreibungsentwurf gibt den Gemeinden keine 
Richtwerte vor. Siedlungsentwicklung soll gemeinsame 
regionale Aufgabe sein (B II G 1.1), 
gemeindeübergreifende Lösungen sollen angestrebt 
werden (B II G 2.4), Wohnbauliche und gewerbliche 
Entwicklung sollen aufeinander abgestimmt sein (B II G 
1.4), wohnortnahe Arbeitsplätze sollen ermöglicht werden 
(B IV G 2.1), verstärkte Siedlungsentwicklung soll in den 
festgelegten Hauptsiedlungsbereichen konzentriert 
werden (B II Z 2.3), Flächenpotentiale für eine stärkere 
Entwicklung sollen vorrangig im Umfeld von SPNV-
Haltepunkten genutzt werden (B II Z 3.2).  Dabei ist auch 
darauf hinzuweisen,  dass sich Bevölkerungswachstum 
nicht einfach verteilen lässt. Es herrscht Freizügigkeit bei 
der Wohnort- und Arbeitsplatzwahl.  
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Dies wurde intensiv diskutiert. Man kam zu dem 
Ergebnis, dass interkommunale Zusammenarbeit und 
Kooperationen unbedingt anzustreben sind und einen 
kommunalen und regionalen Mehrwert haben, es aber 
keinen Sinn macht, dies den Kommunen aufzuzwingen. 
Die Entscheidung, wann, wie kooperiert wird, müssen die 
Kommunen selber treffen. Kooperation ohne Einsicht in 
Notwendigkeit und ohne erkannten Mehrwert funktioniert 
nicht. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Es wird vorgeschlagen, die aktivere Formulierung: 
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der kommunalen Planungshoheit sollten aktiv und mit 
freiwilligen, gemeinsamen Bündnissen ausgestaltet 
werden. 
 

„…sollen etabliert und ausgebaut“ werden“ zu wählen. 
 

G 1.2 Die Siedlungsentwicklung soll flächensparend erfolgen. 
 

Gemeinde Pliening 
 
Dieser Grundsatz ist nicht notwendig, da bereits über das 
BauGB geregelt. 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Die Siedlungsentwicklung soll integriert, flächensparend 
und ressourcensparend erfolgen. Dies soll als Ziel 
festgelegt werden. 
 
 
 
 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Flächensparende Siedlungsentwicklung sollte als Ziel 
formuliert werden. Zu ergänzen ist weiterhin als Ziel: „Die 
Neuversiegelung einer Fläche erfordert eine begründete 
Alternativlosigkeit und zwingend die Entsiegelung einer 
bereits versiegelten Fläche.“ Nur damit ist das 
Nachhaltigkeits-Ziel, den Flächenverbrauch und die 
Neuversiegelung deutlich zu reduzieren und langfristig 
sogar auf null zu bringen, zu erreichen. 
  

Gemeinde Pliening 
 
Der Fortschreibungsentwurf sollte in sich konsistent, 
verständlich und lesbar sein. Die regionalplanerische 
Intention und Gewichtung sollte erkennbar sein. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Inhaltlich wird dem Anliegen der Landeshauptstadt 
bereits entsprochen. Zusammenfassend beschreiben 
lässt sich dies mit den Adjektiven flächensparend, 
harmonisiert, kompakt, räumlich, funktional zugeordnet. 
Dem Leitbildcharakter entsprechend wurden 
Abwägungsdirektiven vorgegeben. Im Abschnitt 
„Siedlungsentwicklung und Freiraum“  sind dann daraus 
verbindliche Ziele zum Freiraumschutz abgeleitet. Diese 
Struktur sollte so beibehalten werden.   
 
Bund Naturschutz 
 
Dem Leitbildcharakter sind hier (bis auf eine Ausnahme) 
Abwägungsdirektiven vorgegeben. Im Abschnitt 
„Siedlungsentwicklung und Freiraum“ sind dann daraus 
verbindliche Ziele abgeleitet (siehe hierzu insbesondere 
Z 4.1 Innen- vor Außenentwicklung). Diese Struktur sollte 
so beibehalten werden. Eine Null-
Flächenverbrauchsplanung lässt sich in einer 
Wachstumsregion wie der Region München mit einem 
prognostizierten Einwohnerzuwachs in den nächsten 25 
Jahren von bis zu 400.000 Menschen nicht erreichen. 
Der Versuch, den Zuzug durch weitere 
Wohnungsverknappung reduzieren zu wollen, hätte 
katastrophale soziale Konsequenzen.   
   

G 1.3 Zuwanderung soll sozial - und ökologisch verträglich gestaltet 
werden. 

 

Landkreis Erding, Gemeinde Pastetten 
 
Mit dem letzten Satz der Begründung Zu G 1.3 wird der 
Eindruck vermittelt, dass Neubausiedlungen generell 
monostrukturiert und verkehrlich unzureichend 
erschlossen sind. 
 

Landkreis Erding, Gemeinde Pastetten 
 
Es wird vorgeschlagen, im letzten Satz der Begründung 
„Neubau“ wegzulassen. 
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Landeshauptstadt München 
 
Folgende Formulierung wird vorgeschlagen: „Der zu 
erwartende Zuzug in die Region soll sozial- und 
ökologisch verträglich gestaltet werden. Seine Vorteile 
sollen genutzt, Integrationsanstrengungen in den 
Bereichen Wohnen, Arbeiten, Bildung und Kultur sollen 
erhöht werden.“  
 
 

Landeshauptstadt München 
 
Da die erarbeitete und beschlossene Struktur des 
Regionalplans so beibehalten werden sollte, sind die 
Integrationsanstrengungen in G 2.1 im Abschnitt 
„Demographischer Wandel und soziale Struktur“ 
behandelt, das Leitbild zum Abschnitt „Siedlung und 
Freiraum“ bezieht sich stärker auf die räumlichen 
Implikationen. 
    

G 1.4 Wohnbauliche und gewerbliche Entwicklung sollen aufeinander 
abgestimmt werden. 

 

Stadt Garching 
 
Bei der Ausweisung von Gewerbeflächen sollte es keine 
zwingende Verknüpfung zu Wohngebietsausweisungen 
geben. Lediglich auf der Ebene des 
Flächennutzungsplans ist die Harmonisierung mit zu 
berücksichtigen und in die Begründung aufzunehmen. 
 
Landratsamt Starnberg, Gemeinde Inning, Gemeinde 
Weßling, Gemeinde Pöcking, Gemeinde Tutzing 
 
Es ist nicht im Sinne einer Harmonisierung, wenn kleinere 
Gemeinden zur Linderung des Siedlungsdrucks 
Wohnbauflächen schaffen, ohne von den Vorteilen der 
Gewerbeansiedlungen zu profitieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
G 1.4 soll als Ziel festgelegt werden: „Wohnbauliche und 
gewerbliche Entwicklung sind durch eine ausgewogene 
Entwicklung von Siedlungsflächen und Infrastruktur 
aufeinander abzustimmen. 
 
 
 
 
 
 

Stadt Garching 
 
G 1.4 ist eine Abwägungsdirektive für die kommunale 
Planung, also im Sinne der Stadt Garching. 
 
 
 
 
Landratsamt Starnberg, Gemeinde Inning, Gemeinde 
Weßling, Gemeinde Pöcking, Gemeinde Tutzing 
 
Nicht immer kann auf Gemeindeebene eine 
Harmonisierung von gewerblicher- und wohnbaulicher 
Entwicklung erreicht werden. Auch verfügt nicht jede 
Gemeinde über geeignete Gewerbeflächen. Deshalb 
kann seitens der Regionalplanung nur immer wieder 
angeregt werden, Möglichkeiten der interkommunalen  
Kooperation zu suchen und auszuschöpfen. Ein 
gemeindeübergreifendes/regionales 
Gewerbeentwicklungsprogramm könnte hilfreich sein. 
Dessen Erarbeitung kann und soll aber nicht über den 
Regionalplan zwingend vorgegeben werden (siehe auch 
G 2.4). 
 
Landeshauptstadt München 
 
Eine abgestimmte wohnbauliche und gewerbliche 
Entwicklung wurde bewusst als Grundsatz und damit als 
Abwägungsdirektive festgelegt. Nicht immer lässt sich 
innerhalb einer Gemeinde eine Harmonisierung von 
gewerblicher- und wohnbaulicher Entwicklung erreichen. 
Auch verfügt nicht jede Gemeinde über geeignete 
Gewerbeflächen. Deshalb kann nur immer wieder 
angeregt werden, Möglichkeiten der interkommunalen 
Kooperation zu suchen und auszuschöpfen. 
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Regierung von Oberbayern 
 
B II G 1.4 wäre unter Umständen unter B II 2 besser 
verortet, da es sich um einen allgemeinen Grundsatz zur 
Siedlungsentwicklung handelt, der in ähnlicher Tiefe mit 
ähnlicher Begründung unter B II G 2.4 behandelt wird. 
 

Die Abstimmung von Wohnbauflächen und gewerblicher 
Bauflächen ist das Eine, die Beachtung der 
infrastrukturellen Erforderlichkeiten das Andere. Da eine 
Siedlungsentwicklung losgelöst von den infrastrukturellen 
Erforderlichkeiten planerisch keinen Sinn macht, sollte 
man diesem zwingenden Zusammenhang mit der 
Festlegung als Ziel gesondert Rechnung tragen. 
 
Regierung von Oberbayern 
 
Man hat sich bewusst dafür entschieden, eine 
wohnbaulich und gewerblich abgestimmte 
Siedlungsentwicklung in das Leitbild des 
Siedlungskapitels zu stellen. Da eine „harmonisierte“  
Entwicklung und überörtliche Kooperation für die Region 
von entscheidender Bedeutung sind, ist dies mehrmals 
im Fortschreibungs-Entwurf verankert. 
 

G 1.5 Eine enge verkehrliche Zuordnung der Funktionen Wohnen, 
Arbeiten, Versorgung und Erholung soll erreicht werden. 

Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Der Klammerzusatz „(Region der kurzen Wege)“ wird 
gewünscht. 
 
 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
G 1.5 ist in Z 1.7 zu integrieren 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Eching 
 
Bei der Zusammenführung von Wohnen und Arbeiten 
müssen auch die infrastrukturellen und finanziellen 
Möglichkeiten der Gemeinden abgewogen werden. 
 

Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Generell ist die Region zu groß, um tatsächlich von einer 
„Region der kurzen Wege“ sprechen zu können. 
Tatsächlich nehmen die Entfernungen, insbesondere im 
Pendler- und Freizeitverkehr zu. In der Begründung Zu A 
I G 2.3 wird deshalb „nur“ von einer „Region mit 
möglichst kurzen Wegen“ gesprochen, in der 
Begründung  Zu B II 1.5 von einer „Raumstruktur der 
kurzen Wege“.  
 
Landeshauptstadt München 
 
Wie bei G 1.4 dargelegt, lässt sich auch eine enge 
verkehrliche Zuordnung der einzelnen Funktionen nicht 
immer innerhalb einer Gemeinde erreichen und sollte 
daher nicht zwingend vorgegeben werden. Da eine 
Siedlungsentwicklung losgelöst von den infrastrukturellen 
Erforderlichkeiten planerisch keinen Sinn macht, sollte 
man diesem zwingenden Zusammenhang mit der 
Festlegung als Ziel gesondert Rechnung tragen. 
 
Gemeinde Eching 
 
Dem ist zuzustimmen. 
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Gemeinde Neubiberg, Herr Gränzer 
 
Hier sollte das Ziel der kurzen Wege zwischen den 
verschiedenen Lebensbereichen formuliert werden, was 
auch der Reduzierung des Mobilitätsbedarfs dient. 
 
 
 

 
Gemeinde Neubiberg, Herr Kränzer 
 
In der Begründung wird von einer „Raumstruktur der 
kurzen Wege“ gesprochen.  

G 1.6  Kompakte, funktional- und sozial ausgewogene Strukturen sollen 
geschaffen werden. 

 

Landeshauptstadt München 
 
A I G 1.1 soll hier integriert werden und die 
Gesundheitsförderung ergänzt werden. 
 

Landeshauptstadt München 
 
Die erarbeitete und beschlossene Struktur des 
Regionalplan-Entwurfs soll beibehalten werden. Es stellt 
sich die Frage, was unter gesundheitsfördernden 
Strukturen der Siedlungsentwicklung zu verstehen ist? 
Viele Einrichtungen der Gesundheitsvorsorge? Gute 
Luft? Minderung des Gefahrenpotentials?... 
 

Z 1.7  Bei der Siedlungsentwicklung sind die infrastrukturellen 
Erforderlichkeiten und die verkehrliche Erreichbarkeit, möglichst 
im ÖPNV, zu beachten. 

 

MVV 
 
Dieses Ziel kann schärfer formuliert werden, da die 
Leitlinie zur Nahverkehrsplanung in Bayern klare 
Vorgaben zur Erreichbarkeit im ÖPNV enthält. Das Wort 
„möglichst“ sollte durch „insbesondere“ oder „maßgeblich“ 
ersetzt werden. 
 
Pro Bahn 
 
Gemäß dem bayerischen ÖPNV-Gesetz ist in dicht 
besiedelten Ballungsräumen wie im Großraum München 
dem ÖV Vorrang einzuräumen. Sinnvoll wäre es, den 
Vorrang auf den ganzen Umweltverbund (ÖV, Fuß, Rad) 
auszudehnen.  
 
Landeshauptstadt München 
 
G 1.5 und Z 1.7 sollen zusammengeführt werden. Bei 
„möglichst im ÖPNV“ ist „möglichst“ zu streichen. 
 
 
 
Ein zusätzlicher Grundsatz G 1.8 ist zu ergänzen, in 
welchem A I G 1.5 und A I G 4.2 zusammengefasst 
werden sollen. 
 
 

MVV 
 
Das Wort „möglichst“ wurde gewählt, da nicht in allen 
Teilräumen des ländlichen Raumes eine leistungsfähige 
ÖPNV-Erreichbarkeit wirtschaftlich vertretbar zu 
realisieren ist und hier der MIV auch künftig von 
Bedeutung sein wird. 
 
Pro Bahn 
 
Der Regionalplan bezieht sich auf die Region München. 
Diese reicht über den Ballungsraum München hinaus und 
umfasst auch dünn besiedelte ländliche Teilräume, in 
denen sich ein Vorrang des Umweltverbundes 
wirtschaftlich vertretbar nicht realisieren lässt. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Siehe Stellungnahme zu G 1.5; die Region München 
umfasst auch dünn besiedelte ländliche Teilräume, in 
denen sich ein Vorrang des Umweltverbundes 
wirtschaftlich vertretbar nicht realisieren lässt. 
 
Die erarbeitete und beschlossene Struktur des 
Regionalplan-Entwurfs soll erhalten bleiben. A I G 1.5 
bezieht sich auf die vielfältigen Funktionen und Werte der 
Freiräume, welche über die klimatischen Funktionen 
hinausgehen. A I G 4.2 sieht den Schwerunkt in den 
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Landratsamt Dachau 
 
Z 1.7 ist für die nachfolgende kommunale Bauleitplanung 
zu unpräzise. Unterschiedliche Auslegungen sind 
vorprogrammiert. 
 
 
Bund Naturschutz 
 
„Möglichst“ ist durch „vorrangig“ zu ersetzen. 
 

klimatischen Funktionen. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Es gilt, die Realisierung verkehrlich und infrastrukturell 
ungeeigneter Standorte zu vermeiden. Dies liegt im  
Verantwortungsbereich der Kommunen.  Auf § 1  9. 
BauGB wird verwiesen. 
 
Bund Naturschutz 
 
Die Region München umfasst auch dünn besiedelte 
Teilräume mit zum Teil sehr disperser Siedlungsstruktur. 
Ein Vorrang des ÖPNV lässt sich dort nicht wirtschaftlich 
vertretbar realisieren. 
 

2 Siedlungsentwicklung (allgemein) 

G 2.1 Flächen, die für die Siedlungsentwicklung besonders in Betracht 
kommen, werden als Hauptsiedlungsbereiche festgelegt. Lage 
und Abgrenzung der Hauptsiedlungsbereiche bestimmen sich 
nach Karte 2 Siedlung und Versorgung, i. M. 1:100.000, die 
Bestandteil dieses Regionalplans ist. 

 

Landeshauptstadt München 
 
Die Überschrift sollte lauten: „Gliederungsprinzip der 
Siedlungsentwicklung“ 
 
 
 
 
 
Gemeinde Röhrmoos 
 
Aufgrund der verkehrlichen Lagegunst beantragt die 
Gemeinde Röhrmoos, als Hauptsiedlungsbereich 
festgelegt zu werden.   
 
Gemeinde Ismaning 
 
Der Hauptsiedlungsbereich soll nach Osten über die B 
471 hinaus erweitert werden, da hier die gemeindlichen 
Entwicklungspotentiale liegen. Eine Änderung des FNP 
wird angestrebt. 
 
Gemeinde Schwabhausen 
 
Die Gemeinde Schwabhausen ist mit zwei S-Bahnhalten 
gut an das MVV-Netz angeschlossen und wünscht als 
Hauptsiedlungsbereich festgelegt zu werden. 
 
Gemeinde Taufkirchen (Vils) 

Landeshauptstadt München 
 
Siedlung, Freiraum und Mobilität sind die drei 
Hauptsäulen des Regionalplans. Ein Abschnitt des 
Siedlungskapitels befasst sich mit dem 
Wechselverhältnis von Siedlung und Mobilität, ein 
Abschnitt mit dem Wechselverhältnis von Siedlung und 
Freiraum. Da ist es naheliegend, dass sich ein Abschnitt 
auf Siedlungsentwicklung allgemein bezieht. 
 
Gemeinde Röhrmoos 
 
Es wird vorgeschlagen, Röhrmoos aufgrund der 
verkehrlichen Lagegunst als Hauptsiedlungsbereich 
festzulegen. 
 
Gemeinde Ismaning 
 
Es wird vorgeschlagen, den Hauptsiedlungsbereich nach 
Osten über die B 471 zu erweitern. 
 
 
 
Gemeinde Schwabhausen 
 
Es wird vorgeschlagen, Schwabhausen aufgrund der 
verkehrlichen Lagegunst als Hauptsiedlungsbereich 
festzulegen. 
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Der Bereich südlich von Taufkirchen, westlich entlang der 
B 15 soll auch als Hauptsiedlungsbereich ausgewiesen 
werden. Der Gemeinde soll ermöglicht werden, direkt an 
der B 15 und an der B 388 Gewerbeflächen auszuweisen. 
Zur Ansiedlung von Gewerbebetrieben soll die gute 
Erschließungsfunktion der Bundesstraßen genutzt 
werden. Dies dient auch dem Naturschutz, indem Gebiete 
abseits der Bundesstraßen geschont werden. In 
Anbindung an bestehende Gebiete ist die Ausweisung 
großflächiger Gewerbebetriebe aufgrund der Topographie 
ausgeschlossen. Außerdem sind Teilbereiche durch das 
landschaftliche Vorbehaltsgebiet „Vilstal“ geprägt.  
 
Gemeinde Eichenau 
 
Der Bereich nördlich des S-Bahn-Haltepunktes Eichenau, 
außerhalb des regionalen Grünzuges, auf den 
Gemeindegebieten Eichenau und Emmering, soll als 
Hauptsiedlungsbereich dargestellt werden, zumindest 
soweit er nicht im Überschwemmungsgebiet des 
Starzelbachs liegt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Teile des in Karte 2 
dargestellten Hauptsiedlungsbereiches im seit Januar 
2016 vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet des 
Starzelbachs liegen und eine Ausweisung als Bauland 
nur eingeschränkt möglich ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Karlsfeld 
 
Die Gemeinde Karlsfeld beantragt, den 
Hauptsiedlungsbereich soweit zurück zu nehmen, dass er 

Gemeinde Taufkirchen (Vils) 
 
Ein bandartiger Hauptsiedlungsbereich westlich entlang 
der B 15 würde B IV Z 1.7 widersprechen, bandartige 
Entwicklungen zu vermeiden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Eichenau 
 
Es wird vorgeschlagen, den Bereich nördlich des S-
Bahn-Haltepunktes Eichenau, außerhalb des regionalen 
Grünzugs, als Hauptsiedlungsbereich festzulegen. 
 
 
 
Mit der Festlegung der Hauptsiedlungsbereiche ist nicht 
die regionalplanerische Zielsetzung verbunden, dass der 
gesamte Bereich in absehbarer Zeit besiedelt werden 
soll. Dieses regionalplanerisch dargestellte Potential 
kann von den Kommunen in eigener Verantwortung, in 
Abhängigkeit von der Verfügbarkeit und von 
einschränkenden Festsetzungen, ausgeschöpft werden. 
Bei der regionalplanerischen Darstellung handelt es sich 
um generalisierte, großräumig und keineswegs 
flächenscharf abgegrenzte Gebiete. Kleinteilige 
Nutzungen und Gegebenheiten innerhalb dieser Gebiete, 
die der Nutzung für die Siedlungsentwicklung 
entgegenstehen (z.B. Schutzgebiete) sind 
selbstverständlich bei der Bauleitplanung zu beachten. 
Es wird vorgeschlagen, die Überlagerung von 
Hauptsiedlungsbereich und Überschwemmungsgebiet zu 
überprüfen und ggf. zu korrigieren. 
 
Gemeinde Karlsfeld 
 
Da es weder Intention des regionalen 
Planungsverbandes ist noch in dessen Kompetenz liegt, 
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der gemeindlichen Flächennutzungsplanung entspricht. 
 
 
Gemeinde Petershausen 
 
Die Darstellung des Hauptsiedlungsbereichs reicht in den 
Überschwemmungsbereich. Falls der Umgriff der 
Schraffur für die Siedlungsentwicklung bedeutsam sein 
sollte, müsste der Überschwemmungsbereich 
ausgenommen werden. Da sich Petershausen nur 
nordwestlich der Bahn weiterentwickeln kann, sollte mit 
der schraffierten Darstellung dort keine 
Wachstumsbeschränkung darüber hinausgehend 
verbunden sein. 
 
 
 
 
 
Das neue Gewerbegebiet Eheäcker nordwestlich der 
Bahn ist nicht in der Planung aufgeführt, obwohl der 
Bebauungsplan bereits seit 2014 rechtskräftig ist. Auch 
hier möchte die Gemeinde durch eine eventuell 
begrenzende Schraffur nicht in künftigen Entwicklungen 
eingeschränkt sein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Sulzemoos 
 
Die Gemeinde bittet, wegen der verkehrsgünstigen Lage 
an der A 8 und insbesondere wegen der gewerblichen 
Entwicklung (Verdoppelung der Arbeitsplätze in den 
letzten 10 Jahren) als Hauptsiedlungsbereich 
ausgewiesen zu werden.  
 
 
 
Flughafen München 
 

einer Mitgliedsgemeinde ein Siedlungsgebot 
aufzuerlegen, wird vorgeschlagen, den 
Hauptsiedlungsbereich entsprechend zurück zu nehmen.   
 
Gemeinde Petershausen 
 
Bei der regionalplanerischen Darstellung handelt es sich 
um generalisierte, großräumig und keineswegs 
flächenscharf abgegrenzte Gebiete. Kleinteilige 
Nutzungen und Gegebenheiten innerhalb dieser Gebiete, 
die der Nutzung für die Siedlungsentwicklung 
entgegenstehen (z.B. Überschwemmungsgebiete) sind 
selbstverständlich bei der Bauleitplanung zu beachten. 
Auch ist es der Gemeinde nicht untersagt, im Zuge ihrer 
Planungshoheit über die Schraffur hinausgehende 
Entwicklungen anzustreben. Es wird vorgeschlagen, die 
Überlagerung von Hauptsiedlungsbereich und 
Überschwemmungsgebiet zu überprüfen und ggf. zu 
korrigieren. 
 
In der Grundkarte von Karte 2 sind lediglich die durch 
genehmigte Flächennutzungspläne ausgewiesenen 
Flächen (Stand Januar 2013) als bestehende Nutzungen 
und Festsetzungen als Hintergrundinformation (nicht als 
regionalplanerische Intention) dargestellt. Diese Karte 
wird noch aktualisiert. 
 
Darüber hinaus wird vorgeschlagen, im weiteren 
Verfahren den Hauptsiedlungsbereich Petershausen an 
die aktuelle Situation vor Ort anzupassen und mit den 
Planungsüberlegungen der Gemeinde Petershausen 
abzustimmen. Es wird davon ausgegangen, dass diese 
im weiteren Verfahren von der Gemeinde konkretisiert 
werden. 
 
Gemeinde Sulzemoos 
 
Sulzemoos verfügt bereits über ein Gewerbegebiet an 
der A 8. Mit der geplanten Änderung des LEP wäre 
dessen Erweiterung grundsätzlich möglich. Mit der 
Festlegung eines Hauptsiedlungsbereiches, welcher die 
Funktionen Gewerbe und Wohnen umfasst, wird 
großflächig eine angemessene Verdichtung angestrebt. 
Dies dürfte im Konflikt zum dörflichen Charakter von 
Sulzemoos stehen. 
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Der Nordwesten von Schwaig (Gemeinde Oberding), der 
gesamte Ortsteil Attaching (Stadt Freising) und der 
gesamte Ort Hallbergmoos sind als 
Hauptsiedlungsbereiche ausgewiesen. Dies lässt die 
entgegenstehende Festsetzung des Vorranggebietes im 
LEP außer Acht. Zudem liegen die Flächen zum Teil im 
Bereich geltender Bauhöhenbeschränkungen. 
Unberücksichtigt bleiben auch der noch geltende 
Lärmschutzbereich sowie der noch festzusetzende 
Lärmschutzbereich nach FluglärmG. In abgeschwächter 
Form gilt dies auch für die Hauptsiedlungsbereiche 
Siglfing und Langengeisling (Stadt Erding) und 
Mintraching (Gemeinde Neufahrn b. Freising). 
 
Eine derart verstärkte Lenkung der Siedlungsentwicklung 
in das Vorranggebiet Flughafenentwicklung, in 
Bauschutz- oder Hindernisbegrenzungsgebiete sowie in 
festgesetzte oder hinreichend absehbar festzusetzende 
Lärmschutzbereiche ist nicht vertretbar, in Teilen sogar 
unzulässig. 
 
IHK 
 
Die Darstellung der Hauptsiedlungsbereiche beschränkt 
sich vorwiegend auf die bereits heute ausgewiesenen 
Siedlungsflächen. Es fehlen quantitative Aussagen zu 
den künftigen Wohnraumbedarfen sowie den 
erforderlichen Flächenausweisungen. 
 
Ein progressiver Entwurf mit Vorschlägen, wo neue 
Siedlungsflächen erschlossen werden sollen  wäre 
wünschenswert.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Flughafen München 
 
Beim Hauptsiedlungsbereich Schwaig ist an 
flughafenbezogenes Gewerbe gedacht, welches mit dem 
Vorranggebiet Flughafenentwicklung des LEP wohl im 
Einklang stehen dürfte. Auch bei allen anderen 
genannten Bereichen kann grundsätzlich die bauliche 
Entwicklung (Gewerbe und/oder Wohnen) mit den 
spezifischen Anforderungen, insbesondere den 
Anforderungen zum Bauschutz bzw. zur 
Hindernisbegrenzung und zum Lärmschutz in Einklang 
gebracht werden bzw. noch im Detail abgestimmt 
werden. Die im Regionalplan festgelegten 
Hauptsiedlungsbereiche bedeuten ja nicht, dass 
zwingend die gesamten Bereiche flächig umfassend 
zugesiedelt werden sollen.  
 
 
 
 
 
 
IHK 
 
Die dargestellten Hauptsiedlungsbereiche gehen über die 
in Flächennutzungsplänen ausgewiesenen 
Siedlungsflächen hinaus und könnten die heute 
prognostizierten Bevölkerungszuwächse für die nächsten 
20 Jahre, auch bei großzügiger Einbeziehung des 
Problems der Flächenverfügbarkeit, aufnehmen (vgl. 
hierzu auch die PV-Untersuchung 
„Wohnbauflächenpotentiale in der Region München“). Bei 
quantitativen Aussagen, insbesondere zu 
prognostizierten Wohnraum- und Flächenbedarfen 
besteht das Problem, dass sie erstens eine Genauigkeit 
vorspiegeln, welche sie nicht haben können und, dass 
sie zweitens sehr schnell überholt sein können. Geht 
man (Stand heute) von ca. 400.000 Einwohnerzuwachs 
in den nächsten 20 Jahren aus, dann könnten diese 
theoretisch innerhalb der Hauptsiedlungsbereiche 
untergebracht werden. 
Für neue, losgelöste Siedlungsflächen besteht kein 
Bedarf. Sie erhöhen den Siedlungsdruck auf die 
regionalen Freiräume und fördern die Zersiedelung. 
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Gemeinde Vierkirchen 
 
Die Gemeinde Vierkirchen möchte als 
Hauptsiedlungsbereich festgelegt werden, da verkehrlich 
gut an den SPNV angebunden. 
 
Gemeinde Bruck 
 
Der Hauptsiedlungsbereich sollte von Grafing Bahnhof 
Richtung Taglaching ausgedehnt werden, da hier schon 
ein Gewerbegebiet besteht. 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Aschheim 
 
Dornach ist als Hauptsiedlungsbereich festzulegen. 
 
 
 
Stadt Garching 
 
Die Darstellung der Wohnbauflächen ist mit dem 
Flächennutzungsplan abzustimmen und zu ergänzen. 
 
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Der dargestellte Hauptsiedlungsbereich wird vom 
Trenngrün 57 überlagert. Dies bedarf der genaueren 
Erläuterung. Das Trenngrün soll nur knapp bis über die B 
471 geführt werden, da nördlich der B 471 
Nachverdichtung mit Wohnbebauung angestrebt wird. 
Alternativ könnte das Trenngrün verschmälert werden, 
wenn damit die Nachverdichtung nicht behindert wird. 
 
 
 
 
 
 

Demgegenüber ist einer angemessenen Verdichtung und 
einer abrundenden Entwicklung der bestehenden 
Siedlungsstruktur der Vorrang zu geben.  
 
Gemeinde Vierkirchen 
 
Es wird vorgeschlagen, Vierkirchen aufgrund der  
verkehrlichen Lagegunst als Hauptsiedlungsbereich 
festzulegen. 
 
Gemeinde Bruck 
 
Ein Hauptsiedlungsbereich in Richtung des Dorfes 
Taglaching macht wenig Sinn. Das von der Gemeinde 
geplante Gewerbegebiet ist auch ohne 
Hauptsiedlungsbereich realisierbar. Die Festlegung 
Hauptsiedlungsbereich umfasst die Funktionen Wohnen 
und Gewerbe, wobei großflächig eine angemessene 
Verdichtung anzustreben ist. Dies dürfte im Konflikt zur 
dörflichen Struktur von Taglaching stehen. 
 
Gemeinde Aschheim 
 
Es wird vorgeschlagen, Dornach als 
Hauptsiedlungsbereich festzulegen. Bei der weiteren 
Entwicklung ist das bestehende Trenngrün 18 zu 
beachten. 
 
Stadt Garching 
 
Die Hauptsiedlungsbereiche gehen über die in den 
Flächennutzungsplänen ausgewiesenen 
Wohnbauflächen hinaus (siehe auch Stellungnahme und 
Kommentar zu Karte 2). 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
In Karte 2 überlagern sich die Signaturen 
Hauptsiedlungsbereich und Trenngrün nicht. Im Übrigen 
bedeutet die Signatur  Hauptsiedlungsbereich nicht, dass 
der gesamte Bereich flächig zugesiedelt werden soll. Die 
Darstellung für Trenngrün ist symbolhaft, nicht 
flächenscharf. Aus der einheitlichen Breite des Symbols, 
kann keine metrische Breite abgeleitet werden. Mit 
Trenngrün  soll verhindert werden, dass 
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Dieser Grundsatz könnte auch als Ziel festgelegt werden. 
 
 
 
Gemeinde Erdweg 
 
Erdweg und Kleinberghofen sind durch ihre S-Bahnhöfe 
bestens geeignet als Hauptsiedlungsbereich 
ausgewiesen zu werden. 
 
 
 
 
 
Landratsamt Starnberg, Gemeinde Tutzing 
 
Der dörflich geprägte Ortsteil Unterzeismehring im Süden 
von Tutzing ist für eine überorganische 
Siedlungsentwicklung nicht geeignet. 
 
 
 
 
Gemeinde Zolling 
 
Zolling hat durch seine Lage an zwei 
Hauptverkehrsachsen (B 301) und St 2054) 
hervorragende Voraussetzungen für die 
Siedlungsentwicklung. Die schon bestehenden ÖPNV-
Verbindungen können weiter ausgebaut werden. Zolling 
wünscht die Ausweisung als Hauptsiedlungsbereich.  
 
Landeshauptstadt München 
 
Im Zuge der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 
München Nordost („SEM Nordost“) wird gebeten, die 
komplette Fläche östlich der S 8 und nördlich der S 2 bis 
zur östlichen Stadtgrenze bzw. bis zum regionalen 
Grünzug als Hauptsiedlungsbereich darzustellen. 
 
Gemeinde Hallbergmoos 
 
Unabhängig von der Einstufung von Hallbergmoos als 
Mittelzentrum ist für Hallbergmoos ein 
Hauptsiedlungsbereich ausgewiesen. Dieser deckt sich 

Siedlungseinheiten zusammenwachsen und 
gewährleistet dein, dass eine erkennbare Zäsur zwischen 
den Siedlungseinheiten bestehen bleibt. Eine 
Verschmälerung des Symbols läuft ins Leere. 
 
Als Ziel hätte dies dann den Charakter eines 
Vorranggebietes. Dies ist gemäß LEP nicht zulässig 
(siehe hierzu auch BayLplG Art. 14 Abs. 2 Satz 3). 
 
Gemeinde Erdweg 
 
Es wird vorgeschlagen, Erdweg als 
Hauptsiedlungsbereich festzulegen. Da im 
Hauptsiedlungsbereich eine großflächig angemessene 
Verdichtung anzustreben ist, wird vorgeschlagen, auf 
einen Hauptsiedlungsbereich Kleinberghofen zu 
verzichten. Als Schienenhaltepunkt kommt 
Kleinberghofen für eine verstärkte Siedlungsentwicklung 
aber grundsätzlich in Betracht (B II Z 2.3). 
 
Landratsamt Starnberg, Gemeinde Tutzing 
 
Eine Rücknahme kann nur in Abstimmung mit der 
Gemeinde Tutzing erfolgen. Da sich die Gemeinde 
Tutzing der Stellungnahme des Landratsamtes Starnberg 
anschließt, wird vorgeschlagen, Unterzeismehring nicht 
als Hauptsiedlungsbereich festzulegen. 
 
 
Gemeinde Zolling 
 
Es wird vorgeschlagen, Zolling als 
Hauptsiedlungsbereich festzulegen. 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Es wird vorgeschlagen, die Fläche der „SEM Nordost“ als 
Hauptsiedlungsbereich festzulegen.   
 
 
 
 



 31 

Gesamtfortschreibung Regionalplan München 
Ziele, Grundsätze und Begründungen 
gemäß Entwurf vom 10.12.15 

Eingegangene Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

nicht mit dem Flächennutzungsplan. Insbesondere fehlt 
der gesamte östliche Bereich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Ansätze und die 
Überlegungen zur Siedlungsentwicklung in Gröbenzell 
und im Landkreis noch nicht angeschlossen sind. Eine 
Änderung des Hauptsiedlungsbereichs ist aktuell von der 
Gemeinde nicht angedacht.  
 
Landratsamt Dachau 
 
Einige Standorte mit S-Bahn-Anschluss bzw. mit 
hervorragender Verkehrsanbindung an die Autobahn (A 8 
und A 9), die aufgrund ihrer guten verkehrlichen 
Anbindung bestens geeignet wären, den Siedlungsdruck 
aufzunehmen, fehlen als Hauptsiedlungsbereiche: 
Sulzemoos und Bergkirchen an der A 8, die Orte Ober-
/Unterbachern, Schwabhausen (mit Stetten und 
Rumeltshausen), Niederroth, Arnbach, Erdweg, 
Kleinberghofen, Röhrmoos (mit Großinzemoos und 
Riedenzhofen) und Vierkirchen (mit Esterhofen, 
Pasenbach und Ramelsbach) an der S 2, sowie 
Haimhausen an der A 92.  
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Haimhausen 
 
Aufgrund der verkehrlichen Lagegunst und der positiven 
Einwohnerentwicklung und –prognose beantragt die 
Gemeinde Haimhausen als Hauptsiedlungsbereich 
festgelegt zu werden. 

Gemeinde Hallbergmoos 
 
Im nun vorliegenden LEP-Fortschreibungs-Entwurf,  ist 
Hallbergmoos nicht als Mittelzentrum eingestuft. 
 
Bei der Ausweisung des Hauptsiedlungsbereichs 
(„Bereich, der für eine Siedlungsentwicklung besonders 
in Betracht kommt“) im Zuge des zum 01.12.01 in Kraft 
getretenen regionalen „Siedlungs- und 
Freiraumkonzepts“ wurden in Abstimmung mit der 
Gemeinde Hallbergmoos die Flächen nach Westen, 
Richtung S-Bahn als besonders geeignet für eine 
stärkere Siedlungsentwicklung erachtet. 
Es wird vorgeschlagen, auch die im 
Flächennutzungsplan im Osten dargestellten Bauflächen 
vollumfänglich einzubeziehen. 
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Dies wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Es wird vorgeschlagen, Schwabhausen, Erdweg, 
Röhrmoos, Vierkirchen und Haimhausen als 
Hauptsiedlungsbereiche festzulegen. Da in 
Hauptsiedlungsbereichen eine großflächig angemessene 
Verdichtung angestrebt werden soll, sollte auf eine 
entsprechende Festlegung in Sulzemoos, Bergkirchen, 
Oberbachern, Unterbachern, Stetten, Rumeltshausen, 
Niederroth, Arnbach, Kleinberghofen, Großinzemoos, 
Riedenzhofen und Ramelsbach verzichtet werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß B II Z 2.3 eine 
verstärkte Siedlungsentwicklung an 
Schienenhaltepunkten, unabhängig von der Festlegung 
als Hauptsiedlungsbereich, grundsätzlich möglich ist.   
 
Der o.g. Vorschlag würde sich an das Ergebnis des 
Entwicklungskonzeptes „Zwischen Dorf und Metropole“ 
anlehnen. 
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Gemeinde Bergkirchen 
 
Die Gemeinde Bergkirchen ist durch die Lage an der A 8 
und an der A 9 sowie an der S-Bahn (Oberbachern) 
verkehrlich gut angebunden. Die Orte Bergkirchen, 
Feldgeding, Günding und Oberbachern sollen deshalb als 
Hauptsiedlungsbereich festgelegt werden. 
 
 
 
 
 
 
Landratsamt München 
 
In Grünwald sollte auch das Sondergebiet „Bavaria 
Filmstadt“ als Hauptsiedlungsbereich festgelegt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festlegung von Hohenbrunn (Hauptort) als 
Hauptsiedlungsbereich soll geprüft werden. 
 
Der Hauptsiedlungsbereich von Ismaning sollte nach 
Osten über die B 471 hinaus erweitert werden. 
 
Der Hauptsiedlungsbereich von Oberschleißheim sollte 
nach Westen Richtung A 92 erweitert werden. 
 
Gemeinde Baierbrunn 
 
Die Gemeinde beantragt, aus dem 
Hauptsiedlungsbereich herausgenommen zu werden, da 
im Flächennutzungsplan noch Flächenreserven bestehen, 
der Charakter der Rodungsinsel und der Erholungswert 
erhalten werden sollen. 
 
Bund Naturschutz 
 

 
Gemeinde Haimhausen 
 
Es wird vorgeschlagen, Haimhausen als 
Hauptsiedlungsbereich festzulegen.  
 
 
 
Gemeinde Bergkirchen 
 
In Hauptsiedlungsbereichen ist eine angemessene 
Verdichtung anzustreben. Da dies ggf. im Widerspruch 
zum dörflichen Charakter der genannten Orte stehen 
würde, wird vorgeschlagen, auf eine Festlegung als 
Hauptsiedlungsbereich zu verzichten.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß B II Z 2.3 eine 
verstärkte Siedlungsentwicklung an 
Schienenhaltepunkten, unabhängig von der Festlegung 
als Hauptsiedlungsbereich, grundsätzlich möglich ist.   
 
Landratsamt München 
 
Bei den Hauptsiedlungsbereichen handelt es sich um 
Gebiete, auf welche aus regionalplanerischer Sicht der 
Siedlungsdruck (Wohnen und Gewerbe) aufgrund der 
Wachstumsdynamik der Region München vorrangig 
gelenkt werden soll. Da das Sondergebiet „Bavaria 
Filmstadt“ nicht für zusätzlichen Wohnbauflächenbedarf 
und/oder für zusätzliche Arbeitsplätze infolge des 
Bevölkerungswachstums zur Verfügung steht, wäre die 
Festlegung als Hauptsiedlungsbereich irreführend.    
 
Es wird vorgeschlagen, Hohenbrunn (Hauptort) als 
Hauptsiedlungsbereich festzulegen. 
 
Es wird vorgeschlagen, den Hauptsiedlungsbereich nach 
Osten über die B 471 hinaus zu erweitern. 
 
Es wird vorgeschlagen, den Hauptsiedlungsbereich 
Richtung A 92 zu erweitern. 
 
Gemeinde Baierbrunn 
 
Es wird vorgeschlagen, die Festlegung 
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In den Hauptsiedlungsbereichen muss die Verdichtung, 
Innenentwicklung und die Schaffung kompakter 
Strukturen eine besondere Bedeutung erhalten.  
 
 
 
 
Mintraching ist als Hauptsiedlungsbereich nicht geeignet. 
Es fehlt an Versorgungsinfrastruktur. Das würde das 
Trenngrün 3 überflüssig machen. Es besteht die Gefahr 
eines Siedlungsbreis.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Festlegung des westlichen Bereichs von 
Hallbergmoos als Hauptsiedlungsbereich wird 
widersprochen. 
 
 
 
 
Eine Ausdehnung von Freising nach Westen Richtung 
Hohenbachern wird abgelehnt. Eine sehr reizvolle und vor 
allem sehr exponierte Hügellandschaft würde verbaut und 
Freising mit Hohenbachern zusammenwachsen lassen. 
 
 
 
 
 
 
Eine Siedlungsentwicklung nördlich von Erding wird als 
höchst problematisch angesehen, da einer Zersiedelung 
Vorschub geleistet wird. Durch die Konversionsfläche 
Militärflughafen stehen der Stadt Erding innerörtliche 
Entwicklungsflächen zur Verfügung. 
 
 
 

Hauptsiedlungsbereich in der Gemeinde Baierbrunn 
zurückzunehmen.  
 
 
Bund Naturschutz 
 
In den Hauptsiedlungsbereichen ist eine großflächig, der 
Raumstruktur  angemessene, Verdichtung anzustreben. 
Innenentwicklung und kompakte Siedlungsstrukturen 
sind allgemeingültige Festlegungen (siehe hierzu 
insbesondere G 1.2 und 1.6, Z 4.1). In der Begründung 
Zu Z 2.1 wird dies erläutert. 
 
Naturschutzfachliche Belange gegen die Festlegung von 
Mintraching als  Hauptsiedlungsbereich werden nicht 
genannt. Das Dorf Mintraching ist starkem 
Siedlungsdruck ausgesetzt. Seit 1950 hat sich die 
Einwohnerzahl von 470 auf ca. 2000 Einwohner mehr als 
vervierfacht. Mintraching liegt in verkehrsgünstiger Lage. 
Mit dem geplanten S-Bahn-Halt im Gewerbegebiet wird 
sich die Verkehrsgunst weiter verbessern. Die 
Festlegung als Hauptsiedlungsbereich ist 
regionalplanerisch gerechtfertigt und steht nicht im 
Konflikt zum Trenngrün, welches ein Zusammenwachsen 
mit Neufahrn verhindern soll. Es bleibt genügend 
Entwicklungspotential nach Westen. 
 
Es werden keine naturschutzfachlichen Belange gegen 
eine Festlegung des Hauptsiedlungsbereichs genannt. 
Diese ist regionalplanerisch gerechtfertigt. Eine 
Entwicklung nach Westen Richtung S-Bahn ist 
verkehrlich und raumstrukturell sinnvoll. 
 
Freising ist Oberzentrum und Große Kreisstadt und 
vorrangig für eine stärkere Siedlungsentwicklung 
geeignet. Es obliegt der Stadt, bei ihrer weiteren 
Entwicklung u.a. landschaftliche Belange zu 
berücksichtigen. Mit einer Entwicklung nach Westen 
kann ein Zusammenwachsen mit Hohenbachern nicht 
gefolgert werden. Hierzu müsste in den regionalen 
Grünzug eingegriffen werden. Naturschutzfachliche 
Belange gegen die Festlegung des 
Hauptsiedlungsbereichs des Oberzentrums Freising 
werden nicht genannt.  
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Der Hauptsiedlungsbereich im Osten von Dachau sollte 
an der tatsächlichen Grenze der gewerblich genutzten 
Bauten liegen. 
 
 
 
 
Gemeinde Odelzhausen 
 
Der Ortsteil Höfa, der unmittelbar mit dem Hauptort 
Odelzhausen verbunden ist, soll als 
Hauptsiedlungsbereich ausgewiesen werden. 
 

Erding soll Oberzentrum werden (LEP-Entwurf) und ist 
Kreisstadt und damit vorrangig für eine stärkere 
Siedlungsentwicklung geeignet. Das geplante 
Oberzentrum Erding wird zur Erfüllung seiner 
oberzentralen Funktionen auch auf 
Flächenneuausweisungen angewiesen sein. Mit dem 
Erdinger Ringschluss kommt dabei auch eine 
Entwicklung nach Norden in Frage. Naturschutzfachliche 
Belange gegen die Festlegung des 
Hauptsiedlungsbereichs des geplanten Oberzentrums 
Erding werden nicht genannt. 
 
Dachau ist Mittelzentrum und Kreisstadt und vorrangig 
für eine stärkere Siedlungsentwicklung geeignet. Diese 
wird nicht ausschließlich durch Innenentwicklung erfolgen 
können. 
Naturschutzfachliche Belange gegen eine Festlegung 
des Hauptsiedlungsbereichs des Mittelzentrums Dachau  
werden nicht genannt.  
 
Gemeinde Odelzhausen 
 
Es wird vorgeschlagen, Höfa in den 
Hauptsiedlungsbereich mit einzubeziehen. 
 

Z 2.2 Eine organische, ausgewogene Siedlungsentwicklung ist 
allgemeingültiges Planungsprinzip und in allen Gemeinden 
zulässig. 

 

Gemeinde Aying 
 
In der Begründung sollte erläutert werden, was eine 
organische, ausgewogene Siedlungsentwicklung 
bedeutet. 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
B IV Z 2.3 sollte hier integriert werden: „Eine 
maßstäbliche und ausgewogene Siedlungsentwicklung ist 
allgemeingültiges Planungsprinzip und in allen 
Gemeinden, insbesondere auch im ländlichen Raum, 
zulässig.“ 
 
 
 
 
 
 

Gemeinde Aying 
 
In der Begründung wird dies bereits erläutert. Auf die  
Vorgabe konkreter Richtwerte für einzelne Gemeinden 
wird verzichtet. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Das allgemeingültige Planungsprinzip einer „organischen  
Siedlungsentwicklung“ hat sich bewährt. Die Kommunen 
haben damit umgehen gelernt. Es sollte begrifflich (siehe 
hierzu auch die Begründung) hier so beibehalten werden. 
B IV Z 2.3 bezieht sich auf die Wirtschaftsstruktur und ist 
der Befürchtung vieler Gemeinden des ländlichen 
Raumes geschuldet, von der wirtschaftlichen Entwicklung 
abgeschnitten zu werden. Beide Ziele sollten 
entsprechend verortet bleiben. Dies war in der 
Kommission ausdrücklich so gewünscht. 
 
Gemeinde Unterhaching 
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Gemeinde Unterhaching 
 
Im Zuge einer ausgewogenen Siedlungsentwicklung 
sollte versucht werden, Lasten und Verpflichtungen 
gemeinsam zu tragen. 
 
Landratsamt Dachau 
 
„Organische, ausgewogene Siedlungsentwicklung“ ist für 
ein verbindliches Ziel nicht hinreichend definiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unberücksichtigt bleiben die gesetzlichen 
Zuweisungsentscheidungen von Asylsuchenden und 
Flüchtlingen sowie Anerkannten gem. § 12a AufenthG. 
Dieser Aufgabe sollte sich der neue Regionalplan 
annehmen. 
 
 
Der Nachholbedarf insbesondere kleinerer Kommunen 
bei der gewerblichen Siedlungsentwicklung wird negiert. 
Die Kommunen sind zwingend darauf angewiesen, 
Gewerbeflächen auszuweisen, um mit 
Gewerbesteuereinnahmen Infrastruktur aufrecht zu 
erhalten bzw. neue zu schaffen. 
 
 
Gemeinde Berglern 
 
Z 2.2 wird grundsätzlich begrüßt. Das Planungsprinzip 
einer organischen, ausgewogenen Siedlungsentwicklung 
muss auch für die kleineren Gemeinden Gültigkeit haben. 
Die Gemeinde Berglern wird aber massiv in ihrem Recht 
auf Entwicklung durch die dritte Start- und Landebahn 
des Verkehrsflughafens beeinträchtigt. 
 

 
Dies wird im Fortschreibungs-Entwurf an mehreren 
Stellen angesprochen (vgl. u.a. B II G 1.1). 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Das allgemeingültige Planungsprinzip einer „organischen 
Siedlungsentwicklung“, welches lange Zeit auch im LEP 
verankert war, hat sich bewährt. Dessen Bestimmtheit 
entspricht dem rahmensetzenden Charakter des 
Regionalplans. Die Kommunen haben gelernt, 
eigenverantwortlich damit umzugehen. Z 2.2 wird von 
einigen Gemeinden auch ausdrücklich begrüßt. Aus 
regionalplanerischer Sicht wird dringend davon 
abgeraten, diesen Rahmen mit konkreten Richtwerten für 
einzelne Kommunen zu unterfüttern. 
 
Asyl- und Flüchtlings- und Zuweisungszahlen folgen, 
extrem schwankend,  politischen Entscheidungen. Sie 
entziehen sich damit regionalplanerischer Steuerung. 
Vom Versuch, über Regionalplanung, in die staatliche 
Aufgabe der Zuweisungen eingreifen zu wollen bzw. 
diese ersetzen zu wollen, ist dringend abzuraten.  
 
Der gewerbliche Bedarf wird nicht negiert (siehe hierzu 
u.a.: B II G 1.4, G 1.5, B IV G 2.1). Jedoch wird 
dringender Handlungsbedarf gesehen, den kommunalen 
Wettlauf um Gewerbegebiete, welcher zum Teil zu 
weniger geeigneten Standorten und zur gewerblichen 
Zersiedelung führt, zugunsten gemeindeübergreifender 
Lösungen aufzubrechen (siehe hierzu B II G 2.4).   
 
Gemeinde Berglern 
 
Das Planungsprinzip einer organischen, ausgewogenen 
Entwicklung ist allgemeingültig. Die dritte Start- und 
Landebahn ist kein Ziel des Regionalplans. 
 

Z 2.3 In zentralen Orten und in den Hauptsiedlungsbereichen ist eine Landratsamt Dachau Landratsamt Dachau 
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verstärkte Siedlungsentwicklung zulässig. 
 

 
Was unter einer „über die organische 
Siedlungsentwicklung hinausgehenden stärkeren 
Entwicklung“ zu verstehen ist, geht auch aus der 
Begründung nicht hervor. Z 2.2 und Z 2.3 sind daher als 
Grundsätze zu definieren. 
  

 
„Organische“ und „überorganische Entwicklung“ sind 
bewährte Planungsprinzipien. Ihre Bestimmtheit 
entspricht dem rahmensetzenden Charakter der 
Regionalplanung (s.o. Z 2.2).   

G 2.4 Gemeindeübergreifende Lösungen der Siedlungsentwicklung 
sollen angestrebt werden, vorrangig bei der gewerblichen 
Entwicklung. Diese soll mit der wohnbaulichen Entwicklung 
abgestimmt werden. 

 

Landratsamt Fürstenfeldbruck, Gemeinde Eichenau 
 
Die Beschränkung von  gemeindeübergreifenden 
Lösungen bei der Siedlungsentwicklung vorrangig auf die 
gewerbliche Entwicklung erscheint nicht nachvollziehbar 
und ist auch nicht begründet. 
 
 
 
 
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Gemeindeübergreifende Lösungen sollten nicht vorrangig 
bei der gewerblichen Entwicklung erfolgen. 
Konkretisierungen, Handlungskonzepte sind notwendig. 
Es kann auch ein Ziel festgelegt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Landratsamt Fürstenfeldbruck, Gemeinde Eichenau 
 
Es wird vorgeschlagen, „vorrangig“ durch „insbesondere“ 
zu ersetzen. Der besondere Handlungsbedarf bei der 
gewerblichen Entwicklung begründet sich in der 
Steuergesetzgebung, welche die Kommunen über die 
Gewerbesteuer zu einem Wettlauf um eigene 
Gewerbegebiete drängt. Dies ist raumordnerisch und 
regionalplanerisch nicht zielführend, da es im Ergebnis 
zu einer gewerblichen Zersiedelung und Zersplitterung 
und oft zu weniger geeigneten Gewerbestandorten führt. 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Es wird vorgeschlagen, „vorrangig“ durch „insbesondere“ 
zu ersetzen. Der besondere Handlungsbedarf bei der 
gewerblichen Entwicklung begründet sich in der 
Steuergesetzgebung, welche die Kommunen über die 
Gewerbesteuer zu einem Wettlauf um eigene 
Gewerbegebiete drängt. Dies ist raumordnerisch und 
regionalplanerisch nicht zielführend, da es im Ergebnis 
zu einer gewerblichen Zersiedelung und Zersplitterung 
und oft zu weniger geeigneten Gewerbestandorten führt. 
 
Handlungskonzepte, Konkretisierungen würden den 
Regionalplan überfrachten. Außerdem ersetzt 
Regionalplanung keine kommunalen Planungen. 
Die Festlegung als Ziel wurde intensiv diskutiert. Man 
kam zu dem Ergebnis, dass interkommunale 
Zusammenarbeit und Kooperationen, insbesondere bei 
der   gewerblichen Entwicklung, unbedingt anzustreben 
sind und einen kommunalen und regionalen Mehrwert 
haben, es aber keinen Sinn macht, dies den Kommunen 
aufzuzwingen. Die Entscheidung, wann, wie kooperiert 
wird, müssen die Kommunen selber treffen. Kooperation 
ohne Einsicht in Notwendigkeit und ohne erkannten 
Mehrwert funktioniert nicht. 
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Landeshauptstadt München 
 
Es sollten nicht nur die Entwicklungen, die 
Gewerbesteuereinnahmen erwarten lassen, 
gemeindeübergreifend konzipiert werden, sondern auch 
die damit zusammenhängenden Siedlungsentwicklungen, 
die Folgekosen hervorrufen. Folgende Formulierung wird 
vorgeschlagen: „Gemeindeübergreifende Lösungen der 
Siedlungsentwicklung sollen angestrebt werden, 
insbesondere auch bei der gewerblichen Entwicklung 
sowie der infrastrukturellen und sozialen Versorgung. 
Diese sollen mit der wohnbaulichen Entwicklung 
abgestimmt werden.“ 
 
A I G 2.3 soll hier eingefügt werden und um den Aspekt 
der Gesundheitsförderung ergänzt werden. 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Auch bei gemeindeübergreifenden Lösungen bedarf es 
des Flächensparens, vorrangiger Innenentwicklung und 
der Sicherung der Freiräume. Dies ist zu ergänzen. 
 
 

Landeshauptstadt München 
 
In der Begründung ist dies genau so erläutert. Generell 
wurde darauf geachtet, die Grundsätze und Ziele knapp 
und verständlich zu formulieren,  Erklärungen und 
Erläuterungen in die Begründung zu schieben. 
 
 
 
 
 
 
 
Es soll bei der erarbeiteten und beschlossenen Struktur 
bleiben. Die Förderung von gesundem Verhalten ist 
raumordnerisch nicht greifbar. 
 
Bund Naturschutz 
 
Flächensparen, Innenentwicklung und Freiraumschutz 
sind allgemeingültige regionalplanerische Erfordernisse. 
Eine Wiederholung an dieser oder anderer Stelle erübrigt 
sich. 
  

 
3 Siedlungsentwicklung und Mobilität 

Z 3.1 Verkehrliche Erreichbarkeit, möglichst im ÖPNV, ist 
Grundvoraussetzung für die weitere Siedlungsentwicklung. 

 

MVV 
 
Dieses Ziel kann schärfer formuliert werden, da die 
Leitlinie zur Nahverkehrsplanung in Bayern klare 
Vorgaben zur Erreichbarkeit im ÖPNV enthält. Das Wort 
„möglichst“ sollte durch „insbesondere“ oder „maßgeblich“ 
ersetzt werden. 
 
Pro Bahn, Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Gemäß dem bayerischen ÖPNV-Gesetz ist in dicht 
besiedelten Ballungsräumen wie im Großraum München 
dem ÖV Vorrang einzuräumen. Sinnvoll wäre es, den 
Vorrang auf den ganzen Umweltverbund (ÖV, Fuß, Rad) 
auszudehnen.  
 
Landeshauptstadt München 
 
Bei der Erschließung zusätzlicher Siedlungsflächen ist die 
gute ÖPNV- und Fahrraderschließung als vorrangiges 

MVV 
 
Das Wort „möglichst“ wurde gewählt, da nicht in allen 
Teilräumen des ländlichen Raumes eine leistungsfähige 
ÖPNV-Erreichbarkeit wirtschaftlich vertretbar zu 
realisieren ist und hier der MIV auch künftig von 
Bedeutung sein wird. 
 
Pro Bahn, Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Der Regionalplan bezieht sich auf die Region München. 
Diese reicht über den Ballungsraum München hinaus und 
umfasst auch dünn besiedelte ländliche Teilräume, in 
denen sich ein Vorrang des Umweltverbundes 
wirtschaftlich vertretbar bzw. verkehrlich sinnvoll nicht 
realisieren lässt. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Das Wort „möglichst“ wurde gewählt, da nicht in allen 
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Kriterium anzusetzen. “Möglichst“ ist zu streichen. 
 
 
 
 
Gemeinde Eching 
 
Das Ziel einer Erreichbarkeit durch den ÖPNV als 
Grundvoraussetzung für eine weitere 
Siedlungsentwicklung sollte noch verstärkt werden durch 
den Zusatz, dass Abhängigkeiten vom motorisierten 
Individualverkehr vermieden werden sollten. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Die Formulierung „verkehrliche Erreichbarkeit, möglichst 
im ÖPNV“ ist für ein Ziel zu unpräzise. Unterschiedliche 
Interpretationen und Kontroversen sind die Folge. 
 
 
Bund Naturschutz 
 
„Möglichst“ sollte durch „vorrangig“ ersetzt werden. 
 

Teilräumen des ländlichen Raumes eine leistungsfähige 
ÖPNV-Erreichbarkeit bzw. ein Vorrang des 
Umweltverbundes sich wirtschaftlich vertretbar und 
verkehrlich sinnvoll realisieren lässt und hier der MIV 
auch künftig von Bedeutung sein wird. 
 
Gemeinde Eching 
 
Es wird vorgeschlagen, in der Begründung Zu Z 3.1 nach 
Satz 5 einzufügen: „Einseitige Abhängigkeiten vom 
motorisierten Individualverkehr (MIV) können vermieden 
werden.“  
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Es gilt, die Realisierung verkehrlich und infrastrukturell 
ungeeigneter Standorte zu vermeiden. Dies liegt im  
Verantwortungsbereich der Kommunen.  Auf § 1  9. 
BauGB wird verwiesen. 
 
Bund Naturschutz 
 
Die Region München umfasst auch dünn besiedelte 
Teilräume mit zum Teil sehr disperser Siedlungsstruktur. 
Ein Vorrang des ÖPNV lässt sich dort nicht wirtschaftlich 
vertretbar realisieren. 
 

Z 3.2 Die Nutzung bestehender Flächenpotentiale für eine stärkere 
Siedlungsentwicklung ist vorrangig auf zu Fuß oder mit dem Rad 
erreichbare SPNV-Haltepunkte, bei angemessen verdichteter 
Bebauung, zu konzentrieren. 

 

Pro Bahn 
 
Einschränkung auf den SPNV ist nicht sinnvoll, 
„schienengebundener ÖV“ wäre besser. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Das Ziel ist ortsplanerisch sinnvoll. Übersehen wird dabei, 
dass diese Flächen oft nicht verfügbar sind und die 
Kommunen auf andere Flächen ausweichen müssen. 
Daher ist auch dieses Ziel als Grundsatz zu formulieren. 
 

Pro Bahn 
 
Es wird vorgeschlagen im Ziel Z 3.2 analog der 
Begründung Zu A I G 1.1 die Abkürzung „SPNV“ zu 
erklären. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Wenn geeignete Flächen im Sinne von Z 3.2 nicht zur 
Verfügung stehen, dann ändert dies nichts daran, dass 
es sachlich richtig und sinnvoll ist, sich vorrangig auf 
geeignete Flächen zu konzentrieren (siehe im Übrigen Z 
4.1). 

G 3.3 Die verschiedenen Verkehrsarten sollen vernetzt werden. 
 

Gemeinde Aying 
 
Vernetzung bedeutet nicht nur Umsteigebeziehungen zu 
schaffen, sondern auch fahrplanmäßige Verknüpfungen 

Gemeinde Aying 
 
Fahrplanmäßige Verknüpfung ist die 
Grundvoraussetzung für attraktive, kundenfreundliche 
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herzustellen. 
 
 
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Es soll ein neuer Grundsatz als G 3.4 „Region der kurzen 
Wege“ neu aufgenommen werden. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Der Grundsatz sollte in das Kapitel B III (Leitbild) 
verschoben werden, um Doppelungen zu vermeiden.  
 
 
 
 
 
Bund Naturschutz 
 
In der Begründung sollte die nötige Entwicklung von 
Verkehrsverbünden zu Umweltverbünden aufgenommen 
werden. 
 

ÖPNV-Angebote. Der Grundsatz geht noch einen Schritt 
weiter und fördert multimodale Verkehrsangebote und 
den Umstieg zwischen den unterschiedlichen 
Verkehrsarten, also zwischen ÖPNV und MIV sowie Rad.   
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Siehe Kommentar zu G 1.5; 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Die bessere Vernetzung der Verkehrsarten ist ein ganz 
wichtiger Baustein, die infrastrukturellen Anforderungen 
der Siedlungsentwicklung und die verkehrlichen 
Herausforderungen generell zu bewältigen. Dieser 
Aspekt sollte in beiden Abschnitten des 
Fortschreibungsentwurfs aufscheinen. Dies wurde 
bewusst so entschieden.  
 
Bund Naturschutz 
 
In der Region München, insbesondere im ländlichen 
Raum,  wird im Zuge der Vernetzung der verschiedenen 
Verkehrsarten auch der Kfz-Verkehr (inklusive 
CarSharing, E-Mobilität etc.) eine Rolle spielen müssen. 
Dieser gehört nicht zum Umweltverbund. 
 

4 Siedlungsentwicklung und Freiraum 

Z 4.1 Bei der Siedlungsentwicklung sind die Möglichkeiten der 
Innenentwicklung (ausgewiesene FNP-Flächen) vorrangig zu 
nutzen. Eine darüber hinausgehende Entwicklung ist zulässig, 
wenn auf diese Potentiale nicht zurückgegriffen werden kann. 

 

Gemeinde Oberding, Gemeinde Eitting 
 
Das Ziel Innenentwicklung vor Außenentwicklung ist in 
einem Grundsatz umzuwandeln. Ausnahmen von der 
Innenentwicklung sollten auch dann möglich sein, wenn 
sie auf einem fundierten Ortsentwicklungskonzept 
beruhen. Eine Außenentwicklung sollte auch dann 
möglich sein, wenn z.B. innerörtliche Grünflächen 
erhalten werden sollen oder für eine Bebauung nicht zur 
Verfügung stehen. 
 
Die Gemeinden wenden sich gegen die strikte 
Formulierung des Anbindungsgebots. 
 
 
 
 

Gemeinde Oberding, Gemeinde Eitting 
 
Der Intention der Gemeinden Oberding und Eitting wird  
durch die Zielformulierung bereits nachgekommen: „… 
sind die Möglichkeiten der Innenentwicklung vorrangig zu 
nutzen.“ (Anm.: „vorrangig“ nicht ausschließlich); 
Außenentwicklung ist möglich, „wenn auf diese 
Potentiale nicht zurückgegriffen werden kann.“   
 
 
Das Anbindungsgebot ist ein Ziel des LEP, einer 
Verordnung der Bayerischen Staatsregierung, nicht des 
Regionalplans. Der Regionalplan München, eine 
Verordnung der Kommunen der Region München, kann 
das Anbindungsgebot des LEP nicht außer Kraft setzen 
oder ändern.  
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Gemeinde Pliening 
 
Dieses Ziel ist nicht notwendig, da bereits über das 
BauGB geregelt. 
 
 
 
 
 
Gemeinde Eching am Ammersee 
 
Es wird mitgeteilt, dass die Gemeinde im Norden, entlang 
der Zankenhausener Straße ein Wohn- und 
Gewerbegebiet ausweist.  
 
Bund der Selbständigen 
 
Eine genaue Definition der „Zurückgreifbarkeit“ bzw. 
„Nichtzurückgreifbarkeit“ sollte erfolgen. 
 
 
Gemeinde Eitting 
 
Durch die Innenentwicklung darf der Bestand der 
bestehenden landwirtschaftlichen Betriebe nicht gefährdet 
werden. 
 
Die Gemeinde Eitting ist von überörtlichen/überregionalen 
Maßnahmen sehr negativ betroffen, u.a.: 3. Start- und 
Landebahn, Flughafentangente Ost, S-Bahn-Ringschluss, 
A 92 usw. Es gibt wahrscheinlich bayernweit keine 
Gemeinde, die in ihrer baulichen Entwicklung so stark 
beeinträchtigt wird.   
 
Landesamt für Umwelt 
 
Ausgewiesene FNP-Flächen sind gemäß Empfehlung des 
BayStMUV, der OBB sowie dem BayStMELF keine 
Innenentwicklungspotentiale. Innenentwicklungspotentiale 
sind Flächen mit bereits vorhandenem Baurecht. 
 
Folgende Formulierung wird erbeten: 
„Bei der Siedlungsentwicklung sind primär die 
Möglichkeiten der Innenentwicklung (Flächen mit 
Baurecht) und sekundär bereits ausgewiesene FNP-

Gemeinde Pliening 
 
Der Fortschreibungsentwurf sollte in sich konsistent, 
verständlich und lesbar sein. Die regionalplanerische 
Intention und Gewichtung sollte erkennbar sein. Darüber 
hinaus wird im Ziel verdeutlicht was regionalplanerisch 
als Innenentwicklung zu verstehen ist und es wird die 
Möglichkeit der Außenentwicklung normiert.  
 
Gemeinde Eching am Ammersee 
 
Dies wird zur Kenntnis genommen. Eine bewertende 
Stellungnahme bedarf konkreterer Angaben und 
Planungsunterlagen. 
 
Bund der Selbständigen 
 
„Nichtzurückgreifen“ bedeutet, dass potentielle Flächen 
für die geplante Siedlungsentwicklung tatsächlich nicht 
verfügbar sind. In der Begründung wird dies erläutert.   
 
Gemeinde Eitting 
 
Dies liegt in der Hand der Gemeinde Eitting. 
 
 
 
Bei der Bewertung von geplanten Entwicklungen wird 
dies berücksichtigt. Die Formulierung von Z 4.1 bietet 
hierzu die Möglichkeit. 
 
 
 
 
Landesamt für Umwelt 
 
Es wäre nicht vermittelbar, wenn genehmigte FNP-
Flächen, d.h. Flächen, die als mit den Zielen der Landes-
und Regionalplanung im Einklang stehend beurteilt 
wurden, nicht umgesetzt werden könnten, weil plötzlich 
dann doch landes- und regionalplanerische Bedenken 
angemeldet würden. Es war daher aus 
regionalplanerischer Sicht  wichtig, deutlich zu machen, 
dass FNP-Flächen  der Innenentwicklung zuzurechnen 
sind.   
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Flächen vorrangig zu nutzen. Eine darüber 
hinausgehende Entwicklung ist zulässig, wenn auf diese 
Flächen nicht zurückgegriffen werden kann.“  
 
 
 
IHK 
 
Ein wesentliches Hemmnis der Siedlungsentwicklung in 
der Region München ist die eigentumsrechtliche 
Verfügbarkeit der Grundstücke. Den Gemeinden ist 
größerer Spielraum einzuräumen, weitere Flächen zu 
entwickeln. 
Es fehlt an strategischen, perspektivischen Aussagen wo 
und in welchem Umfang Siedlungsentwicklung stattfinden 
soll. 
 
 
 
 
 
 
 
Landratsamt Starnberg, Gemeinde Inning, Gemeinde 
Herrsching, Gemeinde Weßling, Gemeinde Pöcking, 
Gemeinde Tutzing 
 
Der Begriff der „Innenentwicklung“ in Z 4.1 stimmt 
inhaltlich nicht mit der entsprechenden Erläuterung 
überein.  
 
 
 
 
 
Im Landkreis Starnberg stellen häufig Flächen für die 
Siedlungsentwicklung nicht zur Verfügung. D.h., 
Gemeinden benötigen nachrangig auch Möglichkeiten, 
sich in Anbindung an bestehende Siedlungsbereiche am 
Ortsrand zu entwickeln. 
 
Gemeinde Gräfelfing 
 
Es sollte in der Begründung klargestellt werden, ob 
tatsächlich nicht zur Verfügung stehende Flächen eine 

Dass die Gemeinden bei der Bebauung i.d.R. auf 
Flächen mit Baurecht zurückgreifen, liegt in der 
Systematik der Bauleitplanung begründet. Eine 
Unterscheidung nach „primär vorrangig“ und „sekundär 
vorrangig“ erübrigt sich (klingt auch ein bisschen holprig). 
 
IHK 
 
Diesen Spielraum weist der Regionalplan-Entwurf den 
Kommunen zu: Vorrangige Innentwicklung, bei nicht 
Verfügbarkeit Neuausweisung. 
Der Entwurf gibt klar vor, wo stärkere 
Siedlungsentwicklung konzentriert werden soll, nämlich 
in den Hauptsiedlungsbereichen, an verkehrlich 
(möglichst im SPNV) gut erreichbaren Standorten. Der 
Umfang der Siedlungsentwicklung muss den Gemeinden 
im Rahmen ihrer kommunalen Planungshoheit 
selbstverantwortlich überlassen bleiben. Man kann nicht 
nach mehr Entwicklungsspielraum für die Kommunen 
rufen und gleichzeitig versuchen, ihnen Richtwerte für die 
weitere Entwicklung vorzugeben. 
 
Landratsamt Starnberg, Gemeinde Inning, Gemeinde 
Herrsching, Gemeinde Weßling, Gemeinde Pöcking, 
Gemeinde Tutzing 
 
Innentwicklung ist immer die Entwicklung der Flächen 
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile. 
Besteht ein Flächennutzungsplan, dann ist die Bebauung 
aller dargestellten Bauflächen als Innentwicklung zu 
sehen. Letztere Klarstellung wurde für wichtig erachtet, 
so dass dies auch im Ziel so verankert wurde. 
 
Genau so ist dies in Z 4.1 geregelt. 
 
 
 
 
 
Gemeinde Gräfelfing 
 
Wenn ein Grundstückseigentümer seine Fläche für eine 
Entwicklung nicht zur Verfügung stellt, dann kann die 
Gemeinde nicht auf diese Fläche zurückgreifen. 
Tatsächlich nicht zur Verfügung stehende Flächen 
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Ausnahme von dem Ziel rechtfertigen (z.B. ein 
Grundstückseigentümer lehnt die Inanspruchnahme 
seiner Innenentwicklungsfläche ab).  
 
Gemeinde Vaterstetten 
 
Die Anwohner von Gebieten mit gartenstadtähnlichem 
Charakter, die wichtige mikroklimatische Funktionen 
leisten, sträuben sich gegen eine Nachverdichtung. In der 
Begründung Zu Z 4.1sollte der vorletzte Satz wie folgt 
gefasst werden: „Nur wenn eine Gemeinde auf keine 
Potentiale der Innenentwicklung zurückgreifen kann „oder 
der Fortbestand gewachsener Strukturen (Ortsbild, 
gartenstadtähnlicher Charakter) und die Bedingungen an 
ein gesundes Wohnumfeld gefährdet sind“, ist eine 
Neuausweisung von Siedlungsflächen zulässig. 
 
Gemeinde Attenkirchen, Gemeinde Haag an der 
Amper, Gemeinde Wolfersdorf, Gemeinde Zolling 
 
Den Gemeinden sollte Flexibilität eingeräumt werden. 
Außenentwicklung sollte auch möglich sein, wenn 
Innenbereiche noch Potential haben oder wenn sie für 
eine Bebauung nicht zur Verfügung stehen. 
 
Gemeinde Krailling 
 
Nachrangig muss auch die Möglichkeit der 
Siedlungsentwicklung in Anbindung an bestehende 
Siedlungsbereiche bestehen. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Der zweite Satz ist zu streichen. Das Abweichen vom 
raumordnerisch gebotenen Ziel der Innenentwicklung 
sollte die sorgfältig zu begründende Ausnahme sein. Das 
Anbindegebot des LEP sollte aktiv aufgegriffen werden.  
 
 
 
 
 
 
Stadt Unterschleißheim, „NordAllianz“ 
 

rechtfertigen eine Ausnahme. In der Begründung wird 
dies klargestellt.  
 
Gemeinde Vaterstetten 
 
Die gewünschte Ergänzung erübrigt sich, da wenn sich 
Anwohner gegen eine Nachverdichtung sträuben 
und/oder wenn die Bedingungen an ein gesundes 
Wohnumfeld gefährdet sind, dies Gründe und Argumente 
sind, weswegen die Flächen eben nicht zur Verfügung 
stehen. Diese möglichen Gründe alle einzeln in der 
Begründung  zu erläutern oder aufzulisten ist nicht 
erforderlich. 
 
 
 
 
Gemeinde Attenkirchen, Gemeinde Haag an der 
Amper, Gemeinde Wolfersdorf, Gemeinde Zolling 
 
Mit der getroffenen Formulierung lässt Z 4.1 eine 
gewisse Flexibilität zu. 
 
 
 
Gemeinde Krailling 
 
Z 4.1 eröffnet diese Möglichkeit. 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Es dient nur der Lesbarkeit und der Rechtsklarheit, wenn 
der Ausnahmetatbestand im Ziel normiert ist. 
Ausschließlich mit Innentwicklung wird der 
Bevölkerungszuwachs nicht bewältigt werden können. 
Ließe man kategorisch keine Ausnahmen zu, wären auch 
die Entwicklungen von München Freiham oder München 
Nordost nicht möglich. 
Das Anbindegebot des LEP in der jeweils geltenden 
Fassung gilt ohnehin. Es braucht im Regionalplan nicht 
wiederholt werden. 
 
Stadt Unterschleißheim, „Nordallianz“ 
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Folgende Ergänzung wird vorgeschlagen: 
„Eine darüber hinausgehende Entwicklung an 
Ortsrandlagen ist zulässig, wenn aufgrund der 
städtebaulichen Strukturen und Gegebenheiten der 
Ortsteilentwicklung diese Potentiale kein hinreichendes 
und abgewogenes Angebot an Wohnbauflächen 
gewährleisten können.“ 
D.h., besteht ein Mangel an geeigneten Flächen, für ein 
ausgewogenes Angebot, welches soziale Brennpunkte 
verhindert, dann sollte auf Ortrandlagen zurückgegriffen 
werden können. 
 
Gemeinde Eching 
 
Die Planungshoheit der Gemeinden ist zu achten. Das 
Maß der Verdichtung darf die innerörtliche Wohnqualität 
nicht beeinträchtigen. 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Dies ist ortsplanerisch sinnvoll. Übersehen wird hierbei, 
dass diese Flächen oft nicht zur Verfügung stehen und 
die Kommunen auf andere Flächen ausweichen müssen. 
 
 
 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Da viele Flächennutzungspläne Bauflächen enthalten, die 
nicht mehr als Innenentwicklung bezeichnet werden 
können, ist der Bezug darauf zu streichen. 
 
 
 
 
 
Der Ausnahmetatbestand „Nichtverfügbarkeit der 
Flächen“ ist zu streichen.  
 
 
Stadt Starnberg 
 

 
Wenn Innenflächen für eine ausgewogene 
Gemeindeentwicklung im Sinne des Regionalplans 
(siehe hierzu u.a. auch A I G 2.2 und B II G 1.6) nicht 
geeignet sind, dann stellen sie keine 
Innenentwicklungspotentiale im Sinne von Z 4.1 dar. Es 
ist nicht beabsichtigt, die Kommunen über das Gebot der 
Innentwicklung zu städtebaulich und stadtstrukturell 
kontraproduktiven Maßnahmen zu zwingen.   
 
 
 
 
Gemeinde Eching 
 
Die Planungshoheit der Gemeinden wird durch den 
Regionalplanung nicht in unzulässiger Weise 
konterkariert. Über das Maß der Verdichtung entscheiden 
die Gemeinden eigenverantwortlich. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Genau dieser, vom Landratsamt Dachau angeführte 
Sachverhalt wird in Ziel 4.1abschließend geregelt und 
eben nicht übersehen. Es handelt sich somit um ein 
klassisches raumordnerisches Ziel: „Sachlich bestimmte 
oder bestimmbare, verbindliche Vorgabe“ (vorrangige 
Innenentwicklung) mit integriertem Ausnahmetatbestand 
(fehlende Verfügbarkeit).  
 
Bund Naturschutz 
 
Es wäre nicht vermittelbar und es wäre ein Widerspruch 
in sich, die Umsetzung eines genehmigten 
Flächennutzungsplans, welcher im Zuge des 
Genehmigungsverfahrens u.a. auf Übereinstimmung mit 
den Zielen der Raumordnung zu überprüfen ist, mit der 
Begründung zu verhindern, die Realisierung 
widerspräche den Zielen der Raumordnung.  
 
Ein Ziel, welches bei tatsächlich nicht vorhandenen 
Innen-Potentialen zu einem kategorischen 
Entwicklungsstopp führte, würde dem 
Zuwanderungsdruck nicht gerecht.   
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Der Regionalplan sollte das LEP-Anbindungsgebot 
konkretisieren. 
 
 
Regierung von Oberbayern (Städtebau) 
 
Die Klammer in Z 4.1 sollte entfallen, um den 
Missverständnis vorzubeugen, dass Möglichkeiten der 
Innenentwicklung nur mit ausgewiesenen 
Flächennutzungsplan-Flächen gleichzusetzen sind. 
Stattdessen sollte der Klammerinhalt durch ein „und“ 
angefügt werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird empfohlen, in der Begründung Zu Z 4.1 folgenden 
Satz aufzunehmen: „Die Darstellung langfristig nicht 
verfügbarer Bauflächen im Flächennutzungsplan sollte 
vermieden werden, um ein geeignetes Bild der 
Flächenreserven zu erhalten.“  
 

Stadt Starnberg 
 
Das LEP-Ziel ist abschließend formuliert. Für weitere 
Ausnahmen oder eine Verschärfung besteht kein 
regionalplanerischer Spielraum. 
 
Regierung von Oberbayern (Städtebau) 
 
Man wollte Innenentwicklung im Ziel definieren, um 
Streitigkeiten bezüglich Bindungswirkung zu verhindern. 
Im regionalplanerischen Sinne sind im Zusammenhang 
bebaute Ortsteile und  die im Flächennutzungsplan 
dargestellten Flächen gemeint. Um dem Missverständnis 
vorzubeugen, dass Möglichkeiten der Innenentwicklung 
nur mit ausgewiesenen Flächennutzungsplan-Flächen 
gleichzusetzen sind, wird folgende Formulierung von Z 
4.1, Satz 1 vorgeschlagen: 
„Bei der Siedlungsentwicklung sind die Möglichkeiten der 
Innenentwicklung, d.h. Flächen innerhalb im 
Zusammenhang bebauter Ortsteile und die im 
Flächennutzungsplan dargestellten Flächen, vorrangig zu 
nutzen.“  
 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung Zu Z 4.1 wie 
folgt zu ergänzen: 
„Um ein geeignetes Bild der Flächenreserven zu 
erhalten, wird empfohlen, langfristig nicht verfügbare 
Bauflächen im Flächennutzungsplan von der Darstellung 
auszunehmen.“  
  

Z 4.2 Siedlungsgliedernde Freiräume an und zwischen den radialen 
Siedlungs- und Verkehrsachsen sind in ihrer Funktion zu 
erhalten. 

 

Flughafen München 
 
Aus den in A I 4.3 genannten Gründen sollten Z 4.2, Z 4.3 
und Z 4.4 als ermessenslenkende Grundsätze gestaltet 
werden. 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
B IV Z 4.3 (Vermeidung bandartiger Entwicklungen durch 
Neuansiedlungen) ist hier zu integrieren. 
 
 
 

Flughafen München 
 
Z 4.2, Z 4.3 und Z 4.4 sind als Ziele hinreichend 
bestimmt bzw. bestimmbar. U.a. bietet das 
Landschaftsentwicklungskonzept für die Region 
München insbesondere für Z 4.3 und Z 4.4 eine fachlich 
fundierte Bewertungsgrundlage. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Es war ein wichtiges Anliegen, dass bei der gewerblichen 
Entwicklung das Entstehen bandartiger Strukturen zu 
vermeiden ist. Das entsprechende Ziel sollte dort 
verbleiben. Es dient nicht immer dem Verständnis und 
der Lesbarkeit, mehrere Ziele oder Grundsätze zu einem 
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Landratsamt Dachau 
 
Im Hinblick auf erforderliche bauliche Entwicklungen 
müssen Abwägungs- und Ermessensentscheidungen 
möglich sein. Z 4.2 sollte deshalb als Grundsatz formuliert 
werden. 
 
 

zusammenzufügen. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Da Z 4.2 funktionsbezogen definiert ist, bleiben 
Ermessensspielräume. 
 

Z 4.3 Landschaftsbildprägende Strukturen, insbesondere 
Rodungsinseln, Hangkanten, Steilhänge, Waldränder, Feucht- 
und Überschwemmungsgebiete, sind zu erhalten. 

 

Gemeinde Aying 
 
Dies darf nicht bedeuten, dass an Waldrändern keine 
Infrastrukturmaßnahmen wie Geh- und Radwege errichtet 
werden dürfen, dass innerhalb der Rodungsinseln keine 
baulichen Entwicklungen mehr stattfinden können oder 
dass keine Neustrukturierung von Waldrändern durch 
Schaffung von Übergangszonen möglich ist. 
 
Gemeinde Straßlach-Dingharting 
 
Es fehlt eine Legaldefinition, welche Mindestmerkmale für 
eine Rodungsinsel vorliegen müssen. Darüber hinaus 
sind die tatsächlich vorhandenen Rodungsinseln in einer 
Karte darzustellen. Für den Hauptort Straßlach ist die 
Rodungsinsel nicht mehr vorhanden, da die Bebauung im 
Norden von Straßlach bereits vollständig an das 
Waldgebiet heranreicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gemeinde Aying 
 
Das bedeutet es auch nicht. 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Straßlach-Dingharting 
 
Rodungsinseln sind durch eine auf den Mittelpunkt der  
kreisförmigen Freiflächen konzentrierte Bebauung 
gekennzeichnet. Es wird vorgeschlagen, dies in der 
Begründung zu ergänzen. Die Freifläche zwischen 
Bebauung und Waldrand wird i.d.R. landwirtschaftlich 
genutzt.  
 
Gemäß o.g. Definition ist der Hauptort Straßlach 
strenggenommen keine Rodungsinsel mehr. In Karte 2 
sind die Rodungsinseln von der Grünzugsfestlegung 
ausgenommen worden, da sie als Rodungsinseln bereits 
geschützt sind. Folgt man der Argumentation, dass 
Straßlach keine Rodungsinsel mehr ist, dann bedarf es 
anderweitig der Sicherung des funktional bedeutenden 
Freiraumes. Es wird daher vorgeschlagen, zum Schutz 
des Freiraumes den Grünzug hier maßvoll zu erweitern.  
 
Auf eine namentliche Nennung der besonders prägenden 
Rodungsinseln wurde verzichtet. Ebenso gut müsste 
man dann auch die regional bedeutsamen Hangkanten, 
Steilhänge, Waldränder sowie Feucht- und 
Überschwemmungsgebiete nennen. Darauf sowie auf 
eine kartographische Verortung sollte auch deshalb 
verzichtet werden, um die kommunale Verantwortlichkeit 
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Landratsamt Fürstenfeldbruck 
 
Die Überschwemmungsgebiete sind in Karte 2 nicht 
dargestellt. 
 
Auf die aktuelle vorläufige Sicherung der 
Überschwemmungsgebiete in Eichenau, Olching, 
Gröbenzell, Puchheim, Emmering und Alling wird 
hingewiesen. Die endgültige formelle Sicherung durch 
Verordnung soll in den nächsten Jahren erfolgen. Eine  
weitere bauliche Nutzung scheidet hier grundsätzlich aus. 
Mögliche Ausnahmen sind an strenge Vorgaben 
geknüpft. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Im Hinblick auf erforderliche bauliche Entwicklungen 
müssen Abwägungs- und Ermessensentscheidungen 
möglich sein. Z 4.3 sollte deshalb als Grundsatz formuliert 
werden. 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Fließgewässer und der Moorgürtel im Münchner Norden 
sind als landschaftsbildprägende Strukturen zu ergänzen. 
 

für die kulturhistorische und landschaftliche Bewertung 
und Bewahrung zu unterstreichen. Wertvolle 
Hilfestellungen hierzu liefern die Erkenntnisse des 
Landschaftsentwicklungskonzeptes. 
 
Landratsamt Fürstenfeldbruck 
 
Aus Gründen der Lesbarkeit (Vermeidung der 
kartographischen Überfrachtung und von 
Missverständnissen bezüglich der regionalplanerischen 
Sicherungsinstrumente) wurde in Karte 2 auf die 
Darstellung fachrechtlich gesicherter Belange verzichtet. 
 
Der Sachstand der Sicherung der 
Überschwemmungsgebiete wird zur Kenntnis 
genommen. Die Ge- und Verbote sind von den 
Kommunen zu beachten. 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Z 4.3 konkretisiert Art. 6 BayLplG. Die kulturhistorische 
und landschaftliche Bewertung und Bewahrung der in 
Z4.3 genannten Strukturen liegt in der Verantwortlichkeit 
der Kommunen.  
 
Bund Naturschutz 
 
Dies geben die Ziele B I Z 2.2.1, Z 2.2.2 und Z 2.2.3 
bereits verbindlich vor. Eine Wiederholung erübrigt sich. 
 

Z 4.4 Wärmeausgleichsinseln und kleinräumlich bedeutende Kaltluft- 
und Frischlufttransportbahnen sind zu erhalten. 

 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
Das Ziel Z 4.4 soll in der bisherigen Fassung (bisher B II 
4.1.4) weiterhin beibehalten werden. Die im 
Fortschreibungsentwurf geplante Erhaltung nur von 
Wärmeausgleichsinseln und kleinräumigen Kaltluft- und 
Frischlufttransportbahnen ist fachlich nicht sinnvoll. Für 
den Wärmeausgleich und zur Kaltentstehung sind 
möglichst großflächige räumliche Einheiten, insbesondere 
Wälder, erforderlich. 
 
Landeshauptstadt München 
 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
Z 4.4 bezieht sich explizit auf den kleinräumigen Aspekt. 
Das großräumige System der Kaltluftentstehung und des 
Kaltlufttransportes wird durch die regionalen Grünzüge 
gesichert. Hierbei wird daran erinnert, dass im Zuge der 
„Siebten Verordnung zur Änderung des Regionalplans 
München“ das System der regionalen Grünzüge um die 
Kaltluftentstehungsgebiete (i.d.R. die großen 
Waldgebiete) ergänzt worden war. Dieses System hat 
weiterhin Bestand.   
 
Landeshauptstadt München 
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A I Z 4.3 sollte hier integriert werden. Die Bezeichnungen 
„Wärmeausgleichsinseln“ und Frischlufttransportbahnen“ 
sind fachlich nicht korrekt. Kleinräumiger Kaltluftabfluss 
trifft nur für einen kleinen Umgriff des Regionalplans zu. 
 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Im Hinblick auf erforderliche bauliche Entwicklungen 
müssen Abwägungs- und Ermessensentscheidungen 
möglich sein. Z 4.4 sollte deshalb als Grundsatz formuliert 
werden. 
 
Bund Naturschutz 
 
Die Begründung beschränkt sich vor allem auf „die Täler 
und Senken des tertiären Hügellandes und der 
Moränenlandschaft“. Dies ist nicht gerechtfertigt. 
Wärmeausgleichsinseln und kleinräumlich wirksame 
Kaltluft- und Frischlufttransportbahnen stellen auch 
Fließgewässer und die Moorgürtel der Münchner 
Schotterebene dar. 
  

 
Die erarbeitete und beschlossen Struktur der 
Regionalplan-Fortschreibung soll erhalten bleiben. Die 
Bezeichnungen „Wärmeausgleichsinseln“ und 
„Frischlufttransportbahn“ richten sich an den 
Adressatenkreis und verdeutlichen die Funktion.  Dem 
„Großräumigen“ dient das Netz der regionalen Grünzüge.  
 
Landratsamt Dachau 
 
Z 4.4 ist funktionsbezogen definiert (siehe hierzu auch 
die Begründung). Die zielkonforme Umsetzung obliegt 
dem planerischen Ermessen der Kommunen.  
 
Bund Naturschutz 
 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung Zu Z 4.4 vor 
dem letzten Satz wie folgt zu ergänzen: „“Gleiches gilt für 
Fließgewässer und die noch vorhandenen naturnahen 
Moore.“  

Z 4.5 Für die Erholung und für das Mikroklima bedeutende innerörtliche 
Freiflächen sind zu sichern und mit der freien Landschaft zu 
vernetzen. 

 

Stadt Grafing 
 
Die Stadt Grafing lehnt das Ziel ab. Dadurch wird 
Innenentwicklung unnötig eingeschränkt. Eine 
nachhaltige und flächensparende Siedlungsentwicklung 
ist auf die Nutzbarkeit innerörtlicher Freiflächen 
angewiesen. Über die planerische Feinsteuerung und die 
Bedeutung einer innerörtlichen Freifläche müssen die 
Kommunen selbst entscheiden können. 
 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Die „Ruhigen Gebiete“ aus den Lärmaktionsplänen der 
Kommunen sollten hier integriert werden. 
 
Stadt Unterschleißheim, „NordAllianz“ 
 

Stadt Grafing 
 
Innerstädtische Freiflächen werden nicht der 
kommunalen Planungshoheit entzogen. Es obliegt dem 
planerischen Ermessen der jeweiligen Kommune, die 
Ziele und Grundsätze des rahmensetzenden 
Regionalplans eigenverantwortlich anzuwenden und 
auszugestalten. Z 4.5 ist dabei auch nicht losgelöst von Z 
4.1 (Vorrangige Innenentwicklung) zu sehen. Es wird 
davon ausgegangen, dass die Stadt Grafing die 
Bedeutung ihrer innerörtlichen Freiflächen für 
Innenentwicklung, für Erholung und für Mikroklima in 
jedem Fall richtig einzuschätzen weiß und die richtigen 
planerischen Entscheidungen trifft. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Es wird vorgeschlagen, in der Begründung darauf 
hinzuweisen. 
 
Stadt Unterschleißheim, „NordAllianz“ 
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Der Erhalt innerörtlicher Freiflächen  soll als Ergebnis der 
kommunalen Abwägung erfolgen, nicht im Zuge einer 
Regionalplan-Direktive. Kriterien sind die städtebauliche 
Erforderlichkeit, die spezifischen örtlichen Gegebenheiten 
sowie der spezifische Vernetzungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Im Hinblick auf erforderliche bauliche Entwicklungen 
müssen Abwägungs- und Ermessensentscheidungen 
möglich sein. Z 4.5 sollte deshalb als Grundsatz formuliert 
werden. 
 

 
Innerörtliche Freiflächen sind nicht per se zu erhalten. 
Dies wäre ein unauflöslicher Zielkonflikt zu Z 4.1. „Für die 
Erholung und für das Mikroklima bedeutende 
innerörtliche Freiflächen sind zu sichern und…“ Es 
obliegt der Stadt Unterschleißheim, den Kommunen der 
NordAllianz, die Ziele des Regionalplans zielkonform 
auszugestalten. Es wird davon ausgegangen, dass die 
Stadt Unterschleißheim, die Kommunen der NordAllianz, 
die Bedeutung ihrer innerörtlichen Freiflächen für 
Innenentwicklung, für Erholung und für Mikroklima in 
jedem Fall richtig einzuschätzen wissen und die richtigen 
planerischen Entscheidungen treffen. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Innerstädtische Freiflächen werden nicht der 
kommunalen Planungshoheit entzogen. Es obliegt dem 
planerischen Ermessen der jeweiligen Kommune, die 
Ziele und Grundsätze des rahmensetzenden 
Regionalplans eigenverantwortlich anzuwenden und 
auszugestalten. Z 4.5 ist dabei auch nicht losgelöst von Z 
4.1 (Vorrangige Innenentwicklung) zu sehen. Es wird 
davon ausgegangen, dass die Kommunen die Bedeutung 
ihrer innerörtlichen Freiflächen für Innenentwicklung, für 
Erholung und für Mikroklima in jedem Fall richtig 
einzuschätzen wissen und die richtigen planerischen 
Entscheidungen treffen. 
 

Z 4.6 Die Siedlungsentwicklung ist durch ein überörtliches, vernetztes 
Konzept der im Folgenden bestimmten regionalen Grünzüge und 
Trenngrüns als Grundgerüst eines räumlichen Verbundsystems 
zur Freiraumsicherung und -entwicklung zu ordnen und zu 
gliedern (B II Z 4.2.1 unverändert). 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Z 4.6       Zur Ordnung und zur Gliederung der Siedlungsentwick- lung wird 

durch die Festlegung von regionalen Grünzü- 
                      gen und Trenngrün ein überörtliches Netz zur Freiraum-  

Gemeinde Gröbenzell 
 
Die Grünzüge und Trenngrüns sind zwingend erforderlich 
und qualitativ auszubauen. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Im Hinblick auf erforderliche bauliche Entwicklungen 
müssen Abwägungs- und Ermessensentscheidungen 
möglich sein.  Damit Z 4.6 nicht einseitig zu Lasten der 
Siedlungsentwicklung geht, sollte auch Z 4.6 als 
Grundsatz definiert werden. 
 
 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 

Gemeinde Gröbenzell 
 
Dies wird im weiteren Verfahren zu prüfen sein. 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Da regionale Grünzüge funktionsbezogen definiert sind, 
bleiben Ermessens- bzw. Gestaltungsspielräume. Im 
Übrigen wird darauf hingewiesen, dass ein 
Siedlungskapitel des Regionalplans, welches 
ausschließlich aus Grundsätzen bestünde, wenig 
planerischen Mehrwert hätte und auch dem LEP 
widerspräche. 
 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
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                      sicherung aufgebaut… 
 

 
Es ist zu ergänzen, dass in den regionalen Grünzügen 
und Trenngrün landwirtschaftliche Bauten errichtet 
werden dürfen. Diese Neubauten im Außenbereich sind 
eine Grundvoraussetzung für die langfristige 
Weiterbewirtschaftung der landwirtschaftlichen Betriebe. 
 

Ebersberg 
 
In Zu Z 4.6.1 und in Zu Z 4.6.2 jeweils vorletzter Absatz 
ist dieser Ausnahmetatbestand für privilegierte Vorhaben 
bereits enthalten. 

Z 4.6.1 System regionaler Grünzüge (B II Z 4.2.2 unverändert). 
 

Gemeinde Apfeldorf 
 
Im Osten und Südosten soll der regionale Grünzug etwas 
zurückgenommen werden, um der Gemeinde eine 
organische Entwicklung zu ermöglichen. Im Norden 
(außerhalb des Grünzugs) bildet die Rottbach-Schlucht 
eine  natürliche Grenze, im Westen der Lech. Für eine 
Siedlungsentwicklung eignen sich nur der Osten und 
Südosten. Für eine gewerbliche Entwicklung eignet sich 
aufgrund der verkehrlichen Anbindung (Staatsstraße) nur 
ein Standort im Südosten. Hier wäre ein interkommunales 
Gewerbegebiet möglich.    
 
Gemeinde Oberding, Gemeinde Eitting 
 
Regionale Grünzüge müssen den Gemeinden einen 
Abwägungsspielraum erhalten. Der konkreten örtlichen 
Situation muss Rechnung getragen werden können. Es 
darf nicht bereits jede Beeinträchtigung der 
Grünzugsfunktion zur Unzulässigkeit führen. 
 
 
 
 
Auch sollte überprüft werden, ob die Grünzüge den 
aktuellen Gegebenheiten noch Rechnung tragen. 
Bebaute Flächen und die planfestgestellte 3. Start- und 
Landebahn des Flughafens werden von Grünzügen 
überlagert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gemeinde Apfeldorf 
 
Es wird vorgeschlagen, im Osten und Südosten von 
Apfeldorf den Grünzug im Randbereich etwas 
zurückzunehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Oberding, Gemeinde Eitting  
 
Dem Anliegen der Gemeinden Oberding und Eitting wird 
mit der funktionsbezogenen Formulierung im 
Regionalplan bereits Rechnung getragen. Die konkrete 
örtliche Situation findet Berücksichtigung. Maßnahmen in 
regionalen Grünzügen sind möglich, soweit die 
Grünzugsfunktion gewährleistet bleibt. Auf dem Begriff 
„Beeinträchtigung“ wurde im Regionalplan bewusst 
verzichtet. Beurteilungsmaßstab ist die 
Funktionsgewährleistung. 
 
Man hatte sich ursprünglich darauf verständigt, bei Lage 
im Grünzug nur die Siedlungsgebiete der Hauptorte von 
der  Grünzugsdarstellung auszunehmen, bei kleineren 
Orten aber eine überlagernde Darstellung vorzunehmen. 
Eine Darstellung im „Schweizer-Käse-Muster“ sollte 
vermieden werden. Dies soll beibehalten werden. Zur 
Verdeutlichung, dass eine funktionsgemäße 
Weiterentwicklung auch in den überlagerten Nebenorten, 
Ortsteilen etc. möglich ist, wird vorgeschlagen, dies in Z 
4.6.1 textlich zu ergänzen. Bei den Hauptorten soll ein 
fachlich vertretbarer größerer optischer 
Entwicklungspuffer festgelegt werden.   
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Gemeinde Ismaning, „NordAllianz“ 
 
Der AGROB Medien- und Gewerbepark soll aus dem 
Grünzug herausgenommen werden. 
 
 
 
 
Gemeinde Pullach 
 
Die Gemeinde Pullach möchte sich eine Entwicklung für 
das sog. Warnberger Feld offenhalten. Die Gemeinde 
geht davon aus, dass das Warnberger Feld nicht 
Bestandteil des regionalen Grünzugs ist. 
 
Gemeinde Moosinning 
 
Der Ortsteil Eichenried ist aus dem regionalen Grünzug 
herauszunehmen. 
 
Stadt Grafing 
 
Die Festlegung eines regionalen Grünzugs zwischen 
Grafing und Ebersberg wird abgelehnt, da sonst diese 
Fläche für eine bauliche Entwicklung nicht zur Verfügung 
steht. Besonders nachteilig ist der regionale Grünzug für 
die Ausweisung künftiger Gewerbeflächen, für die sich 
dieser Teilraum gut eignet (Nähe zur B 304). Ein 
wesentlicher Teil potenzieller Gewerbeflächen liegt in 
diesem Grünzug.  
 
 
 
 
Gemeinde Pliening 
 
Der regionale Grünzug zwischen Gelting und Markt 
Schwaben ist auf eine Breite von ca. 0,7 bis 0,8 km zu 
reduzieren. Die Reduzierung hat im Osten des 
Grünzuges entlang der St 2580 zu erfolgen. 
 
Der regionale Grünzug im nordwestlichen 
Gemeindegebiet ist so anzupassen, dass Landsham 

Die planfestgestellte 3. Start- und Landebahn des 
Flughafens ist kein Ziel des Regionalplans. 
 
Gemeinde Ismaning, „NordAllianz“ 
 
Bei Herausnahme des AGROB Medien- und 
Gewerbeparks aus dem Grünzug, bliebe von diesem 
kaum mehr was übrig. Die Überlagerung soll deshalb 
beibehalten werden. Eine behutsame Weiterentwicklung 
des Medien- und Gewerbeparks ist möglich. 
 
Gemeinde Pullach 
 
Das Warnberger Feld in der Gemeinde Pullach ist nicht 
Bestandteil des Grünzuges. 
 
 
 
Gemeinde Moosinning 
 
Es wird vorgeschlagen, den Grünzug im Bereich des 
Ortsteils Eichenried randlich etwas zurückzunehmen. 
 
Stadt Grafing 
 
Nach umfassender Prüfung u.a. auch durch Thermal-
Satelliten-Bilder war im Zuge des 
Fortschreibungsverfahrens zur „Siebten Verordnung des 
Regionalplans München“ ein größerer Entwicklungspuffer 
zum Nordrand der Stadt Grafing festgelegt worden. Eine 
generelle Rücknahme des Grünzugs wäre nicht 
funktionsgerecht.  Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Stadt Ebersberg die räumliche Zäsur zwischen Grafing 
und Ebersberg und die Darstellung des Trenngrüns 
zwischen beiden Städten ausdrücklich begrüßt.  
 
 
Gemeinde Pliening 
 
Grünzüge sind funktionsbezogen definiert. Entwicklungen 
und Maßnahmen sind möglich, soweit die 
Grünzugsfunktionen grundsätzlich gewährleistet bleiben. 
Man hatte sich dabei ursprünglich darauf verständigt, bei 
Lage im Grünzug nur die Siedlungsgebiete der Hauptorte 
von der  Grünzugsdarstellung auszunehmen, bei 
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Moos nicht mehr erfasst wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Aying 
 
Der regionale Grünzug ist im Bereich des Ortes 
Kleinkarolinenfeld bereits unterbrochen und sollte deshalb 
auch so dargestellt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Realisierung von Umgehungsstraßen sollte weiterhin 
möglich sein. 
Die Konzentrationszonen Windenergieanlagen sind 
ebenfalls zu berücksichtigen. 
 
Bayer. Industrieverband Steine und Erden 
 
Es soll ergänzt werden, dass auch die Rohstoffgewinnung 
ein privilegiertes Vorhaben im Außenbereich ist und in 
regionalen Grünzügen zulässig ist sowie auch die 
Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für 
Bodenschätze, wenn mit der festgelegten Folgefunktion 
die Grünzugsfunktion nicht wesentlich beeinträchtigt oder 
diese wieder hergestellt wird. 
 
 
 
 

kleineren Orten aber eine überlagernde Darstellung 
vorzunehmen. Eine Darstellung im „Schweizer-Käse-
Muster“ sollte vermieden werden. Dies soll so 
beibehalten werden. Zur Verdeutlichung, dass eine 
funktionsgemäße Weiterentwicklung auch in den 
überlagerten Nebenorten, Ortsteilen etc. möglich ist, wird 
vorgeschlagen, dies in Z 4.6.1 textlich zu ergänzen. Bei 
den Hauptorten soll ein fachlich vertretbarer größerer 
optischer Entwicklungspuffer festgelegt werden.   
 
Gemeinde Aying 
 
Grünzüge sind funktionsbezogen definiert. Entwicklungen 
und Maßnahmen sind möglich, soweit die 
Grünzugsfunktionen grundsätzlich gewährleistet bleiben. 
Man hatte sich dabei ursprünglich darauf verständigt, bei 
Lage im Grünzug nur die Siedlungsgebiete der Hauptorte 
von der  Grünzugsdarstellung auszunehmen, bei 
kleineren Orten aber eine überlagernde Darstellung 
vorzunehmen. Eine Darstellung im „Schweizer-Käse-
Muster“ sollte vermieden werden. Dies soll so 
beibehalten werden. Zur Verdeutlichung, dass eine 
funktionsgemäße Weiterentwicklung auch in den 
überlagerten Nebenorten, Ortsteilen etc. möglich ist, wird 
vorgeschlagen, dies in Z 4.6.1 textlich zu ergänzen. Bei 
den Hauptorten soll ein fachlich vertretbarer größerer 
optischer Entwicklungspuffer festgelegt werden.   
 
Die Realisierung der Umgehungsstraße ist grundsätzlich 
möglich, gleiches gilt für die Windkraftanlagen. 
 
 
 
Bayer. Industrieverband Steine und Erden 
 
Der Text zu den regionalen Grünzügen soll, abgesehen 
von ggf. erforderlichen redaktionellen Änderungen 
unverändert bleiben. Da in der Begründung im Abschnitt 
„Planungen und Maßnahmen in regionalen Grünzügen“ 
erläutert wird, dass privilegierte Vorhaben i.d.R. als 
Ausnahmefälle einzustufen sind und die 
Rohstoffgewinnung ein privilegiertes Vorhaben darstellt, 
ist eine entsprechende Ergänzung nicht erforderlich. Die 
Zulässigkeit von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für 
Bodenschätze in regionalen Grünzügen muss ebenfalls 
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Gemeinde Kranzberg 
 
Die Frauenbergstraße in Kranzberg, die Ortsteile 
Thalhausen, Ampertshausen und Giesenbach sollen vom 
regionalen Grünzug ausgespart werden. Auch für 
geplante Siedlungsgebiete soll Raum geschaffen werden. 
Der Vorabzug des Vorentwurfs des neuen 
Flächennutzungsplans ist beigelegt. 
 
Gemeinde Feldafing 
 
Leider sind die Westufergemeinden des Starnberger 
Sees bis an die Siedlungsgebiete mit einem regionalen 
Grünzug umgeben bzw. regelrecht umzingelt. Eine 
maßvolle Entwicklung auch der Seeanliegergemeinden 
muss möglich bleiben. Es wird um Überarbeitung des 
Fortschreibungsentwurfs gebeten, so dass für eine 
weitere Entwicklung der Gemeinde Feldafing Raum 
bleibt. 
 
Gemeinde Berg 
 
Der regionale Grünzug soll in den Bereichen Berg, 
Aufkirchen, Aufhausen, Sibichhausen, Assenhausen und 
Allmannshausen entsprechend reduziert werden, so dass 
eine zumindest geringfügige Entwicklungsmöglichkeit 
besteht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Bergkirchen 
 
Es soll ein regionaler Grünzug ausgewiesen werden. Im 
Gemeindegebiet befinden sich einige Ortsteile im 
geplanten regionalen Grünzug, wie z.B. Eschenried, 
Gröbenried und GADA. Der Ortsteil Neuhimmelreich 

nicht extra erwähnt werden, da im rechtskräftigen 
Regionalplan ein erheblicher Anteil  Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete für Bodenschätze innerhalb regionaler 
Grünzüge liegt. 
 
Gemeinde Kranzberg 
 
Die Frauenbergstraße liegt nicht im regionalen Grünzug. 
Auch steht der neue Flächennutzungsplan gemäß dem 
beigelegten Vorentwurf  nicht im Konflikt zum regionalen 
Grünzug. Trotzdem wird vorgeschlagen, zu Kranzberg 
einen optischen Entwicklungspuffer festzulegen. 
 
 
Gemeinde Feldafing 
 
Die in regionalen Grünzügen zulässigen Maßnahmen 
sind funktionsbezogen definiert. D.h., Maßnahmen sind 
möglich, soweit die Grünzugsfunktionen gewährleistet 
bleiben. Eine maßvolle Entwicklung der 
Seeufergemeinden ist möglich. Rund um Feldafing ist 
zum Grünzug ein freigehaltener Entwicklungspuffer 
festgelegt. Es wird vorgeschlagen, diesen randlich etwas 
zu vergrößern. 
 
Gemeinde Berg 
 
Grünzüge sind funktionsbezogen definiert. Entwicklungen 
und Maßnahmen sind möglich, soweit die 
Grünzugsfunktionen grundsätzlich gewährleistet bleiben. 
Man hatte sich dabei ursprünglich darauf verständigt, bei 
Lage im Grünzug nur die Siedlungsgebiete der Hauptorte 
von der  Grünzugsdarstellung auszunehmen, bei 
kleineren Orten aber eine überlagernde Darstellung 
vorzunehmen. Eine Darstellung im „Schweizer-Käse-
Muster“ sollte vermieden werden. Dies soll so 
beibehalten werden. Zur Verdeutlichung, dass eine 
funktionsgemäße Weiterentwicklung auch in den 
überlagerten Nebenorten, Ortsteilen etc. möglich ist, wird 
vorgeschlagen, dies in Z 4.6.1 textlich zu ergänzen. Um 
den Hauptort Berg wird der Grünzug fachlich vertretbar 
zurückgenommen.   
 
Gemeinde Bergkirchen 
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wurde ausgenommen. Durch die pauschale Festlegung 
des Grünzugs ist die Entwicklungsmöglichkeit der Orte 
eingeschränkt. Es wäre eine Konkretisierung, z.B. durch 
textliche Festsetzungen notwendig, um die Entwicklung 
der Orte nicht zu beschränken. Der regionale Grünzug 
greift massiv in die Planungshoheit der Gemeinde nach 
Art. 28 GG ein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Karlsfeld 
 
Die Gemeinde beantragt, den Verlauf des regionalen 
Grünzugs im nördlichen Teil des Gemeindegebietes 
harmonischer zu führen und wie im Lageplan dargestellt, 
zurück zu nehmen.  
 
Gemeinde Gauting 
 
Mit Beschluss des Gemeinderats vom 23.06.2015 hat die 
Gemeinde Gauting ein Verfahren zur Aufstellung eines 
Bebauungsplans bzw. zur Änderung des 
Flächennutzungsplans für ein Gewerbegebiet östlich des 
Sonderflughafens Oberpfaffenhofen eingeleitet. 
Zielsetzung ist die Erweiterung des Gewerbegebietes 
Unterbrunn in östlicher Richtung. Die Flächen östlich des 
Sonderflughafens Oberpfaffenhofen sind wegen ihrer 
Größe, ihrer Anbindung an einen bereits gewerblich 
intensiv genutzten Standort und ihrer verkehrsgünstigen 
Lage für eine gewerbliche Entwicklung besonders 
geeignet. Andere, vergleichbar geeignete Flächen sind im 
Gemeindegebiet nicht vorhanden. Ein Drittel des 
Plangebietes soll mit Gewerbe bebaut werden, zwei 

Es handelt sich nicht um einen geplanten, sondern um 
zwei vernetzte, seit langem bestehende regionale 
Grünzüge („Schöngeisinger Forst/Maisacher 
Moos/tertiäres Hügelland bei Dachau“ und „Ampertal“).  
Im Verbund sind beide u.a. sehr wichtige 
Kaltlufttransportbahnen. Die regionalen 
Planungsverbände sind gemäß LEP verpflichtet, solche 
Bereiche als regionale Grünzüge auszuweisen. Die in 
regionalen Grünzügen zulässigen Maßnahmen sind 
funktionsbezogen definiert und in Ziel und Begründung 
eindeutig normiert. Maßnahmen sind möglich, soweit die 
jeweiligen Grünzugsfunktionen gewährleistet bleiben. 
Dabei sind die Hauptorte regelmäßig von der 
Grünzugsdarstellung ausgenommen, Nebenorte und 
kleinere Siedlungen nicht. Auch für diese gilt, dass 
Maßnahmen und Entwicklungen möglich sind, soweit die 
Grünzugsfunktion gewährleistet bleibt. Es wird 
vorgeschlagen, dies im Ziel zu normieren.   
 
In diesem Zusammenhang wird auch daran erinnert, 
dass nicht ein Grünzug  randlich über das 
Gewerbegebiet GADA gelegt wurde, sondern GADA 
nach seinerzeitigen Gesprächen beim RPV und bei der 
Regierung in den bestehenden Grünzug hinein entwickelt 
wurde. Es wird vorgeschlagen das Gewerbegebiet 
GADA, das randlich in den Grünzug hineinragt, vom 
Grünzug auszunehmen. 
 
Gemeinde Karlsfeld 
 
Es wird vorgeschlagen, die  eher redaktionelle Korrektur, 
welche fachlich und funktional keine Auswirkungen hat, 
vorzunehmen.   
 
 
Gemeinde Gauting 
 
Es wird vorgeschlagen, den Grünzug im Nordosten des 
Gemeindegebietes randlich zurückzunehmen. 
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Drittel dienen der Begrünung und des 
naturschutzrechtlichen Ausgleichs. Das Plangebiet ist aus 
dem Grünzug auszunehmen. 
 
Mit dem Asklepios-Klinikgelände besteht in Gauting ein 
Medizinstandort von überregionaler Bedeutung. Durch die 
weitere Ansiedlung von bevorzugt medizinaffinem 
Gewerbe soll dieser gestärkt und weiterentwickelt 
werden. Das Klinikgelände und die unmittelbar 
angrenzenden Flächen sind vom Grünzug auszunehmen. 
 
Die bebauten Bereiche der Ortsteile Buchendorf, 
Oberbrunn, Unterbrunn sowie der westlich an Oberbrunn 
und Unterbrunn anschließende Bereich bis zur 
Ortsumfahrung St 2069 sind aus dem Grünzug 
auszunehmen, um langfristig bauliche 
Entwicklungsmöglichkeiten zu schaffen.    
 
Gemeinde Allershausen 
 
Die Gemeinde strebt eine Herausnahme der Ortsteile 
Leonhardsbuch, Tünzhausen und Aiterbach aus dem 
regionalen Grünzug an, um eine organische 
Weiterentwicklung für Nachkommen und Erben zu 
ermöglichen. Das gleiche gilt für den Hauptort 
Allershausen, da vor allem im östlichen und nördlichen 
Bereich die Grenzen sehr eng gezogen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Langenpreising 
 
An der südlichen Anschlussstelle zur A 92 Moosburg Süd 
soll der regionale Grünzug für ein 10 ha großes 
Gewerbegebiet geöffnet werden. Der regionale Grünzug 
wird dadurch nicht unterbrochen. Es sollen wohnortnahe 
Arbeitsplätze geschaffen werden. Die Konzentration von 
Gewerbe an der Autobahn vermindert die 
Schadstoffbelastung der umliegenden Siedlungsräume. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Man hatte sich ursprünglich darauf verständigt, bei 
kleineren Orten, überbauten Bereichen etc. eine 
überlagernde Darstellung vorzunehmen. Eine Darstellung 
im „Schweizer-Käse-Muster“ sollte vermieden werden. 
Dies soll so beibehalten werden. Zur Verdeutlichung, 
dass eine funktionsgemäße Weiterentwicklung auch in 
den überlagerten Nebenorten, Ortsteilen, überbauten 
Bereichen  etc. möglich ist, wird vorgeschlagen, die 
Möglichkeit der Weiterentwicklung im Ziel zu normieren. 
Bei den Hauptorten soll ein fachlich vertretbarer größerer 
optischer Entwicklungspuffer festgelegt werden.   
 
 
Gemeinde Allershausen 
 
Grünzüge sind funktionsbezogen definiert. Entwicklungen 
und Maßnahmen sind möglich, soweit die 
Grünzugsfunktionen grundsätzlich gewährleistet bleiben. 
Man hatte sich dabei ursprünglich darauf verständigt, bei 
Lage im Grünzug nur die Siedlungsgebiete der Hauptorte 
von der  Grünzugsdarstellung auszunehmen, bei 
kleineren Orten aber eine überlagernde Darstellung 
vorzunehmen. Eine Darstellung im „Schweizer-Käse-
Muster“ sollte vermieden werden. Dies soll so 
beibehalten werden. Zur Verdeutlichung, dass eine 
funktionsgemäße Weiterentwicklung auch in den 
überlagerten Nebenorten, Ortsteilen etc. möglich ist, wird 
vorgeschlagen, dies in Z 4.6.1 textlich zu ergänzen. Bei 
den Hauptorten soll ein fachlich vertretbarer größerer 
optischer Entwicklungspuffer festgelegt werden.   
 
Gemeinde  Langenpreising 
 
Das geplante Gewerbegebiet liegt nahezu mittig im 
Grünzug. Eine Biotopverbundachse läuft durch das 
Plangebiet. 
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Herr Wollschläger (Kreisrat), Herr Hoynatzky 
(Gemeinderat Langenpreising) 
 
Der regionale Grünzug im Bereich der südlichen 
Anschlussstelle zur A 92 in Langenpreising ist 
vollumfänglich zu erhalten. Er ist von großer Bedeutung 
für das Lokalklima und die Naherholung. Die Fläche des 
geplanten Gewerbegebietes liegt innerhalb des 
Wiesenbrüter-Schutzgebietes „Semptauen“ und zum 
Großteil im Schwerpunktgebiet „Sempttal“ des Arten- und 
Biotopschutzprogramms Bayern. Ein Teil des Gebietes ist 
Moor und liegt im Überschwemmungsbereich eines 
Baches. Mit der Planung würde der 
Landschaftszersiedelung Vorschub geleistet. Für das 
Gewerbegebiet besteht auch keinerlei Bedarf, da im 
Bereich des Gewerbegebietes „Strassäcker“ 
Entwicklungsmöglichkeiten bestehen.  
 
Flughafen München 
 
Teile im Bereich der planfestgestellten 3. Start- und 
Landebahn (nördlich der St 2084 sind als regionaler 
Grünzug dargestellt. 
 
 
 
 
Gemeinde Bruck 
 
Der regionale Grünzug sollte im Bereich Taglaching 
nördlich der St 2351 enden. 
 
Landratsamt Fürstenfeldbruck 
 
Es wird gebeten, Siedlungsflächen und Ortschaften aus 
regionalen Grünzügen auszunehmen, um 
Widersprüchlichkeiten zu vermeiden. 
 
 
 
 
 
 
 

Bei Herausnahme eines Gebietes dieser Größe und 
Lage aus dem Grünzug, wäre dessen Funktionsfähigkeit 
nicht mehr gewährleistet. 
 
 
 
Herr Wollschläger (Kreisrat), Herr Hoynatzky 
(Gemeinderat Langenpreising) 
 
Der regionale Grünzug im Bereich der südlichen 
Anschlussstelle zur A 92 in Langenpreising soll erhalten 
werden (s.o.). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Flughafen München 
 
Die planfestgestellte 3. Start- und Landebahn des 
Flughafens ist kein Ziel des Regionalplans.  
 
 
 
 
 
Gemeinde Bruck 
 
Der regionale Grünzug endet nördlich der St 2351. 
 
 
Landratsamt Fürstenfeldbruck 
 
Grünzüge sind funktionsbezogen definiert. Entwicklungen 
und Maßnahmen sind möglich, soweit die 
Grünzugsfunktionen grundsätzlich gewährleistet bleiben. 
Man hatte sich dabei ursprünglich darauf verständigt, bei 
Lage im Grünzug nur die Siedlungsgebiete der Hauptorte 
von der  Grünzugsdarstellung auszunehmen, bei 



 56 

Gesamtfortschreibung Regionalplan München 
Ziele, Grundsätze und Begründungen 
gemäß Entwurf vom 10.12.15 

Eingegangene Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
Gemeinde Aschheim 
 
Der regionale Grünzug im Bereich des Mühlenviertels 
südlich des Aschheimer Speichersees sollte 
zurückgenommen werden. Ebenso sollte der regionale 
Grünzug im Bereich des Kieswerks 
Schöndorfer/Bayerische Asphaltmischwerke 
ausgenommen werden, da die gewerbliche Nutzung auf 
Dauer fortbestehen soll. 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Taufkirchen 
 
Die Gemeinde plant westlich der Ludwig-Bölkow-Allee die 
Entwicklung eines Gewerbegebietes. Das Plangebiet liegt 
im regionalen Grünzug, der zurückgenommen werden 
soll. 
 
Gemeinde Geltendorf 
 
Der regionale Grünzug im Osten von Geltendorf sollte 
zurückgenommen werden, damit sich der Ort Geltendorf 
in östlicher Richtung baulich weiterentwickeln und einen 
Beitrag zur Entlastung des Großraums München leisten 
kann. 
 
Landkreis Erding 
 
Der regionale Grünzug zwischen St 2084 und A 92 ist in 
seiner Funktionsfähigkeit zu erhalten. 
 
 
Gemeinde Grasbrunn 
 

kleineren Orten aber eine überlagernde Darstellung 
vorzunehmen. Eine Darstellung im „Schweizer-Käse-
Muster“ sollte vermieden werden. Dies soll so 
beibehalten werden. Zur Verdeutlichung, dass eine 
funktionsgemäße Weiterentwicklung auch in den 
überlagerten Nebenorten, Ortsteilen etc. möglich ist, wird 
vorgeschlagen, dies in Z 4.6.1 textlich zu ergänzen. Bei 
den Hauptorten soll ein fachlich vertretbarer größerer 
optischer Entwicklungspuffer festgelegt werden.   
 
Gemeinde Aschheim 
 
Man hatte sich ursprünglich darauf verständigt, bei 
kleineren Orten im Grünzug eine überlagernde 
Darstellung vorzunehmen. Eine Darstellung im 
„Schweizer-Käse-Muster“ sollte vermieden werden. Dies 
soll so beibehalten werden. Zur Verdeutlichung, dass 
eine funktionsgemäße Weiterentwicklung auch in den 
überlagerten Nebenorten, Ortsteilen etc. möglich ist, wird 
vorgeschlagen, dies in Z 4.6.1 textlich zu ergänzen.    
 
Der Fortbestand des Kieswerks ist kein Problem des 
regionalen Grünzugs, sondern ein bauleitplanerisches 
Problem. 
 
Gemeinde Taufkirchen 
 
Es wird vorgeschlagen, hier den Grünzug fachlich 
vertretbar zurückzunehmen. 
 
 
Gemeinde Geltendorf 
 
Es wird vorgeschlagen, im Osten und Süden von 
Geltendorf den Grünzug fachlich vertretbar 
zurückzunehmen. 
 
 
 
 
Landkreis Erding 
 
Bei der Modifikation der regionalen Grünzüge im 
Einzelfall wird darauf zu achten sein, dass das 
Grünzugssystem insgesamt in seiner Funktionsfähigkeit 
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Die Gemeinde fordert, eine Reduzierung des regionalen 
Grünzuges, so dass eine zukünftige bauliche Nutzung 
über die im Flächennutzungsplan dargestellten Potentiale 
hinaus in einem Bereich von 300 m möglich wird. 
 
Die Gemeinde fordert weiter eine Reduzierung des 
Grünzuges an der Gemeindegrenze zu Putzbrunn (um 
eine dreieckige Fläche (300x400x500m südlich der 
Putzbrunner Straße), um ein interkommunales 
Gewerbegebiet mit der Gemeinde Putzbrunn entwickeln 
zu können. 
 
Die Gemeinde fordert weiter, den Ortsteil Harthausen aus 
dem Grünzug auszusparen. 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Putzbrunn 
 
Zur Erweiterung des Gewerbegebietes Ost bis zur St 
2079 wird die Rücknahme des Grünzuges gefordert. 
 
 
 
 
 
 
Wegen der geplanten Ortsumfahrung III. Bauabschnitt 
wird die Rücknahme des Grünzugs zwischen dem 
Kreisverkehr Grasbrunner Straße (St 2079) und der A 99 
gefordert. 
 
Gemeinde Inning, Gemeinde Herrsching 
 
Um die bestehenden Siedlungen sind ausreichende 
Flächen für die künftige Entwicklung freizuhalten. Es wird 
erheblich in die kommunale Planungshoheit eingegriffen. 
Die generelle Bedeutung der vorhandenen 
Grünstrukturen soll dabei nicht angetastet werden. 
 
 

erhalten bleibt. 
 
Gemeinde Grasbrunn 
 
Es wird vorgeschlagen, den Grünzug im Norden fachlich 
vertretbar zurückzunehmen. Im Osten, Süden, und 
Westen besteht bereits ein optischer Entwicklungspuffer  
 
 
Mit der Rücknahme des Grünzuges an der 
Gemeindegrenze zu Putzbrunn im Verbund mit der 
Putzbrunner Forderung,  wäre hier der schmale 
Grünzugsast  fast zur Gänze weg. Die 
Grünzugsfunktionen wären nicht mehr gewährleistet. 
 
 
Man hatte sich ursprünglich darauf verständigt, bei 
kleineren Orten im Grünzug eine überlagernde 
Darstellung vorzunehmen. Eine Darstellung im 
„Schweizer-Käse-Muster“ sollte vermieden werden. Dies 
soll so beibehalten werden. Zur Verdeutlichung, dass 
eine funktionsgemäße Weiterentwicklung auch in den 
überlagerten Nebenorten, Ortsteilen etc. möglich ist, wird 
vorgeschlagen, dies in Z 4.6.1 textlich zu ergänzen.    
 
Gemeinde Putzbrunn 
 
Es wird vorgeschlagen, den Grünzug im Osten, Richtung 
A 99 fachlich vertretbar etwas zurückzunehmen. Mit der 
Rücknahme des Grünzugs nördlich an der 
Gemeindegrenze zu Grasbrunn, wäre hier der schmale 
Grünzugsast, im Verbund mit der Grasbrunner 
Forderung, fast zur Gänze weg. Die Grünzugsfunktionen 
wären nicht mehr gewährleistet. 
 
Ortsumfahrungen sind innerhalb regionaler Grünzüge 
nicht ausgeschlossen. 
 
 
Gemeinde Inning, Gemeinde Herrsching 
 
Die ganz überwiegenden Teile der Hauptorte Inning und 
Herrsching sowie der Ortsteile sind nicht von regionalen 
Grünzügen betroffen.  
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Gemeinde Gräfelfing 
 
Es wird angeregt, den Grünzug so festzulegen, dass das 
Gebiet westlich der heutigen Werkszufahrt der Firma 
Glück einer Siedlungsentwicklung zugeführt werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird angeregt, den Grünzug nördlich der A 96, 
westlich der Pasinger Straße so zu schmälern, dass eine 
kleinräumige Siedlungserweiterung der Heitmeiersiedlung 
möglich ist.  
 
Landratsamt Starnberg, Gemeinde Pöcking, 
Gemeinde Tutzing 
 
Um die bestehenden Siedlungen sind ausreichende 
Flächen für die künftige Entwicklung freizuhalten. Es wird 
erheblich in die kommunale Planungshoheit eingegriffen. 
Die generelle Bedeutung der vorhandenen 

Der Grünzug 3 grenzt nur im Westen punktuell an den 
Siedlungskörper von Inning an, umfasst das Nordufer 
des Ammersees und den Ortsteil Stegen und erstreckt 
sich beidseits der Amper (Überschwemmungsgebiet und 
Naturschutzgebiet;  Kaltlufttransportgebiet von 
herausragender Bedeutung) über die A 96 nach Norden.  
 
Der Grünzug 4 führt zwischen Herrsching und 
Lochschwab entlang des Fischbachs 
(Überschwemmungsgebiet) vom Ammersee über das 
Herrschinger Moos (Naturschutzgebiet)  nach Nordosten 
(ebenfalls bedeutendes Kaltlufttransportgebiet).  
 
Da Überschwemmungsgebiete und Naturschutzgebiete 
für eine Siedlungsentwicklung ohnehin nicht in Frage 
kommen, dürfte der Eingiff in die gemeindliche 
Planungshoheit sehr begrenzt sein.   
 
Gleichwohl wird vorgeschlagen, die regionalen Grünzüge 
in Inning und Herrsching fachlich vertretbar im 
Randbereich zurückzunehmen. 
 
Gemeinde Gräfelfing 
 
Westlich der Werkszufahrt würde etwa zur Hälfte in den, 
an dieser Stelle vergleichsweise schmalen Grünzug 
eingegriffen. 
Diesen hier zurückzunehmen, wäre ein erheblicher 
Einschnitt. Im Falle einer Entwicklung des 
Werksgeländes wäre stattdessen anzuraten, im Westen, 
außerhalb des Grünzuges, an die jetzige Bebauung 
Gräfelfings anschließend, dichter zu bebauen und im 
östlichen Teil, innerhalb des Grünzuges durch Art und 
Maß der Bebauung sowie durch Grünordnung zu 
versuchen,  die Grünzugsfunktionen trotz Bebauung zu 
gewährleisten. 
 
Eine kleinräumige Siedlungserweiterung der 
Heitmeiersiedlung außerhalb des geplanten 
Landschaftsschutzgebiets ist ohne Grünzugsänderung 
möglich. 
 
Landratsamt Starnberg, Gemeinde Pöcking, 
Gemeinde Tutzing 
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Grünstrukturen soll dabei nicht angetastet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Vaterstetten 
 
Es ist ein großes Anliegen der Gemeinde, zukunftsfähige 
Entwicklungspotentiale für Einheimische, zuziehende 
Bürger und anerkannte Asylbewerber zu schaffen. Ohne 
Reduzierung des Grünzugs kann Vaterstetten dem hohen 
Wachstumsdruck nicht gerecht werden. Angesichts der 
Einwohnerprognosen sind Beschneidungen der 
Entwicklungsmöglichkeiten für die Gemeinde nicht 
hinnehmbar. Es ist dringend erforderlich, neuen 
Wohnraum insbesondere für junge Familien mit Kindern 
auszuweisen. Vaterstetten ist hervorragend verkehrlich 
angebunden, nimmt wichtige zentralörtliche Aufgaben war 
und verfügt über regionalbedeutsame 
Versorgungsbetriebe und Produktionsstätten, so dass der 
Ort für eine überorganische Siedlungsentwicklung gut 
geeignet ist. Ein Rückgriff auf bereits im 
Flächennutzungsplan ausgewiesene Wohn- und/oder 
Gewerbeflächen ist nicht möglich, weil die 
Grundstückseigentümer diese nicht zur Verfügung stellen. 
Darüber hinaus ist anzumerken, dass Vaterstetten in 
vielen Teilen ihres Gemeindegebietes 
gartenstadtähnlichen Charakter hat und einen Beitrag zu 
einer hohen Wohnqualität leistet. Als Konsequenz fordert 
die Gemeinde Vaterstetten, dass der regionale Grünzug 
so zurückgenommen wird, dass freie 
Entwicklungskorridore für die einzelnen Ortsteile 
vorgesehen und dargestellt werden.  
 
 
 
Gemeinde Haag an der Amper, Gemeinde Zolling 
 

Grünzüge sind funktionsbezogen definiert. Entwicklungen 
und Maßnahmen sind möglich, soweit die 
Grünzugsfunktionen grundsätzlich gewährleistet bleiben. 
Man hatte sich dabei ursprünglich darauf verständigt, bei 
Lage im Grünzug nur die Siedlungsgebiete der Hauptorte 
von der  Grünzugsdarstellung auszunehmen, bei 
kleineren Orten aber eine überlagernde Darstellung 
vorzunehmen. Eine Darstellung im „Schweizer-Käse-
Muster“ sollte vermieden werden. Dies soll so 
beibehalten werden. Zur Verdeutlichung, dass eine 
funktionsgemäße Weiterentwicklung auch in den 
überlagerten Nebenorten, Ortsteilen etc. möglich ist, wird 
vorgeschlagen, dies in Z 4.6.1 textlich zu ergänzen. Bei 
den Hauptorten soll ein fachlich vertretbarer größerer 
optischer Entwicklungspuffer festgelegt werden.   
 
Gemeinde Vaterstetten 
 
Der Hauptort Vaterstetten ist im Regionalplan als 
Hauptsiedlungsbereich dargestellt. Ein 
Entwicklungspuffer rund um den Hauptort ist vom 
regionalen Grünzug ausgenommen. Es wird 
vorgeschlagen, diesen aufgrund der zentralörtlichen, 
siedlungsstrukturellen und verkehrlichen Eignung 
Vaterstettens für die Siedlungsentwicklung fachlich 
vertretbar zu vergrößern. Darüber hinaus wird auf 
Folgendes hingewiesen: Der Bereich südlich der A 94 um 
die Ortsteile Parsdorf und Neufarn ist großflächig vom 
regionalen Grünzug ausgespart. Dieser Bereich wurde 
und wird intensiv für gewerbliche Entwicklung genutzt. Im 
Hauptort selbst gibt es noch größere, zentral gelegene 
ungenutzte Freiflächen. Es obliegt der Gemeinde, diese 
im Zuge der Sozialpflicht des Eigentums verfügbar zu 
machen. Die Ortsteile Baldham, Hergolding und 
Weißenfeld sind dörflich geprägt und für eine im 
regionalen Maßstab größere Entwicklung, wie auch die 
Gemeinde selbst schreibt, wohl weniger geeignet. 
Ortsabrundungen sind trotz der Lage dieser Ortsteile im 
Grünzug grundsätzlich möglich. Zur Vermeidung eines 
„Schweizer-Käse-Musters“ hatte man sich ursprünglich 
darauf verständigt, kleinere Orte, Ortsteile etc. nicht aus 
dem Grünzug auszunehmen. Dies soll so beibehalten 
werden. Zur Verdeutlichung, dass eine funktionsgemäße 
Weiterentwicklung auch in den überlagerten Nebenorten, 
Ortsteilen etc. möglich ist, wird vorgeschlagen, dies in Z 
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Durch den regionalen Grünzug darf eine weitere 
(Siedlungs-)Entwicklung nicht kategorisch 
ausgeschlossen sein und der Gemeinde nicht jeglicher 
Abwägungsspielraum genommen werden.  
 
Gemeinde Krailling 
 
Nahezu das gesamte Gemeindegebiet wird vom 
regionalen Grünzug überlagert. Die Gemeinde ist damit in 
ihrer Planungshoheit in ganz erheblichem Umfang 
eingeschränkt. 
Es wird gefordert, die bestehenden Siedlungsbereiche 
des Gewerbegebietes KIM und die Ortsteile Pentenried 
und Frohnloh aus dem Grünzug herauszunehmen und 
angrenzend an die Siedlungsränder, auch an den 
Hauptort, ausreichend Flächen für künftige Entwicklungen 
freizuhalten. Die generelle Bedeutung und Funktion des 
Grünzugs soll dabei nicht angetastet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Landratsamt Freising 
 
Es ist darauf hinzuweisen, dass einige Gemeinden im 
Landkreis Freising in ihrer Ortsentwicklung eingeschränkt 
werden, da die Grünzüge sehr nah an die 
Hauptsiedlungsgebiete heranreichen (Gemeinden 
Marzling, Langenbach, Kirchdorf a.d. Amper, Kranzberg, 
Allershausen, Städte Freising und Moosburg).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Eching, „NordAllianz“ 
 

4.6.1 textlich zu ergänzen.    
 
Gemeinde Haag an der Amper, Gemeinde Zolling 
 
Eine funktionsgerechte Entwicklung ist weiter 
grundsätzlich möglich. 
 
 
 
Gemeinde Krailling 
 
Grünzüge sind funktionsbezogen definiert. Entwicklungen 
und Maßnahmen sind möglich, soweit die 
Grünzugsfunktionen gewährleistet bleiben. Man hatte 
sich dabei ursprünglich darauf verständigt, bei Lage im 
Grünzug nur die Siedlungsgebiete der Hauptorte von der  
Grünzugsdarstellung auszunehmen, bei kleineren Orten 
aber eine überlagernde Darstellung vorzunehmen. Eine 
Darstellung im „Schweizer-Käse-Muster“ sollte 
vermieden werden. Dies soll so beibehalten werden. Dies 
gilt auch für das Gewerbegebiet KIM, welches mittig im 
Grünzug liegt. Zur Verdeutlichung, dass eine 
funktionsgemäße Weiterentwicklung auch in den 
überlagerten Nebenorten, Ortsteilen etc. möglich ist, wird 
vorgeschlagen, dies in Z 4.6.1 textlich zu ergänzen. Bei 
den Hauptorten soll ein fachlich vertretbarer größerer 
optischer Entwicklungspuffer festgelegt werden.   
 
Landratsamt Freising 
 
Grünzüge sind funktionsbezogen definiert. Entwicklungen 
und Maßnahmen sind möglich, soweit die 
Grünzugsfunktionen grundsätzlich gewährleistet bleiben. 
Man hatte sich dabei ursprünglich darauf verständigt, bei 
Lage im Grünzug nur die Siedlungsgebiete der Hauptorte 
von der  Grünzugsdarstellung auszunehmen, bei 
kleineren Orten aber eine überlagernde Darstellung 
vorzunehmen. Eine Darstellung im „Schweizer-Käse-
Muster“ sollte vermieden werden. Dies soll so 
beibehalten werden. Zur Verdeutlichung, dass eine 
funktionsgemäße Weiterentwicklung auch in den 
überlagerten Nebenorten, Ortsteilen etc. möglich ist, wird 
vorgeschlagen, dies in Z 4.6.1 textlich zu ergänzen. Bei 
den Hauptorten soll ein fachlich vertretbarer größerer 
optischer Entwicklungspuffer festgelegt werden.   
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Die Gemeinde erstellt derzeit ein Gesamtkonzept zur 
Freizeit- und Erholungsnutzung am Hollerner See. Durch 
den regionalen Grünzug dürfen keine nachteiligen 
Auswirkungen auf das Gesamtkonzept entstehen. 
 
 
 
Gemeinde Langenbach 
 
Auf unbestimmte Zeit kann die Gemeinde nicht auf 
Innenbereichspotentiale zurückgreifen und ist daher auf 
Entwicklungen am Ortsrand angewiesen. Aus 
städtebaulichen Gründen kommt eine Entwicklung vor 
allem im Südwesten in Betracht. Ein Abrücken des 
Grünzugs vom Ortsrand ist erforderlich.  
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Der regionale Grünzug soll in seinem Kernbereich 
dauerhaft durch die Ausweisung als 
Überschwemmungsgebiet gesichert und ökologisch 
aufgewertet werden. 
Nördlich und nordöstlich des Campeon möchte die 
Gemeinde in Kooperation mit der Landeshauptstadt 
Gewerbegebiete entwickeln. Innerhalb von Unterbiberg 
sollen Wohnbauflächen realisiert werden. Die 
Landeshauptstadt möchte auf dem ehemaligen 
Brauereiverlagerungsgelände von Löwenbräu 
Wohnungsbau realisieren und kann sich eine 
untergeordnete Arrondierung westlich der Unterhachinger 
Straße vorstellen. 
 
Gemeinde Planegg 
 
Mit der Fortschreibung des Kapitels B II 
„Siedlungsentwicklung und Freiraum“ besteht 
Einverständnis, sofern die Beibehaltung des Grünzugs 
zwischen Martinsried und Großhadern die städtebauliche 
und strukturell sinnvolle Verzahnung des Campus 
Martinsried und Großhadern, insbesondere in Form von 
gestalteten Wegebeziehungen und punktueller 
Bebauung, zulässt. 
 
Gemeinde Unterhaching 
 

 
Gemeinde Eching, „NordAllianz“ 
 
Es wird davon ausgegangen, dass das gemeindliche 
Gesamtkonzept mit den Grünzugsfunktionen in Einklang 
gebracht werden kann. Aus regionalplanerischer Sicht 
wäre es zu begrüßen, wenn das Gesamtkonzept so 
gestaltet werden kann, dass es zur Stärkung der 
Grünzugsfunktionen beiträgt. 
 
Gemeinde Langenbach 
 
Rund um Langenbach besteht bereits ein freigehaltener 
großzügiger Entwicklungspuffer. 
 
 
 
 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Zur abschließenden Prüfung, ob aufgrund der Planungen 
Grünzugskorrekturen angezeigt sind bedarf es noch  
konkretisierter Planunterlagen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Planegg 
 
Es wird davon ausgegangen, dass die Planungen mit 
den Grünzugsfunktionen in Einklang gebracht werden 
können. 
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Westlich der A 8, nördlich der Ottobrunner Straße ist ein 
regionaler Grünzug festgelegt. Hier besteht aber bereits 
ein rechtskräftiger Bebauungsplan. Diese Flächenreserve 
ist für die gemeindliche Entwicklung zwingend 
erforderlich. 
 
Gemeinde Pöcking 
 
Es wird gefordert, dass regionale Grünzüge einen 
Mindestabstand von 300 m zu Siedlungsrändern 
aufweisen müssen. Ein Verzicht auf diesen Abstand bei 
kleineren Siedlungen unter dem Hinweis, dass dadurch 
eine weitere Entwicklung nicht unterbunden wäre ist nicht 
ausreichend und führt zu vermeidbarem 
Diskussionsbedarf.   
 
 
Die Gemeinde ist seit langem auf der Such nach 
Gewerbeflächen. Im Bereich des ehemaligen Gutshofes 
„Schmalzhof“ wurde ein städtebaulich optimaler Standort 
gefunden. Das neue Gewerbegebiet soll den baulichen 
Bestand sowie eine südliche Erweiterungsfläche 
umfassen. Diese Fläche ist unbedingt vom regionalen 
Grünzug auszunehmen. 
 
Die General-Fellgiebel-Kaserne am Maxhof, die noch 
erheblich ausgebaut wird, ist aus dem Grünzug 
herauszunehmen. 
 
Die Ortsteile Maising und Possenhofen sind aus dem 
Grünzug herauszunehmen. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Südlich des Schleißheimer Kanals bzw. gegenüber dem 
Gewerbegebiet „Schwarzer Graben“ soll der regionale 
Grünzug auf Karlsfelder Flur geringfügig 
zurückgenommen werden. 
 
Das Gewerbegebiet „GADA“ liegt teilweise im Grünzug. 
Hier soll der Grünzug ebenfalls zurückgenommen 
werden. 
 
Gemeinde Berglern 
 

Gemeinde Unterhaching 
 
Der rechtskräftige Bebauungsplan westlich der 8, 
nördlich der Ottobrunner Straße kann umgesetzt werden. 
Eine Rücknahme des Grünzugs ist nicht erforderlich. 
 
 
Gemeinde Pöcking 
 
Im gesamten Westen und Norden des Hauptortes 
Pöcking sind 500 m Abstand vom Siedlungsrand zum 
Grünzug. Lediglich im Südwesten und im Osten grenzt 
der Grünzug unmittelbar an den Siedlungsrand, wobei 
sich der Grünzug hier weitgehend mit Waldflächen bzw. 
den Grenzen des Landschaftsschutzgebietes deckt. 
 
Grünzüge sind funktionsbezogen definiert. Entwicklungen 
und Maßnahmen sind möglich, soweit die 
Grünzugsfunktionen grundsätzlich gewährleistet bleiben. 
Man hatte sich dabei ursprünglich darauf verständigt, bei 
Lage im Grünzug nur die Siedlungsgebiete der Hauptorte 
von der  Grünzugsdarstellung auszunehmen, bei 
kleineren Orten, Siedlungen aber eine überlagernde 
Darstellung vorzunehmen. Eine Darstellung im 
„Schweizer-Käse-Muster“ sollte vermieden werden. Dies 
soll so eibehalten werden. Zur Verdeutlichung, dass eine 
funktionsgemäße Weiterentwicklung auch in den 
überlagerten Nebenorten, Ortsteilen etc. möglich ist, wird 
vorgeschlagen, dies in Z 4.6.1 textlich zu ergänzen. Bei 
den Hauptorten soll ein fachlich vertretbarer größerer 
optischer Entwicklungspuffer festgelegt werden.   
 
Landratsamt Dachau 
 
Es wird vorgeschlagen, den Grünzug auf Karlsruher Flur 
fachlich vertretbar zu arrondieren.  
 
 
 
Es wird vorgeschlagen, im Bereich des Gewerbegebietes 
GADA den Grünzug zurückzunehmen. 
 
Gemeinde Berglern 
 
Nördlich der Mittleren Isar ist im Westen von Berglern ein 
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Der regionale Grünzug in der dargestellten Form im 
Hoheitsgebiet der Gemeinde Berglern wird abgelehnt. Es 
müssen weiterhin Ausnahmen für die räumliche 
Entwicklung der Gemeinde Berglern zulässig bleiben. 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Haimhausen 
 
Die Gemeinde beantragt, den regionalen Grünzug im 
Bereich der B 13 bei Inhausen/Maisteg zu reduzieren. 
Hier wird die einzig mögliche Ansiedlung eines 
Gewerbegebietes gesehen. Der Grünzug muss weiter 
nach Süden (südlich der St 2339) auf die vorhandenen 
Bachtäler, Hangleiten sowie Wald- und Gehölzflächen 
begrenzt werden. 
 
Für die Splittersiedlung im Bereich der 
Amperpettenbacher Straße soll ein Bauleitplanverfahren 
eingeleitet werden. Der Bedarf für eine Bauleitplanung zur 
Regelung des Baurechts wurde vom Landratsamt 
bestätigt. Es wird beantragt, die Siedlungsfläche aus dem 
Grünzug zu nehmen. 
 
Der regionale Grünzug im Bereich Ottershausen umfasst 
auch die Fläche, die mit dem Bebauungsplan 
„Mooswiesen“ überplant wurde. Die Bebauung ist 
größtenteils umgesetzt. Der Grünzugsumgriff ist 
anzupassen.  
 
Bund Naturschutz 
 
Der Bund Naturschutz spricht sich explizit gegen eine ggf. 
Verkleinerung der regionalen Grünzüge aus und verweist 
auf deren wichtige Funktionen. Sie sind auch 
naturschutzfachlich von großer Bedeutung.. Sollte es zu 
einer  Änderung der Grünzüge des Regionalplanes 
kommen, wird eine öffentliche Diskussion über die von 
Gemeinden oder anderen eingereichten Vorschläge zur 
Reduzierung von Grünzügen und eine erneute öffentliche 
Beteiligung erwartet.  
 

ca. 200 m – 300 m freier Puffer bis zum regionalen 
Grünzug. Südlich der Mittleren Isar wird die Ostgrenze 
des Grünzuges von der Sempt begrenzt. Eine 
Entwicklung in diesem Bereich dürfte aus Lärmschutz- 
und aus Hochwasserschutzgründen problematisch sein. 
Ein Eingriff in den Grünzug wäre dagegen insoweit 
möglich, als dessen Funktionen gewährleistet blieben. 
Der gesamte Osten von Berglern, also die vom 
Flughafen abgewandte Seite, ist grünzugsfrei.  
 
Gemeinde Haimhausen  
 
Eine Herausnahme einer Fläche an der B 13 bei 
Inhausen/Maisteg aus dem Grünzug würde diesen relativ 
schmalen Grünzugsast fast zur Gänze mittig 
unterbrechen. Die Grünzugsfunktionen wären nicht mehr 
gewährleistet. 
 
 
 
Für die Regelung des Baurechts im Bereich der 
Amperpettenbacher Straße bedarf es keiner 
Grünzugsrücknahme. 
 
 
 
Die Rücknahme des Grünzugs im Bereich des 
Bebauungsplans „Mooswiesen“ ist nicht erforderlich.  
 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Rücknahmen regionaler Grünzüge werden nur fachlich 
vertretbar kleinmaßstäblich im Randbereich 
vorgenommen. Ein weiteres Anhörverfahren wird 
durchgeführt.  
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Folgende dem Bund Naturschutz bekannte Forderungen 
nach einer Verkleinerung der Grünzüge werden für nicht 
begründet/vertretbar erachtet: 
 
In Langenpreising soll ein 17 ha großes „Loch“ im 
Grünzug Gewerbeflächen ermöglichen. Die Fläche liegt 
zum größten Teil innerhalb des Wiesenbrüter-
Schutzgebietes „Semptauen“ und großteils im 
Schwerpunktgebiet „Semttal“ des Arten- und 
Biotopschutzprogrammes Bayern. Teilweise liegt das 
Plangebiet im Überschwemmungsgebiet. Es gibt 
verträglichere Alternativstandorte. 
 
Geforderte Rücknahmen der Grünzüge um Freising sind 
nicht begründbar. Es bestehen 
Entwicklungsmöglichkeiten außerhalb der Grünzüge. In 
weiten Teilen sind die Grünzüge deckungsgleich mit 
anderen Schutzkategorien (Natura 2000, Bannwald) und 
sichern wichtige Ziele des Regionalplans (Erholung, Kalt- 
und Frischluftentstehung, Trinkwasserschutz). Der Raum 
um die Stadt Freising ist durch Verkehr und Flughafen 
stark vorbelastet und benötigt einen entsprechenden 
Ausgleich, um die Lebensqualität zu wahren. Die 
Herausnahme des ehemaligen Standortübungsplatzes 
Pettenbrunn ist wieder rückgängig zu machen. Diese war 
nicht gerechtfertigt. Eine Siedlungsentwicklung ist hier 
nicht geplant. 
 
Der Grünzug zwischen Karlsfeld und Dachau soll 
zugunsten eines Gewerbegebietes zurückgenommen 
werden. Der Grünzug erfüllt wichtige 
Siedlungsgliederungsfunktionen und ist eine wichtige 
Frischluftschneise. Derzeit laufen Diskussionen um die 
Ausweisung eines Landschaftsschutzgebietes. 
 
In Taufkirchen soll der Grünzug westlich der Ludwig-
Bölkow-Allee zur Ermöglichung eines Gewerbegebietes 
zurückgenommen werden. Da hier bereits sehr viel 
Gewerbe angesiedelt wurde und in diesem sensiblen 
Bereich der Grünzug nur noch sehr schmal ist, ist eine 
weitere Verkleinerung abzulehnen.  
 
Die regionalen Grünzüge entlang Amper, Isar und 
nördliches Erdinger Moos sind zwingend beizubehalten. 
Sie sind in weiten Bereichen deckungsgleich mit anderen 

 
 
Diese Langenpreisinger Fläche liegt mittig im Grünzug. 
Bei einer Herausnahme würden die Grünzugsfunktionen 
massiv in Frage gestellt.  
 
 
 
 
 
Um Freising war im Zuge der Regionalplan-
Fortschreibung B I (Neufassung), B II (Ergänzungen) B III 
5 (neu) außerhalb von Waldgebieten ein optischer 
Entwicklungspuffer ausgenommen worden. Dieser soll, 
der oberzentralen Funktion Freisings Rechnung tragend, 
fachlich vertretbar vergrößert werden. Außerdem war der 
ehemalige Truppenübungsplatz Pettenbrunn 
ausgenommen worden. Eine Rücknahme soll hier nicht 
erfolgen. 
 
 
 
 
 
 
Der Grünzug zwischen Dachau und Karlsfeld soll 
erhalten bleiben. Es wird lediglich vorgeschlagen, diesen 
im Randbereich zu arrondieren. Die Funktionen bleiben 
vollumfänglich erhalten.  
 
 
 
Es wird vorgeschlagen, den Grünzug zwischen Ludwig-
Bölkow-Allee und A 8 zurückzunehmen. Funktional ist 
dies vertretbar. Die Grünzugswirksamkeit konzentriert 
sich westlich der A 8. 
 
 
 
Die Grünzüge entlang Amper, Isar und nördliches 
Erdinger Moos werden erhalten. 
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Schutzkategorien (Natura 2000, Bannwald) und sichern 
wichtige Ziele des Regionalplans (bedeutende 
Biotopverbundachse, Erholung, Kalt- und 
Frischluftentstehung, Trinkwasserschutz). Die Stadt 
Moosburg hat sich für den Grünzugerhalt ausgesprochen. 
 
Grünzugserweiterungen sind zwingend geboten: 
 
Entlang des Isentales, um steuernd in die dynamische 
Siedlungsentwicklung eingreifen zu können. 
 
 
 
Im Osten von Dachau ist der Grünzug nach Westen bis 
an das Gewerbegebiet „Schwarzer Graben“ 
auszudehnen. 
Die Freifläche im Bereich des Schleißheimer 
Kanals/Schleißheimer Straße ist bis zum Gewerbegebiet 
östlich der Würm als Grünzug zu ergänzen. 
Die Freifläche südöstlich des Trenngrüns 64 zwischen 
Karlsfeld und Dachau ist in das Grünzugssystem 
einzubeziehen. 
 
Im Bereich Wörthsee sind das Bulach- und 
Schluifeldermoos einzubeziehen. 
 
 
 
Zwischen Ammer- und Starnberger See ist das 
Grünzugssystem zu ergänzen. 
 
 
Das Glonntal im Landkreis Dachau ist als Grünzug 
auszuweisen. 
 
 
 
 
 
Die Grünzugsachse Lechtal ist mit der restlichichen 
Region zu verknüpfen. 
 
Im Bereich des ehemaligen Flugplatzes Fürstenfeldbruck, 
die Fläche ist FFH-Gebiet, ist ein Grünzug zu ergänzen. 
 

 
 
 
 
 
Das regionale Grünzugssystem folgt weitgehend den 
Empfehlungen des Landschaftsentwicklungskonzepts 
(LEK) und eigenen Bewertungen z.B. anhand von 
Thermo-Satelliten-Bildern. Ein Grünzug Isental ist nicht 
vorgesehen. 
 
Im Osten von Dachau sieht der Regionalplan teilweise 
„Hauptsiedlungsbereich“ vor. 
Eine Ausweitung des Grünzugssystems um 
Dachau/Karlsfeld ist nicht vorgesehen. Es wird kein 
funktionaler Mehrwert gesehen. 
 
 
 
 
Das Bulach- und das Schluifeldermoos sind FFH-Gebiet 
und waren im LEK nicht als regionaler Grünzug 
vorgeschlagen. Regionale Grünzüge sind keine 
naturschützerischen Instrumente. 
 
Zwischen Ammer- und Starnberger See schlägt das LEK 
, neben den im Regionalplan enthaltenen, keine weiteren 
Grünzüge vor. 
 
Das Glonntal im Landkreis Dachau ist  als kleinräumlich 
bedeutende Kaltluft- und Frischlufttransportbahn zu 
erhalten (B II Z 4.4) und ist darüber hinaus Bestandteil 
des regionalen Biotopverbundsystems. Eine 
Einbeziehung in das großräumige regionale 
Grünzugssystem ist nicht erforderlich und im LEK nicht 
vorgeschlagen.   
 
Auch für eine Verknüpfung des Lechtals mit der 
restlichen Region ergibt das LEK keine Grundlage. 
 
Als Konversionsfläche ist das Gelände des ehemaligen 
Flugplatzes Fürstenfeldbruck naturschutzkonform einer 
Nachnutzung zuzuführen. Regionale Grünzüge sind kein 
Instrument des Naturschutzes. Eine entsprechende 
Festlegung wäre hier eher kontraproduktiv.   
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Stadt Freising 
 
Die Stadt Freising fordert, den Freisinger - und 
Kranzberger Forst und die Flächen nördlich und östlich 
des Waldes als regionalen Grünzug herauszunehmen. 
Diese Flächen haben nur geringe Bedeutung für die 
Frischluft- und Kaltluftentstehung. Wichtige Frisch- und 
Kaltluftleitbahnen liegen im Westen des Stadtgebietes im 
Anschluss an den Bannwald, so dass allenfalls ein 
Verbleib dieser Gebiete im regionalen Grünzug vertretbar 
erscheint. Mit den umgebenden Grünzügen sind die 
Entwicklungsmöglichkeiten Freisings unzureichend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Regierung von Oberbayern 
 
Der Erhalt der bereits bestehenden regionalen Grünzüge 
vor allem in siedlungsexpansiven Räumen ist zur 
Sicherung der landschaftlichen Eigenart und des lokalen 
Klimas von besonderer Bedeutung. Dies trifft in 
besonderem Maße auf Erholungsorte, z.B. am 
Starnberger See aber auch auf Orte mit besonderem 
Siedlungsdruck, z.B. Erding oder Freising zu. Es wird 
vorsorglich daran erinnert, dass die Zurücknahme von 
regionalen Grünzügen regelmäßig nur dann 
vorgenommen werden sollte, wenn sich die Rechtslage 
oder die abwägungserhebliche Sachlage geändert hat. 
Nach wie vor wird nicht begründet, wieso weitere fachlich 
durch das LEK begründete Neuvorschläge der regionalen 
Grünzüge nicht übernommen werden. So ist der regionale 
Grünzug westlich des Ammersees nicht enthalten, obwohl 

 
Stadt Freising 
 
Thermo-Satellitenbilder belegen deutlich die 
bioklimatische Wirksamkeit der gegenständlichen 
Flächen. Im Zuge des Verfahrens zur 24. Änderung des 
Regionalplans (B I (Neufassung), B II (Ergänzung), B III 5 
(neu)  sind um Freising optische Entwicklungspuffer 
ausgenommen worden. Großflächig ausgenommen 
wurden die Flächen des ehemaligen 
Truppenübungsplatzes Pettenbrunn. Es wird darauf 
hingewiesen, dass der Kranzberger – und der Freisinger 
Forst Bannwald sind und von der Stadt nicht dargelegt 
wurde, welche Entwicklungen im Bannwald angestrebt 
werden. Eine großflächige, unbegründete Herausnahme 
aus dem regionalen Grünzug ist schon aus 
Präzedenzgründen nicht vertretbar. Des Weiteren kann 
für die vom Grünzug überlagerten Ortsteile Haindlfing, 
Tuntenhausen und Oberbachern bestätigt werden, dass 
eine Entwicklung  gemäß der städtischen „Ziele Stadt- 
und Landschaftsbild“ mit den Grünzugsfunktionen in 
Einklang gebracht werden kann. Es wird vorgeschlagen, 
dies im Ziel zu normieren und den optischen 
Entwicklungspuffer um Freising fachlich vertretbar zu 
vergrößern. 
Die Überschneidung von Hauptsiedlungsbereich und 
Grünzug im Westen wird bereinigt. 
 
Regierung von Oberbayern 
 
Regionale Grünzüge werden nur dann zurückgenommen, 
wenn sich die abwägungserhebliche Sachlage geändert 
hat und dies fachlich vertretbar ist. 
Die im LEK vorgeschlagenen und nicht übernommenen 
regionalen Grünzüge waren aufgrund intensiver 
Diskussionen mit den betroffenen Kommunen, 
nochmaliger Überprüfung, z.B. durch Thermo-
Satellitenbilder, als im regionalen Kontext  nicht als so 
funktional bedeutend eingestuft worden, als das 
schließlich verbindlich erklärte System der regionalen 
Grünzüge.  
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laut LEK dieser Bereich in mehrfacher Hinsicht von 
besonderer Bedeutung ist, sowohl für das lokale und das 
überörtliche Windsystem, zur Gliederung der 
Siedlungsräume, als auch für die örtliche und überörtliche 
Erholungsnutzung. 
  

Z 4.6.2 System regionaler Trenngrüns (B II Z 4.2.3 unverändert). 
 

Gemeinde Pliening 
 
Das Trenngrün Nr. 9 zwischen Poing und Ottersberg ist 
funktionslos und daher zu streichen. 
 
Die Gemeinde lehnt es ab, das Trenngrün Nr. 10 
überwiegend auf ihrem Gemeindegebiet zu erbringen. 
Im Flächennutzungsplan der Gemeinde Poing ist im 
Norden ein ca. 80m bis 100m breiter Grünbereich 
vorgesehen. Es wird davon ausgegangen, dass es sich 
hierbei um die Hälfte des zu erbringenden Trenngrüns 
handelt. Die Gemeinde fordert Lage und Grenze des 
Trenngrüns anzupassen. Ein entsprechender Hinweis in 
der Begründung wird für erforderlich erachtet. 
 
Die Gemeinde Pliening lehnt es ab, das Trenngrün Nr. 12 
ausschließlich auf ihrem Gemeindegebiet zu erbringen. 
Es ist nicht akzeptabel, dass bei einer Beibehaltung des 
Trenngrüns ausschließlich Plieninger Gemeindegebiet in 
Anspruch genommen wird, da die Hälfte des Kirchheimer 
Gewerbegebietes bis an die Gemeindegrenze 
heranreicht. 
Die Gemeinde fordert Lage und Grenze des Trenngrüns 
anzupassen. Ein entsprechender Hinweis in der 
Begründung wird für erforderlich erachtet.  
 
 
 
Bereits mit Beschluss vom 25.01.2007 wurde der Wegfall 
des Trenngrüns Nr. 13 zwischen Landsham und Grub 
gefordert. Es wird klargestellt, dass der Entfall nicht dem 
Ziel dient, zusätzliche Entwicklungsmöglichkeiten zu 
schaffen. 
 
Eine Entwicklung Plienings außerhalb der Trenngrüns 
und Grünzüge wäre siedlungsstrukturell, verkehrlich und 
naturschützerisch problematisch.  
 
Gemeinde Zorneding 

Gemeinde Pliening 
 
Es wird vorgeschlagen, das funktionslos gewordene  
Trenngrün 9 zu streichen.. 
 
Es sollte eine Siedlungszäsur zwischen Pliening und 
Poing erkennbar bleiben und ein Zusammenwachsen 
von Pliening und Poing verhindert werden. Die 
Trenngründarstellung in der Regionalplankarte ist eine 
lediglich symbolhafte, keine flächenscharfe Darstellung. 
Die erforderliche Breite der Siedlungszäsur kann nicht 
aus der symbolhaften Trenngründarstellung (in der Karte 
einheitliche Breite des Symbols) abgeleitet oder 
abgemessen werden.   
  
 
Es sollte eine Siedlungszäsur zwischen Pliening und 
Kirchheim erkennbar bleiben und ein 
Zusammenwachsen von Pliening und Kirchheim 
verhindert werden. Die Trenngründarstellung in der 
Regionalplankarte ist eine lediglich symbolhafte, keine 
flächenscharfe Darstellung. Die erforderliche Breite der 
Siedlungszäsur kann nicht aus der symbolhaften 
Trenngründarstellung (in der Karte einheitliche Breite des 
Symbols) abgeleitet oder abgemessen werden.  Es wird 
vorgeschlagen, das Trenngrünsymbol nach Nordwesten 
gekrümmt darzustellen. Es steht grundsätzlich der 
geplanten Betriebsansiedlung in Landsham nicht 
entgegen. 
 
Mit dem Trenngrün Nr. 13 soll erreicht werden, dass 
zwischen Landsham und Grub eine Grünzugszäsur 
erhalten bleibt (s.o.).  
 
 
 
 
 
Gemeinde Zorneding 
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Die Gemeinde Zorneding beantragt die Streichung des 
Trenngrüns Nr. 22, um eine moderate Erweiterung eines 
bestehenden Gewerbegebietes zu ermöglichen und so 
auf eine Neuausweisung anderen Orts verzichten zu 
können. 
 
 
Gemeinde Berg 
 
Die Ortsteile Aufkirchen und Aufhausen sind bereits im 
Osten bis auf ein gemeindliches Grundstück mit einer 
Nord-Süd-Ausdehnung von knapp 100 m 
zusammengewachsen. In der Gemeinde Berg steigt der 
Druck für neue Wohnbebauung – insbesondere im 
Bereich des sozialen Wohnungsbaus respektive für die 
Unterbringung von Asylbewerbern. Hierbei sollten 
bestimmte infrastrukturelle Voraussetzungen gegeben 
sein. So sollten in fußläufiger Entfernung Möglichkeiten 
zur Versorgung, Betreuungsangebote etc. vorhanden 
sein. Diese Voraussetzungen sind nur in Berg und in 
Aufkirchen gegeben. Zudem hat der Gemeinderat bereits 
beschlossen, zwischen Aufkirchen und Aufhausen, ein 
soziales Wohnbauprojekt zu realisieren. 
Es wird gebeten die Trenngrüns 34 und 35 zu streichen.  
 
Gemeinde Bergkirchen 
 
Die Gemeinde Bergkirchen beabsichtigt den Ort Günding 
nach Osten zu erweitern. Durch das beabsichtigte 
Trenngrün wird  massiv in die Planungshoheit der 
Gemeinde nach Art. 28 GG eingegriffen. Zur Ausweisung 
eines Trenngrüns werden daher Einwände erhoben. Eine 
genauere Darstellung zur Abgrenzung wäre erforderlich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Für eine moderate Gewerbegebietserweiterung ist die 
Streichung des Trenngrüns nicht erforderlich. Eine 
Erweiterung des Gewerbegebietes stünde ggf. im Konflikt 
zum regionalen Grünzug zwischen Zorneding und 
Vaterstetten. 
 
Gemeinde Berg 
 
Es wird vorgeschlagen, das Trenngrün 35 zu streichen. 
Der Grund für die Streichung des Trenngrüns 34 
zwischen Leoni/Assenbuch und Assenhausen ist nicht 
ersichtlich. Die Freifläche zwischen den Ortsteilen ist 
Landschaftsschutzgebiet.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Bergkirchen 
 
Beim Trenngrün 65 zwischen Günding und Dachau 
handelt es sich um ein bestehendes und nicht um ein 
beabsichtigtes Trenngrün. Mit der Festlegung von 
Trenngrün im Regionalplan wird auch nicht in 
unzulässiger Weise in die kommunale Planungshoheit 
eingegriffen. Dies schon deshalb nicht, da die 
Entscheidung über die Festlegung beim regionalen 
Planungsverband, dem Zusammenschluss der 
Kommunen der Region, liegt. Die Darstellung von 
Trenngrün erfolgt durch Trenngrünsymbol. Eine 
flächenscharfe Verortung ist damit nicht verknüpft. Mit 
der Festlegung eines Trenngrüns soll ein 
Zusammenwachsen der mit dem Symbol getrennten 
Siedlungseinheiten verhindert werden. Planungen und 
Maßnahmen sind möglich, wenn eine deutlich 
erkennbare Zäsur (eine metrische Angabe verbietet sich) 
erhalten bleibt. Da zwischen dem östlichen Ortsrand von 
Günding und der Gemeindegrenze ca. 500 m freie 
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Gemeinde Kirchheim 
 
Zwischen dem Naherholungsgebiet Heimstetten (See) 
und dem Gewerbegebiet Aschheim ist ein neues 
Trenngrün festzulegen. 
 
Bayerischer Bauernverband, Herr Peter Grund 
 
Bei der Festsetzung von regionalen Trenngrün sind die 
Belange der Landwirtschaft zu berücksichtigen. 
Landwirtschaftliche Bauvorhaben müssen weiterhin 
uneingeschränkt möglich sein. 
 
 
 
Gemeinde Taufkirchen 
 
Das Trenngrün zwischen dem Hauptort Taufkirchen und 
Potzham sollte herausgenommen werden, da damit eine 
eigenverantwortliche und selbstbestimmte Entwicklung 
der Kommune erheblich eingeschränkt wird. 
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Der dargestellte Hauptsiedlungsbereich wird vom 
Trenngrün 57 überlagert. Dies bedarf der genaueren 
Erläuterung. Das Trenngrün soll nur knapp bis über die B 
471 geführt werden, da nördlich der B 471 
Nachverdichtung mit Wohnbebauung angestrebt wird. 
Alternativ könnte das Trenngrün verschmälert werden, 
wenn damit die Nachverdichtung nicht behindert wird. 
 
 
 
 
 
Die Stadt Fürstenfeldbruck regt eine Verbreiterung des 
Grüngürtels (Trenngrün 56) und eine Weiterführung nach 
Norden an. 
 
 
 

Fläche liegen, ist eine Osterweiterung grundsätzlich 
möglich, ohne dass die Trenngrünfunktion verletzt würde.  
 
Gemeinde Kirchheim 
 
Es wird vorgeschlagen, in Abstimmung mit dem 
festgelegten Hauptsiedlungsbereich, das Trenngrün 17 
nach Osten zu verlängern.  
 
Bayerischer Bauernverband, Herr Peter Grund     
 
Landwirtschaftlich Bauvorhaben im regionalen Trenngrün 
sind i.d.R. weiterhin möglich. Daran hat sich nichts 
geändert. In der Begründung ist dies so formuliert: 
„Standortgebundene bauliche Anlagen u.a. der Land- 
und Forstwirtschaft (privilegierte Vorhaben) können in 
diesem Sinn i.d. Regel als „Ausnahmefälle“ eingestuft 
werden.“  
 
Gemeinde Taufkirchen 
 
Die Trenngrünfunktion ist noch gegeben. Es besteht eine 
deutlich erkennbare Zäsur zwischen Taufkirchen 
Hauptort und Potzham. Vorbehaltlich noch vorzulegender 
konkreter Planungen seitens der Gemeinde bleibt es bei 
der Festlegung. 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
In Karte 2 überlagern sich die Signaturen 
Hauptsiedlungsbereich und das symbolhafte Trenngrün 
nicht. Im Übrigen bedeutet die Signatur  
Hauptsiedlungsbereich nicht, dass der gesamte Bereich 
flächig zugesiedelt werden soll. Die Darstellung für 
Trenngrün ist symbolhaft, nicht flächenscharf. Aus der 
einheitlichen Breite des Symbols kann keine metrische 
Breite abgeleitet werden. Aufgrund der eingetretenen 
Situation vor Ort und den 
Nachverdichtungsbestrebungen der Stadt 
Fürstenfeldbruck wird vorgeschlagen, das Trenngrün 57 
nördlich der B 471 zurückzunehmen.  
 
Die Darstellung für Trenngrün ist symbolhaft, nicht 
flächenscharf. Aus der einheitlichen Breite des Symbols 
kann keine metrische Breite abgeleitet werden. Das 
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Gemeinde Gräfelfing 
 
Es wird angeregt, das Trenngrün westlich der 
Werkszufahrt der Firma Glück so festzulegen, dass das 
Gebiet einer Siedlungsentwicklung zugeführt werden 
kann. 
 
 
Es wird angeregt, das Trenngrün nördlich der A 96, 
westlich der Pasinger Straße so zu schmälern, dass eine 
kleinräumige Siedlungserweiterung der Heitmeiersiedlung 
möglich ist.  
 
Gemeinde Planegg 
 
Mit der Fortschreibung des Kapitels B II 
„Siedlungsentwicklung und Freiraum“ besteht 
Einverständnis, sofern die Beibehaltung des Trenngrüns 
(41) zwischen Martinsried und Großhadern die 
städtebauliche und strukturell sinnvolle Verzahnung des 
Campus Martinsried und Großhadern, insbesondere in 
Form von gestalteten Wegebeziehungen und punktueller 
Bebauung, zulässt. 
 
Zur Vermeidung einer bandartigen Siedlungsstruktur 
beantragt die Gemeinde, die Festsetzung eines 
Trenngrüns südöstlich der Amtmannstraße zwischen 
Planegg und Krailling. Die Darstellung der 
Hauptsiedlungsbereiche soll dabei unverändert bleiben. 
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Im Bereich des Trenngrüns 27, im Süden des Ortsparks 
bis hin zum Perlacher Forstweg wird gemeindliches 
Entwicklungspotential gesehen.   
 
Das Trenngrün 25 soll ein Zusammenwachsen von 
Neubiberg und Unterhaching verhindern. Dies verkennt, 
dass hier gemeindeübergreifend die Universität der 
Bundeswehr liegt, welche sich perspektivisch weiter 
ausdehnen können muss. 
 
Landratsamt München 
 

Trenngrün soll ein Zusammenwachsen der 
Siedlungseinheiten Puch und Fürstenfeldbruck 
verhindern, was auch der Intention der Stadt 
Fürstenfeldbruck entspricht.  
 
Gemeinde Gräfelfing 
 
Das Trenngrün ist eine symbolhafte Darstellung, welches 
ein Zusammenwachsen der Siedlungseinheiten 
verhindern soll.  Dies bliebe bei einer Entwicklung des 
Areals westlich der Werkszufahrt grundsätzlich 
gewährleistet. 
 
Das Trenngrün steht einer kleinräumigen Erweiterung der 
Heitmeiersiedlung im genannten Bereich nicht entgegen. 
 
 
 
Gemeinde Planegg 
 
Es wird davon ausgegangen, dass die Planungen mit der 
Trenngrünfunktion in Einklang gebracht werden können. 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird vorgeschlagen, südöstlich der Amtmannstraße 
ein Trenngrün festzusetzen. Eine bauliche Abrundung 
bleibt damit möglich, ein Zusammenwachsen mit Krailling 
wird damit an dieser Stelle verhindert. 
 
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Mit einer gemeindlichen Weiterentwicklung bis zum 
Perlacher Forstweg wird die Funktion des Trenngrüns 27 
nicht verletzt. 
 
Es wird vorgeschlagen, das funktionslose Trenngrün 25 
im Bereich der A 8 zu streichen. 
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Das Trenngrün 20 zwischen Haar und Trudering sollte auf 
den Bereich südlich der B 304 beschränkt werden, da es 
aufgrund der vorhandenen Siedlungsentwicklung nördlich 
der B 304 weder seine Gliederungsfunktion erfüllen, noch 
zur Vernetzung von Freiflächen beitragen kann. 
 
Bund Naturschutz 
 
Einer Aufhebung des Trenngrüns zwischen Zorneding 
und Vaterstetten zur Ansiedlung von weiterem Gewerbe 
wird widersprochen. 
 
Das Trenngrün 28 zwischen Taufkirchen und dem Ortsteil 
Potzham ist Teil eines Landschaftsschutzgebietes und 
soll erhalten bleiben. 
 
Südlich von Inning soll das Trenngrün 50 mit der 
Biotopverbundachse zwischen Ammersee und Wörthsee 
verbunden werden. Hier sind am Inninger Bach neue 
Gewerbe- und Mischgebiete entstanden, welche der 
Freiraumsicherung diametral entgegenstehen. 
 
Zwischen Puchheim und Gröbenzell ist ein Trenngrün zu 
ergänzen. 
 
 
Zwischen Freising und dem Ortsteil Attaching ist ein 
Trenngrün nötig. 
 
 
 
Der in Planung befindliche Ortspark zwischen Kirchheim 
und Heimstetten ist als Trenngrün aufzunehmen. 
 
Das Trenngrün zwischen Aschheim und Kirchheim ist 
wieder zu ergänzen.  Eine achtstreifig geplante A 99 als 
Trenngrün zu interpretieren ist zynisch. 
 
 
 
Stadt Freising 
 
Die Stadt Freising fordert, zwischen der Kernstadt 
Freising, Attaching und dem Flughafen ein Trenngrün 
festzulegen. 

 
 
Landratsamt München 
 
Es wird vorgeschlagen, das Trenngrün auf den Bereich 
südlich der B 304 zu beschränken, da es durch die 
bauliche Entwicklung nördlich der B 304 dort funktionslos 
ist. 
 
  
 
Bund Naturschutz 
 
Das Trenngrün 22 soll nicht aufgehoben werden. Ein 
durchgehendes Siedlungsband soll hier verhindert 
werden. 
 
 
Das Trenngrün 28 wird nach den aktuell vorliegenden 
Erkenntnissen nicht aufgehoben.. 
 
 
Ein Trenngrün ist eine symbolhafte Darstellung und soll 
ein Zusammenwachsen von Siedlungseinheiten 
verhindern. Es ist kein naturschutzfachliches Element 
und kann auch nicht flächenscharf interpretiert oder 
angewandt werden. 
 
 
Hier ist im Regionalplan ein Hauptsiedlungsbereich 
festgelegt. .Puchheim und Gröbenzell sind an dieser 
Stelle bereits weitgehend zusammengewachsen.  
 
Hier ist im Regionalplan ein Hauptsiedlungsbereich 
festgelegt. Eine Siedlungsentwicklung der Stadt Freising 
nach Südwesten Richtung Autobahn macht 
regionalplanerisch Sinn. 
 
Die Aufnahme eines innerörtlichen Ortsparks als 
regionales Trenngrün erübrigt sich. 
 
Beidseits der A 99 ist Hauptsiedlungsbereich festgelegt. 
D.h. eine Siedlungsentwicklung von Kirchheim nach 
Westen und von Aschheim nach Osten ist 
regionalplanerisch gewollt. Als trennendes Element 
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Regierung von Oberbayern 
 
Die bestehenden Trenngrüns wurden nicht um die, im 
LEK vorgeschlagenen Grünzäsuren ergänzt. Da es sich 
um ein zentrales Instrument der Regionalplanung handelt, 
welches fachlich durch das LEK fundiert wird und zudem 
in Kombination mit den regionalen Grünzügen Teil eines 
Freiraumverbundsystems ist, ist diese Entscheidung nicht 
nachvollziehbar und sollte überdacht oder ggf. begründet 
werden. 
 

zwischen den beiden Gemeinden bleibt die A 99. 
Darüber ein Trenngrün zu legen macht keinen Sinn. 
 
Stadt Freising 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass das von der Stadt 
Freising geforderte Trenngrün dem im LEP festgelegten 
Vorranggebiet Flughafenentwicklung widerspricht und 
nicht genehmigungsfähig ist.  
 
Regierung von Oberbayern 
 
Die Festlegung von Trenngrün ist gemäß LEP Zu 3.3 (B) 
eine freiwillige Aufgabe der Regionalplanung. Der RPV 
München trägt seiner Verantwortung für das 
Landschaftsbild, und die Siedlungsgliederung Rechnung 
und hat Trenngrün festgelegt. Im Zuge der anhängigen 
Regionalplan-Fortschreibung wird zu prüfen sein, wo sich 
durch Änderung der abwägungserheblichen Sachlage 
noch Änderungsbedarf ergibt. In diese Prüfung werden 
auch die Vorschläge des LEK einbezogen. Es ist aber 
nicht Aufgabe der Regionalplanung, die Vorschläge des 
LEK eins zu eins zu übernehmen, sondern diese mit den 
anderen regionalen Belangen abzuwägen und dann zu 
einem überfachlich abgewogenen Ergebnis zu kommen. 
   

 
5               Fluglärmschutzbereiche zur Lenkung der Bauleitplanung  (wie 

bisher B II 6 unverändert; entfallen nach LEP spätestens am 1. 
September 2018). 

 

Flughafen München 
 
Im Interesse einer vorsorgenden Siedlungssteuerung im 
Umland von Flughäfen reicht ein Verweis auf die 
auslaufende Regelung des LEP nicht aus. 
Es ist nicht sichergestellt, dass die Festsetzung durch 
Rechtsverordnung der Landesregierung gemäß § 4 Abs. 
3 FluLärmG bis zum 01.09.2018 erfolgt sein wird. Die 
Karte 2 der Fortschreibung sollte um die Fluglärmzonen 
ergänzt werden bzw. sollte in B II 5ausdrücklich darauf 
hingewiesen werden, dass die Fluglärmzonen fortgelten.  
Es sollten im Regionalplan Leitlinien für die 
Siedlungsentwicklung im Hinblick auf die Zulässigkeit von 
Ausweisungen innerhalb der Schutzzonen. 
 
Markt Au i. d. Hallertau 
 
Die Angaben zur Zeitschiene des Fluglärms sollten 
verständlicher dargestellt werden. 

Flughafen München 
 
Der RPV kann nicht anstelle der Landesregierung 
agieren. Werden vom Freistaat Bayern keine neuen 
Lärmschutzbereiche festgelegt, regelt sich die 
Zulässigkeit der Nutzungen nach dem Gesetz zum 
Schutz gegen Fluglärm (FluLärmG). Dass die 
Lärmschutzzonen des Regionalplans unverändert weiter 
gelten, ist unter B II 5 ausdrücklich erwähnt. Das Fehlen 
der Lärmschutzzonen in der Fortschreibungskarte 2 
begründet sich damit, dass die Schutzzonen eben nicht 
Bestandteil dieser Fortschreibung sind.  
 
 
 
Markt Au i. d. Hallertau 
 
Die Lärmschutzzonen des Regionalplans entsprechen 
nicht mehr der realen Situation und dem novellierten 
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 Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm (FluLärmG). Die 
Festsetzung von Lärmschutzbereichen nach den 
Grenzwerten des novellierten FluLärmG obliegt dem 
Freistaat Bayern. Bislang liegen keine aktualisierten 
Lärmschutzbereiche vor. Die Festsetzung erfolgt durch 
Rechtsverordnung der Landesregierung. Mit Festsetzung 
neuer Lärmschutzbereiche durch die bayerische 
Landesregierung entfallen die veralteten 
Lärmschutzbereiche des Regionalplans, spätestens zum 
01.09.2018.  
   

 
B III VERKEHR UND NACHRICHTENWESEN 
 
1 Leitbild  

 
G 1.1 Der Infrastruktur-Ausbau soll grundsätzlich in Abstimmung mit der 

Siedlungsentwicklung erfolgen. Darüber hinaus ist auch ein 
aktiver Infrastrukturausbau als Angebotsplanung erforderlich. 

 

IHK 
 
Es ist zu prüfen, in welchem Umfang der Regionalplan 
Festsetzungen und Planaussagen treffen kann, die 
Umsetzung der vordringlichen Verkehrsprojekte zu 
beschleunigen. Es wird der klare Auftrag an die 
Fachplanung sowie die kommunale Bauleitplanung 
vermisst, Infrastrukturen bedarfsgerecht auszubauen und 
langfristig leistungsfähig zu erhalten. Grundsätzlich muss 
der Infrastrukturausbau mit der Siedlungsentwicklung 
einhergehen. Es sollten auch Informationen zur 
Finanzierung  hinterlegt werden. Ergänzend wären 
Kennzahlen zum erwartenden Verkehrsaufkommen 
hilfreich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Pro Bahn 
 
An mehreren Stellen (insbesondere in der Begründung) 
wird im Regionalplan „SPNV“ erwähnt, was üblicherweise 
mit Eisenbahnverkehr assoziiert wird. Es wird 
vorgeschlagen „SPNV“ durch „schienengebundenen ÖV“ 

IHK 
 
Da die Regionalplanung in Bayern nicht mit eigenen 
finanziellen Kompetenzen ausgestattet ist und die 
Realisierung der genannten regionalplanerischen 
Erfordernisse unter Finanzierungsvorbehalt steht, bleibt 
der Regionalplanung leider nur die Rolle des 
beharrlichen, nachdrücklichen Forderers. Dass der 
Infrastrukturausbau mit der Siedlungsentwicklung 
einhergehen muss, steht genauso in G 1.1. Von 
Informationen zur Finanzierung im Regionalplan sollte 
Abstand genommen werden. Dies würde erstens den 
Regionalplan überfrachten und aufblähen und zweitens 
ändern sich die Baukosten meist schneller als das Wetter 
und drittens kursieren immer unterschiedliche 
interessengeleitete Zahlen. Welchen Mehrwert hätten 
überholte, hinterfragte Kostenzahlen mit darauf 
beruhenden Finanzierungszusagen im Regionalplan? 
(vgl. beispielsweise die Kostenexplosion und die 
Diskussionen zur zweiten Stammstrecke. Müsste dann 
jedes Jahr im Regionalplan nachgebessert werden? 
Ähnliches gilt für Kennzahlen zum Verkehrsaufkommen. 
Dieses ist abhängig von einer Vielzahl komplexer 
Variablen. Dabei bedingt nicht nur das Angebot die 
Nachfrage, vielmehr spielen auch subjektive Faktoren 
eine große Rolle (vgl. z.B. die veränderte Einstellung der 
jüngeren Generation zum Auto, Entwicklung E-Bikes 
etc.).   
 
Pro Bahn 
 
„SPNV“ wird als Abkürzung für Schienen-Personen-
Nahverkehr“ oder schienengebundener Nahverkehr 
verwandt. 
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zu ersetzen. 
 
Der ÖV muss bereits zu Beginn der Siedlungsentwicklung 
bereitstehen. Satz 1 sollte daher ergänzt werden: „so 
dass der Umweltverbund (ÖV, Rad, Fuß) zu 
Nutzungsbeginn bereits attraktiv zur Verfügung steht. 
 
 
Gemeinde Ottobrunn, Gemeinde Neubiberg, Herr 
Gränzer 
 
Im Leitbild soll die Förderung des emissionsarmen 
Verkehrs ergänzt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Es wird angeregt, die Grundsätze G 1.1 und G 1.4 in 
Teilfortschreibungen/Handlungskonzepten zu 
konkretisieren bzw. für die Region einen 
Verkehrsentwicklungsplan zu erstellen und in den 
Regionalplan mit aufzunehmen. Außerdem sollte geprüft 
werden, ob die Grundsätze als Ziele festgelegt werden 
können. 
  
DB Immobilien 
 
Die konkrete Planung und Realisierung ist u.a. abhängig 
von den zur Verfügung stehenden Finanzmitteln. 
Insbesondere wird auf den Bundesverkehrswegeplan 
verwiesen. Für die Finanzierung des 
Schienenpersonennahverkehrs ist die BEG im Auftrag 
des Freistaates zuständig, die Finanzierung der restlichen 
Schieneninfrastruktur liegt in den Händen des Bundes. 
 

Dieser umfasst Regionalbahnen, S-Bahnen, U-Bahnen 
und Tram-Bahnen. Im Übrigen wird in der Begründung 
Zu A I G 1.1 SPNV erstmalig erklärt. 
 
In der Begründung Zu G 1.1 wird „aktive 
Angebotsplanung“ bereits erklärt. 
 
 
Gemeinde Ottobrunn, Gemeinde Neubiberg, Herr 
Gränzer 
 
Das verkehrliche Leitbild fokussiert auf die 
Weiterentwicklung der Infrastruktur bzw. auf die 
infrastrukturellen Erforderlichkeiten der verschiedenen 
Verkehrsarten, also die raumbedeutsamen, 
raumbeanspruchenden Aspekte (unmittelbare Aufgabe 
der Raum- und Regionalplanung). Die gewünschte 
Änderung bezieht sich auf die Emissionssituation der 
verschiedenen Verkehrsmittel, verlässt also die 
Systematik des bisherigen Leitbildes. Da Elektromobilität 
und insbesondere die Verkehrsmittel des 
Umweltverbundes an anderer Stelle des 
Fortschreibungsentwurfes breiten Raum einnehmen., 
sollte an dieser Stelle auf die gewünschte Ergänzung 
verzichtet werden.  
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Die Ziele und Grundsätze des Regionalplans bzw. des 
Kapitels B III stellen den regionalen 
Verkehrsentwicklungsplan dar. Konkretere Konzepte und 
Pläne würden den Regionalplan, so wie ihn die 
bayerische Landesplanung definiert und vorsieht, 
inhaltlich überfrachten.  
 
 
DB Immobilen 
 
Dass die Realisierung der im Regionalplan genannten 
Maßnahmen unter einem Finanzierungsvorbehalt stehen, 
ist hinreichend bekannt. Dennoch wäre es verfehlt, wenn 
im Regionalplan nur die Maßnahmen des 
Bundesverkehrswegeplans und/oder anderer Fachpläne 
wiederholt würden. 
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Landeshauptstadt München 
 
A I G 1.4 ist zu integrieren und der Grundsatz G 1.1 ist als 
Ziel festzulegen. Eine Angebotsplanung sollte 
insbesondere in den Bereichen ÖPNV und Radverkehr 
erfolgen. 
 
 
Gemeinde Langenbach 
 
Die Grundsätze G 1.1 bis G 1.4 sollten als Ziele 
festgelegt werden. 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Eine Angebotsplanung bei der Verkehrsinfrastruktur wird 
abgelehnt.  
 
 
 
 
 
 
Wichtig im Hinblick auf die Ermöglichung einer 
bedarfsabhängigen Verkehrsmittelnutzung sind auch 
Aspekte wie Gepäckabstellmöglichkeiten, 
Fahrradmitnahmemöglichkeiten im ÖPNV, Qualität von 
Abstellanlagen etc..   
  

 
Landeshauptstadt München 
 
Die erarbeitete und beschlossene Struktur des 
Regionalplan-Entwurfs soll beibehalten werden. Im 
Leitbild sollten in der Regel allgemeine Grundsätze 
formuliert werden und nicht im Detail festgelegte Ziele. 
 
Gemeinde Langenbach 
 
Als Leitbild sollte es bei der Grundsatz-Formulierung 
bleiben. In der Konkretisierung sind dann in den weiteren 
Abschnitten des Verkehrskapitels Ziele abgeleitet. 
 
Bund Naturschutz 
 
Es kann Sinn machen,  bei der Verkehrserschließung bei 
neu zu entwickelnden, verkehrlich gut erschließbaren 
Gebieten, angebotsorientiert in Vorleistung zu gehen. 
Hinken Quantität und Qualität des Verkehrsangebotes, 
insbesondere im ÖPNV, der Nachfrageentwicklung 
hinterher, kann dies  zu kontraproduktiven 
Verhaltensänderungen führen. Angebot beeinflusst  
Nachfrage.  
 
Regionalplanung als Teil der Raumordnung befasst sich 
mit den raumbezogenen Herausforderungen des 
Verkehrs. Diese sind in erster Linie, die aktuellen und 
künftigen infrastrukturellen Defizite zu beheben. Dass die 
Verkehrsmittelwahl stark von Fragen der Qualität 
beeinflusst wird, steht außer Frage. Diese sind aber nur 
mittelbar raumrelevant und keine notwendigen Inhalte 
eines Regionalplans. In zahlreichen Arbeitsgruppen und 
Initiativen engagiert sich der RPV aber für diese Aspekte.   
 

G 1.2 Im öffentlichen Personenverkehr soll aufgrund des erheblichen 
Nachholbedarfs der Neubau von Infrastruktur forciert und dabei 
nicht zwingend an der standardisierten Bewertung festgehalten 
werden. 

 

Gemeinde Aying 
 
Der Ausbau der S-Bahn-Außenäste ist forciert zu 
betreiben. 
 
 
MVV 
 
Die standardisierte Bewertung hat sich bewährt und ist 
zur Beurteilung der Förderfähigkeit erforderlich. Es sollte 

Gemeinde Aying 
 
Auf die Ziele und Grundsätze in Abschnitt 2.3 wird 
verwiesen.  
 
MVV 
 
U.a. aus diesen Gründen wurde G 1.2 so formuliert. 
Darüber hinaus sind Bewertungsverfahren nicht nur von 
den Bewertungskriterien, sondern auch vom Zeitpunkt 
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aber geprüft werden, wie die spezifischen Besonderheiten 
der Region München besser berücksichtigt werden 
können und dieses Verfahren entsprechend 
fortgeschrieben werden kann. Auch sollte weiterhin die 
Möglichkeit bestehen, auch solche Maßnahmen 
umzusetzen, die beispielsweise einen erheblichen Nutzen 
für die Betriebsabwicklung generieren, der jedoch durch 
die standardisierte Bewertung nur bedingt abgebildet 
wird. Das Verfahren erscheint ohnehin nur für 
Investitionen >7,5 Mio. € geeignet. 
 
 
Stadtwerke München 
 
Die Argumentation, dass Ziele, unabhängig von der 
standardisierten Bewertung verfolgt werden, wird nicht mit 
getragen. Neben volkswirtschaftlichen, gesellschaftlichen 
und umweltpolitischen Wirkungen müssen auch die 
betriebswirtschaftlichen Faktoren einfließen. Die Frage 
der Finanzierung darf nicht ausgeklammert werden.  
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Der jeweils volkswirtschaftlich am besten bewertete 
Vorschlag aus der öffentlichen Debatte soll realisiert 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Pro Bahn 
 
Viele Kritikpunkte an der standardisierten Bewertung 
werden geteilt. Anm.: Dies wird von Pro Bahn ausführlich 
auf fast 2 Seiten dargelegt. 
Ein Beiseiteschieben der standardisierten Bewertung wird 
dennoch nicht für sinnvoll erachtet. Wichtig wäre der 
Ersatz durch ein überarbeitetes Rechenverfahren, das die 

der Bewertung abhängig. Beispielsweise stellte sich der 
bewertete Nutzen der E-Mobiltät vor 20 Jahren anders 
dar als heute oder vielleicht in 20 Jahren. Planung ist 
eben nicht (nur) berechnende Mathematik, sondern auch 
kreative Gestaltung mit Visionen und Philosophien. Die 
große Schwierigkeit dabei ist, Verkehrsverhalten 
vorherzusehen. Dieses folgt eben nicht mathematischen 
Gesetzmäßigkeiten, sondern beginnt im Kopf, ist somit 
stark subjektiv geprägt.    
 
 
Stadtwerke München 
 
Spezifischen Besonderheiten und Wirkungen sind zu 
berücksichtigen. Nicht jeder Nutzen wird von der  
standardisierten Bewertung abgebildet (siehe 
Stellungnahme des MVV und Kommentar hierzu). Alle 
Ziele und Grundsätze des Regionalplans stehen unter 
einem Finanzierungsvorbehalt. 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Die Ziele und Grundsätze des Fortschreibungsentwurfs 
sind das Resultat (intersubjektiver) Diskussionen über die 
zentralen regionalen Herausforderungen und deren 
Lösung und nicht das Resultat volkswirtschaftlicher 
Berechnungen. Standardisierte Bewertungsverfahren, so 
nützlich und wichtig sie sein mögen, sind nicht nur von 
den Bewertungskriterien, sondern auch vom Zeitpunkt 
der Bewertung abhängig. Darüber hinaus ist Planung 
eben nicht (nur) berechnende Mathematik, sondern auch 
kreative Gestaltung mit Visionen und Philosophien. 
Verkehrsverhalten beginnt immer im Kopf, ist damit 
subjektiv geprägt und damit nur schwer, vermeintlich 
objektivierbar, vorauszuberechnen.  
 
Pro Bahn 
 
Die Kritikpunkte von Pro Bahn legen die in G 1.2 
geforderte flexiblere Bewertung von Ausbaumaßnahmen 
nahe.  
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Kritikpunkte berücksichtigt. 
 
Es soll folgender neue Grundsatz eingefügt werden: 
„ Ein Leben ohne Auto darf nicht zu einer spürbaren 
Einschränkung der Mobilität führen“. Zur Begründung wird 
darauf verwiesen, dass die Mehrzahl der Bürger 
überwiegend kein Auto zur Verfügung hat.  
 
An allen S-Bahn-Strecken ist durchgängig Platz für ein 
zweites Gleis freizuhalten. Überall, wo S-Bahn  und 
Regional-, Fern- oder Güterverkehr regelmäßig 
verkehren, ist Platz für zwei weitere Gleise freizuhalten. 
 
Stadt Garching 
 
Die Machbarkeit zur Verlängerung der U 6 vom Garching-
Forschungszentrum über Eching zum S-Bahnhof 
Neufahrn sollte unter diesem Gesichtspunkt neu diskutiert 
werden. Die Fahrgastzahlen zum Forschungszentrum 
haben sich seit 2006 verdoppelt. 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Für den Fall, dass die Standardisierte Bewertung neu 
benannt und aufgelegt wird, sollte dieser Grundsatz 
allgemeiner formuliert werden. 
 

 
 
Im dünn besiedelten Raum werden Menschen ohne 
PKW-Verfügbarkeit leider immer gewisse 
Mobilitätseinschränkungen in Kauf nehmen müssen. Ein 
entsprechender Grundsatz bliebe hier funktionsloser 
Wunsch. 
 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung B III Zu Z 2.3.2 
entsprechend zu ergänzen. 
 
 
 
Stadt Garching 
 
Der verkehrliche Nutzen der weiteren Verlängerung der 
U 6 war eher gering eingestuft worden. Dies war auch 
der Grund, diese nicht in Z 2.4.2 zu nennen.   
Da diese Verlängerung aber eine sinnvolle 
regionalplanerische Ergänzung darstellt und aufgrund der 
deutlich gestiegenen Fahrgastzahlen, wird 
vorgeschlagen, Z 2.4.2 zu ergänzen.  
 
Landeshauptstadt München 
 
Die grundsätzliche Erforderlichkeit und Sinnhaftigkeit 
eines Bewertungsverfahrens von Verkehrsprojekten steht 
außer Frage. Jedoch sollte nicht apodiktisch und „stur“ 
daran festgehalten werden. Dies trifft auch auf ein neues, 
modifiziertes Bewertungsverfahren zu. Auf die 
Kommentare oben wird verwiesen.  
 

G 1.3 Der Infrastrukturausbau für den motorisierten Individualverkehr 
soll sich weitgehend auf den Bestand und die Ertüchtigung 
bestehender Infrastruktur konzentrieren. 

 

Staatliches Bauamt Freising 
 
Es wird gebeten, folgende Punkte zu berücksichtigen: 
 
Seit März liegt der BVWP 2030 im Entwurf vor. Er 
umfasst im Zuständigkeitsbereich des Staatlichen 
Bauamtes Freising (Landkreise München, Dachau, 
Erding, Freising und Fürstenfeldbruck) im vordringlichen 
Bedarf 20 Ausbaumaßnahmen bzw. Ortsumfahrungen an 
B2, B13, B301, B388 und B471.   
 
Der 7. Ausbauplan für Staatsstraßen (Stand 11.10.2011) 
umfasst in der ersten Dringlichkeit 23 Maßnahmen. 

Staatliches Bauamt Freising 
 
Der Entwurf des BVWP sowie der 7. Ausbauplan für 
Staatsstraßen sind dem RPV bekannt. Gleiches gilt für 
die Nordumfahrung Erding und den geplanten Ausbau 
der M 3. Es wurde bewusst, auf die Nennung einzelne 
Ausbaumaßnahmen, insbesondere auch auf die 
Nennung der verkehrlich erforderlichen Ortsumfahrungen 
verzichtet. Um den Regionalplan nicht zu überfrachten, 
soll sich hier auf allgemeine Ziele und Grundsätze 
beschränkt werden. 
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Für die Nordumfahrung Erding (ED 99) läuft derzeit das 
Planfeststellungsverfahren. 
 
Für die Straßenverbindung LHM  - Flughafen, östlich der 
Isar (M3) ist die Erstellung eines Ausbau-Konzeptes 
geplant. 
 
Gemeinde Petershausen 
 
B III G 1.3 ist zu streichen, da dieser den Bau des letzten 
Abschnitts der Umgehungsstraße und einem Ringschluss 
zur Indersdorfer Straße entgegensteht. 
 
 
 
 
 
 
 
Pro Bahn 
 
In der Begründung sollte außerdem erwähnt werden, 
dass das Verkehrsmanagement zu einer nachhaltigen 
Verlagerung auf den Umweltverbund beitragen soll. 
 
Stadt Garching, „NordAllianz“ 
 
Die geplante Ortsumfahrung von Dietersheim ist im 
Zusammenhang mit der Weiterführung der 
Westumgehung von Garching nach München zu sehen, 
um beide Orte von Durchgangsverkehr zu entlasten. 
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Es wäre ein Grundsatz wichtig, dass auf den 
demographischen Wandel und auf Menschen mit 
Mobilitätseinschränkungen vermehrt Rücksicht 
genommen werden soll.  
 
Bund Naturschutz 
 
„Weitgehend“ ist durch „ausschließlich“ zu ersetzen. Die 
ersten zwei Sätze der Begründung müssten sich auch im 
Grundsatz wiederfinden.  

 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Petershausen 
 
B III G 1.3 steht dem Bau der Umgehungsstraße nicht 
entgegen. Der Bau der Petershausener 
Umgehungsstraße stellt die Ertüchtigung einer 
bestehenden Infrastruktur und keine grundsätzlich neue 
Straßenverbindung dar. Selbst wenn man die Umgehung 
als neue Infrastruktur definieren wollte, würde dies durch 
„weitgehend“ und die Festlegung als Grundsatz nicht 
ausgeschlossen. Z 3.4 sieht ausdrücklich den Bau von 
Umgehungsstraßen als regionalplanerisches Ziel vor.  
 
Pro Bahn 
 
In der Begründung ist bereits „die unabdingbare 
Verlagerung möglichst hoher Anteile des weiter 
zunehmenden Verkehrs auf den ÖPNV“ angesprochen. 
 
Stadt Garching, „NordAllianz“ 
 
Auf Z 3.4 wird verwiesen. 
 
 
 
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung Zu G 1.1 wie 
folgt zu ergänzen: „Die Belange älterer Menschen und 
von Menschen mit Mobilitätseinschränkungen sind 
verstärkt zu berücksichtigen.“ 
 
Bund Naturschutz 
 
Im Einzelfall wird in einer Wachstumsregion, wie der 
Region München, auch Straßenneubau erforderlich sein. 
Insbesondere im ländlichen Raum sind viele Menschen 
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Auch ein Ausbau des Straßennetzes, wie er derzeit mit 
Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplans 
festgeschrieben werden soll, ist überwiegend unnötig, da 
Verkehrsvermeidung und Verkehrsverlagerung 
konterkariert werden. 
 

auf das Auto angewiesen. Ziele und Grundsätze setzen 
verbindliche Vorgaben und Abwägungsdirektiven. Die 
Begründung erläutert. Auf eine Vermischung von 
Vorgabe und Erläuterung sollte weitgehend verzichtet 
werden. 
 

G 1.4 Die intensive Verknüpfung der Infrastruktur für die 
unterschiedlichen Verkehrsarten und die überregionale 
Erreichbarkeit durch den Bau neuer Infrastruktur sollen deutlich 
verbessert werden. 

 

Landeshauptstadt München 
 
Hier sind A I G 1.2 sowie B II G 3.3  zu integrieren. 
A I G 1.3 ist in das Leitbild Verkehr zu verschieben. 
 
 
 
 
B III Z 7.1 sollte in das Leitbild verschoben und B IV Z 1.7 
integriert werden. 
 

Landeshauptstadt München 
 
Die erarbeitete und beschlossene Struktur des 
Regionalplan-Entwurfs soll beibehalten werden. Die 
Zusammenfassung mehrerer Grundsätze zu einem ist 
nicht immer mit mehr Lesbarkeit verbunden. Der 
ausführlicheren Erläuterung dient die Begründung. 
 
Die flächenhafte Breitbandversorgung ist für das 
Verkehrs- und Mobilitätsmanagement von Bedeutung 
und ein essentieller Wirtschaftsfaktor. Aus diesem Grund 
findet sich ein entsprechendes Ziel im Verkehrs- und im 
Wirtschaftskapitel. 
  

 
2 Öffentlicher Personen-Nahverkehr  

 
2.1 Allgemeines 

 
G 2.1.1 Die bisher überwiegend monozentrisch angelegte 

Verkehrsstruktur soll insbesondere durch den Ausbau 
tangentialer Verkehrsverbindungen weiterentwickelt werden. 

 

 
MVV 
 
Nachrichtlicher Hinweis: Bei der S-Bahn handelt es sich 
um SPNV und nicht um ÖPNV. 
 
 
Stadt Garching, „NordAllianz“ 
 
Zur Stärkung tangentialer Beziehungen befürwortet die 
Stadt Garching den Bau einer Trambahn-Linie im 
Münchner Norden zur Verknüpfung der U 2 und der U 6. 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Zwischen dem Fliegerhorst und der S 3 (Gernlinden) soll 
eine Straßenbahnverbindung geschaffen werden. Hierfür 
sollte eine Trasse für Schnellbusse und für die Schiene 
kartographisch freigehalten werden. 
 
 
 
 
 

 
MVV 
 
Es wird vorgeschlagen, Gliederungspunkt 2 „Öffentlicher 
Verkehr“ zu nennen. Hierzu passt dann auch 
Gliederungspunkt 2.2 „…Fernverkehr“. 
 
Stadt Garching, „NordAllianz“ 
 
Es wird vorgeschlagen, die Möglichkeit tangentialer 
Tram-Verbindungen in allgemeiner Form in der 
Begründung zu ergänzen. 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Es wird vorgeschlagen, die Möglichkeit tangentialer 
Tram-Verbindungen in allgemeiner Form in der 
Begründung zu ergänzen. 
Es gibt eine Vielzahl von Überlegungen für tangentiale 
Verbindungen, i.d.R. für Schnellbusse, da 
schienengebundene Konzepte (Stadt-Umland-Bahn) u.a. 
wegen der Finanzierungsproblematik auf Eis gelegt 
worden waren. Von Starnberg über Gilching-Argelsried 
nach Fürstenfeldbruck besteht beispielsweise auch 
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Gemeinde Langenbach 
 
G 2.1.1 sollte als Ziel festgelegt werden. 
 
 
 
 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
G 2.1.1 sollte dahingehend ergänzt werden, dass Trassen 
für künftig denkbare schienengebundene Tangenten 
freigehalten werden sollen. Trassenoptionen, 
insbesondere im Zusammenhang mit 
Überlegungen/Planungen einer Stadt-Umland-Bahn 
wurden bereits untersucht. Eine Neuauflage der Stadt-
Umland-Bahn-Untersuchungen aus den 90er Jahren ist 
zwingend geboten. 
 

bereits eine tangentiale landkreisüberschreitende 
Express-Bus-Verbindung. Freihaltetrassen für weitere 
Tangentialen (z.B. Fürstenfeldbruck – Fliegerhorst – 
Maisach; Fliegerhorst – Gernlinden; Fürstenfeldbruck – 
Olching – Dachau) sind bislang nicht im Regionalplan 
dargestellt und aufgrund des regionalplanerischen 
Maßstabs (1:100.000) schwer darstellbar, wobei i.d.R. 
auch mehrere Streckenvarianten denkbar sind. Auch 
sollte Karte 2 nicht überfrachtet werden und lesbar 
bleiben.  
 
Gemeinde Langenbach 
 
Da es hier um die allgemeine Weiterentwicklung der 
monozentrischen Verkehrsstruktur durch tangentiale 
Verbindungen geht und nicht um konkrete 
Einzelmaßnahmen, ist ein Grundsatz hier die 
angemessene Norm. 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Es wird auf die derzeit agierende Arbeitsgruppe aus 
Vertretern von PV, MVV und der Landkreise verwiesen, 
welche erfolgreich Express-Bus-Linien konzipiert. Hier 
könnte auch untersucht werden, ob und wenn ja, auf 
welchen Relationen wirtschaftlich vertretbar 
schienengebundene Verkehre realisiert werden können.   
     

G 2.1.2 Der Tarif in der Region München soll vereinfacht werden und 
überall in der Region gelten. Ein großräumiger Tarif soll 
angestrebt werden. 

 

Herr Stefan Baumgartner 
 
Ein mitunter diskutierter Entfernungstarif würde zu 
erheblicher Intransparenz bei Tageskarten und anderen 
Zeitkarten führen, ebenso eine entsprechend kleinteilige 
Zonen-/Waben-Aufteilung. 
 
Stadt Garching 
 
Der Tarifsprung zwischen Garching und Garching-
Forschungszentrum ist abzuschaffen. 
 
Landkreis Erding, Gemeinde Pastetten 
 
Die Einführung eines einheitlichen regionsweiten Tarifs 
darf nicht zu finanziellen Lasten einzelner Aufgabenträger 

Herr Stefan Baumgartner 
 
Die Schwierigkeit bei der Tarifgestaltung lässt sich 
vereinfacht so zusammenfassen: Je einfacher, desto 
ungerechter; je gerechter, desto komplizierter.  
 
 
Stadt Garching 
 
Ein einfacherer, großräumigerer Tarif beinhaltet, dass 
unangemessene Tarifsprünge vermieden werden. 
 
Landkreis Erding, Gemeinde Pastetten 
 
Es wird davon ausgegangen, dass ein einfacher, von 
allen Aufgabenträgern akzeptierter Tarif realisiert werden 
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im MVV gehen. 
 
Gemeinde Gräfelfing 
 
Tarifvereinfachung und Tarifausdehnung ist als Ziel 
festzulegen. 
 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
B III G 6.2 (E-Ticketing) soll hierher verschoben werden. 
 
 
 
 
Gemeinde Wörth, Gemeinde Walpertskirchen 
 
Eine Synchronisierung von Zonen- und Tarifsystemen 
des MVV und der DB wäre erstrebenswert, eine bessere 
Vernetzung der Fahrpläne von Bus und DB 
wünschenswert. 
 
 
Die Einführung eines einheitlichen, regionsweiten Tarifs 
im ÖPNV darf nicht zu finanziellen Lasten einzelner 
Aufgabenträger im MVV gehen. 
 

kann. 
 
 
Gemeinde Gräfelfing 
 
Die Tarifvereinfachung und insbesondere ein 
großräumiger Tarif sind eine sehr diffizile Angelegenheit 
und setzen das Einvernehmen aller MVV-Gesellschafter, 
beim großräumigen Tarif das Einvernehmen weiterer 
Aufgabenträger, voraus. Deshalb sollte insbesondere der 
großräumige Tarif angestrebt und nicht zwingend 
vorgegeben werden.  
 
Landeshauptstadt München 
 
Die erarbeitete und beschlossene Struktur des 
Fortschreibungs-Entwurfs  soll beibehalten werden. E-
Ticketing ist im Abschnitt „Verkehrsinfosysteme und 
Technologien“ gut aufgehoben. 
 
Gemeinde Wörth, Gemeinde Walpertskirchen 
 
Innerhalb des MVV-Gebietes verkehrt die DB zu MVV-
Tarifen. Eine bestmögliche Vernetzung der Fahrpläne 
von Bus und DB wäre nicht nur wünschenswert, sondern 
ist für ein attraktives ÖV-Angebot unerlässlich. 
 
Es wird davon ausgegangen, dass ein einfacher, von 
allen Aufgabenträgern akzeptierter Tarif realisiert werden 
kann. 
 
  

Z 2.1.3 Eine Express-S-Bahn zum Flughafen ist zu errichten. 
 

Gemeinde Ismaning 
 
Die Gemeinde muss mit einer Haltestelle an die Express-
S-Bahn angebunden werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 

Gemeinde Ismaning 
 
Mit Errichtung einer Express-S-Bahn (Express-
Verbindung) lässt sich die Fahrzeit vom Flughafen zum 
Hauptbahnhof auf ca. 25 Minuten verringern. Ob, und 
wenn ja, wo zwischen Ostbahnhof und Flughafen noch 
ein weiterer Halt realisiert werden soll, ist im Detail mit  
Freistaat, DB und MVV abzustimmen, wobei jeder 
zusätzliche Halt die Fahrzeit verlängert und den Vorteil 
einer Express-S-Bahn (Express-Verbindung) relativiert. 
Auch Unterföhring fordert einen Halt.  
 
Bayerische Eisenbahngesellschaft 
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Folgende Formulierung wird empfohlen: 
 
„Eine Express-S-Bahn ist mit folgenden 
Infrastrukturmaßnahmen anzustreben:  

- Ausbau der Strecke Hallbergmoos – Ismaning 
auf 160 km/h 

- Wendeanlage am Flughafen 
- Viergleisiger Ausbau Daglfing – 

Johanneskirchen.“ 
 
Gemeinde Unterföhring 
 
Die Gemeinde muss mit einer Haltestelle an die Express-
S-Bahn angebunden werden. 
 
 
 
 
 
 
 
MVV 
 
Statt „Express-S-Bahn“ sollte „Express-Verbindung“ 
formuliert werden. 
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Es sollte keine Vorfestlegung auf eine Express-S-Bahn 
erfolgen, da mit einem Flughafenexpresszug über eine 
neue Schnellfahrstrecke im Korridor der S 1-West sich die 
Fahrzeit ins Stadtzentrum weiter verringern ließe, von ca. 
25 Minuten auf unter 20 Minuten. 
 
 
 
 
 
 
 
Pro Bahn 
 
Die Bedeutung des Flughafens wird oft überschätzt. Es 
wäre sinnvoll, Z 2.1.3 zu streichen.   

 
Aus regionalplanerischer Sicht ist eine Express-S-Bahn 
(Express-Verbindung) zum Flughafen nicht anzustreben, 
sondern dringend erforderlich. 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung um die 
notwendigen Infrastrukturmaßnahmen zu ergänzen. 
 
 
 
 
Gemeinde Unterföhring 
 
Mit Errichtung einer Express-S-Bahn (Express-
Verbindung) lässt sich die Fahrzeit vom Flughafen zum 
Hauptbahnhof auf ca. 25 Minuten verringern. Ob, und 
wenn ja, wo zwischen Ostbahnhof und Flughafen noch 
ein weiterer Halt realisiert werden soll, ist im Detail mit  
Freistaat, DB und MVV abzustimmen, wobei jeder 
zusätzliche Halt die Fahrzeit verlängert und den Vorteil 
einer Express-S-Bahn (Express-Verbindung) relativiert. 
Auch Ismaning fordert einen Halt.  
 
MVV 
 
Es wird vorgeschlagen, „Express-Verbindung“ zu 
formulieren.  Es könnten beispielsweise auch 
Regionalzüge verkehren (160 km/h), statt S-Bahnen (140 
km/h). 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Es wird vorgeschlagen, „Express-Verbindung“ zu 
formulieren. Eine Strecken-Neuplanung im Westkorridor 
wird aber aktuell als weniger prioritär erachtet, da die 
Planungen auf der S 8 weiter gediehen und ein Ausbau 
der S 8 Teil des „Bahn-Knoten-Konzeptes“ des 
Freistaates Bayern ist. Aus hiesiger Sicht ist eine neue 
Schnellfahrstrecke im Westen eine längerfristige Option 
zur Verbindung des Knoten Pasing mit dem Flughafen. 
Priorität sollte zunächst die Ostanbindung haben zumal 
auch viele Fahrgäste Ziele im Münchner Osten haben 
bzw. von dort weiter verteilt werden können (z.B. zur 
Messe). 
 
Pro Bahn 
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Landkreis Fürstenfeldbruck 
 
Im Regionalplan sollte nachrichtlich eine ÖPNV-
Erschließung für die Nachnutzung des ehemaligen 
Fliegerhorstes aufgenommen werden.  
 
 
 
 
 
DB Immobilien 
 
Es ist erforderlich, über das S-Bahnsystem hinaus weitere 
Regionen um München herum zu erschließen. Mit einem 
„Überregionalem Flughafenexpress (ÜFEX) soll dem 
gemäß Vorstellung des Freistaates Rechnung getragen 
werden. Bei diesen Zügen handelte es sich um 
regionalverkehrstaugliche S-Bahnen.  
 
Landeshauptstadt München 
 
Ein neuer Grundsatz ist einzufügen: „Der bestehende ÖV-
Schienenverkehr (S- und U-Bahn) soll zur Sicherung des 
bestehenden Netzes ertüchtigt werden.“ 
 
Stadt Unterschleißheim, „NordAllianz“ 
 
Eine Express-S-Bahn ist nur unter der Maßgabe zu 
errichten, dass bestehende S-Bahn-Angebote nicht 
unterbrochen oder reduziert werden und ihr Betrieb keine 
nachteiligen Auswirkungen auf den S-Bahn-Betrieb auf 
der gewählten Trasse bringt. 
 
Gemeinde Eching 
 
Die Gemeinde stimmt nicht mit dem Ziel überein, eine 
Express-S-Bahn zum Flughafen zu errichten, wenn diese 
an den bestehenden Haltepunkten vorbeifährt. Ziel muss 
es sein, die Bürger in einem geringen Takt zu ihrem Ziel 

 
Es kann aber nicht geleugnet werden, dass im Erdinger 
Moos einer der größten Flughäfen Europas mit über 40 
Mio. Fluggästen und 35.000 Beschäftigten steht und 
dass es ein vordringliches regionales Anliegen ist, dass 
möglichst viel Flughafen-Quell-/Zielverkehr im 
öffentlichen Verkehr abgewickelt wird. Dies setzt eine 
schnelle, attraktive Verbindung voraus. 
 
Landkreis Fürstenfeldbruck 
 
Die ÖPNV-Erschließung des ehemaligen Fliegerhorstes 
entspricht B II Z 3.1 des Fortschreibungsentwurfs und 
wird begrüßt. Ein entsprechendes Ziel im Regionalplan, 
welches den Landkreis bindet, bzw. ein Grundsatz als 
Abwägungsdirektive für den Landkreis ist hier nicht 
erforderlich. In Karte 2 des Regionalplans sind keine 
Busanbindungen dargestellt. 
 
DB Immobilien 
 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung entsprechend zu 
ergänzen. 
 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Dem trägt A I G 1.4 bereits Rechnung. 
 
 
 
Stadt Unterschleißheim, „NordAllianz“ 
 
Die Ziele und Grundsätze des regionalen 
Verkehrskonzeptes dienen einem verbesserten ÖV-
Angebot und nicht dazu, eine Verbesserung durch eine 
Verschlechterung an anderer Stelle zu erkaufen.  
 
 
Gemeinde Eching 
 
Eine schnelle ÖPNV-Anbindung des Flughafens ist 
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zu bringen. Erstrebenswert sind hier auch Expresslinien.  
 
 
 
Gemeinde Hallbergmoos 
 
Hier muss das vorrangige Ziel sein, diese über den 
Münchner Osten, also die Linie S 8 aufzubauen. 
 
 
Gemeinde Berglern 
 
Aus systematischen Gründen gehört die Errichtung einer 
Express-S-Bahn unter Ziffer 2.3 S-Bahn-Verkehr. 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Das Fahrgastaufkommen zum Flughafen rechtfertigt 
keine bevorzugte Behandlung der dorthin führenden 
Strecken. 
 

unabdingbar. Realisiert wird eine Express-Verbindung 
wohl zunächst auf der S 8, deren Ausbau Teil des „Bahn-
Knoten-Konzeptes“ des Freistaates Bayern ist. Darüber 
hinaus ist es Ziel des Regionalplans das S-Bahn-Netz so 
zu ertüchtigen, dass auf allen Linien ein attraktiver Takt 
gefahren werden kann (vgl. Z 2.3.2). 
 
Gemeinde Hallbergmoos 
 
Eine Express-Verbindung zum Flughafen wird wohl 
zunächst auf der S 8 realisiert, deren Ausbau Teil des 
„Bahn-Knoten-Konzeptes“ des Freistaates Bayern ist.  
 
Gemeinde Berglern 
 
Es wird vorgeschlagen, „Express-Verbindung“ zu 
formulieren. Es könnten auch Regionalzüge verkehren, 
statt S-Bahnen. Die Systematik stimmt so. 
 
Bund Naturschutz 
 
Fehlende Express-Verbindung, fehlende Fernbahn-
Anbindung, fehlender Ringschluss lassen nicht von einer 
bevorzugten Behandlung sprechen. Fakt ist, in der 
Region München gibt es einen Verkehrsflughafen mit 
über 40 Millionen Fluggästen im Jahr. Da sollte es ein 
großes regionales Anliegen sein, dass möglichst viele 
vom/zum Flughafen öffentliche Verkehrsmittel benutzen. 
 

2.2 Schienengebundener Regional- und Fernverkehr 
 
Z 2.2.1 Die Magistrale Paris, München, Salzburg, Wien, Budapest muss 

leistungsfähig ausgebaut werden, insbesondere im Abschnitt 
München – Mühldorf – Freilassing. 

 

Landratsamt Freising, Stadt Moosburg a.d. Isar 
 
Der Ausbau der Bahnlinie München – Passau soll 
zusätzlich aufgenommen werden. 
 
 
 
 
 
 
Landkreis Landsberg am Lech, Pro Bahn 
 
Das ursprüngliche Ziel 2.2.2, welches u.a. fordert, dass 
der Bahnbetrieb auf der Strecke Landsberg – Schongau 
wieder aufgenommen werden soll, ist weiter festzulegen. 
Die Wiederaufnahme des Betriebs ist erforderlich, um den 

Landratsamt Freising, Stadt Moosburg a.d. Isar 
 
Der Ausbau der Strecke München – Passau ist  
insbesondere im eingleisigen Abschnitt Landshut – 
Plattling für eine bessere Anbindung der Region 
München erforderlich.  Es wird ein neuer Grundsatz G 
2.2.8 vorgeschlagen: 
„Die Strecke München – Passau soll mehrgleisig 
ausgebaut werden.“ 
 
Landkreis Landsberg am Lech, Pro Bahn 
 
Es wird vorgeschlagen, ein entsprechendes Ziel als Z 
2.2.7 zu ergänzen. Z 2.2.7 wird  dann zu Z 2.2.9. 
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südwestlichen Teil des Landkreises an das Mittelzentrum 
Landsberg und darüber hinaus an die 
Hauptverkehrsstrecke München – Buchloe anzubinden. 
 
Pro Bahn 
 
Es wird gebeten, als neues Ziel festzuschreiben, dass 
auch ausreichend Kapazitätsreserven an den Bahnhöfen 
und Haltepunkten und deren Vorfeld geschaffen und 
erhalten werden. 
 
Pro Bahn 
 
Es soll als neues Ziel die Möglichkeit einer 
Kapazitätserhöhung der Fernbahn zwischen München-
Pasing und Olching offen gehalten werden. 
 
Gemeinde Wörth, Gemeinde Walpertskirchen 
 
Es ist essentiell, dass die Belange der Kommunen 
entlang der Ausbaustrecke berücksichtigt werden und 
sich die finanziellen, verkehrlichen und 
immissionstechnischen Belastungen in einem erträglichen 
Rahmen bewegen. Bei einzelnen Bahnkreuzungspunkten 
müssen Individuallösungen durchsetzbar sein. 
 

 
 
 
 
Pro Bahn 
 
Für ein neues Ziel ist dies zu unbestimmt. An welchen 
Bahnhöfen und Haltepunkten sind Kapazitätsreserven für 
was zu erhalten und zu schaffen. Auf welchen Vorfeldern 
soll was erhalten und geschaffen werden? 
 
Pro Bahn 
  
Als neues Ziel ist die Möglichkeit der Offenhaltung zu 
unbestimmt. Auch ein entsprechender Grundsatz wäre 
sehr vage.  
 
Gemeinde Wörth, Gemeinde Walpertskirchen 
 
Es wird davon ausgegangen, dass es zu abgestimmten, 
für die Kommunen akzeptablen Lösungen kommt.  

Z 2.2.2 Der Flughafen München muss an den Regional- und Fernverkehr 
sowie an den schienengebundenen Güterverkehr durch den Bau 
der Walpertskirchener Spange mit Anschluss an die Strecke 
München - Mühldorf angebunden werden. 

 

Gemeinde Bockhorn 
 
Die Walpertskirchener Spange wird auf der derzeit 
geplanten Trasse aus folgenden Gründen abgelehnt: 
Biotopflächen werden zerstört, die Hochwassergefahr 
verschärft sich, landwirtschaftliche Flächen werden 
zerstört und das Gemeindegebiet wird zerschnitten. 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Güterverkehr sollte gestrichen werden, da die 
erforderlichen Tunnelstrecken in der Stadt Erding und im 
Flughafenbereich, mit hohem Fahrgastaufkommen, nicht 
für Gefahrguttransporte (Kerosin) geeignet sind. 
 
Flughafen München 
 
Es sollte ein Ziel festgelegt werden, dass auch es auch 
einer Ertüchtigung der westlichen Zulaufstrecken zum 

Gemeinde Bockhorn 
 
Zur Anbindung des Fernverkehrs aus dem Osten an den 
Flughafen ist die Walpertskirchener Spange  ein ganz 
wichtiger Baustein des regionalen Verkehrskonzeptes. 
Es wird davon ausgegangen, dass die Detailplanung mit 
der Gemeinde Bockhorn abgestimmt wird. 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Es wäre verkehrlich widersinnig, Güterverkehr 
kategorisch auszuschließen. Ob Gefahrgut transportiert 
werden muss, ist eine andere Frage. 
 
 
Flughafen München 
 
In Z 2.2.7 (neu Z 2.2.8) ist die Flughafenanbindung aus 
dem Westen bereits artikuliert. 
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Flughafen bedarf. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Statt „Regional- und Fernverkehr“ ist „Regionalzugverkehr 
und flughafenbezogener Schienenpersonenfernverkehr“ 
zu schreiben.  
 

 
 
Landeshauptstadt München 
 
Da die Überschrift „Schienengebundener Regional- und 
Fernverkehr“ lautet, reicht die Bezeichnung „Regional- 
und Fernverkehr“. 

G 2.2.3 Die Strecke Tutzing – Garmisch-Partenkirchen soll mehrgleisig 
ausgebaut werden. 

 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Ein durchgehender  mehrgleisiger Ausbau ist auch 
langfristig nicht finanzierbar. Das heutige 
Betriebsprogramm genügt nicht den verkehrlichen 
Anforderungen, die Streckenkapazitäten sind nicht 
ausreichend. Es sollte deshalb die Formulierung 
„abschnittsweise mehrgleisig ausgebaut“ getroffen 
werden.  
 
 
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Die Strecke Tutzing – Garmisch-Partenkirchen soll 
durchgehend zweigleisig ausgebaut werden, die Strecke 
Geltendorf – Weilheim elektrifiziert und abschnittsweise 
um ein zweites Streckengleis erweitert werden sowie 
perspektivisch ein Wettersteinbasistunnel Garmisch-
Partenkirchen – Telfs (AUT) geprüft werden. 
Mit dem Ausbau Geltendorf – Garmisch werden 
durchgehend elektrisch geführte Reise- und Güterzüge 
zwischen Werdenfels und Augsbuirg möglich. Der 
Wettersteinbasistunnel entlastet das Unterinntal und 
verbessert die Anbindung des Werdenfels an Innsbruck. 
 
Pro Bahn 
 
Aufgrund der Erfahrungen mit dem 
Untersagungsverfahren zum Abbau von 
Kreuzungsbahnhöfen sollte die Strecke präziser 
beschrieben werden mit „Strecke Tutzing – Garmisch 
Partenkirchen – Landesgrenze“. Außerdem wird gebeten, 
statt „mehrgleisigen Ausbau“ zu schreiben 
„Ausbaumaßnahmen zur Erhöhung der Kapazität und 
Betriebsqualität“, sonst wird das Entfernen von Weichen 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Nur eine attraktive und schnelle Zugverbindung München 
– Garmisch schafft eine wirkliche Alternative zur Straße, 
um die insbesondere an Wochenenden oft überlastete 
Autobahn zu entlasten. Die Ziele und Grundsätze des 
Regionalplans stehen (leider) alle unter einem 
Finanzierungsvorbehalt. Auch ist diese 
regionalplanerisch wichtige Infrastrukturmaßnahme („das 
heutige Betriebsprogramm genügt nicht den 
verkehrlichen Anforderungen“) als Grundsatz formuliert.  
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Planinhalt und Planungsgebiet des Regionalplans 
München ist die Region München und die dort 
bestehenden Herausforderungen. Es ist weder Aufgabe, 
noch liegt es in der Kompetenz des RPV München, sich 
um die Verbindung Werdenfels – Augsburg oder 
Werdenfels – Innsbruck oder die Entlastung des 
Unterinntals zu kümmern.  
 
 
 
 
 
 
Pro Bahn 
 
Der Region München liegt ein mehrgleisiger Ausbau 
Tutzing – Garmisch-Partenkirchen und damit die bessere 
Anbindung eines beliebten Naherholungsgebietes am 
Herzen. Die Landesgrenze ist da von geringerem 
Interesse. Eine Erhöhung der Kapazität und der 
Betriebsqualität setzt den mehrgleisigen Ausbau voraus. 
Abbaumaßnahmen stehen dem genauso entgegen, wie 
der Erhöhung der Kapazität und der Betriebsqualität. Es 
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als erster Schritt zu einem zweigleisigen Ausbau verkauft. 
  

ergäbe sich somit kein Mehrwert. 
 
 

Z 2.2.4 Die Strecke Grafing-Bahnhof – Wasserburg ist auszubauen. 
 

Stadt Ebersberg 
 
Sollte ein durchgehend zweigleisiger Ausbau zwischen 
Grafing und Ebersberg nicht möglich sein, so sollte 
versucht werden, zumindest ein Ausweichgleis zu 
realisieren, um eine höhere Taktung zu ermöglichen. 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Die Strecke Grafing-Bahnhof – Wasserburg ist nicht nur 
auszubauen, sondern auch zu elektrifizieren und 
abschnittsweise mit einem zweiten Streckengleis zu 
erweitern, um die zu reaktivierende Altstadtstrecke nach 
Wasserburg Stadt zu ergänzen sowie die Regionalzüge 
dieser Strecke mindestens im Stundentakt nach München 
zusätzlich zur S-Bahn durchzubinden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass entgegen der 
Begründung die Bahnlinie Grafing-Bahnhof – Wasserburg 
Bahnhof nie stillgelegt war. 
 
Pro Bahn 
 
Die Strecke Grafing Bahnhof – Wasserburg war nie 
stillgelegt. Auf der Strecke Wasserburg Bahnhof – 
Wasserburg Stadt ignoriert die DB rechtswidrig ihre 
Betriebspflicht. Die Erwähnung der positiven 
verkehrlichen Wirkungen der Wiederaufnahme des 
Betriebs nach Wasserburg Stadt würde ausdrücklich 
begrüßt.  
 

Stadt Ebersberg 
 
Es wird vorgeschlagen, den zweigleisigen Ausbau 
Grafing – Ebersberg in der Begründung zu ergänzen. 
Siehe auch Z 2.3.3; 
 
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung entsprechend zu 
ergänzen. Das Ausbauziel Z 2.2.4 wird damit umfassend 
erläutert. Siehe auch Z 2.3.3; 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Pro Bahn 
 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung entsprechend zu 
modifizieren. Siehe auch Z 2.3.3; 
 
 
 
 
Anm.: Da der Abschnitt nach Tulling bis Wasserburg 
außerhalb der Region liegt, wird folgende Zielfassung 
vorgeschlagen: „ Die Strecke Grafing-Bahnhof – Tulling (- 
Wasserburg) ist auszubauen.“ 
  

G 2.2.5 Die Verbindung Freising / München bis Zürich soll ausgebaut 
werden. 

 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Für eine Verbindung von Freising nach Zürich ist kein 
ausreichender verkehrlicher Bedarf erkennbar. 
Folgende Formulierung wird empfohlen: 
 
„Die Verbindung von München nach Zürich soll 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Mit der Pasinger Kurve lässt sich auch der Großraum 
Zürich an den Flughafen München anbinden. 
Flugverbindungen Zürich – München könnten eingespart 
werden.  
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ausgebaut werden.“ 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Die Verbindung Freising/München bis Zürich soll 
zusätzlich auch über Kempten elektrifiziert und ausgebaut 
werden.  
Damit würden die touristisch wichtigen Allgäuer Alpen 
angebunden. Ein Stundentakt der Fernzüge München – 
Zürich kann dann mit alternierender Bedienung über 
Memmingen und Kempten erreicht werden. 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Es wird vorgeschlagen G 2.2.5 als Ziel zu formulieren: 
Die Verbindung Freising/München bis Zürich wird 
ausgebaut. Separate Gleise für den Nah- und 
Fernverkehr sind zu errichten.“ 
 
Landeshauptstadt München 
 
Statt: „Die Verbindung Freising/München bis Zürich soll 
ausgebaut werden.“  soll formuliert werden: „Die 
Verbindung aus der Region München nach Zürich soll 
ausgebaut werden.“  
 
 
 
Stadt Unterschleißheim, Gemeinde Oberschleißheim, 
Gemeinde Eching, Gemeinde Neufahrn, „NordAllianz“ 
 
Ein Ausbau dieser Verbindung wird abgelehnt, wenn 
dieser Ausbau nicht mit dem vom Bund angekündigten 
Lärm-Sanierungsprogramm einhergeht und nachteilige 
Auswirkungen auf den S-Bahnbetrieb hat. 
 
 

 
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Es wäre schön, wenn endlich die direktere Verbindung 
über Memmingen ausgebaut und elektrifiziert würde und 
endlich eine angemessene Verbindung nach Zürich 
bestünde, dann könnte zweitens die Elektrifizierung nach 
Kempten in Angriff genommen werden. 
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Es wird vorgeschlagen, G 2.2.5 als Ziel festzulegen: „Die 
Verbindung Freising/München – Kaufering (- Zürich) ist 
auszubauen“. Hierbei stehen die Elektrifizierung und die 
Nutzbarmachung für Züge mit Neigetechnik im 
Vordergrund. 
 
Landeshautstadt München 
 
Mit der Pasinger Kurve lässt sich auch der Großraum 
Zürich an den Flughafen München anbinden. 
Mit der oben vorgeschlagenen Formulierung  wird 
verdeutlicht, dass die gesamte Strecke elektrifiziert 
werden soll, jedoch der Streckenabschnitt nach 
Kaufering bis Zürich außerhalb der Region liegt. 
 
Stadt Unterschleißheim, Gemeinde Oberschleißheim, 
Gemeinde Eching, Gemeinde Neufahrn, 
„NordAllianz“ 
 
Ein Ausbau zu Lasten der Bevölkerung der genannten 
Kommunen bzw. des verkehrlichen Angebotes in den 
genannten Kommunen wäre nicht im Sinne des 
Regionalplans und würde entschieden abgelehnt. 
Es wird vorgeschlagen, B III G 1.1 um den vorbeugenden 
Lärmschutz zu ergänzen. 
 

Z 2.2.6 Eine direkte Bahnverbindung zwischen der Westseite des 
Ammersees und der Landeshauptstadt München ist herzustellen. 

 

Pro Bahn 
 
Die Ammerseebahn ist zusammen mit anderen Aspekten, 
wie der Anbindung in die Kreisstadt Landsberg, einem 
Betriebskonzept für die Strecke nach Augsburg etc. zu 

Pro Bahn 
 
Der Ammersee ist ein wichtiges Naherholungsgebiet in 
der Region. Eine attraktive direkte Schienenverbindung 
ist ein wichtiger Baustein zur Verkehrsverlagerung vom 
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betrachten. 
 

MIV auf den ÖV.   

Z 2.2.7 Durch eine durchgehende Tangente (Pasinger Kurve) ist eine 
Verknüpfung von Augsburg mit dem Flughafen zu ermöglichen. 

 

Herr Stefan Baumgartner 
 
Dies ermöglicht auch eine Expressverbindung vom 
Umsteigeknoten München-Pasing zum Flughafen sowie 
ggf. eine Weiterführung bis Erding und Mühldorf. 
 
Es soll ein neues Ziel festgelegt werden, dass zwischen 
München-Neulustheim und den Abzweigstellen Neufahrn 
zwei zusätzliche Gleise entlang der A 92 mit Anbindung 
an den Güternordring zu errichten sind. Mit Realisierung 
dieser Schnellfahrstrecke und Anbindung an die Pasinger 
Kurve würden auf der Bestandsstrecke nur noch die S-
Bahnen und lokaler Güterverkehr verbleiben. Zwischen 
München und Neufahrn wäre ein 10-Minuten-Takt 
realisierbar.  
 
Ein weiteres Ziel soll zwischen Riem West und Markt 
Schwaben zwei zusätzliche Gleise an der A 94 mit 
Anbindung an den Güter-Nordring vorsehen. Dies würde 
auch hier eine Entflechtung der Verkehre ermöglichen. 
 
Pro Bahn 
 
Der Regionalbahnhof Poccistraße  ist zu fordern. 
Sinnvollerweise so, dass ein Ausbau auf 4 
Bahnsteigkanten möglich bleibt. 
 
Stadt Unterschleißheim, Gemeinde Oberschleißheim, 
Gemeinde Eching, Gemeinde Neufahrn, „NordAllianz“ 
 
Ein entsprechendes Angebot auf dieser Strecke wird nur 
mitgetragen, wenn es mit dem vom Bund angekündigten 
Lärm-Sanierungsprogramm einhergeht und nachteilige 
Auswirkungen auf den S-Bahnbetrieb unterbleiben. 
 

Herr Stefan Baumgartner 
 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung entsprechend  
zu ergänzen. 
 
 
Eine Neubaustrecke entlang der A 92 erscheint aktuell 
wenig wahrscheinlich. 
 
 
 
 
 
 
 
Der viergleisige Ausbau zwischen Berg am Laim und 
Markt Schwaben ist für die Region essentiell und in der 
Begründung genannt. Eine Neubaustrecke entlang der A 
94 erscheint weniger wahrscheinlich. 
 
Pro Bahn 
 
Es wird vorgeschlagen, ein neues Ziel Z 2.2.10 zu 
formulieren: „Ein Regionalbahnhof Poccistraße ist zu 
realisieren.“ 
 
Stadt Unterschleißheim, Gemeinde Oberschleißheim, 
Gemeinde Eching, Gemeinde Neufahrn, 
„NordAllianz“ 
 
Ein verbessertes Angebot für Augsburg zu Lasten der  
Bevölkerung in den genannten Kommunen und des 
verkehrlichen Angebotes in den genannten Kommunen 
wäre nicht im Sinne des Regionalplans und würde 
entschieden abgelehnt. Es wird vorgeschlagen, B III G 
1.1 um den vorbeugenden Lärmschutz zu ergänzen. 
 

2.3 S-Bahn-Verkehr 
 
Z 2.3.1 Die Kapazität der Stammstrecke zwischen Pasing und 

Ostbahnhof muss erhöht werden. Dazu ist ein zweiter Tunnel zu 
realisieren und die Verknüpfung mit dem S- und U-Bahn-Netz zu 
verbessern. Die zweite S-Bahn-Stammstrecke muss auch 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Folgende Formulierung von Satz 3 wird empfohlen: 
 
„Die zweite Stammstrecke muss auch „über den heutigen 
MVV-Raum hinausgehende Express-S-Bahnen“ 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Es wird vorgeschlagen, das Ziel zu ergänzen. Jedoch  ist 
es wichtig, dass auch Regionalzüge den Tunnel nutzen 
dürfen. Satz 3 soll folgende Fassung erhalten: 
„Die zweite Stammstrecke muss auch Regionalzüge und 
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Regionalzüge integrieren. 
 

integrieren.“ 
 
 
 
 
MVV, Landeshauptstadt München 
 
Es wird gebeten, den Begriff „zweite S-Bahn-
Stammstrecke“ durch „zweite Stammstrecke“ zu ersetzen. 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Das Projekt „2. S-Bahn-Tunnel“ verschlechtert im Bereich 
der Stammstrecke die Umsteigesituation zur U-Bahn 
gegenüber der bestehenden Stammstrecke. Das 
bisherige Projektvorhaben muss überprüft und neu 
bewertet werden. Eine Erhöhung der Leistungsfähigkeit 
der bestehenden Stammstrecke auf bis zu 36 S-Bahnen 
pro Stunde und Richtung ist sehr wohl möglich. Eine 
Einführung von Regionalzügen in einen innerstädtischen 
S-Bahn-Tunnel würde zu einer erheblichen 
Störanfälligkeit im S-Bahn- und im Regionalzugnetz 
führen.   
 
Pro Bahn 
 
Der zweite S-Bahn-Tunnel fördert die Zentralisierung der 
Region. Die Sätze 2 und 3 sind zu streichen bzw. durch 
folgende Sätze zu ersetzen: Die Finanzierung des seit 
2001 geplanten zweiten Tunnels muss endlich in 2016, 
spätestens in 2017 durch verbindliche Zusagen aller 
Beteiligten geklärt werden. Kostensteigerungen in der 
Bauphase sind durch verbindliche Festpreisangebote der 
Baufirmen einzuhalten. Weitere Zeitverzögerungen sind 
nicht mehr akzeptabel.“ 
 
Gemeinde Ottobrunn, Herr Gränzer 
 
Es sollte hier auch die Alternative zum zweiten Tunnel, 
nämlich der Ausbau des Süd- und ggf. des Nordringes 
genannt werden, damit auch bei einer Entscheidung 
gegen den zweiten Tunnel eine Lösung angeboten wird. 
 
 
 

über den heutigen MVV-Raum hinausgehende Express-
S-Bahnen bzw. regionalverkehrstaugliche S-Bahnen 
integrieren.“ 
 
MVV, Landeshauptstadt München 
 
Es wird vorgeschlagen, der Bitte nachzukommen. 
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Der zweite Stammstrecken-Tunnel ist alternativlos und 
schnellstmöglich zu realisieren. Schon jetzt sind 
Störungen und „Verzögerungen im Betriebsablauf“ im 
Berufsverkehr nicht die Ausnahme, sondern eher die 
Regel. Wie lange und wie oft soll noch geprüft, 
untersucht und bewertet werden? Wie lange sollen die 
Fahrgäste diese kaum mehr vermittelbare Situation noch 
ertragen?  
 
 
 
 
Pro Bahn 
 
Der zweite Tunnel ist hinreichend geprüft, untersucht und 
bewertet. Der zweite Stammstrecken-Tunnel ist 
alternativlos und schnellstmöglich zu realisieren. Diese 
Regionalplan-Fortschreibung tritt frühestens Ende 2017 
in Kraft. Finanzierungsklärungen und –zusagen für 2016 
und/oder 2017 verbindlich im Regionalplan festzulegen 
machen absolut keinen Sinn. 
 
 
Gemeinde Ottobrunn, Herr Gränzer 
 
Der zweite Tunnel ist hinreichend geprüft, untersucht und 
bewertet. Der zweite Stammstrecken-Tunnel ist 
alternativlos und schnellstmöglich zu realisieren. Der 
Südring und der Nordring sind in G 2.3.4 genannt. Diese 
sind in Ergänzung zur zweiten Stammstrecke und nicht 
als Alternative zu sehen. 
 
DB Immobilien 
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DB Immobilien 
 
Die 2. S-Bahn Stammstrecke ist entsprechend der 
Bestellung des Freistaates Bayern als S-Bahntunnel/S-
Bahnstrecke geplant. 
 
Bund Naturschutz 
 
Innenentwicklung, ÖPNV-Nachholbedarf, 
Verbesserungen beim Umweltverbund sowie logistische 
Verbesserungen werden konterkariert durch die zweite 
Stammstrecke und zahlreiche im 
Bundesverkehrswegeplan enthaltenen Straßen-
Ausbauplanungen.  
 

Die zweite Stammstrecke erfüllt ihre volle verkehrliche 
Wirksamkeit erst, wenn auch Regionalzüge integriert 
werden. 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Aus regionalplanerischer Sicht ist die zweite 
Stammstrecke alternativlos. Es wird davon ausgegangen, 
dass sich der Bund Naturschutz zum 
Bundesverkehrswegeplan gesondert eingebracht hat und 
einbringen wird. 
 

Z 2.3.2 Das gesamte S-Bahn-Netz ist darüber hinaus so zu ertüchtigen, 
dass alle S-Bahnlinien zusammen mit möglichen Express-S-
Bahnen mindestens sechs Fahrten je Stunde aufweisen. 

 

Gemeinde Aying 
 
Eine Taktverdichtung auf der S 7 Ost erfordert den 2-
gleisigen Ausbau der S 7 Ost. 
 
 
 
 
Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Folgende Formulierung wird empfohlen: 
 
„…mindestens “tagsüber werktags im stadtnahen 
Bereich“ sechs Fahrten je Stunde aufweisen.“ 
 
Stadt Fürstenfeldbruck, Gemeinde Eichenau 
 
Der für die Taktverdichtung erforderliche viergleisige 
Ausbau der S 4 ist in das Ziel aufzunehmen.   
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Unterföhring 
 
Eine Taktverdichtung auf der S 8 wird dringend gefordert. 
 
 

Gemeinde Aying 
 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung zu ergänzen. 
Vor dem letzten Satz soll eingefügt werden: „Die S 7 Ost 
soll zwischen Giesing und Kreuzstraße zumindest 
abschnittsweise zweigleisig ausgebaut werden. Gleiches 
gilt für die S 2 Ost zwischen Markt Schwaben und 
Erding.“ 
 
Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Im Hinblick auf den deutlichen Verkehrszuwachs auch 
auf den Außenästen und der Bedeutung attraktiver ÖV-
Verbindungen an Wochenenden soll an der Formulierung 
festgehalten werden. 
 
Stadt Fürstenfeldbruck, Gemeinde Eichenau 
 
Das Ziel ist bewusst allgemeingültig formuliert. Aufgrund 
des Bestrebens, einen möglichst schlanken, lesbaren 
Regionalplan zu schaffen, wurde hier auf die Nennung 
der einzelnen noch erforderlichen Ausbaumaßnahmen 
verzichtet. Die besondere Dringlichkeit des Ausbaus der 
S 4 wird aber durch die explizite Nennung in der 
Begründung deutlich. 
 
Gemeinde Unterföhring 
 
Auch hierzu bedarf es der zweiten Stammstrecke. Die 
Nennung einzelner S-Bahn-Äste im Hinblick auf  
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MVV 
 
Dieses Ziel ist missverständlich, da alle S-Bahn-Linien 
zusammen schon heute deutlich mehr als sechs Fahrten 
je Stunde aufweisen. Grundsätzlich sollten sich 
Infrastruktur und Betrieb an der verkehrlichen 
Notwendigkeit orientieren.  
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Es ist zu ergänzen, dass das mit Stand 2016 vorhandene 
Bedienungsangebot an jeder einzelnen Station 
mindestens beibehalten wird. 
Ein Regionalplan mit der Zielsetzung 
Kapazitätssteigerung muss sich auf die Außenäste 
fokussieren. Hier gibt es in den Hauptverkehrszeiten 
Engpässe. 
Eine Vorfestlegung auf Express-S-Bahnen entspricht 
nicht den Verkehrsbedürfnissen. 
 
 
 
Pro Bahn 
 
Wichtiger als theoretisch mögliche Fahrtenzahlen ist das 
tatsächliche Angebot. Es wird daher als Formulierung 
vorgeschlagen: 
„An allen S-Bahn-Stationen im MVV-Innenraum und auf 
entsprechend belasteten Linien im Außenbereich sind 
mindestens 6 Abfahrten je Stunde und Richtung im 
Berufsverkehr anzustreben. 
 
Markt Markt Indersdorf 
 
Der Takt auf der Linie 5502 ist zu verkürzen mit mehr 
Direktverbindungen nach München.  
 
Gemeinde Aschheim 
 
Der vierspurige Ausbau der S-Bahnlinie 2 zwischen 
München-Riem und Markt Schwaben ist noch deutlicher 

Taktverbesserungen erübrigt sich, da das gesamte S-
Bahn-Netz für einen kundenfreundlichen Takt auf allen 
Linien zu ertüchtigen ist. 
 
MVV 
 
Aber nicht alle S-Bahn-Linien weisen sechs Fahrten je 
Stunde und Richtung auf. Dies ist das 
regionalplanerische Endziel. Es wird vorgeschlagen, dies 
im Ziel zu präzisieren („je Richtung und Stunde“).  
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Die Beibehaltung des Status Quo ist eine wenig 
optimistische Zielsetzung. 
 
Kapazitätsgrenzen in der Hauptverkehrszeit gibt es nicht 
nur an den Außenästen, sondern im gesamten Netz – 
auch auf der Stammstrecke. Kleinste Störungen führen 
zum  Kollaps.  
Express-S-Bahnen mit Umsteigemöglichkeiten zu 
Regionalzügen tragen den zunehmenden 
Verflechtungen, auch über die Regionsgrenzen hinaus, 
Rechnung und würden die regionale Verkehrssituation 
deutlich verbessern. 
 
Pro Bahn 
 
Der Formulierungsvorschlag bleibt hinter Z 2.3.2 zurück 
und fokussiert auf den Berufsverkehr. „Entsprechend 
belastete Linien im Außenbereich“ ist zu unbestimmt. 
 
 
 
 
 
Markt Markt Indersdorf 
 
Genau dies ist Zielsetzung von Z 2.3.2. 
 
 
Gemeinde Aschheim 
 
Der vierspurige Ausbau ist als besonders wichtige 
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im Regionalplan hervorzuheben. 
 
Gemeinde Ottobrunn, Herr Gränzer 
 
Es ist zu klären, ob dies sechs Fahrten je Stunde und 
Richtung bedeutet. 
Es ist zu ergänzen, dass der zweigleisige Ausbau zu 
forcieren ist. (z.B. S 7 Ost). Auch bei der S-Bahn sollten 
die einzelnen Streckenausbaumaßnahmen genannt 
werden. 
 
 
 
 
 
 
Nur Gemeinde Ottobrunn 
Es ist zu ergänzen, dass die Höhenfreimachung durch die 
Gemeinde Ottobrunn nicht mitfanziert werden kann. 
 
 
 
 
 
 
DB Immobilien 
 
Neben der zweiten Stammstrecke finden sich derzeit 
folgende S-Bahn-Ausbauprojekte in Planung: 

 Verlängerung der S 7 nach Geretsried 

 Mehrgleisiger Ausbau S 4 Pasing – Eichenau 

 Mehrgleisiger Ausbau Sendlinger Spange 

 Ausbau Johanneskirchen – Daglfing 

 Regionalzughalt Poccistraße 

 Erdinger Ringschluss / Neufahrner Kurve 
 
Gemeinde Eching, Gemeinde Neufahrn, „NordAllianz“ 
 
Für die Gemeinde Eching ist es erforderlich, die 
Planungen für einen S-Bahn-Haltepunkt im 
Gewerbegebiet Eching/Neufahrn wieder aufzunehmen. 
Der Halt ist im Regionalplan darzustellen. Mit der 
Errichtung der Bahnbrücke ist die Gemeinde bereits in 
Vorleistung getreten. 
 

Maßnahme in der Begründung Zu Z 2.3.2 genannt. 
 
 
Gemeinde Ottobrunn, Herr Gränzer 
 
Gemeint ist, sechs Fahrten je Stunde und Richtung als 
Endziel. Es wird vorgeschlagen, dies im Ziel zu 
präzisieren („je Richtung und Stunde“).  
Es gibt eingleisige Streckenabschnitte und es gibt bereits 
viergleisig ausgebaute Streckenabschnitte. Die Nennung 
aller Ertüchtigungsmaßnahmen des S-Bahn-Netzes 
würde den Regionalplan unnötig aufblähen. Es wird 
vorgeschlagen, die Begründung zu ergänzen. Vor dem 
letzten Satz soll eingefügt werden: „Die S 7 Ost soll 
zwischen Giesing und Kreuzstraße zumindest 
abschnittsweise zweigleisig ausgebaut werden.Gleiches 
gilt für die S 2 Ost zwischen Markt Schwaben und 
Erding.“  Damit sind besonders bedeutende 
Ausbaumaßnahmen genannt. Wer, welche Maßnahmen 
finanziert, zu welchen Anteilen finanziert oder nicht 
finanziert, wird im Regionalplan nicht festgelegt. Es wird 
in diesem Zusammenhang aber daran erinnert, dass die 
in Z 2.4.2 genannte U 5-Verlängerung nach Ottobrunn 
ohne Mitfinanzierung durch die Gemeinde Ottobrunn 
wohl keine Realisierungschancen hätte. 
 
DB Immobilien 
 
Der RPV hält weitere Maßnahmen für erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Eching, Gemeinde Neufahrn, 
„NordAllianz“ 
 
Es wird vorgeschlagen, den geplanten Haltepunkt im 
Gewerbegebiet Eching/Neufahrn in Karte 2 darzustellen. 
Hierzu bedarf es einer Zielergänzung von Z 2.3.3: „In 
Abstimmung mit der Siedlungsentwicklung sowie 
aufgrund verkehrlicher Erfordernisse sind weitere S-
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Gemeinde Wörth 
 
Auf zügigen Vollzug wird gedrängt. Besonderes 
Augenmerk ist auf barrierefreie Zugänge und S-Bahn-
Langzüge bis Erding zu legen.  
 
Stadt Unterschleißheim, Gemeinde Oberschleißheim, 
Gemeinde Eching, Gemeinde Neufahrn, „NordAllianz“  
 
Die Verdichtung der Taktfrequenz für die S-Bahn ist unter 
der Maßgabe einer Lärmsanierung der jeweiligen 
Streckenabschnitte umzusetzen. 
 
 
Gemeinde Oberschleißheim, „NordAllianz“ 
 
Die Gemeinde Oberschleißheim bittet um Aufnahme 
eines zweiten S-Bahn-Haltepunktes. Die Neuerrichtung 
eines zweiten Haltepunktes ist Gegenstand einer 
abgeschlossenen Zielvereinbarung zwischen dem 
Freistaat Bayern und der Gemeinde Oberschleißheim. 
Alternativ wird vom Gemeinderat eine Tieferlegung der 
Bahn mit Verschiebung des bestehenden Bahnhofs 
gefordert. 
 
Gemeinde Neufahrn, „NordAllianz“ 
 
Es bleibt unklar, was genau angestrebt werden soll. Ein 
Zehnminutentakt im S-Bahn-Verkehr ist ohne 
viergleisigen Ausbau nicht realisierbar. Falls der 
Zehnminutentakt nur unter Einberechnung von Express-
S-Bahnen angestrebt werden soll, stellt sich die Frage, 
welches Angebot dann für den regulären S-Bahn-Verkehr 
angestrebt werden soll.  
 
„NordAllianz“ 
 
Zur Entlastung der Straßeninfrastruktur sollten die S-
Bahn-Halte im Gewerbegebiet zwischen Eching und 
Neufahrn und im Gewerbegebiet nördlich von Mintraching 
unbedingt angestrebt werden. 
 
 

Bahn-Halte zu planen bzw. offen zu halten.“ In der 
Begründung ist auf Karte 2 zu verweisen. 
 
Gemeinde Wörth 
 
Leider hat der RPV hierauf allenfalls mittelbaren Einfluss 
und die Realisierung der regionalplanerischen Ziele und 
Grundsätze steht unter Finanzierungsvorbehalt. 
 
Stadt Unterschleißheim, Gemeinde Oberschleißheim, 
Gemeinde Eching, Gemeinde Neufahrn, 
„NordAllianz“ 
 
Maßnahmen zu Lasten der Bevölkerung der oben 
genannten Kommunen wären nicht im Sinne des 
Regionalplans und würden entschieden abgelehnt. Es 
wird vorgeschlagen, B III G 1.1 um den vorbeugenden 
Lärmschutz zu ergänzen. 
 
Gemeinde Oberschleißheim, „NordAllianz“ 
 
Es wird vorgeschlagen, einen zweiten Haltepunkt  im 
Bereich der LMU in Karte 2 darzustellen. 
Hierzu bedarf es einer Zielergänzung von Z 2.3.3: “In 
Abstimmung mit der Siedlungsentwicklung sowie 
aufgrund verkehrlicher Erfordernisse sind weitere S-
Bahn-Halte zu planen bzw. offen zu halten.“  In der 
Begründung ist auf Karte 2 zu verweisen. 
 
Gemeinde Neufahrn, „NordAllianz“ 
 
Gemeint ist, was im Ziel steht, „zusammen mit Express-
S-Bahnen“. Dies lässt sich z.B. realisieren durch einen 
ganztägigen 15-Minuten S-Bahn-Grundtakt und 2 
Express-S-Bahnen pro Stunde. 
 
 
 
„NordAllianz“ 
 
Es wird vorgeschlagen, die beiden Haltepunkte in Karte 2 
zu ergänzen. 
Hierzu bedarf es einer Zielergänzung von Z 2.3.3: „In 
Abstimmung mit der Siedlungsentwicklung sowie 
aufgrund verkehrlicher Erfordernisse sind weitere S-
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Gemeinde Gröbenzell 
 
Das Münchner S-Bahn-System ist unverzüglich durch 
folgende Maßnahmen zu verbessern: 

 Engpassbeseitigung wie Straßenkreuzungen, 
Eingleisbetriebe und Mischverkehre (z.B. S 4 
West einschließlich Engpass Westkopf Pasing 
und S 1 sowie S 7) 

 U 5-Verlängerung bis Pasing 

 Ertüchtigung S-Bahn-Südring 

 Ausbau Sendlinger Spange 

 Barrierefreier Bahnhofsausbau 

 Anschaffung weiterer Zuggarnituren 

 Verbesserung der Leit-, Steuerungs- und 
Regeltechnik 

 Kapazitätserhöhung Ostbahnhof  
 
Ein durchgängiger 10-Minuten-Takt bis in die 
Abendstunden und an Wochenenden ist auf allen S-
Bahn-Strecken zu ermöglichen. 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Es sollte präzisiert werden „je Richtung und Stunde“. 
 
Gemeinde Berglern 
 
Die Ziele für die S-Bahn wurden deutlich verändert. Alle 
konkreten Forderungen aus 2.3.1 alt sind verschwunden. 
Es bleibt weiterhin eine Forderung der Gemeinde 
Berglern, dass das gesamte S-Bahn-Netz so ertüchtigt 
werden muss, damit alle S-Bahn-Linien im 10-Minuten-
Takt verkehren können. 
 
Auf en Außenästen bedarf es eines durchgängigen 20-
Minuten-Takt. Dies ließe sich nach Erding sofort 
verwirklichen. Außerdem fehlt der zweigleisige Ausbau 
aller S-Bahn-Strecken. Der zweigleisige Ausbau Markt 
Schwaben – Erding ist wieder aufzunehmen. 
 
 
 
Bund Naturschutz 

Bahn-Halte zu planen bzw. offen zu halten.“ In der 
Begründung ist auf Karte 2 zu verweisen. 
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Einige Maßnahmen sind im Regionalplan genannt bzw. 
werden ergänzt. Die Auflistung aller erforderlichen 
Verbesserungsmaßnahmen im Regionalplan würde 
diesen inhaltlich überfrachten. Der Regionalplan ist kein 
Fachplan. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Ziel ist bewusst allgemeingültig formuliert und nicht 
zum Beispiel auf die Hauptverkehrszeiten beschränkt. 
 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Es wird vorgeschlagen, dies im Ziel zu präzisieren („je 
Richtung und Stunde“). 
 
Gemeinde Berglern 
 
Genau  dies fordert Z 2.3.2. 
 
 
 
 
 
Endziel ist ein durchgängiger 10-Minuten-Takt. 
 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung Zu Z 2.3.2 
wie folgt zu ergänzen: „Die S 7 Ost soll zwischen Giesing 
und Kreuzstraße zumindest abschnittsweise zweigleisig 
ausgebaut werden. Gleiches gilt für die S 2 Ost zwischen 
Markt Schwaben und Erding.“ 
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Der im Rahmen des Anhörverfahrens geforderte neue S-
Bahn-Halt „Neufahrn – Gewerbegebiet Römerweg“ wird 
abgelehnt 
 

 
Bund Naturschutz 
 
Soll den Beschäftigten des Gewerbegebietes die 
Nutzung der S-Bahn ermöglicht werden, ist ein zielnaher 
Halt erforderlich, sonst sind sie auf andere 
Verkehrsmittel, vorzugsweise das Auto, angewiesen. 
 

Z 2.3.3 Das S-Bahn-Netz ist zur Erschließung weiterer Gebiete zu 
ergänzen, insbesondere im Landkreis Landsberg am Lech. 

 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Um an anderen S-Bahn-Erwartungsstrecken keinen 
Unmut zu wecken wird folgende Formulierung empfohlen: 
 
„Das S-Bahn-Netz ist zur Erschließung weiterer Gebiete 
zu ergänzen, „z.B. nach Landsberg am Lech, Geretsried 
oder Wasserburg.““ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Für vom Stadtzentrum München weiter entfernte 
Siedlungen ist das bestehende Regionalzugnetz auf 
einen einheitlichen 30-Minuten-Takt zu verdichten und 
zusätzliche Direktverbindungen zu prüfen.  
Die betriebliche Trennung mit Bau eigener S-Bahngleise 
würde konterkariert, wenn auf S-Bahngleisen wieder S-
Bahnverkehr mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten 
stattfindet. 
 
Pro Bahn 
 
Eine Ausdehnung der S-Bahn nach Landsberg ist 
aufgrund der längeren Fahrzeiten nicht mehr sinnvoll. Ein 
dichtes, attraktives Angebot geht auch ohne S-Bahn.  
 
Gemeinde Gräfelfing 
 
Es wird angeregt, ein Ziel zur Anbindung des ehemaligen 

Bayerische Eisenbahngesellschaft (BEG), Pro Bahn 
 
Durch das Wort „insbesondere“ wird zum Ausdruck 
gebracht, dass Ergänzungen nicht ausschließlich im 
Landkreis Landsberg erforderlich sind. Die Bedienung 
muss nicht zwingend durch eine klassische S-Bahn 
erfolgen. Express-S-Bahnen  und/oder Regionalzüge 
bieten attraktive Möglichkeiten. Folgende ergänzte 
Formulierung wird vorgeschlagen; 
„Das S-Bahn-Netz ist zur Erschließung weiterer Gebiete 
zu ergänzen. Ein deutlich verbessertes Verkehrsangebot 
ist insbesondere im Landkreis Landsberg am Lech, 
Richtung Geretsried, Wasserburg und Moosburg 
erforderlich. 
In Abstimmung mit der Siedlungsentwicklung sowie 
aufgrund verkehrlicher Erfordernisse sind weitere S-
Bahn-Halte zu planen bzw. offen zu halten.“ 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Regionalzüge können die Funktion von Express-S-
Bahnen übernehmen, sofern sie in einem attraktiven Takt 
verkehren und alle Außen-Halte bedienen. Express-S-
Bahnen machen da Sinn, wo eine attraktive Bedienung 
durch Regionalzüge nicht besteht bzw. sich nicht 
wirtschaftlich und betrieblich vertretbar herstellen lässt. 
Die Entflechtung des S-Bahn- vom Regionalzugverkehr 
ist kein Apodiktum.    
 
 
Pro Bahn 
 
Mit einer Express-S-Bahn bzw. 
regionalverkehrstauglichen S-Bahnen und/oder gut 
vertakteten Regionalzügen zum MVV-Tarif ließe sich ein 
attraktives Angebot realisieren.  
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S-Bahnhofs „Mühltal“ an die S 6, aufzunehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Attenkirchen, Gemeinde Haag an der 
Amper, Gemeinde Wolfersdorf, Gemeinde Zolling 
 
Eine Verlängerung der S-Bahn über den bisherigen 
Endhaltepunkt Freising hinaus nach Marzling bzw. 
Langenbach wird gefordert. Damit könnte das ÖPNV-
Angebot weiter verbessert und dessen Attraktivität 
gesteigert werden. 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Statt „S-Bahn-Netz“ ist „Regionalzugnetz“ zu schreiben.  
 
 
Gemeinde Langenbach 
 
Die S-Bahn ist weiter Richtung Moosburg zu verlängern. 
Der Langenbacher Bahnhof wurde mit S-Bahn tauglichen 
Bahnsteigen bereits neu gebaut. 
 

Gemeinde Gräfelfing 
 
Der RPV hatte intensiv, leider erfolglos, für den Erhalt 
des  Halts „Mühltal“ gekämpft. Eine 
Wiederinbetriebnahme des stillgelegten Haltepunktes 
wird regionalplanerisch begrüßt und ist auch als 
Maßnahme im „Raumordnerischen Entwicklungskonzept 
München Südwest“ enthalten. Es wird vorgeschlagen, an 
Z 2.3.3 anzufügen: 
„In Abstimmung mit der Siedlungsentwicklung sowie 
aufgrund verkehrlicher Erfordernisse sind weitere S-
Bahn-Halte zu planen bzw. offen zu halten.“ In der 
Begründung Zu Z 2.3.3 ist auf Karte 2 Siedlung und 
Versorgung zu verweisen.   
 
Gemeinde Attenkirchen, Gemeinde Haag an der 
Amper, Gemeinde Wolfersdorf, Gemeinde Zolling 
 
Es wird vorgeschlagen, Z 2.3.3 zu ergänzen:  
„Das S-Bahn-Netz ist zur Erschließung weiterer Gebiete 
zu ergänzen. Ein deutlich verbessertes Verkehrsangebot 
ist insbesondere im Landkreis Landsberg am Lech, 
Richtung Geretsried, Wasserburg und Moosburg 
erforderlich. 
In Abstimmung mit der Siedlungsentwicklung sowie 
aufgrund verkehrlicher Erfordernisse sind weitere S-
Bahn-Halte zu planen bzw. offen zu halten.“ 
 
Landeshauptstadt München 
 
Z 2.3.3 ist wie oben vorgeschlagen zu ergänzen, wobei 
es bei der Formulierung „S-Bahn-Netz“ bleiben soll. 
 
Gemeinde Langenbach 
 
Es wird vorgeschlagen, Z 2.3.3 zu ergänzen:  
„Das S-Bahn-Netz ist zur Erschließung weiterer Gebiete 
zu ergänzen. Ein deutlich verbessertes Verkehrsangebot 
ist insbesondere im Landkreis Landsberg am Lech, 
Richtung Geretsried, Wasserburg und Moosburg 
erforderlich. 
In Abstimmung mit der Siedlungsentwicklung sowie 
aufgrund verkehrlicher Erfordernisse sind weitere S-
Bahn-Halte zu planen bzw. offen zu halten.“ 
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G 2.3.4 Ein Nordring zwischen Moosach und Johanneskirchen bzw. 
Unterföhring und ein Südring zwischen Giesing und Sendling 
sollen das bisherige S-Bahn-Netz ergänzen. 

 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Nord- und Südring sind allenfalls langfristige 
Maßnahmen. Es gibt keine Planungen des Freistaates. 
 
 
 
Gemeinde Unterföhring, „NordAllianz“ 
 
Es ist darzulegen, auf welcher Trassierung die 
Maßnahme erfolgen soll. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
MVV 
 
Eine Vorfestlegung auf Moosach wird ohne 
entsprechende Verkehrsuntersuchung bzgl. Nachfrage 
und Betriebsabwicklung für verfrüht gehalten. 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Sofern das erforderliche Fahrgastpotential nachgewiesen 
ist. 
 
 
 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Der Grundsatz sollte nicht mit dem Wort „langfristig“ auf 
das planerische Abstellgleis gesetzt werden, zumal noch 
in 2016 eine Untersuchung zum Nordring in Auftrag 
gegeben werden soll. 
 
Gemeinde Unterföhring, „NordAllianz“ 
 
Der Münchner Nordring ist eine, in Teilen nur von 
Güterzügen befahrene Eisenbahnumgehungsbahn. 
Östlich des Rangierbahnhofs München Nord verläuft die 
Strecke Am Oberwiesenfeld, am Nordrand des 
Olympischen Dorfes. Im weiteren Verlauf der Strecke in 
Richtung Osten liegen die Bahnhöfe München-
Milbertshofen und München-Freimann. Westlich des 
Bahnhofs Milbertshofen beginnt das Anschlussgleis zu 
BMW. Östlich des Bahnhofs Freimann besteht ein 
Anschlussgleis zur Linie U 6. Nach der Querung der Isar 
über die Föhringer Brücke fädelt die Strecke in die S-
Bahn-Strecke München Ost – Flughafen ein.  
 
Die Strecke hat eine Vielzahl möglicher Anschlüsse, 
Verknüpfungen etc. und stellt eine mögliche großräumige 
Verbindung von Olching nach Trudering dar. Eine 
Aktivierung des Nordrings für den Bahn- und S-
Bahnverkehr liegt auch im Interesse von BMW. Noch in 
2016 soll eine Untersuchung zum Nordring in Auftrag 
gegeben werden. Streckendetails  (jetzt) im 
Regionalplanung zu beschreiben, würde den Maßstab 
des Regionalplans sprengen und noch offenen 
Planungen vorgreifen. 
 
MVV 
 
Es wird vorgeschlagen, „…zwischen Allach bzw. 
Moosach und…“ zu schreiben. 
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Noch in 2016 soll eine Untersuchung zum Nordring in 
Auftrag gegeben werden. Der Grundsatz ist der 
Abwägung zugänglich. Ohne erforderliches 
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Landeshauptstadt München 
 
Es soll umfassender formuliert werden: „Das S-Bahn-Netz 
soll aufbauend auf den vordringlich zu realisierenden 
Maßnahmen des Bahnknotenkonzepts des Freistaates 
(insbesondere zweite Stammstrecke) weiter ergänzt 
werden, zum Beispiel durch einen Nordring zwischen 
Dachau, Moosach und Johanneskirchen bzw. 
Unterföhring oder einen Südring zwischen Giesing und 
Sendling.“  
 
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Tangentiale S-Bahn-Verkehre sind mittel- bis langfristig 
unabdingbar. Hierfür können auf den Süd- und auf den 
Nordring bestehende Gleisanlagen genutzt und 
Personenverkehr ermöglicht werden. 
 
Gemeinde Berglern 
 
Parallel zum Tunnel der zweiten Stammstrecke ist die 
Ergänzung des S-Bahn-Netzes über den Südring und 
über den Nordring zu realisieren. 
 

Fahrgastaufkommen wird er wohl nicht realisiert werden. 
Auf die grundsätzliche Bedeutung tangentialer 
(Schienen-)Verkehre wird an mehreren Stellen 
hingewiesen. Hier kann auf bestehende Infrastruktur 
zurückgegriffen werden. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Es ist klar, dass der Nordring und der Südring das 
Bahnknotenkonzept und insbesondere die zweite 
Stammstrecke nicht ersetzen, sondern darauf aufbauend, 
diese ergänzen. Es erübrigt sich dies im Grundsatz zu 
erläutern. Dabei sollen nicht entweder ein Nordring oder 
ein Südring, sondern beide das S-Bahn-Netz ergänzen. 
Die Ziele und Grundsätze des Regionalplans stehen 
immer unter Finanzierungsvorbehalt. 
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Aus diesen Gründen sind im Fortschreibungs-Entwurf der 
Südring und der Nordring ergänzend zur zweiten 
Stammstrecke aufgeführt. 
   
 
Gemeinde Berglern 
 
G 2.3.4 gibt genau dies vor. 

Z 2.3.5 Der Erdinger Ringschluss zwischen der Neufahrner Kurve und 
der Walpertskirchener Spange muss realisiert werden. 

 

Gemeinde Eitting 
 
Es wird gefordert, einen S-Bahn-Haltepunkt an der 
südöstlichen Gemeindegebietsgrenze einzurichten. 
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Der Erdinger Ringschluss zwischen dem Flughafen 
München und der Bahnstrecke Erding – Markt Schwaben 
mit Anbindung der Walpertskirchener Spange muss 
realisiert werden. 
 
Flughafen München 
 
Zur Klarstellung sollte ergänzt werden: „Die Nutzbarkeit 

Gemeinde Eitting 
 
Dies ist auch Intention des RPV. Karte 2 des 
Regionalplans sieht im Zuge des Erdinger Ringschlusses 
weitere S-Bahn-Halte vor, u.a. im Bereich der 
südöstlichen Gemeindegrenze. 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Folgende aktualisierte Formulierung wird vorgeschlagen: 
„Der Erdinger Ringschluss zwischen dem Flughafen 
München und dem Oberzentrum Erding mit Anbindung 
der Walpertskirchener Spange muss realisiert werden.“ 
 
Flughafen München 
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der Trasse für Fern- und Regionalverkehr ist 
sicherzustellen.“ 
 
Gemeinde Pastetten, Gemeinde Wörth, Gemeinde 
Walpertskirchen 
 
Ein zügiger Abschluss des Planfeststellungsverfahrens ist 
notwendig. 
 

Dies ist bereits in Z 2.2.2 verbindlich festgelegt. 
   
 
Gemeinde Pastetten, Gemeinde Wörth, Gemeinde 
Walpertskirchen 
 
Nicht nur des Planfeststellungsverfahrens! 

G 2.3.6 Eine Verbindung zwischen Flughafen und Messe soll über Markt 
Schwaben realisiert werden. 

 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
„Eine bessere Anbindung der Messe an den Flughafen 
über Markt Schwaben soll vertieft untersucht werden.“  
 
 
 
 
Gemeinde Kirchheim 
 
Der S-Bahn-Ausbau (hier S 2) mit direktem Anschluss an 
die Messe ist voranzutreiben. 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Eine Verbindung zwischen Flughafen und Messe soll 
über Marktschwaben volkswirtschaftlich effizient realisiert 
werden. Aufgrund des prognostizierten geringen 
Fahrgastaufkommens könnte ein Verschwenk der S-Bahn 
zum Messegelände in einem volkswirtschaftlichen 
Schaden resultieren. Vielmehr ist eine Neubaustrecke 
Riem West – Markt Schwaben für den Fern-, Regional- 
und Güterzugverkehr mit Messebahnhof zu prüfen, über 
welche dann zu Messeveranstaltungen auch Direktzüge 
zwischen Flughafen und Messe angeboten werden 
können. 
 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Aus regionalplanerischer Sicht ist eine Verbindung 
Flughafen – Messe wichtig und erforderlich. Dass es für 
diese Maßnahme ggf. noch Untersuchungen bedarf, 
sollte nicht dazu führen, den Grundsatz auf die 
Untersuchungen zu beschränken. 
 
Gemeinde Kirchheim 
 
Genau dies ist Intention von G 2.3.6. Voraussetzung ist 
der Erdinger Ringschluss (s. Z 2.3.5). 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Die Umsetzung der Regionalplanziele und –grundsätze 
steht unter Finanzierungsvorbehalt. Eine Neubaustrecke 
im Bereich der A 94 scheint aktuell wenig wahrscheinlich.  

Z 2.3.7 Zwischen geeigneten S-Bahn-Strecken sind weitere tangentiale 
Beziehungen auszubauen, insbesondere zwischen Pasing und 
Moosach sowie zwischen Riem und Daglfing. 

 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Hier sollte ergänzt werden: „ggf. zunächst per Bus.“  
 
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Es sollte formuliert werden: „…insbesondere zwischen 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Dies ist hier eindeutig nicht regionalplanerische 
Zielsetzung, da sich mit vergleichsweise 
überschaubarem Aufwand Schienentangenten realisieren 
lassen. 
 
Herr Stefan Baumgartner 
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Erding, Flughafen und Freising.“ 
Eine behauptete einfache Realisierbarkeit einer 
Verbindungskurve zwischen den S-Bahngleisen 
München-Pasing und dem Bahnhof München –Moosach 
ist unbegründet. Die Pasinger Kurve ließe sich mit 
vertretbarem Aufwand realisieren, dient jedoch dem 
Fernverkehr. Zwischen Erding, Flughafen und Freising ist 
ein so hohes Verkehrspotential für eine S-Bahn, so dass 
hier eine geeignete tangentiale S-Bahn-Verbindung 
entstehen kann. 
 
Es ist ein neues Ziel festzulegen, dass an allen 
eingleisigen S-Bahn-Strecken der Platzbedarf für ein 
zweites Streckengleis freizuhalten ist.  
 
 
Gemeinde Hallbergmoos 
 
Der Abschnitt S-Bahn-Verkehr sollte ergänzt werden, 
dass die S-Bahnhöfe mit ausreichend Wetterschutz 
ausgestattet werden, damit die Attraktivität gesteigert 
wird. 
 
 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Ein neues Ziel wird vorgeschlagen: „Das S-Bahn-Netz als 
Rückgrat des SPNV in der Region ist so auszubauen, 
dass stabile Betriebslagen, gerade auch in Verbindung 
mit angestrebten Taktverdichtungen der Zukunft möglich 
werden. Hierfür sind ggf. auch bislang eingleisige 
Abschnitte abschnittsweise bzw. durchgehend zweigleisig 
auszubauen.“ 
 

Einer vergleichsweisen einfachen Realisierbarkeit einer 
Schnellbahntangente zwischen Pasing und Moosach 
wurde sonst nicht widersprochen. Die Betriebstechnische 
Lösung muss geklärt werden. 
 
Es wird vorgeschlagen, in Z 2.3.7 „zwischen Erding, 
Flughafen und Freising“  zu ergänzen, um einmal mehr 
die Bedeutung des Erdinger Ringschlusses zu 
unterstreichen. 
 
 
 
Es wird vorgeschlagen, in der Begründung Zu Z 2.3.2 vor 
dem letzten Satz noch zu ergänzen: „An allen 
eingleisigen Streckenabschnitten ist der Platzbedarf für 
ein zweites Gleis zu berücksichtigen.“ 
 
Gemeinde Hallbergmoos 
 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung Zu G 1.2 wie 
folgt zu ergänzen: „Auch Zugänglichkeit und Komfort der 
Haltepunkte des Öffentlichen Verkehrs  mit verlässlichen 
Informationen am Bahnsteig sind wichtige 
Nutzungsparameter und für einen funktionierenden 
öffentlichen Verkehr unabdingbar.“ 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Dies ist bereits unter Z 2.3.2 subsummiert. Vordringliche 
Ausbaumaßnahmen sind in der Begründung Zu Z 2.3.2 
genannt. 

2.4 U-Bahn-Verkehr 
 
G 2.4.1 Die U-Bahn-Infrastruktur soll weiter ausgebaut und mit dem S-

Bahn-Netz besser vernetzt werden. 
 

Stadtwerke München 
 
In der Begründung letzter Satz sollte ergänzt werden: „die 
S-Bahn-Stammstrecke sowie innerstädtische U-Bahn-
Knotenpunkte werden entlastet.“ 
 
 
 
Pro Bahn 
 

Stadtwerke München 
 
Es wird vorgeschlagen, den letzten Satz der Begründung 
Zu Z 2.4.1 zu ergänzen und wie folgt zu fassen: 
„Fahrzeit wird verkürzt, tangentiale Verbindungen werden 
gestärkt und die Stammstrecke sowie innerstädtische U-
Bahn-Knotenpunkte werden entlastet.“ 
 
Pro Bahn 
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Der Weiterbau der U-Bahn ist mittlerweile beendet. Reine 
Wunschlisten im Regionalplan sind nicht sinnvoll. 
 
Regierung von Oberbayern 
 
In der Begründung wird auf „Zu Z 2.4.1“ verwiesen. 
 

MVG und Planungsreferat planer sehr wohl den 
Weiterbau der U-Bahn. 
 
Regierung von Oberbayern 
 
„Zu Z 2.4.1“ wird zu „Zu G 2.4.1“ korrigiert. 

Z 2.4.2 Folgende U-Bahn-Verlängerungen sind zu realisieren: 
 
 

⇒ Verlängerung der U 4 und Verknüpfung mit der S 8 

Pro Bahn 
 
Die Stadt München untersucht gerade, ob eine 
Verlängerung der Tram oder der U-Bahn nach 
Englschalking sinnvoller ist. 
 
Gemeinde Aschheim 
 
Eine Verlängerung der U 4 bis Bogenhausen ist in 
Anbetracht der Städtebaulichen Erschließungsmaßnahme 
für den Münchner Nordosten nicht ausreichend. Eine 
Verlängerung bis Riem wird gefordert. 
 

Pro Bahn 
 
Eine U-Bahn ist leistungsfähiger. 
 
 
Gemeinde Aschheim 
 
Es wird vorgeschlagen, in der Begründung Zu Z 2.4.2 zu 
ergänzen: „Im Hinblick auf die Städtebauliche 
Entwicklungsmaßnahme München Nordost ist eine 
weitere Verlängerung der U 4 offen zu halten. 

⇒ Verlängerung der U 5 und Verknüpfung mit dem Bahnhof 
Pasing 

Stadt Germering 
 
Es wird gebeten zu prüfen, ob eine Verlängerung der U 5 
über Pasing hinaus bis Freiham und in Weiterführung bis 
Germering verbindlich festgelegt werden kann. In 
Freiham entsteht ein neuer Stadtteil mit erheblichen 
Auswirkungen auf die Infrastruktur in Germering. Sollte 
Freiham nur über die S 8 und eine Straßenbahn 
erschlossen droht der Verkehrskollaps im ÖPNV und auf 
der Straße. Für die Stärkung des Mittelzentrums 
Germering wäre es wünschenswert, über eine 
unmittelbare Anbindung an das Münchner U-Bahnnetz zu 
verfügen. 
 
Gemeinde Gräfelfing 
 
Es wird gebeten, die Verlängerung der U 5 bis Freiham 
fortzuführen.  

Stadt Germering 
 
Die Verlängerung der U 5 über Pasing und Freiham 
hinaus  nach Germering ist eine langfristige Option, die 
wohl über die Laufzeit des Regionalplans hinausgeht.  Es 
wird vorgeschlagen, in der Begründung zu ergänzen, 
eine Verlängerung nach Germering offen zu halten. 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Gräfelfing 
 
Es wird vorgeschlagen, die Verlängerung der U 5 wie 
folgt zu formulieren: 
„Verlängerung der U 5 über Pasing hinaus nach Freiham“  
 

⇒ Verlängerung der U 1 und Verknüpfung mit der S 1 am Halt 
Fasanerie 

Gemeinde Unterhaching 
 
Die Gemeinde Unterhaching entwickelt sich dynamisch 
als innovativer Wirtschaftsstandort. Derzeit arbeiten 7.500 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in der 
Gemeinde. Mittelfristig sind mindestens 1.200 neue 

Gemeinde Unterhaching 
 
Die Verlängerung der U 1 über den Mangfallplatz hinaus 
ist eher ein längerfristiges  Vorhaben und als solches zu 
prüfen. Eine Verlängerung der Tramlinie 17 über die 
Schwanseestraße bis zum Fasanenpark scheint eine 
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Arbeitsplätze zu erwarten. Eine weitere 
schienengebundene Anbindung ist erforderlich. Infrage 
kommt eine Verlängerung der U 1 über den Mangfallplatz 
hinaus  mit Anbindung von Infineon und des 
Gewerbegebietes Unterhaching Nord / der Universität der 
Bundeswehr oder die Verlängerung der Tramlinie 17 über 
die Schwanseestraße bis zum Fasanenpark.   

wahrscheinlichere Alternative zu sein. Deren 
Realisierbarkeit und deren verkehrliche Wirksamkeit 
sollte näher untersucht werden. 
 
 

⇒ Verlängerung der U 6 Klinikum Großhadern - Martinsried   

⇒ Verlängerung der U 5 nach Ottobrunn 
 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Die Verlängerung der U 5 nach Ottobrunn ist zu 
streichen. Stattdessen ist die im Bahnknotenkonzept 
langfristig vorgesehene Ertüchtigung der S-Bahn 
zwischen Giesing und Höhenkirchen-Siegertsbrunn 
aufzunehmen. 
 
MVV 
 
Hier wird ein Abgleich mit den jeweiligen 
Nahverkehrsplänen empfohlen, die zum Teil andere 
Maßnahmen enthalten. 
 
 
 
Stadtwerke München 
 
Um Entlastungen der Knotenbahnhöfe zu erreichen, 
müssen tangentiale Bypässe geschaffen werden. Daher 
ist der Bau einer Neubaustrecke (U 9) zwischen 
Münchner Freiheit – Hauptbahnhof und Implerstraße 
unabdingbar für jegliche Netzerweiterung an Außenästen. 
 
Die U-Bahn-Verlängerungen U 1 und U 5 nach Ottobrunn 
werden nicht weiter verfolgt und sollten aus dem 
Regionalplan gestrichen werden. Grundlage hierfür ist der 
Regionalplan München, der das Planungsinstrument für 
den Stadtverkehr darstellt. Beide wurden negativ in der 
Kosten-Nutzen-Analyse bewertet. 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Folgende Ergänzungen werden angeregt: 
 
Prüfung einer Stadt-Umland-Bahn im Hachinger Tal 
zwischen München-Neuperlach – Neubiberg – Ottobrunn 

Bayerische Eisenbahngesellschaft 
 
Es wird vorgeschlagen die Begründung Zu Z 2.3.2 um 
die entsprechende S-Bahn-Ertüchtigung zu ergänzen 
(s.o.). 
 
 
 
MVV 
 
Man hat sich bewusst auf die in Z 2.4.2 genannten U-
Bahn-Verlängerungen verständigt, unabhängig von den 
in den Nahverkehrsplänen genannten Maßnahmen. Die 
Ziele des Regionalplans stehen unter 
Finanzierungsvorbehalt. 
 
Stadtwerke München 
 
Es wird vorgeschlagen, die Neubaustrecke U 9 zwischen 
Implerstraße und Münchner Freiheit aufzunehmen. 
 
 
 
 
Man hat sich bewusst auf die in Z 2.4.2 genannten U-
Bahn-Verlängerungen verständigt, unabhängig von den 
in den Nahverkehrsplänen genannten Maßnahmen. Die 
Ziele des Regionalplans stehen unter 
Finanzierungsvorbehalt. 
 
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Da die Planungsüberlegungen zur Stadt-Umland-Bahn 
u.a. wegen der Finanzierungsproblematik (Zuständigkeit 
Landkreise) nicht weiter verfolgt wurden und ein 
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– Taufkirchen – Unterhaching – München-Giesing 
 
Verlängerung der U 5 über Pasing hinaus und 
Verknüpfung mit der S-Bahn-Station Westkreuz sowie 
Anbindung von München-Freiham; perspektivisch über 
Germering-Nord – Puchheim bis Alling oder als Stadt 
Umlaufbahn; 
Verlängerung der U 1 (Mangfallplatz) und Verknüpfung 
mit der S 7 (Richtung Wolfratshausen); 
Verlängerung der U 3 (Moosach) und Verknüpfung mit 
der S 2 (Richtung Dachau); 
Verlängerung der U 4 in die Blumenau; 
Verlängerung der U 6 (Garching-Forschungszentrum) und 
Verknüpfung mit der S 1 (Richtung Freising/Flughafen);  
 
 
 
Zwischen den Stationen Englschalking – Riem – 
Messestadt West kann der tangentiale Lückenschluss 
durch eine 3Seil-Umlaufbahn (2 Tragseile, 1 Zugseil) 
erreicht werden. (U-Bahn zu teuer, S-Bahn zu 
unwirtschaftlich, Bus zu unattraktiv, für Straßenbahn kein 
Platz); 
 
Markt Markt Indersdorf 
 
Die U 2 soll von Feldmoching Richtung Karlsfeld 
verlängert und mit der S 2 verknüpft werden. Bei 
Störungen kann dann auf das jeweilige andere 
Verkehrsmittel ausgewichen werden. 
 
Gemeinde Taufkirchen 
 
Die Verlängerung der U 5 sollte den Gewerbe- und 
Hochtechnologiestandort, den Ludwig-Bölkow-Campus 
sowie IKEA einschließen. Dies könnte den motorisierten 
Individualverkehr erheblich entlasten. 
 
Stadt Garching, Gemeinde Eching, „NordAllianz“, 
Gemeinde Neufahrn 
 
Die Verlängerung der U 6 und ihre Verknüpfung mit der S 
1 ist zu ergänzen. 
 
 

entsprechendes Ziel/entsprechender Grundsatz nicht 
beschlussfähig wäre, wurde auf eine regionalplanerische 
Festlegung verzichtet. 
Die Verlängerung der U 5 über Pasing hinaus nach 
Freiham wird im Ziel ergänzt. Eine weitere Verlängerung 
bis Alling scheint in einem absehbaren Zeitpunkt nicht 
realsierbar und finanzierbar zu sein. Die Offenhaltung 
einer weiteren Verlängerung bis Germering soll in der 
Begründung ergänzt werden. 
Es wird vorgeschlagen, die Verlängerung der U 6 
Garching-Forschungszentrum und Verknüpfung mit der S 
1 zu ergänzen. 
Die übrigen angesprochenen U-Bahn-Verlängerungen 
sind verkehrlich weniger wirksam bzw. weniger 
regionalbedeutsam und erscheinen auch weniger 
wirtschaftlich als die in Z 2.4.2 genannten Maßnahmen. 
 
Das neue Verkehrssystem einer 3Seil-Umlaufbahn klingt 
visionär und durchaus spannend. Die Idee scheint jedoch 
zu unkonkret, um sie im Regionalplan festzulegen.  
 
 
 
Markt Markt Indersdorf 
 
Zunächst sollten Störungen und Verzögerungen im 
Betriebsablauf auf der S 2 abgebaut werden. 
 
 
 
Gemeinde Taufkirchen 
 
Eine weitere Verlängerung der U 5 bis zum 
Gewerbestandort Taufkirchen soll ergebnisoffen geprüft 
werden. 
 
 
 
Stadt Garching, Gemeinde Eching, „NordAllianz“, 
Gemeinde Neufahrn 
 
Die weitere Verlängerung der U 6 wird aus 
regionalplanerischer Sicht grundsätzlich begrüßt. 
Ursprünglich war deren verkehrliche Wirksamkeit eher 
als gering eingestuft worden. Dies war auch der Grund, 
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Gemeinde Gräfelfing 
 
Eine schienengebundene Tangentialverbindung zu den 
U-Bahnhöfen „Martinsried“ und „Fürstenried West“ sollte 
in die Betrachtung einbezogen werden. 
 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Die Verlängerung der U 1 zur Fasanerie und der U 5 nach 
Ottobrunn sind nicht im Nahverkehrsplan enthalten. 
Insbesondere bei der Verlängerung der U 1 zur Fasanerie 
kann keine volkswirtschaftliche Tragfähigkeit in Aussicht 
gestellt werden. 
 
Stadt Freising 
 
Die Verlängerung der U 6 nach Freising ist zu ergänzen. 
  

diese nicht in Z 2.4.2 zu nennen.   
Da diese Verlängerung aber eine wichtige und sinnvolle 
regionalplanerische Ergänzung darstellt und aufgrund der 
deutlich gestiegenen Fahrgastzahlen, wird 
vorgeschlagen, Z 2.4.2 zu ergänzen. Die 
Universitätsstandorte Garching und Freising könnten 
miteinander vernetzt werden. 
 
Gemeinde Gräfelfing 
 
 Da die Planungsüberlegungen zur Stadt-Umland-Bahn 
u.a. wegen der Finanzierungsproblematik (Zuständigkeit 
Landkreise) nicht weiter verfolgt wurden und ein 
entsprechendes Ziel/entsprechender Grundsatz derzeit 
wohl nicht beschlussfähig wäre, wird auf eine 
regionalplanerische Festlegung einer 
schienengebundenen Tangentiale verzichtet. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Es wird vorgeschlagen, die Verlängerung der U 1 zur 
Fasanerie zu streichen, da bereits in Moosach und in 
Feldmoching U-Bahn-Verknüpfungen zur S 1 bestehen. 
 
 
 
Stadt Freising 
 
Es wird vorgeschlagen zu ergänzen, „Verlängerung der U 
6 Garching-Forschungszentrum und Verknüpfung mit der 
S 1“ 
. 

2.5 Busverkehr 
 
Z 2.5.1 Der Busverkehr und damit die Erschließung der Fläche in der 

Region München und darüber hinaus ist deutlich auszubauen. 
Dabei ist vor allem die taktgerechte Verknüpfung mit U-Bahnen, 
S-Bahnen und Regionalzugverkehr zu berücksichtigen. 

 

MVV  
 
Es wird vorgeschlagen, das Thema Busbeschleunigung 
ebenfalls als (weiteres) Ziel und nicht nur in der 
Begründung mit anzuführen.  
 
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Hier sollte „im Stundentakt“ ergänzt werden. 
 
 

MVV 
 
Es wird vorgeschlagen, Z 2.5.2 um die 
Busbeschleunigung  zu ergänzen.“  
 
 
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Den erforderlichen Abstimmungen mit den Landkreisen 
sollte nicht mit der konkreten Vorgabe eines Taktes 
vorgegriffen werden. 
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Landkreis Fürstenfeldbruck 
 
Z 2.5.1 sollte ergänzt werden: „Nach Möglichkeit sind 
umweltfreundliche angetriebene Busse (Hybrid- bzw. 
Elektroantriebe) einzusetzen.“ 
Ggf. könnte ein Ziel zur Elektromobilität aufgenommen 
werden. 
 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Unter 2.5 sollte verkehrsmittelneutral von „Sonstiger 
ÖPNV“ gesprochen werden. Eine Einengung auf den 
Busverkehr verkennt künftige Nachfragepotentiale im 
ÖPNV im stadtnahen Bereich. 
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Eine leistungsfähige Verknüpfung könnte mit einem 
Express-Bus zwischen Unterhaching und Mangfallplatz 
geschaffen werden. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Mit der verbindlichen Zielsetzung, in „dünn besiedelten 
Teilräumen des ländlichen Raumes ein möglichst 
attraktives Bus-Angebot bereitzustellen“ werden die 
Landkreise mit einer nicht finanzierbaren Forderung unter 
Druck gesetzt. Vorhandene flexible Angebote werden 
außer Acht gelassen.   
 

 
Landkreis Fürstenfeldbruck 
 
In der Begründung ist dies genannt.  
Es wird vorgeschlagen, auch Z 2.5.1, wie vom Landkreis 
angeregt, zu ergänzen. 
Es wird weiter vorgeschlagen, ein neues Ziel Z 2.5.3 zu 
ergänzen: 
„Der Einsatz von Elektrobussen ist zu fördern.“ 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
2.5 fokussiert auf die Flächenerschließung und 
großräumige tangentiale Verbindungen. Dies ist 
(zumindest mittelfristig) Aufgabe der Busse. 
 
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Zur Vermeidung der Überfrachtung des Regionalplans 
sollen einzelne Buslinien nicht genannt werden. 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Z 2.5.1 gibt vor, den Busverkehr auszubauen und dabei 
taktgerechte Verknüpfungen zum Schienenverkehr zu 
berücksichtigen. Das Zitat aus der Begründung spricht 
von einem „möglichst attraktiven Angebot“. Die 
Relativierung „möglichst“ in der Begründung wurde 
gewählt, um die Problematik der Wirtschaftlichkeit und 
der Finanzierbarkeit einzubeziehen. Es wird 
vorgeschlagen, die Begründung Zu Z 2.5.1 wie folgt zu 
ergänzen: „Flexible Bedienungsformen können auch in 
dünn besiedelten Teilräumen wirtschaftlich vertretbare 
Angebote schaffen.“   
 
 

 
Z 2.5.2 In Abstimmung mit den betroffenen Landkreisen müssen 

großräumige tangentiale, leistungsfähige  Verbindungen 
möglichst bald realisiert werden; sie müssen an die regionalen S-
Bahn-Verkehre anbinden. 

 
 

Gemeinde Aying 
 
Hier sollte ergänzt werden,, dass auch eine bessere 
Abstimmung mit den angrenzenden 
Regionen/Landkreisen erfolgen muss (z.B. Anpassung 
von Umsteigezeiten). 
 

Gemeinde Aying 
 
Es wird vorgeschlagen, den ursprünglich letzten Satz der 
Begründung wie folgt zu ergänzen und zu fassen: 
„Entsprechend den geänderten Verkehrsverflechtungen 
sind „regionsübergreifende Abstimmungen zu 
intensivieren und“ längerfristig auch 
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Gemeinde Allershausen 
 
Die Flughafenanbindung ist allgemein zu verbessern, vor 
allem durch großräumige tangentiale, leistungsfähige 
Busverkehre, da aus dem westlichen Bereich keine 
adäquate S-Bahn-Verbindung besteht. 
 
Gemeinde Kirchheim 
 
Von Neufinsing über Pliening, Kirchheim ist ein Express-
Bus zur Messe einzurichten. 
 
 
 
MVV  
 
Das Ziel sollte wie folgt ergänzt werden: „…möglichst bald 
realisiert und ausgebaut werden.“  
 
Es wird vorgeschlagen, das Thema Busbeschleunigung 
ebenfalls als (weiteres) Ziel und nicht nur in der 
Begründung mit anzuführen.  
 
 
 
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Folgende Formulierung wird angeregt: 
„In Abstimmung mit den betroffenen Landkreisen müssen 
großräumige tangentiale, leistungsfähige Verbindungen 
zwischen allen benachbarten S-Bahn-Strecken der mit 
Stand 2016 gültigen MVV-Tarifringe 6-8 möglichst bald 
realisiert werden; sie müssen an die regionalen S-Bahn- 
und U-Bahn-Verkehre (U 6 Nord) anbinden.“  
 
Pro Bahn 
 
Tangentiale Verkehre lassen sich sinnvoll durch Tram- 
und Stadtbahnsysteme abwickeln und bieten eine 
attraktive und kostengünstige Alternative zum MIV. Sie 

regionsüberschreitende Verbindungen aufzubauen.“ 
 
Gemeinde Allershausen 
 
Der Regionalplan-Entwurf enthält eine Reihe von 
Maßnahmen zur besseren Flughafenanbindung. Die 
tangentialen Busverbindungen sind in Abstimmung mit 
den Landkreisen zu realisieren.   
 
Gemeinde Kirchheim 
 
Die tangentialen Busverbindungen sind in Abstimmung 
mit und zwischen den Landkreisen zu realisieren. Die 
Nennung einzelner zu schaffender Verbindungen im 
Regionalplan würde den erforderlichen Abstimmungen 
vorgreifen. 
 
MVV 
 
Die Realisierung schließt Ausbau mit ein. 
 
 
Es wird vorgeschlagen, Z 2.5.2 wie folgt zu formulieren: 
 
„Busverbindungen sind zu beschleunigen. In 
Abstimmung mit den betroffenen Landkreisen müssen 
großräumige tangentiale, leistungsfähige Verbindungen 
möglichst bald realisiert werden; sie müssen an die 
regionalen S-Bahn-Verkehre und an geeignete U-Bahn-
Haltepunkte anbinden.“ 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Der Zielvorschlag ist so konkretisiert, dass für die 
erforderliche Abstimmung mit den Landkreisen kein 
Raum mehr bliebe und der planerische 
Gestaltungsspielraum minimiert würde. 
 
 
 
 
Pro Bahn 
 
Die mögliche Realisierung schienengebundener 
Tangentialverkehre wurde im Zuge der Diskussionen zur 
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ermöglichen, dass S-Bahn-Stationen, Ortszentren und 
andere wichtige Ziele auch ohne Auto erreichbar sind. 
Deshalb wird ein neues Kapitel Tram- und Stadtbahnen 
gefordert. Eine Verlängerung über die Stadtgrenzen 
hinaus ist grundsätzlich sinnvoll. Sinnvoll wäre 
beispielsweise eine Verlängerung der Tram von St. 
Emmeran nach Unterföhring. 
 
 
 
Gemeinde Wörth, Gemeinde Walpertskirchen 
 
Zur verkehrlichen Entlastung von Umlandgemeinden sind 
tragfähige und zukunftsfähige Verbindungskonzepte 
auszuarbeiten und zu realisieren. 
 
Gemeinde Langenbach 
 
Bereits vor Jahren hatte die Gemeinde beim MVV eine 
Studie für eine Buslinie vom P&R-Platz Langenbach zum 
Flughafen in Auftrag gegeben. Die Linie wurde vom MVV 
für sinnvoll erachtet. Eine bessere Verknüpfung von Bus 
und Bahn ist dringend geboten. 
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Der Verbindungsverkehr zur Kreisstadt muss zeitnah 
kurzfristig hergestellt und verbessert werden. 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Eine neue Zielaussage Z 2.5.3 zur Untersuchung 
entsprechender landkreisübergreifender 
Tangentialsysteme als Ausgangspunkt für weitere 
Handlungsschritte ist zu treffen. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Sämtliche Pilotprojekte belegen, dass tangentiale 
Express-Busverkehre defizitär sind und die Haushalte der 

Stadt-Umland-Bahn wegen nicht gelöster/mittelfristig 
nicht zu lösender Finanzierung auf Eis gelegt. Die 
Tangentialverkehre sollen und können zunächst 
leistungsfähige Expressbusse übernehmen. Dies ist 
kostengünstiger und einfacher zu realisieren als 
schienengebundene Lösungen. Die Tram verkehrt als 
rein städtisches Verkehrsmittel und dient weniger dem 
Regionalverkehr. Die Vision Ortszentren mit Tram- und 
Stadtbahngleisen zu erschließen scheint kurz- bis 
mittelfristig nicht realisierbar. 
 
Gemeinde Wörth, Gemeinde Walpertskirchen 
 
Dies sollte für alle Konzepte und Maßnahmen gelten. 
 
 
 
Gemeinde Langenbach 
 
Es wäre zu begrüßen, wenn sich diese Linie (und andere 
Busverbindungen) mithilfe der Regionalplan-Ziele 
realisieren ließe(n). 
 
 
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Es wird vorgeschlagen, Z 2.5.2 wie folgt zu formulieren: 
 
„Busverbindungen sind zu beschleunigen. In 
Abstimmung mit den betroffenen Landkreisen müssen 
großräumige tangentiale, leistungsfähige Verbindungen 
möglichst bald realisiert werden; sie müssen an die 
regionalen S-Bahn-Verkehre und an geeignete U-Bahn-
Haltepunkte anbinden.“ 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Ein Regionalplanziel mit der Intention, etwas zu 
untersuchen oder eine Untersuchung zu beauftragen, ist 
zu unbestimmt.  
 
 
 
Landratsamt Dachau 
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Landkreise belasten. Z 2.5.2 ist deshalb als Grundsatz 
mit der Forderung an den Staat für eine deutlich höhere 
ÖPNV-Förderung zu formulieren.  
 
 
 
 
Gemeinde Berglern 
 
Die Landkreise müssen dabei durch staatliche Förderung 
unterstützt werden. 
 
 
 
 
Landratsamt München 
 
Die Anbindung der tangentialen Busverkehre sollte nicht 
auf die S-Bahn-Halte beschränkt werden. Auch geeignete 
U-Bahn-Halte sind anzubinden.  
 

 
Mit der Zielformulierung „In Abstimmung mit den 
betroffenen Landkreisen…“ wird verhindert, dass den 
betroffenen Landkreisen gegen ihren Willen und ihre 
finanziellen Möglichkeiten Lasten aufgezwungen werden. 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung Zu Z 2.5.2 zu 
ergänzen: „Mit den neuen Verkehrsverflechtungen und 
Bedienungen sind auch die Fördermodalitäten zu 
überprüfen und den geänderten verkehrlichen 
Anforderungen anzupassen.“  
 
Gemeinde Berglern 
 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung Zu Z 2.5.2 zu 
ergänzen: „Mit den neuen Verkehrsverflechtungen und 
Bedienungen sind auch die Fördermodalitäten zu 
überprüfen und den geänderten verkehrlichen 
Anforderungen anzupassen.“ 
 
Landratsamt München 
 
Es wird vorgeschlagen, Z 2.5.2 wie folgt zu ergänzen und 
zu formulieren: „In Abstimmung mit den betroffenen 
Landkreisen müssen großräumige, tangentiale, 
leistungsfähige Verbindungen möglichst bald realisiert 
werden; sie müssen an die regionalen S-Bahn-Verkehre 
„und an geeignete U-Bahn-Haltepunkte“ anbinden.“ 
 

Zu Z 2.5.2 Tangentiale Quell- und Zielverkehre haben in der Region 
München aufgrund der Entwicklung der Einwohner- und 
Arbeitsplatzstruktur stark zugenommen und werden weiter 
zunehmen. Mit dem bestehenden radialen SPNV-Netz 
lassen sich diese Verkehre nur umwegig und zeitaufwendig 
über das Zentrum abwickeln. Durch den Auf- und Ausbau 
der Bestandslinien der Landkreise zu tangentialen, 
sukzessive beschleunigten Busverbindungen können 
dagegen, vergleichsweise schnell und kostengünstig, 
attraktive tangentiale Verkehrsangebote bereitgestellt 
werden. Hinzu kommt, dass insbesondere junge Leute eine 
pragmatische, vorurteilsfreie, geänderte Affinität zur 
Verkehrsmittelwahl im Allgemeinen und zur Busbenutzung 
im Speziellen haben. Besteht ein schnelles und 
kostengünstiges Angebot, dann ist man grundsätzlich 
bereit, dieses auch zu nutzen. Mit sogenannten 
Expressbusverkehren kann man sich innovativ dem 

MVV 
 
Der 3. Satz „Durch den Auf- und Ausbau der 
Bestandslinien…“ ist zu ersetzen durch „Durch den 
Aufbau neuer und den Ausbau vorhandener Buslinien…“ 
 
Merkmale von Expressbusverkehren und mögliche 
Maßnahmen zur Busbeschleunigung sollten getrennt und 
wie folgt gefasst werden: 
 
„Mögliche Merkmale von Expressbusverkehren sind u.a.: 

- Verbindung der Schnellbahn- und 
Regionalzughalte 

- Möglichst geradlinige Streckenführung, 
überwiegend auf Hauptverkehrsstraßen 

- Konzentration auf wenige zentrale Haltestellen 
(z.B. SPNV-Haltepunkte) 

MVV 
 
Es wird vorgeschlagen, die angeregten Änderungen des 
MVV in Zu Z 2.5.2 und die angeregte Änderung der 
Gemeinde Aying, wie oben dargelegt, zu übernehmen. 
Zusätzlich soll ein letzter Satz angefügt werden: „Mit den 
neuen Verkehrsverflechtungen und Bedienungen sind 
auch die Fördermodalitäten zu überprüfen und den 
geänderten verkehrlichen Anforderungen anzupassen.“ 
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Qualitätsstandard von SPNV-Systemen annähern und 
dabei die Kostenvorteile des Busses nutzen. Potentielle 
Merkmale von Expressbusverkehren bzw. mögliche 
Busbeschleunigungsmaßnahmen sind u.a.: 

 Verbindung der Schnellbahn- und 
Regionalzughalte 

 Konzentration auf wenige Haltestellen (i.d.R. 
SPNV-Halte) 

 Kürzere Halte durch Gelenkbusse mit vielen 
Türen 

 Höherer Fahrkomfort 

 Ticketing außerhalb des Fahrzeuges 

 Ampelbevorrechtigung 

 Eigene Busspuren 

 Rechnergestützte Betriebsleitsysteme 

 Haltestellen mit niveaugleichem Einstieg 

 Speziell abgesicherte Kreuzungen und 
Straßeneinmündungen (Busschleusen) 

 
Der Aufbau großräumig tangentialer, leistungsfähiger und 
schneller  Tangentialverbindungen setzt die Abstimmung 
mit den betroffenen Landkreisen sowie der Landkreise 
untereinander als Träger des Busverkehrs voraus. 
Entsprechend den geänderten Verkehrsverflechtungen sind 
längerfristig auch regionsüberschreitende  Verbindungen 
aufzubauen. 

 

- Höherer Fahrzeugkomfort 
- Kürzere Halte durch Gelenkbusse mit vielen 

Türen 
(Anm.: Gelenkbusse werden außerhalb der 
LHM i.d.R. nicht eingesetzt) 

- Fahrerunabhängiger Ticketverkauf (z.B. 
Ticketautomaten, elektronisches Ticketing) 

 
Mögliche Maßnahmen zur Busbeschleunigung sind u.a.: 

- Leistungsfähige und barrierefreie 
Haltestelleninfrastruktur zur Reduzierung der 
Haltestellenaufenthaltszeiten 

- Ampelbevorrechtigung durch LSA-
Beeinflussung 

- Eigene Busspuren 
- Busschleusen an (Ampel-)Kreuzungen“ 

 
Der letzte Absatz sollte wie folgt gefasst werden: 
„Der Aufbau großräumig tangentialer, leistungsfähiger 
und schneller Verbindungen setzt die Abstimmung mit 
den betroffenen Gebietskörperschaften (Landkreise, 
Kommunen) und Straßenbaulastträgern sowie der 
Landkreise untereinander als Aufgabenträger des 
Busverkehrs voraus. Entsprechend den geänderten 
Verkehrsverflechtungen sind längerfristig auch 
regionsüberschreitende Verbindungen aufzubauen.“  
 
 
 
 
 
 
Pro Bahn 
 
Ticketing außerhalb des Fahrzeuges ist nicht unbedingt 
sinnvoll. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Pro Bahn 
 
Fahrerunabhängiges Ticketing dient der Beschleunigung. 
Im Übrigen siehe vorgeschlagene Änderung MVV. 
 
 

3 Individualverkehr 
 

G 3.1 Das Radverkehrsnetz soll für den Alltagsverkehr weiter 
ausgebaut werden. Dabei sollen in Abstimmung mit den 
Landkreisen und örtlichen Konzepten vor allem die überörtlichen 
Verkehre, die Erreichbarkeit von  Erholungseinrichtungen und 
insbesondere eigene Trassen für ein Radschnellwegenetz 

Gemeinde Aying 
 
Noch wichtiger erscheint der Gemeinde die Erreichbarkeit 
von Arbeitsplätzen und Versorgungseinrichtungen. 
 
 
 

Gemeinde Aying 
 
Es wird vorgeschlagen, G 3.1 als Ziel festzulegen und 
den zweiten Satz wie folgt zu ergänzen und zu fassen: 
„Dabei sind in Abstimmung mit den Landkreisen und mit 
den örtlichen Konzepten vor allem die Erreichbarkeit von 
Arbeitsplätzen, Schulen und Versorgungseinrichtungen, 
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ausgebaut werden. 
 

 
 
 
 
Staatliches Bauamt Freising 
 
Von 2015 – 2019 wird der Freistaat Bayern 200 Mio. € in 
den Ausbau der Radwege entlang von Bundes- und 
Staatsstraßen investieren. Die einzelnen Projekte können 
der Broschüre „Programm für den nachträglichen Anbau 
von Radwegen an Bundes- und Staatsstraßen“ 
entnommen werden.  
 
Auf die Bestandsanalyse des Planungsverbandes 
Äußerer Wirtschaftsraum München für Radschnellwege 
mit 14 Korridoren wird hingewiesen. Sechs Korridore 
sollen vertieft in einer Machbarkeitsstudie untersucht 
werden. Die Pilotstrecke Garching – München soll vorab 
umgesetzt werden. 
 
Gemeinde Kirchheim 
 
Entlang der M 1 soll ein Radschnellweg von Poing zur 
Messe Riem gebaut werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Markt Markt Indersdorf 
 
In der überörtlichen Anbindung gibt es Lücken nach 
Norden und Süden entlang der St 2050. Das 
Fahrradfahren muss als vollwertige Alternative erkannt 
werden. 
 
Gemeinde Ottobrunn, Herr Gränzer 
 
Im Alltagsverkehr sind Erreichbarkeit von Arbeitsplätzen, 
Bildungseinrichtungen, Einkaufsmöglichkeiten und 
Versorgungseinrichtungen wichtig. 
 

die überörtlichen Verkehre, die Erreichbarkeit von 
Erholungseinrichtungen zu verbessern und insbesondere 
eigene Trassen für ein Radschnellwegenetz zu 
realisieren.“ 
 
Staatliches Bauamt Freising 
 
Das Engagement des Freistaates Bayern wird begrüßt. 
 
 
 
 
 
 
In die Untersuchung des Planungsverbandes Äußerer 
Wirtschaftsraum München waren Vertreter des RPV 
teilweise eingebunden.   
 
 
 
 
Gemeinde Kirchheim 
 
Poing – Kirchheim – Feldkirchen – München ist einer der 
vom Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum 
identifizierten Untersuchungskorridore für ein 
Radschnellwegenetz. Der Korridor Poing – Kirchheim – 
Feldkirchen – Aschheim – München ist Vorzugskorridor. 
Bei der Machbarkeitsuntersuchung wird auch eine 
Anbindung der Messe zu prüfen sein. Zum 
augenblicklichen Zeitpunkt konkrete 
Radwegeverbindungen im Regionalplan zu nennen, 
würde den weiteren Planungen vorgreifen.  
 
Markt Markt Indersdorf 
 
Dies soll mit Z 3.1 erreicht werden. 
 
 
 
Gemeinde Ottobrunn, Herr Gränzer 
 
Es wird vorgeschlagen, G 3.1 als Ziel festzulegen und zu 
ergänzen (siehe Kommentar zu Gemeinde Aying). 
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Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Folgende Formulierung als Ziel wird vorgeschlagen: „Das 
Radverkehrsnetz soll für den Alltagsverkehr weiter 
ausgebaut werden. Dabei sollen in Abstimmung mit den 
Landkreisen und örtlichen Konzepten vor allem die 
überörtlichen Verkehre, die Erreichbarkeit von 
Erholungseinrichtungen und insbesondere eigene 
Trassen für ein Radschnellwegenetz ausgebaut werden. 
Dies wird in einem regionalen Radverkehrskonzept 
konkretisiert.“ Freizuhaltende Korridore für ein 
Radschnellwegenetz sollten dargestellt werden. 
 
Ein zusätzliches Ziel soll festgelegt werden: „Eine 
einheitliche Beschilderung für den Radverkehr wird 
angestrebt.“  
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
G 3.1 ist als Ziel festzulegen. 
 
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
G 3.1 ist als Ziel festzulegen. 
 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Eine Ergänzung „…“vor allem“ für den Alltagsverkehr…“ 
wird vorgeschlagen.   
 
Landratsamt Dachau 
 
Der Fokus sollte auf dem Lückenschluss des 
vorhandenen Radwegenetzes liegen. Radschnellwege  
können in geeigneten Fällen sinnvoll sein, sind aber 
aufgrund der Flächenknappheit und ungeklärter Baulast  
flächendeckend nur schwer umzusetzen. 
 

 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Es wird vorgeschlagen, G 3.1 als Ziel festzulegen und 
den zweiten Satz wie folgt zu ergänzen und zu fassen: 
„Dabei sind in Abstimmung mit den Landkreisen und mit 
den örtlichen Konzepten vor allem die Erreichbarkeit von 
Arbeitsplätzen, Schulen und Versorgungseinrichtungen, 
die überörtlichen Verkehre, die Erreichbarkeit von 
Erholungseinrichtungen zu verbessern und insbesondere 
eigene Trassen für ein Radschnellwegenetz zu 
realisieren.“ 
 
 
 
Es wird vorgeschlagen, in der Begründung folgenden 
Satz 4 zu ergänzen: „Auf eine einheitliche Beschilderung 
ist zu achten.“ Der 5. Satz sollte dann wie folgt beginnen: 
„Sog. Radschnellwege dienen der…“ 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Es wird vorgeschlagen, G 3.1 wie oben formuliert als Ziel 
festzulegen.  
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Es wird vorgeschlagen, G 3.1 wie oben formuliert als Ziel 
festzulegen. 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Mit der vorgeschlagenen Ergänzung (s.o.) sind nahezu 
sämtliche Zwecke des Radverkehrs genannt. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Mit dem Aufschwung der E-Bikes haben die überörtlichen 
Radverbindungen und die Radschnellwege plötzlich an 
Bedeutung gewonnen. Das, was in anderen Ländern 
längst zum Standard gehört, sollte man in der Region 
München zumindest versuchen, zu initiieren. Erste, 
einzelne Korridore für Radschnellwege sind identifiziert. 
Von einem flächendeckenden Radschnellwegenetz zu 
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sprechen, erübrigt sich zum jetzigen Zeitpunkt. Wenn 
sich das Fahrrad im Alltagsverkehr noch besser etabliert, 
kann der Radverkehr aber ein wichtiger Baustein zu einer 
effizienten, verträglichen Verkehrsabwicklung sein. 
Aufgrund der großen Bedeutung, welche andere 
Beteiligte im Radverkehr sehen, wird vorgeschlagen, G 
3.1 wie oben formuliert als Ziel festzulegen.    
 

Z 3.2 Stellplätze und Bike-and-Ride-Anlagen, insbesondere an 
Haltepunkten des ÖPNV, müssen ausgebaut werden. 

 

Herr Stefan Baumgartner 
 
Park-and-Ride-Anlagen und Pendlerparkplätze wirken der 
Wirtschaftlichkeit des Regionalbusverkehrs und damit 
günstigen Personentarifen entgegen. 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Statt „ÖPNV“ sollte „ÖV“ geschrieben werden. 
 
 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Stellplätze und Bike-and-Ride-Anlagen bürden den 
Kommunen hohe Lasten auf. Auch Z 3.2 ist als Grundsatz 
zu formulieren.  
 
 
 
 
 
 
 

Herr Stefan Baumgartner 
 
Park-and-Ride-Anlagen und Pendlerparkplätze sind 
insbesondere im ländlichen Raum wichtige Bausteine 
eines multimodalen, zwischen den einzelnen 
Verkehrsarten abgestimmten regionalen 
Verkehrskonzeptes. Bei einer  integrierten Konzeption 
kann nicht wieder in die „Entweder-Oder-Diskussion“ 
zurück gefallen werden.  
 
Landeshauptstadt München 
 
Da die Strecken von den Park-and-Ride-/Bike-and-Ride-
Anlagen 50 km i.d.R. nicht überschreiten oder die 
Reisezeit 1 Stunde i.d.R. nicht überschreitet, kann es 
eigentlich bei „ÖPNV“ bleiben. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Für Park-and-Ride- sowie für Bike-and-Ride-Anlagen 
können Fördergelder beansprucht werden. 
Kostendeckend sind Park-and-Ride-Anlagen und Bike-
and-Ride-Anlagen freilich nicht. Sie erbringen jedoch 
einen verkehrlichen Nutzen für die betroffenen 
Gemeinden und sind als Baustein der regionalen 
Verkehrsabwicklung unabdingbar. Hier untätig zu 
bleiben, wäre ein Beitrag zum verkehrlichen Kollaps. Es 
wird darauf hingewiesen, dass alle Ziele und Grundsätze 
des Regionalplans unter Finanzierungsvorbehalt stehen.     
 

G 3.3 Das Autobahnnetz in der Region München soll weiterhin 
bedarfsgerecht und leistungsfähig ausgebaut werden. Dabei ist 
vor allem der Ausbau bestehender Infrastruktur zu realisieren. 

 

Gemeinde Allershausen 
 
Ein Ausbau der Autobahn zwischen der Anschlussstelle 
Allershausen und dem Autobahndreieck Holledau ist 
zwingend erforderlich. Es wurde zum Entwurf des 
Bundesverkehrswegeplans 2030 ausführlich Stellung 
genommen und gebeten, die Erweiterung der A 9 auf acht 

Gemeinde Allershausen 
 
Der RPV teilt die Forderung nach Aufstufung.  
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Fahrstreifen vom „weiteren Bedarf mit Planungsrecht 
(WB)“ in den „vordringlichen Bedarf“ aufzustufen. 
 
Gemeinde Oberding, Gemeinde Eitting, Gemeinde 
Wörth 
 
Die FTO ist zu erweitern. 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Der Ausbau der B 471 sollte als Ziel im Regionalplan 
enthalten und in der Karte dargestellt sein. An geeigneten 
Stellen sollten Deckelungen zur Grünzugsschließung und 
zum Lärmschutz vorgesehen werden. Eine 
Anschlussstelle B 471/FFB Ost sollte geschaffen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Unterschleißheim, Gemeinde Oberschleißheim, 
Gemeinde Eching, Gemeinde Neufahrn, „NordAllianz“ 
 
Bei Engpassbeseitigungen ist auch auf die 
Leistungsfähigkeit der Knotenpunkte mit dem 
nachgeordneten Straßennetz zu achten. 
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Auf Lärmsanierung ist zu achten. Auch bei bestehenden 
Verkehrswegen, wie bei der A 995 und der A 8. 
 
 
Bund Naturschutz 
 

 
 
 
Gemeinde Oberding, Gemeinde Eitting, Gemeinde 
Wörth 
 
Die Erweiterung der FTO ist abschnittsweise im 7. 
Staatsstraßenausbauplan in der ersten Dringlichkeit 
enthalten. Aktuell  läuft die Planfeststellung. Falls keine 
Klagen anhängig sind, könnte 2018/2019 mit dem Bau 
begonnen werden. Es wird vorgeschlagen, G 3.3 um die 
regionalbedeutsamen Straßen zu ergänzen (siehe unten 
zu Regierung von Oberbayern). 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Der Ausbau der B 471 ist im Bundesverkehrswegeplan 
enthalten. Die bisherige Systematik des Regionalplan-
Entwurfs sieht den Ausbau in allgemeiner Form vor. 
Diese Systematik sollte nicht zugunsten von 
Einzelmaßnahmen verlassen werden. Der Ausbau der B 
471 wäre auch unter B III G 1.3 zu subsumieren. In Karte 
2 ist die B 471 als regional bedeutsame Straße 
dargestellt. Es wird vorgeschlagen, G 3.3 um die 
regionalbedeutsamen Straßen zu ergänzen (siehe unten 
zu Regierung von Oberbayern). Höhenfreie 
Anschlussstellen sind als bestehende Nutzungen und 
Festsetzungen dargestellt. Die Kartengrundlage wird zu 
gegebener Zeit  aktualisiert. Straßendeckelungen werden 
grundsätzlich nicht dargestellt.  
 
Stadt Unterschleißheim, Gemeinde Oberschleißheim, 
Gemeinde Eching, Gemeinde Neufahrn, 
„NordAllianz“ 
 
Es wird vorgeschlagen, in der Begründung Zu G 3.3 zu 
ergänzen: „Auf die Leistungsfähigkeit der Knotenpunkte 
mit dem nachgeordneten Straßennetz ist zu achten.“ 
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Lärmschutz an bestehenden Straßen wird als freiwillige 
Leistung auf der Grundlage haushaltsrechtlicher 
Regelungen gewährt. Der Regionalplan hat hierauf 
keinen Einfluss. 
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Ein Ausbau des Autobahnnetzes und der Bau von 
Ortsumfahrungen ist angesichts der hohen Straßendichte 
und angesichts der vorrangigen Ziele zum Klimaschutz, 
zur Verbesserung der Luftqualität und der damit 
verbundenen prioritär nötigen Verkehrsvermeidung und 
Verkehrsverlagerung nur noch in wenigen 
Ausnahmefällen zu begründen. 
 
 
 
 
 
 
Regierung von Oberbayern (Straßenverkehr) 
 
Auch auf den hochbelasteten Bundesstraßen sowie auf 
der Flughafentangente Ost reichen die Kapazitäten nicht 
aus, so dass auch diese ausgebaut werden müssen. 
  

 
Bund Naturschutz 
 
Es ist richtig, dass ein ungebremster Autobahnausbau 
und eine Anpassung an prognostizierte Zuwächse weder 
möglich, noch unter Nachhaltigkeitsaspekten zu vertreten 
ist. Nur ganz ohne weitere Ausbaumaßnahmen wird sich 
der totale Verkehrskollaps nicht verhindern lassen. Dies 
würde die genannten Ziele noch weit stärker 
konterkarieren. Verstopfte Autobahnen bedingen nämlich 
in weit geringerem Ausmaß, Fahrten zu 
vermeiden/unterlassen oder auf andere Verkehrsmittel 
oder Ziele zu verlagern. Vielmehr suchen sich die Leute 
dann andere, ungeeignetere Wege und Straßen. Für eine 
spürbar entlastende Verlagerung z.B. auf den 
öffentlichen Verkehr fehlen dort auch die Kapazitäten.    
 
Regierung von Oberbayern (Straßenverkehr) 
 
Es wird vorgeschlagen, G 3.3 wie folgt zu formulieren: 
„Das Netz der Autobahnen und der regional 
bedeutsamen Straßen soll weiterhin bedarfsgerecht und 
leistungsfähig ausgebaut werden. Dabei ist vor allem der 
Ausbau bestehender Infrastruktur zu realisieren.“ Die 
Begründung Zu G 3.3 ist entsprechend anzupassen. 
 

Z 3.4 Zur Steigerung der Aufenthaltsqualität in den Siedlungen müssen 
Ortszentren und Wohngebiete auch durch den Bau von 
Ortsumgehungen vom Kfz-Verkehr entlastet werden. Das gilt 
insbesondere im Bereich hoch belasteter Streckenabschnitte von 
Bundes- und Staatsstraßen. 

 

Gemeinde Moosinning 
 
Die im Bundesverkehrswegeplan im „Vordringlichen 
Bedarf“ eingestufte  Ortsumfahrung B 388 Moosinning-
Eichenried ist vorrangig zu realisieren. 
 
Gemeinde Kirchheim 
 
Bei den Ortsumgehungsstraßen sind überregionale 
Lösungen anzustreben um den Durchfahrtsverkehr 
innerhalb geschlossener  Ortschaften zu vermeiden 
(Tangente in Nord-Süd Richtung und Tangente in West-
Ost Richtung). 
 
 
 
 
 
Markt Indersdorf 

Gemeinde Moosinning 
 
Auf eine Einzelauflistung aller verkehrlich und 
ortsplanerisch sinnvollen Ortsumgehungen wurde 
verzichtet. 
 
 
Gemeinde Kirchheim 
 
Dass tangentiale Verkehre gestärkt werden müssen, wird 
im Fortschreibungsentwurf an mehreren Stellen zum 
Ausdruck gebracht. Neutrassierte Straßenverbindungen 
zur Entlastung des Verkehrs innerorts werden sich in 
absehbaren Zeiträumen kaum realisieren lassen. Auf 
eine Einzelauflistung aller verkehrlich und ortsplanerisch 
sinnvollen Ortsumfahrungen im bestehenden 
Straßennetz wurde verzichtet. 
 
Markt Indersdorf 
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Es sollte ein Ziel zur Verbesserung der Ortsdurchfahrten 
Markt Indersdorf, Niederroth, Langenpettenbach und 
Glonn festgelegt werden. 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Die Entlastung der Ortszentren vom Kfz-Verkehr muss 
ergänzt werden durch parallelen Infrastrukturausbau für 
den Fuß- und Radverkehr. 
 
 
 
 
Gemeinde Eching 
 
Z 3.4 sollte dahingehend geändert werden, dass 
Ortszentren „im Einzelfall und nach genauer Prüfung 
auch“ durch den Bau von Ortsumgehungen zu entlasten 
sind. 
 
Gemeinde Hallbergmoos, „Nordallianz“ 
 
Die Leistungsfähigkeit der B 301 im Gemeindegebiet 
Hallbergmoos mittels Verlegung an die S 8 und Ausbau 
zwischen den Knotenpunkten AS Hallbergmoos St 2584 
und AS Freising-Mitte A 92 ist zu verbessern. 
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Mit dem Beschluss des Ausbaus der Staatsstraße 
zwischen Lochhausen und Gröbenzell droht in Gröbenzell 
und in Lochhausen der Verkehrskollaps. Deshalb muss 
eine anderweitige Anbindung des westlichen Landkreises 
an die Autobahn und nach München neu angedacht 
werden. 
 
Bund Naturschutz 
 
Ein Ausbau des Autobahnnetzes und der Bau von 
Ortsumfahrungen ist angesichts der hohen Straßendichte 
und angesichts der vorrangigen Ziele zum Klimaschutz, 
zur Verbesserung der Luftqualität und der damit 
verbundenen prioritär nötigen Verkehrsvermeidung und 
Verkehrsverlagerung nur noch in wenigen 

 
Auf eine Einzelauflistung aller verkehrlich und 
ortsplanerisch sinnvollen Ortsumgehungen wurde 
verzichtet. 
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Die Entlastung der Ortszentren vom Kfz-Verkehr fördert 
grundsätzlich den Fuß- und Radverkehr, da weniger 
Autoverkehr sich motivierend auswirkt, das Rad oder die 
Füße zu benutzen. Flankierende 
Verkehrsberuhigungsmaßnahmen sind in der 
Begründung angesprochen. 
 
Gemeinde Eching 
 
Eine genaue Prüfung im Einzelfall ist 
Grundvoraussetzung für den Bau einer Ortsumfahrung. 
 
 
Gemeinde Hallbergmoos, „NordAllianz“ 
 
Auf die Nennung von Einzelmaßnahmen wurde bewusst 
verzichtet.  
 
 
 
Gemeinde Gröbenzell 
 
Der Regionalplan kann die Fachplanung hier nicht 
ersetzen. 
 
 
 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Hier gilt dasselbe wie beim Autobahnausbau. Ein 
ungebremster Bau von Ortsumfahrungen ist nicht die 
Lösung; keine Ortsumfahrungen mehr zu bauen auch 
nicht. Fehlende Ortsumfahrten haben nämlich die 
Menschen auch nicht davon abgehalten sich durch 
verstopfte Ortschaften zu quälen. 
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Ausnahmefällen zu begründen. 
 

 
 
 

Z 3.5 Die Infrastruktur zur Förderung von Elektromobilität und 
Pendlerparkplätze ist zu fördern. 

 

Gemeinde Ottobrunn 
 
Nach „Elektromobilität“ ist „(Pkw und E-Bike)“ zu 
ergänzen. 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Z 3.5 ist wie folgt zu erweitern: „Der Ausbau notwendiger 
Infrastruktur für Elektromobilität, die Bündelung und ÖV-
Verlagerung von Pendlerverkehren, Mobilitätsstationen, 
Gar-Sharing und weiteren flächen- bzw. 
ressourcensparenden Mobilitätsformen sind zu fördern. 
 
Der vorbeugende Lärmschutz ist als neues Ziel zu 
ergänzen. In Deutschland fühlen sich rund 60 Prozent der 
Bevölkerung durch Straßenverkehrslärm gestört oder 
belästigt: „Beim Infrastrukturausbau für den motorisierten 
Individualverkehr sind die Belange des Umweltschutzes – 
insbesondere des vorbeugenden Lärmschutzes – zu 
beachten.“ 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Z 3.5 sollte nicht auf Kfz beschränkt werden. Auch der 
Radverkehr kann durch entsprechende Infrastruktur, vor 
allem auch über längere Strecken, gestärkt werden. 
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Durch Normierung einer Abweichungsmöglichkeit bzw. 
durch Formulierung eines Grundsatzes soll der 
notwendige Neubau von Anlagen innerhalb regionaler 
Grünzüge  ermöglicht bzw. erleichtert werden. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Z 3.5 bürdet den Kommunen hohe finanzielle Lasten auf. 
Es ist als Ziel zu formulieren. 
 
 
Gemeinde Berglern 

Gemeinde Ottobrunn 
 
„Elektromobilität“ umfasst alle Verkehrsmittel mit 
Elektroantrieb. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Nicht alle Themen können im Abschnitt 
„Individualverkehr“ aufgenommen werden. Folgende 
Zielformulierung Z 3.5 wird vorgeschlagen: „Die 
Infrastruktur zur Förderung von Elektromobilität und 
CarSharing, Pendlerparkplätze und Mobilitätsstationen 
sind auszubauen.“ 
 
Es wird vorgeschlagen, Leitbild B III G 1.1 wie folgt zu 
ergänzen: „Beim Infrastrukturausbau sind die Belange 
des Umweltschutzes, insbesondere die des 
vorbeugenden Lärmschutzes zu beachten.“. 
 
 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
„Elektromobilität“ umfasst alle Verkehrsmittel mit 
Elektroantrieb. 
 
 
Gemeinde Unterhaching 
 
Es soll bei der funktionsbezogenen Bewertung von 
Eingriffen in regionale Grünzüge bleiben. Dies hat sich so 
bewährt.  
 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Die Argumente bei Z 3.2 gelten sinngemäß auch hier. 
Hier jetzt untätig zu bleiben, bedeutete eine 
entscheidende Entwicklung zu Lasten der Region zu 
verschlafen. 
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Auch die Infrastruktur für den Betrieb von Brennstoffzellen 
ist durch den Aufbau eines Wasserstofftankstellennetzes 
zu fördern. 
 
 
 
Gemeinde Bergkirchen 
 
Der Park-and-Ride-Platz (Pendlerparkplatz) GADA sollte 
aufgenommen werden. 
 

Gemeinde Berglern 
 
Batterie und Brennstoffzelle sind beide Energiespeicher 
für Elektromobilität. Z 3.5 gibt allgemein die Förderung 
der Elektromobilität vor. Dabei steht im Augenblick die 
batteriegestützte Elektromobilität im verkehrspolitischen 
und im verkehrsplanerischen Fokus. 
 
Gemeinde Bergkirchen 
 
Die Parkplätze werden nicht namentlich benannt. 
 

4 Wirtschaftsverkehr 
 

G 4.1 Ein möglichst großer Teil der Transportleistung soll auf der 
Schiene abgewickelt werden. Dazu soll das dem 
Schienengüterverkehr dienende  Streckennetz und 
Anschlussgleise samt Umschlagstellen und Verbindungskurven 
ergänzt werden. 

 

 
Landeshauptstadt München 
 
Eine redaktionelle Ergänzung wird vorgeschlagen. 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Unterschleißheim, Gemeinde Eching 
 
Es soll ein Ziel ergänzt werden, dass die Erhöhung der 
Transportleistung für den Wirtschaftsverkehr auf der 
Schiene unter der Maßgabe einer Lärmsanierung an den 
jeweiligen Streckenabschnitten umzusetzen ist. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Sollte es nicht gelingen, den Anteil des Gütertransportes 
auf der Schiene stabil zu halten bzw. zu erhöhen, werden 
sämtliche Bemühungen, die Verkehrsprobleme zu 
bewältigen, zunichtegemacht. G 4.1 ist als Ziel zu 
formulieren. 
 

 
Landeshauptstadt München 
 
Es wird vorgeschlagen, die redaktionelle Ergänzung der 
Landeshauptstadt München wie folgt zu übernehmen: 
„Ein möglichst großer Teil der Transportleistung soll auf 
der Schiene abgewickelt werden. Dazu sollen das dem 
Schienengüterverkehr dienende Streckennetz und die 
Anschlussgleise samt Umschlagstellen und 
Verbindungskurven erhalten und ergänzt werden.“ 
 
Stadt Unterschleißheim, Gemeinde Eching 
 
Es wird grundsätzlich davon ausgegangen, dass 
Immissionsgrenzwerte eingehalten werden und 
erforderliche Lärmsanierungen durchgeführt werden. 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Da Anschlussgleise i.d.R. in der Hand von Privaten sind 
und Ziele der Raumordnung gegenüber Privaten keine 
Bindung entfalten, sollte es bei einem Grundsatz bleiben. 

Z 4.2 Für den Lieferverkehr in den Orts- und Stadtkernen sind 
Umschlagterminals zu errichten, um den Lieferverkehr bündeln 
zu können. 

 

Landeshauptstadt München 
 
Z 4.2 sollte wie folgt korrigiert und ergänzt werden: „Für 
den „flächendeckenden“ Lieferverkehr in den 
„Siedlungsbereichen“ sind Umschlagterminals zu 
errichten, um den Lieferverkehr bündeln zu können.“ 
 

Landeshauptstadt München 
 
Z 4.2 soll sich allgemeingültig auf Lieferverkehr beziehen. 
Eine Spezifizierung auf „flächendeckend“ oder „punktuell“ 
bringt keinen Mehrwert. Dieser ergibt sich aber aus der 
Spezifizierung „Orts- und Stadtkerne“, da hier die 
Notwendigkeit zur Bündelung und die 
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Landratsamt Dachau 
 
Es stellt sich die Frage, wer diese Investitionen schultern 
soll. Das Ziel sollte entsprechend präzisiert werden oder 
als Grundsatz formuliert werden.  
 

Bündelungsfähigkeit hoch sind. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Die Bündelung des Lieferverkehrs  und eine möglichst 
umweltgerechte Anlieferung sind unabdingbar. Fakt ist, 
es wird in einer Wachstumsregion wie München künftig 
aus Kapazitäts- und aus Umweltgründen nicht möglich 
sein, dass jede einzelne Lieferung mit separatem 
Fahrzeug gebracht wird. Alle Ziele und Grundsätze des 
Regionalplans stehen unter Finanzierungsvorbehalt. Ein 
Regionalplan ist  kein Finanzplan. 
  

Z 4.3 Die Elektromobilität auch für den Lieferverkehr muss gefördert 
werden und ein Netz von Ladestationen ist zu realisieren. 

 

Stadtwerke München 
 
In der Begründung ist der letzte Satz zu streichen: „Im 
innerstädtischen Verkehr der Landeshauptstadt München 
kann auch die sog. Gütertram eine interessante 
Alternative zur Güter- und Warenanlieferung darstellen.“ 
 
Eine Gütertram kann nur dann verfolgt werden, wenn die 
notwendige Gleis- und Werkstattinfrastruktur geschaffen 
ist. Auf dem heutigen Bestandsnetz mit dichtem Takt und 
hoch belasteten Knotenpunkten ist ein solcher Verkehr 
zusätzlich nicht abzuwickeln. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Neben dem Lieferverkehr ist der Taxiverkehr  möglichst 
umfassend umweltverträglich auszugestalten. 
Ladestationen sin vor allem auf privatem Grund zu 
realisieren. 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Es stellt sich die Frage, wer diese Investitionen schultern 
soll. Das Ziel sollte entsprechend präzisiert werden oder 
als Grundsatz formuliert werden.  
 
 
 
 
Gemeinde Berglern 
 

Stadtwerke München 
 
Dass die Gütertram eine interessante Alternative zur 
Güter- und Warenanlieferung darstellt steht außer Frage. 
Daran ändern fehlende Gleiskapazitäten nichts 
Grundsätzliches. Es wird vorgeschlagen, die letzten 
beiden Sätze der Begründung wie folgt zu fassen: „Im 
innerstädtischen Verkehr der Landeshauptstadt kann 
auch die sog. Gütertram eine interessante Alternative zur 
Güter- und Warenlieferung darstellen. Dies setzt 
entsprechende Infrastrukturelle Kapazitäten voraus.“  
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Es wird vorgeschlagen, „…für den  „Liefer- und 
Taxiverkehr…“ zu formulieren. 
Es wird daran erinnert, dass Ziele und Grundsätze des 
Regionalplans auf Private keine Bindungswirkung 
erzielen. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Elektromobilität ist ein ganz wichtiger Baustein einer 
nachhaltigen Mobilität. Es wäre fatal, wenn München, als 
die Wachstumsregion Deutschlands, diese Entwicklung 
verschlafen sollte. Bei der Förderung der Elektromobilität 
ist auch der Staat gefragt. Aber, der Regionalplan ist kein 
Finanzplan. 
 
Gemeinde Berglern 
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Die Infrastruktur für den Betrieb von Brennstoffzellen ist 
ebenfalls zu fördern. 
 

Siehe Kommentar zu Z 3.5. 
 

5 Verkehrs- und Mobilitätsmanagement 
 
Z 5.1 Park-and-Ride-Plätze sind zu Mobilitätsstationen weiter zu 

entwickeln. Dort ist die Verknüpfung des MIV mit Radverkehr, 
ÖPNV, CarSharing, Miet-Fahrräder auch mit Elektrobikes, 
Ladestationen und weiterer Infrastruktur zu bündeln. Ebenso sind 
Park-and-Ride-Anlagen und Pendlerparkplätze weiter 
auszubauen. 

 

Staatliches Bauamt Freising 
 
Mitfahrerparkplätze sollen zur Entlastung des 
Straßennetzes und zum Klimaschutz beitragen. An der 
A8 im Bereich der Anschlussstelle Hofoldinger Forst soll 
auf der Ostseite der Autobahn beabsichtigt das 
Straßenbauamt Freising die Errichtung eines 
Mitfahrerparkplatzes.  
 
Stadtwerke München 
 
Im letzten Satz ist „in der Region“ zu ergänzen und 
folgender Satz anzufügen: „Im Stadtgebiet München ist 
der Ausbau von Park-and-Ride-Anlagen zu prüfen und 
der Ausbau von Bike-and-Ride-Plätzen zu priorisieren.  
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Künftig sind eine kostenfreie Nutzung und/oder ein 
Ausbau von Park-and-Ride-Anlagen und 
Pendlerparkplätzen nur in Ausnahmefällen zu 
genehmigen. Die wahrgenommenen Preise aus der 
Summe von Parkplatzgebühr und Fahrpreis müssen 
mindestens so hoch sein wie der ÖPNV-Fahrpreis für die 
gesamte Strecke. Alle Parkplatzanlagen sind nach  
betriebswirtschaftlichen Kriterien zu führen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Pro Bahn 
 
Als neues Ziel wird vorgeschlagen, ausreichend viele 
wettergeschützte Radstellplätze an allen Haltestellen der 
Schienenverkehrsmittel bereitzustellen. 
 
 

Staatliches Bauamt Freising 
 
Die Planung des Staatlichen Bauamtes Freising wird 
nachdrücklich begrüßt. Sie ist ein Baustein zur 
Umsetzung von Z 5.1. 
 
 
 
Stadtwerke München 
 
Dass Park-and-Ride möglichst weit „außen“ erfolgen 
sollte, ist eine verkehrliche Selbstverständlichkeit und 
braucht eigentlich nicht extra erwähnt werden. 
 
 
Herr Stefan Baumgartner 
 
Park-and-Ride muss attraktiv sein, um auch hier mehr 
Fahrgäste auf den ÖV zu bringen. Besser eine 
„gebrochene“ ÖV-Fahrt als eine reine Autofahrt. Eine 
preisliche Abschreckungspolitik treibt die Fahrgäste nicht 
in die Regionalbusse, sondern ins Auto bzw. verhindert 
die Nutzung von Park-and-Ride. Dabei muss auch zur 
Kenntnis genommen werden, dass insbesondere im 
ländlichen Raum  nicht immer attraktive ÖPNV-
Verbindungen zu den Haltepunkten des ÖV bestehen 
und auch nicht immer wirtschaftlich herstellbar sind. 
Wenn an Park-and-Ride-Anlagen Entgelte verlangt 
werden, müssen diese preis- und verkehrspolitisch 
konzeptionell abgestimmt sein (außen weniger, innen 
mehr).   
Unter o.g. Aspekten sind Park-and-Ride-Anlagen nicht 
betriebswirtschaftlich zu führen. 
 
Pro Bahn 
 
B III Z 3.2 gibt vor, dass Fahrradstellplätze ausgebaut 
werden müssen. Wie diese beschaffen sein sollen, ist in 
der Begründung ausgeführt. Hier findet sich auch der 
Verweis auf den Leitfaden „Mit dem Rad zum Bahnhof – 
Planung, Bau und Unterhalt von Bike + Ride-Anlagen“.   
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Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Das Ziel 5.1 sollte ergänzt werden: „Dabei ist eine 
größtmögliche Integration bzw. Interoperabilität 
anzustreben, um ein nahtloses Reisen zu ermöglichen. 
Man könnte ein einheitliches regionsweites oder 
zumindest kompatibles CarSharing- und 
Radverleihsystem ergänzen (vgl. Landkreis München). 
Der regionale Planungsverband fördert die Kooperation 
der Akteure und unterstützt die Kommunen bei der 
Entwicklung von konkreten Lösungsmöglichkeiten. 
 
 
Gemeinde Attenkirchen, Gemeinde Haag an der 
Amper, Gemeinde Wolfersdorf, Gemeinde Zolling 
 
Mit der geforderten Verlängerung der S-Bahn nach 
Marzling bzw. Langenbach ist auch der Bau von Park-
and-Ride-Anlagen an diesen Haltepunkten erforderlich. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Ein neues Ziel folgenden Wortlauts ist einzufügen: „Zur 
Entlastung der bestehenden Individualverkehrs- und 
Öffentlichen Personen-Nahverkehrsnetze und zur 
Verbesserung der multimodalen Mobilitätsangebote ist 
die Nahmobilität zu fördern, insbesondere durch 
Radschnellverbindungen.“ 
 
B III G 6.1 ist bei B III 5 einzufügen. 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Es stellt sich die Frage, wer diese Investitionen schultern 
soll. Das Ziel sollte entsprechend präzisiert werden oder 
als Grundsatz formuliert werden.  
 

Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Das Ziel würde damit etwas sehr sperrig und lang. Auch 
entspricht ein Konjunktiv in der Zielfestlegung nicht den 
Anforderungen an Bestimmtheit. Was inhaltlich gemeint 
ist, wird bereits in der Begründung erläutert. Im Hinblick 
auf die  Förderung der Kooperation der Akteure und die 
Unterstützung der Kommunen bei der Entwicklung von 
konkreten Lösungsmöglichkeiten kann der RPV zwar 
mitwirken, ist aber wohl nicht der richtige Adressat dieser 
Forderung. 
 
Gemeinde Attenkirchen, Gemeinde Haag an der 
Amper, Gemeinde Wolfersdorf, Gemeinde Zolling 
 
Das Ziel des weiteren Ausbaus der Park-and-Ride-
Anlagen umfasst dies. 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Der Bau von Radschnellverbindungen ist bereits unter Z 
3.1 formuliert.  
 
 
 
 
 
B III G 6.1 passt eigentlich ganz gut  zu 
„Verkehrsinfosysteme und Technologien“. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Z 5.1 enthält unabdingbare Bausteine einer 
zukunftsgerechten Verkehrsplanung. Ein Regionalplan 
ohne verbindliche Positionierung zu diesen Themen wäre 
nicht sachgerecht und verzichtbar.  
 

Z 5.2 Großräumige tangentiale Verbindungen, zunächst mit 
Expressbussen, müssen möglichst bald realisiert werden. 

 

MVV 
 
In der Begründung Zu Z 5.2 sollte der 5. Satz wie folgt 
ergänzt werden: „…Durch den Aufbau neuer und den 
Ausbau vorhandener Buslinien…“ 
 

MVV 
 
Es wird vorgeschlagen, die Anregung des MVV in der 
Begründung zu übernehmen.  
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Gemeinde Ottobrunn 
 
Mit der Formulierung, dass das Kosten-Nutzen-Verhältnis 
den Bau einer und Betrieb einer Stadt-Umland-Bahn noch 
nicht rechtfertigt bzw. dass derzeit eine Stadt-Umland-
Bahn nicht finanzierbar ist, wird ein falsches Signal 
gegeben. Langfristig muss ein tangentiales 
schienengebundenes Verkehrssystem Vorrang vor 
weiterem Straßenausbau haben. 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Diese sollten definiert und in Karten dargestellt werden. 
 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Es stellt sich die Frage, wer diese Investitionen schultern 
soll. Das Ziel sollte entsprechend präzisiert werden oder 
als Grundsatz formuliert werden.  
 
 

Gemeinde Ottobrunn 
 
Mit Expressbussen können zeitnah tangentiale 
Relationen wirtschaftlich vertretbar bedient werden. Das 
Wort „zunächst“ verdeutlicht, dass dies nicht Endziel ist. 
Auch wird in der Begründung klar, dass einem 
schienengebundenen Verkehr langfristig der Vorzug zu 
geben ist. 
 
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Dies wurde diskutiert. Jedoch sollte den verschiedenen 
Ansätzen und ersten konzeptionellen Überlegungen nicht 
vorgegriffen werden. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Auf Z 2.5.2 wird verwiesen. 
 
 

6 Verkehrsinfosysteme und Technologien 
 

G 6.1 Die Verkehrssteuerung durch Echtzeitinformationen über 
Verkehrsangebote soll Nachfrage und Verkehrslage beeinflussen 
und ausgebaut werden. 

 

Gemeinde Aying, Gemeinde Ottobrunn, Herr Gränzer 
 
Es sollte auch an die Bürgerinnen und Bürger Rücksicht 
genommen werden, die kein Internet und/oder 
Smartphone nutzen. 
 
 
MVV 
 
Echtzeitinformationen sind nicht nur für die 
Verkehrssteuerung, sondern insbesondere für die 
Information der Verkehrsteilnehmer/Fahrgäste von großer 
Bedeutung. Entsprechende Daten sind daher durch alle 
Verkehrsunternehmer bzw. Aufgabenträger – 
beispielsweise für eine verkehrsträgerübergreifende 
Verbundinformation – bereitzustellen.  
 
 
Pro Bahn 
 
Wichtig ist, den ÖV nicht nur als Überlaufgefäß für den 
Straßenverkehr zu betrachten. 

Gemeinde Aying, Gemeinde Ottobrunn, Herr Gränzer 
 
Echtzeitinformationen dürfen selbstverständlich nicht auf 
die elektronischen Medien beschränkt werden, sondern 
müssen zu allererst bei den klassischen Anzeigen und 
Durchsagen ansetzen. 
 
MVV 
 
Leider gibt es hinsichtlich der Echtzeitinformationen noch 
immer erhebliche Defizite, so dass die 
Verkehrsteilnehmer/Fahrgäste häufig nicht in der Lage 
sind, sich situationsgerecht zu verhalten und bei 
Störungen auf andere Verkehrsmittel umzusteigen. 
 
 
 
Pro Bahn 
 
Von entscheidender Bedeutung ist es, die verschiedenen 
Verkehrsmittel besser zu vernetzen und es den 
Verkehrsteilnehmer zu ermöglichen, situationsbedingt die 
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Markt Markt Indersdorf 
 
Das P + R-Angebot ist besser zu vernetzen. Moderne 
Verkehrsleitsysteme sind zu errichten. Die 
Ampelsteuerungen sind zu verbessern. 
 

beste Routen- und Verkehrsmittelwahl zu treffen. Dass 
dabei, insbesondere im verdichteten Kern der Region, 
dem ÖV die Schlüsselrolle zukommt, sollte im 
Fortschreibungsentwurf deutlich zum Ausdruck gebracht 
sein.    
 
Markt Markt Indersdorf 
 
Genau dies soll u.a. durch G 6.1 erreicht werden. 
 

G 6.2 E-Ticketing soll gefördert werden. 
 

Herr Stefan Baumgartner, Gemeinde Ottobrunn 
 
Mit Beibehaltung der Papierfahrkarten; 
 
 
Pro Bahn 
 
E-Ticketing hat keinen Wert an sich. Es wird empfohlen 
den Grundsatz zu streichen. 
 
 
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Es sollte ergänzt werden: „Dies soll den Erwerb von 
Tickets, die über den Geltungsbereich des MVV 
hinausgehen sowie intermodales Ticketing 
(„Umweltverbund“ kombiniert mit 
CarSharing/Leihfahrradsystemen) ermöglichen“. 
 

Herr Stefan Baumgartner, Gemeinde Ottobrunn 
 
Zumindest die klassischen Zeitfahrkarten sollen nicht 
abgeschafft werden. 
 
Pro Bahn 
 
E-Ticketing ist „zeitgemäß“,  entspricht dem Bedürfnis 
und dem Pragmatismus der jüngeren Generation. Es 
fördert bei dieser Klientel die Nutzung des ÖV. Dass der 
herkömmliche Kartenkauf nicht abgeschafft wird, ist eine 
Selbstverständlichkeit. 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Siehe hierzu G 2.1.2; Es wird vorgeschlagen in der 
Begründung Zu G 2.1.2 einen Satz zu ergänzen: 
„Langfristig ist die Einführung eines 
verkehrsmittelunabhängigen Mobilitätstickets, welches  
z.B. auch Leihräder und CarSharing umfasst, 
anzustreben.“ 
 
 

7 Internet 
 
Z 7.1 Die Breitbandinfrastruktur für Internet muss flächendeckend, auch 

im ländlichen Raum der Region München, ausgebaut werden. 
 

Bund der Selbständigen 
 
Es sollte ein möglichst kurzfristiger, zeitlicher 
Ausbauhorizont im Regionalplan verankert werden. 
 
 
Markt Markt Indersdorf 
 
Im Gemeindebereich und im Landkreis Dachau gibt es 
noch immer Bereiche mit unzureichender 

Bund der Selbständigen 
 
Alle Ziele des Regionalplans stehen unter einem 
Finanzierungsvorbehalt. Die Festlegung zeitlicher 
Ultimaten ist daher nicht üblich. 
 
Markt Markt Indersdorf 
 
Es wird vorgeschlagen, ein neues Ziel Z 7.2 zu ergänzen: 
„Ein flächendeckendes Mobilfunknetz ist zu 
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Mobilfunkversorgung. 
 
 
 
Stadt Garching, „NordAllianz“ 
 
Ein Mindeststandard der Breitbandgeschwindigkeit soll 
festgelegt werden. 
 
 
 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Es stellt sich die Frage, wer diese Investitionen schultern 
soll. Das Ziel sollte entsprechend präzisiert werden oder 
als Grundsatz formuliert werden.  
 
 
 
 
 
 
 
Regierung von Oberbayern 
 
B III Z 7.1 und B IV Z 1.7 zielen beide auf 
Standortnachteile durch Defizite bei der 
Breitbandversorgung ab. Bei B III Z 7.1 könnte, um die 
Begründung konkreter zu gestalten, die Bedeutung für 
das Verkehrs- und Mobilitätsmanagement bzgl. des 
Ausbaus „intelligenter Mobilität“ genannt werden. 
 

gewährleisten. Unter Beachtung der zulässigen 
Grenzwerte sind die baulichen Anlagen des Mobilfunks 
zu bündeln.“ 
 
Stadt Garching, „NordAllianz“ 
 
Z 7.1 soll einem flächendeckenden Breitbandzugang 
dienen, welcher noch  immer nicht gegeben ist. Die 
Festlegung eines Mindeststandards geht noch einen 
Schritt weiter, wobei die Breitbandgeschwindigkeit 
technologieabhängig ist. Auf eine diesbezügliche 
Vorgabe im Regionalplan sollte verzichtet werden. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Eine zukunftsfähige Region ohne flächendeckende 
Breitbandinfrastruktur ist undenkbar. Selbstverständlich 
ist dabei auch der Staat gefordert. Der Freistaat ist sich 
dieser Aufgabe grundsätzlich bewusst (siehe hierzu 
„Bayerisches Breitbandzentrum“). 
Im Übrigen ist auch an dieser Stelle noch mal zu 
betonen, dass ein Regionalplan ohne verbindliche Ziele 
verzichtbar wäre und auch nicht den Anforderungen des 
LEP entspräche.    
 
Regierung von Oberbayern 
 
Es wird vorgeschlagen, die Begründung Zu Z 7.1 wie 
folgt zu ergänzen: „Für das Verkehrs- und 
Mobilitätsmanagement ist eine flächendeckende 
Breitbandversorgung von herausragender Bedeutung, da 
nur damit regionsweit vernetzte, intelligente Mobilität 
realisiert werden kann.“ 
 

8 Luftverkehr (inhaltlich unverändert wie bisher B V 5) 
 

Gemeinde Oberding, Gemeinde Eitting 
 
Eine unveränderte Beibehaltung der Ziele zum 
Luftverkehr wird nicht akzeptiert. Das Ziel einer 3. Start- 
und Landebahn ist aus dem LEP zu streichen. Eine aus 
dem LEP abgeleitete Zielformulierung im Regionalplan 
wird ebenfalls abgelehnt.  
 
 
Flughafen München 
 

Gemeinde Oberding, Gemeinde Eitting 
 
Der Regionalplan München, eine Verordnung der 
Kommunen des RPV, kann kein Ziel des LEP, eine 
Verordnung der Bayerischen Staatsregierung, außer 
Kraft setzen. Im Regionalplan findet sich keine aus dem 
LEP abgeleitete Zielformulierung zur 3. Start- und 
Landebahn.  
 
Flughafen München 
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Die LEP-Ziele 4.5.1 zum Flughafen sollten übernommen 
werden, konsequenterweise auch als einschränkende 
Maßgabe bei der Festlegung der Hauptsiedlungsgebiete. 
 
 
 
 
Markt Markt Indersdorf 
 
Der Fortschreibungstext sollte eine Aussage zur 3. 
Startbahn enthalten. 
 
 
 
 
 
 
Landkreis Erding 
 
Der Landkreis Erding fordert zur Entlastung des 
Flughafens München die Öffnung des Sonderflughafen 
Oberpfaffenhofen für den Geschäftsreiseverkehr. 
 
 
Gemeinde Gräfelfing 
 
Analog zum Landesentwicklungsprogramm sollte ein Ziel 
aufgenommen werden, dass der Sonderflughafen 
Oberpfaffenhofen reiner Werks- und Forschungsflughafen 
ist. Die Öffnung für den Geschäftsreiseverkehr soll nicht 
zugelassen werden. Ein neuer Verkehrslandeplatz ist in 
der Region München nicht zuzulassen. 
 
Gemeinde Attenkirchen, Gemeinde Haag an der 
Amper, Gemeinde Wolfersdorf, Gemeinde Zolling 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass konsequent und mit 
allen Mitteln gegen den Bau einer dritten Start- und 
Landebahn vorgegangen wird.  
 
Gemeinde Berglern 
 
Der bisherige Grundsatz G 5.1 zum Verkehrsflughafen 
München lautet: „Der Verkehrsflughafen München soll als 
Großflughafen der Region München den nationalen und 

Es ist weder Aufgabe der Regionalplanung, noch ergibt 
sich ein planerischer Mehrwert, wenn LEP-Ziele im 
Regionalplan wiederholt werden. Dann müsste 
konsequenterweise auch das sog. 
„Doppelsicherungsverbot“ wieder aufgehoben werden. 
Zu den Hauptsiedlungsbereichen: Siehe Kommentar 
eben da. 
 
Markt Markt Indersdorf 
 
Der Regionalplan München, eine Verordnung der 
Kommunen der Region München, kann kein Ziel des 
LEP, eine Verordnung der Bayerischen Staatsregierung, 
außer Kraft setzen. Darüber hinaus ist daran zu erinnern, 
dass die Ziele zum Luftverkehr erst nach gut 
siebenjährigem Rechtsstreit mit dem Freistaat für 
verbindlich erklärt worden waren. Eine erneute derartige 
Hängepartie sollte vermieden werden. 
 
Landkreis Erding 
 
Der geänderte Genehmigungsbescheid für den 
Sonderflughafen Oberpfaffenhofen enthält die 
Ausweitung des Flugbetriebs um den sog. qualifizierten 
Geschäftsreiseverkehr.   
 
Gemeinde Gräfelfing 
 
Die Regelungen des Regionalplans müssen nicht 
geändert werden. Der geänderte 
Genehmigungsbescheid für den Sonderflughafen 
Oberpfaffenhofen enthält die Ausweitung des 
Flugbetriebs um den sog. qualifizierten 
Geschäftsreiseverkehr.  
 
 
Gemeinde Attenkirchen, Gemeinde Haag an der 
Amper, Gemeinde Wolfersdorf, Gemeinde Zolling 
 
Der Bau einer dritten Start- und Landebahn ist nicht 
im Regionalplan enthalten. 
 
 
Gemeinde Berglern 
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internationalen Luftverkehr abwickeln.“ Nach dem Wort 
Luftverkehr ist einzufügen: „auf zwei Bahnen“. Für eine 
dritte Bahn besteht kein vertretbarer bzw. kein  zu 
rechtfertigender Bedarf. 
 

Ein entsprechender Grundsatz oder ein entsprechendes 
Ziel stünde im Widerspruch zum LEP-Ziel 4.5.1 (Z) 
welches eine dritte Start- und Landebahn normiert und 
wäre nicht genehmigungsfähig. 

B IV Wirtschaft und Dienstleistungen 
 
1 Leitbild 

G 1.1 Die Region München soll weiter als Wirtschaftsregion erfolgreich 
sein. 

 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
Das Leitbild soll um folgendes Ziel ergänzt werden: 
„In der gesamten Region ist die Funktionsfähigkeit der 
Land- und Forstwirtschaft zur Versorgung der 
Bevölkerung sowie für die Erhaltung und Pflege der 
Kultur- und Erholungslandschaft zu sichern.“ 
 
 
 
Handwerkskammer  
 
Das Kapitel B IV abstrahiert stellenweise zu sehr, um 
wegweisende „Richtschnur“ für die Kommunalpolitik zu 
sein. 
 
 
 
 
 
 
 
IHK 
 
Es sollte ein Grundsatz ergänzt werden, dass eine 
ausreichende und an den Bedarfen der Wirtschaft 
orientierte Bereitstellung von gewerblichen Flächen 
erfolgen soll. 
Darüber hinaus ist es erforderlich, dass im Regionalplan 
die Sicherung und Weiterentwicklung bestehender 
Gewerbestandorte festgelegt wird.  
 
Es wird angeregt, im Regionalplan Standorte für die 
Ansiedlung emissionsträchtiger Standorte im 
Regionalplan vorzusehen. 
 
 
 
 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
Es wird vorgeschlagen, das Leitbild um einen Grundsatz 
(für ein Ziel fehlt es an einem bestimmbaren Adressaten) 
zu ergänzen: 
„Die Funktionsfähigkeit der Land- und Forstwirtschaft soll 
gesichert werden.“ 
Funktion und  Bedeutung als „weicher“ Standortfaktor 
sind in der Begründung zu erläutern. 
 
Handwerkskammer  
 
Regionalplanung ist keine Wirtschaftspolitik. Sie hat sich 
auf die Koordinierung und Abstimmung der 
unterschiedlichen Raumnutzungsansprüche zu 
beschränken (vereinfacht: Siedlung, Freiraum, Verkehr). 
Auch hat sie sich auf die überörtliche, regionale 
Maßstabsebene zu beschränken und den Kommunen 
insbesondere hinsichtlich der Art der wirtschaftlichen 
Entwicklung Entscheidungs- und  Gestaltungsspielraum 
zu belassen.  
 
IHK 
 
Es ist eher unwahrscheinlich, dass eine Kommune lieber 
Wohnbauflächen entwickelt und damit Folgekosten für 
Kindergärten, Schulen generiert, als über 
Gewerbeflächen Gewerbesteuer einzunehmen. Das 
Problem ist deshalb auch weniger, dass quantitativ nicht 
genügend Gewerbegebiete ausgewiesen würden, 
sondern dass aufgrund des kommunalen Wettlaufs um 
Gewerbesteuern, auch weniger geeignete Standorte am 
Bedarf vorbei entwickelt werden. Zielführender wäre es, 
sich auf wirklich  geeignete Standorte zu konzentrieren 
und diese dann gemeindeübergreifend bedarfsgerecht zu 
entwickeln (siehe G 1.5). Dem Wunsch der IHK nach 
ausreichenden und bedarfsgerechten gewerblichen 
Flächen entspricht bereits G 1.3.  
Es wird vorgeschlagen, den Abschnitt Wirtschaftsstruktur 
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Landeshauptstadt München 
 
Der allgemein gehaltene Grundsatz sollte ergänzt 
werden, dass die Attraktivität und die Leistungsfähigkeit 
der Region gesichert und weiterentwickelt werden soll. 
 

um einen zusätzlichen Grundsatz zur gewerblichen  
Standortsicherung  zu ergänzen (siehe G 1.4 
Handwerkskammer). 
 
Die Ausweisung von Standorten für emissionsträchtiges 
Gewerbe ist aktuell nicht durchsetzbar, wie auch die 
Standortsuche für Güterverteilzentren/Logistikbetriebe 
bestätigte. Vielleicht könnten ein neuer Anlauf und ein mit 
der IHK abgestimmtes Vorgehen hilfreich sein.    
 
Landeshauptstadt München 
 
Es wird vorgeschlagen den allgemeinen Grundsatz um 
folgenden Satz zu ergänzen: „Ihre Attraktivität und 
Leistungsfähigkeit sollen gesichert und weiterentwickelt 
werden.“   
 
 

G 1.2 In allen Teilräumen soll eine ausgewogene Entwicklung erfolgen. 
 

Markt Markt Indersdorf 
 
Die medizinische Versorgung auf dem Land, 
insbesondere mit Fachärzten, muss mit der 
Bevölkerungsentwicklung wachsen. 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Der Begriff der Nachhaltigkeit ist zu ergänzen. 
 

Markt Markt Indersdorf 
 
Der RPV ist bei den Besprechungen und 
Versorgungskonferenzen der Kassenärztlichen 
Vereinigung Bayerns regelmäßig involviert und setzt sich 
für eine ausgewogene Ärzteversorgung in allen 
Teilräumen der Region ein. Beispielsweise kann dies mit 
dem Zuschnitt bzw. mit einer Teilung der Mittelbereiche 
erreicht werden. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Nachhaltigkeit ist Leitprinzip der regionalen Entwicklung, 
siehe Präambel. Es ist nicht erforderlich, dies überall zu 
ergänzen. 
  

G 1.3 Es sollen gute Voraussetzungen und Bedingungen für eine 
zukunftsfähige Entwicklung der Wirtschaft geschaffen werden. 

 

Landeshauptstadt München 
 
Nachhaltigkeit ist zu ergänzen, A I G 3.1 zu integrieren. 
 
 
 
 
Bund Naturschutz 
 
In der Begründung Zu G 1.3 ist als Ziel enthalten „…die 
hohe Lebensqualität und den großen Freizeitwert zu 

Landeshauptstadt München 
 
Nachhaltigkeit ist Leitprinzip der regionalen Entwicklung, 
siehe Präambel. Es ist nicht erforderlich, dies überall zu 
ergänzen. Die erarbeitete und beschlossene Struktur des 
Fortschreibungs-Entwurfs soll beibehalten werden. 
 
Bund Naturschutz 
 
Es geht in G 1.3 um gute Voraussetzungen und 
Bedingungen für die Entwicklung der Wirtschaft. In Abs. 
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erhalten und möglichst weiter zu verbessern.“ In der 
weiteren Begründung wird jedoch der Schwerpunkt 
einseitig auf die Verkehrsinfrastruktur gelegt. Dies ist 
ausgewogener zu formulieren. 
 

1 der Begründung werden die Standortvorteile der 
Region München u.a. auch die hohe Lebensqualität und 
der große Freizeitwert, welche es zu sichern und zu 
verbessern gilt, genannt. Daneben spielen die zentrale 
Lage und die Verkehrsinfrastruktur, Hochschulen, 
Forschung und Entwicklung und der Akademiker- und 
Facharbeiterbedarf eine Rolle. Es diente nicht der 
sachlichen Erläuterung eines Leitbildes zur 
wirtschaftlichen Entwicklung der Region, hier umfassend 
alle Umweltaspekte zu beleuchten. Beim Kapitel B I 
„Natürliche Lebensgrundlagen“ werden ja auch nicht, als 
Zeichen der Ausgewogenheit, immer wieder die 
wirtschaftlichen Aspekte wiederholt oder angeführt.  
 

G 1.4 Die vielfältigen regionalen Kompetenzen sollen weiter gefestigt 
und ausgebaut werden, insbesondere die Bedeutung und 
Wettbewerbsfähigkeit der Region als Versicherungs- und 
Bankenstandort, als Messe- und Kongressstandort, als Standort 
für die Luft- und Raumfahrtindustrie, als Standort für 
Biotechnologie, Elektronik und IuK, Medien, Automobil- und 
Fahrzeugbau, Umwelttechnik, Medizintechnik, 
Satellitennavigation, Gesundheit und Wellness, 
Finanzdienstleistungen, Unternehmens- und Wirtschaftsberatung. 
Die Voraussetzungen und das Angebot für den Städte-, Tagungs-
, Kongress- Messe-, Geschäfts- und Erholungstourismus sollen 
weiter verbessert, die Impulse des besonderen Wirtschaftsfaktors 
Oktoberfest sollen weiter belebt werden. 

 

Handwerkskammer  
 
Der wirtschaftliche Erfolg der Region München ist nicht 
auf die genannten Schlüsselbranchen beschränkt. 
 
Die dezentrale Struktur des Handwerks sichert eine 
wohnortnahe Versorgung mit vielfältigen Gütern und 
Dienstleistungen. Die stabilisierende Funktion des 
Handwerks gerät jedoch in Gefahr, wenn 
Handwerksbetriebe einem zu starken 
Verdrängungswettbewerb durch Wohnungsbau oder 
höherwertigen Büronutzungen etc. ausgesetzt sind.  

Handwerkskammer  
 
Dieser Feststellung der Handwerkskammer für München 
und Oberbayern zum wirtschaftlichen Erfolg der Region 
München kann zugestimmt werden. Der wirtschaftliche 
Erfolg der Region München fußt auf der vielfältigen 
Branchenstruktur im Zusammenspiel großer und kleiner 
Unternehmen. Dabei ist es aber für die Zukunftsfähigkeit 
von entscheidender Bedeutung, dass wichtige 
Schlüsselbranchen gefestigt werden und deren 
Wettbewerbsfähigkeit gestärkt wird. Die im Grundsatz 
genannten Wirtschaftsfelder sind nicht abschließend, 
sondern beispielhaft („insbesondere“) zu sehen.   
 
Es wird vorgeschlagen, den Abschnitt Wirtschaftsstruktur 
um einen zusätzlichen Grundsatz zur dezentralen 
Standortsicherung des Handwerks zu ergänzen:   
„G 2.4 Dezentrale, wohnortnahe Handwerksstrukturen 
sollen erhalten und soweit möglich durch Ansiedlung 
neuer Handwerksbetriebe gestärkt bzw. wieder 
hergestellt werden. Dem Flächenbedarf bestehender 
Handwerks- und Gewerbebetriebe soll vorrangig 
Rechnung getragen werden.“ 
 
 

G 1.5 Kooperationen sollen gefördert und Möglichkeiten 
regionalplanerisch sinnvoller interkommunaler Zusammenarbeit 
sollen verstärkt genutzt werden. 

 

IHK 
 
Auf der regionalplanerischen Ebene könnten 
Kooperationen vorbereitet und unterstützt werden, 
beispielsweise mit Vorschlägen für interkommunale 
Projekte. 

IHK 
 
Im Zuge der Beteiligung an der Bauleitplanung wird dies  
versucht. Die Akzeptanz kooperativer Projekte ist noch 
nicht sehr ausgeprägt.  
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Landeshauptstadt München 
 
A I G 3.3 und G 3.4 sind zu integrieren. 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Hier gilt das gleiche wie bereits bei B II G 2.4 ausgeführt. 
 

Landeshauptstadt München 
 
Die erarbeitete und beschlossene Struktur des 
Fortschreibungs-Entwurfs soll beibehalten werden. 
 
Bund Naturschutz 
 
Auf den Kommentar zu B II G 2.4 darf verwiesen werden. 
 

Z 1.6 Bandartige Entwicklungen durch Neuansiedlungen sind zu 
vermeiden. 

 

Gemeinde Taufkirchen (Vils) 
 
Bandartige Entwicklungen durch Neuansiedlungen sollten 
nicht generell ausgeschlossen werden. Der Gemeinde 
soll ermöglicht werden, direkt an der B 15 und an der B 
388 Gewerbeflächen auszuweisen. Zur Ansiedlung von 
Gewerbebetrieben soll die gute Erschließungsfunktion der 
Bundesstraßen genutzt werden. Dies dient auch dem 
Naturschutz, indem Gebiete abseits der Bundesstraßen 
geschont werden. In Anbindung an bestehende Gebiete 
ist die Ausweisung großflächiger Gewerbebetriebe 
aufgrund der Topographie ausgeschlossen. Außerdem 
sind Teilbereiche durch das landschaftliche 
Vorbehaltsgebiet „Vilstal“ geprägt.  
 
Gemeinde Petershausen 
 
B IV Z 1.6 ist in einen Grundsatz umzuwandeln. Die 
Gemeinde Petershausen hat bei den bestehenden 
Gewerbegebieten an der Marbacher Straße nur die 
Möglichkeit einer bandartigen Entwicklung. Dies ist 
besser, als an vollkommen anderer Stelle noch mal ein 
Gewerbegebiet zu entwickeln.  
 
Regierung von Oberbayern, Landratsamt 
Fürstenfeldbruck 
 
Es ist nicht nachvollziehbar, warum dieses Ziel unter B IV 
genannt wird. 
Es wird empfohlen, dieses Ziel unter 
„Siedlungsentwicklung allgemein“ oder 
„Siedlungsentwicklung und Freiraum“ einzuordnen. 
 
Landratsamt Dachau 
 

Gemeinde Taufkirchen (Vils) 
 
Bandartige Entwicklungen und damit eine Zersiedelung 
der Landschaft durch das Entstehen von durchgehenden 
Siedlungsbändern zwischen Gemeinden sollen 
vermieden werden. Dass Gewerbebetriebe eine gute 
verkehrliche Erschließung benötigen und 
Gewerbeflächen an gut erschlossenen/erschließbaren 
Standorten ausgewiesen werden sollten, steht außer 
Zweifel. In Taufkirchen sind die Erschließungsachsen die 
B 15 und die B 388. Durchgehende Siedlungsbänder an 
diesen Hauptachsen sollten aber auch hier vermieden 
werden. 
 
 
Gemeinde Petershausen 
 
Bandartige Entwicklungen und damit eine Zersiedelung 
der Landschaft durch das Entstehen von durchgehenden 
Siedlungsbändern zwischen Gemeinden sind zu 
vermeiden. Dies war im Zuge der Entwurfsfassung 
unstrittig. Beim Gewerbegebiet an der Marbacher Straße 
handelt es sich um keine bandartige Entwicklung. 
 
Regierung von Oberbayern, Landratsamt 
Fürstenfeldbruck 
 
Die Gefahr der Zersiedelung besteht vordergründig bei 
der gewerblichen Entwicklung.  
 
 
 
 
Landratsamt Dachau 
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Auf die Flächenverfügbarkeit wird noch mal hingewiesen. 
Z 1.6 ist als Grundsatz zu definieren. 
 
 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Folgende Ergänzung wird vorgeschlagen: „Flächen für 
Gewerbebetriebe müssen innerhalb 
zusammenhängender Siedlungsflächen ausgewiesen 
werden. Ausnahmen sind nur für gewerbliche Nutzungen 
auf Grund besonderer emissionsbedingter 
Standortanforderungen möglich.“ 
 

Bandartige Entwicklungen und damit eine Zersiedelung 
der Landschaft durch das Entstehen von durchgehenden 
Siedlungsbändern zwischen Gemeinden sind zu 
vermeiden. Dies war im Zuge der Entwurfsfassung 
unstrittig. 
Zur Flächenverfügbarkeit siehe insbesondere B II Z 4.1; 
 
Bund Naturschutz 
 
B II Z 4.1 gilt auch für gewerbliche Entwicklung. Eine 
Ergänzung/Wiederholung erübrigt sich. 
 

Z 1.7 Die Breitbandversorgung ist als essentieller Standortfaktor in 
allen Teilräumen zu realisieren. 

 

  

 
2 Regionale Wirtschaftsstruktur 

G 2.1 In allen Teilräumen der Region sollen wohnortnahe Arbeitsplätze 
ermöglicht werden. 

 

 
 
 
Gemeinde Allershausen 
 
Es ist zu vermeiden, dass die Entwicklung von 
Arbeitsplätzen an den U- und S-Bahn-Achsen 
vorangetrieben wird und die Schaffung vom (sozialem) 
Wohnraum in den umliegenden kleineren Gemeinden 
erbracht werden soll. 
 
IHK 
 
Die Praxis zeigt, dass eine Zuordnung von Arbeitsplatz 
und Wohnort kaum umsetzbar ist. Deshalb ist bei der 
Standortwahl auf eine gute verkehrliche Anbindung und 
Erreichbarkeit zu achten. Eine bessere Vernetzung und 
Erreichbarkeit von Wohn- und Arbeitsstätten ist 
anzustreben. 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Berglern 

 
 
 
Gemeinde Allershausen 
 
Dem dient der Grundsatz G 2.2. 
 
 
 
 
 
IHK 
 
Dass eine harmonisierte Entwicklung von Wohnen und 
Arbeiten (siehe auch B II G 1.4) bzw. die Bereitstellung 
wohnortnaher Arbeitsplätze nicht zwingend dazu führt, 
dass jeder wohnungsnah arbeitet ist richtig. Ebenso 
richtig ist es aber auch, zumindest die theoretische 
Möglichkeit zu schaffen. Die Bedeutung einer guten 
verkehrlichen Anbindung und Erreichbarkeit ist bereits in 
B II Z 1.7 und B II Z 3.1 festgehalten. In der Begründung 
Zu B IV G 1.3 wird ausführlich auf den Standortfaktor 
Erreichbarkeit eingegangen. Die bessere Vernetzung u.a. 
von Wohnen und Arbeiten sind in B II G 1.5 
angesprochen. 
 
Gemeinde Berglern 
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Dies muss aber auch für kleinere Gemeinden gelten. 
 

 
Eine organische Siedlungsentwicklung (Wohnen und 
Gewerbe) ist in allen Gemeinden zulässig. 
 

G 2.2 Insbesondere im ländlichen Raum sollen Missverhältnisse von 
Arbeitsplätzen im Vergleich zur Bevölkerungsstärke abgemildert 
werden. 

 

  

Z 2.3 Im ländlichen Raum ist allen Gemeinden eine maßstäbliche und 
ausgewogene Entwicklung zu ermöglichen. 

 

Landratsamt Dachau 
 
Was genau darunter zu verstehen ist, ist unklar und 
bedarf der Erläuterung. 
 
Bund Naturschutz 
 
Es fehlt eine Aussage zu Großbetrieben. Diese müssen 
zwingend ohne Ausnahme in zentralen Orten angesiedelt 
werden, da dort ein großes Arbeitskräftepotential vor Ort 
ist und ein besseres ÖPNV-Angebot besteht. 
  

Landratsamt Dachau 
 
Jeder Gemeinde steht eine organische Entwicklung zu. 
Auf den Kommentar zu B II Z 2.2 wird verwiesen. 
 
Bund Naturschutz 
 
Der Regionalplan insgesamt und das Wirtschaftskapitel 
im Besonderen wurden stark verschlankt. Man versuchte 
sich auf die regionalen Herausforderungen und 
Regelungstatbestände zu konzentrieren, über deren  
regionalplanerisches Regelungserfordernis allgemeiner 
Konsens bestand.  
Dabei liegt es im ureigensten Interesse von gewerblichen 
Großbetrieben, sich da anzusiedeln, wo ein 
entsprechendes Arbeitskräftepotential besteht und eine 
gute Erreichbarkeit, insbesondere auch für die 
Arbeitnehmer, gewährleistet ist (harte Standortfaktoren). 
Betrachtet man die Ansiedlungen der zurückliegenden 
Jahre, dann siedelten sich größere Unternehmen fast 
ausnahmslos in der Landeshauptstadt München sowie im 
unmittelbaren Umland an. Dagegen besteht im ländlichen 
Raum häufig ein Defizit von wohnortnahen 
Arbeitsplätzen, so dass die regionalplanerische 
Herausforderung darin besteht, auch hier eine 
ausgewogene Entwicklung mit wohnortnahen 
Arbeitsplätzen zu ermöglichen. 
 

 
3 Einzelhandel und Versorgung 

Z 3.1 Bei der Einzelhandelsplanung ist auf raumverträgliche 
Versorgungsstrukturen zu achten. 

 

 
Gemeinde Oberding 
 
Die Ausführungen zum Einzelhandel sind sehr allgemein 
gehalten. Die Gemeinde Oberding fordert eine weitere 
Flexibilisierung der Regelungen zur Ansiedlung von 
Einzelhandelsgroßprojekten. 
 
 

 
Gemeinde Oberding 
 
Im LEP, einer Verordnung des Freistaates Bayern, ist die 
Zulässigkeit von Einzelhandelsgroßprojekten detailliert 
und punktgenau geregelt. Für konkreten, regionalen 
Gestaltungsspielraum bleibt im Regionalplan München, 
einer Verordnung des RPV, kein Raum.  
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Bund der Selbständigen 
 
Während bei Gütern des täglichen Bedarfs eine möglichst 
flächendeckende, integrierte und wohnortnahe 
Versorgung angestrebt werden soll, ist im Regionalplan 
keine Lenkung der zentrenrelevanten Sortimente bzw. 
keine Bündelung nicht-zentrenrelevanter Sortimente an 
geeigneten integrierten Standorten vorgesehen. Dies 
stärkt städtebaulich integrierte Zentren und gewährleistet  
einen ressourcenschonenden Flächen- und 
Infrastruktureinsatz.   
 
IHK 
 
Es wird angeregt, den Regionalplan um Zielaussagen zur 
Einzelhandelsentwicklung zu ergänzen. Hierbei sollte der 
regionale Planungsverband von seiner 
Planungskompetenz zur Ausweisung von Grundzentren 
Gebrauch machen und ein schlüssiges 
Einzelhandelskonzept entwickeln. Ziel sollte eine 
integrierte und wohnortnahe Versorgung in der gesamten 
Region sein. 
 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Die Realisierung von Einzelhandelsstandorten ist nicht 
immer in den sinnvollen „integrierten Lagen“ machbar. 
Z 3.1 ist als Grundsatz zu definieren oder ein 
Ausnahmetatbestand ist festzulegen. 
 
Gemeinde Bergkirchen 
 
Im Ortsteil GADA soll die Errichtung von großflächigen 
Einzelhandelsbetrieben ermöglicht werden. 
 
 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Eine verbindlichere Formulierung ist zu wählen. Es 
„muss“ auf raumverträgliche Versorgungsstrukturen 
geachtet werden. 

Bund der Selbständigen 
 
Z 3.1 bezieht sich auf die Einzelhandelsplanung 
insgesamt und nicht auf spezifische Sortimente. 
Gleichwohl wird vorgeschlagen, die Begründung wie folgt 
zu ergänzen: 
„Die Lenkung des Einzelhandels auf zentrale 
Versorgungsbereiche und städtebaulich integrierte 
Standorte stärkt nicht nur die verbrauchernahe 
Versorgung, sondern gewährleistet auch eine effektive 
Flächennutzung und einen ressourcenschonenden 
Infrastruktureinsatz.“    
 
IHK 
 
Genau dies geben Z 3.1, Z 3.2 und G 3.3 vor. Für ein 
darüber hinausgehendes regionales 
Einzelhandelskonzept bleibt durch  die detailgenauen 
Vorgaben des LEP zu Einzelhandelsgroßprojekten kein 
Gestaltungsspielraum. Es wird daran erinnert, dass die 
Umsetzung eines vorliegenden Einzelhandelskonzeptes 
für die Region München genau deshalb scheiterte. Der 
regionale Planungsverband wird selbstverständlich von 
seiner Kompetenz, Grundzentren auszuweisen Gebrauch 
machen.  
 
Landratsamt Dachau 
 
Es sollte im Verantwortungsbereich der Kommunen 
liegen, im Interesse ihrer Bürger auf verbrauchernahe 
Strukturen „zu achten“. Bei dieser Zielsetzung wird kein 
Relativierungsbedarf gesehen.  
 
Gemeinde Bergkirchen 
 
Die Zulässigkeit von Einzelhandelsgroßprojekten 
bestimmt sich nach Abschnitt 5.3 des LEP. Davon 
abweichende Festlegungen im Regionalplan sind nicht 
möglich und auch nicht sinnvoll, da der Ortsteil GADA 
keine integrierte Lage ist.. 
 
Bund Naturschutz 
 
Es ist ein verbindliches Ziel formuliert. „Ist“ heißt „muss“. 
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Gemeinde Neufahrn 
 
Vermisst wird auch der Fokus auf den Erhalt und die 
Revitalisierung der zentralen Versorgungsbereiche der 
Kommunen.  
 

 
 
Gemeinde Neufahrn 
 
Schlüssel für lebendige Innenstädte/Ortszentren ist der 
Einzelhandel. Der Abschnitt B IV 3 versucht für diesen 
Bereich, den geringen regionalplanerischen  
Gestaltungsspielraum außerhalb des LEP 
auszuschöpfen. Dabei darf nicht übersehen werden, 
dass es die Gemeinden selbst sind, die darüber 
entscheiden, ob und wenn ja, welche 
Versorgungsbetriebe sich außerhalb ihrer zentralen 
Bereiche ansiedeln. Der Regionalplanung bleibt nur, im 
Beteiligungsverfahren als Träger öffentlicher Belange, 
darauf zu reagieren. 
    

Z 3.2 Eine integrierte, wohnortnahe Versorgung, vor allem mit Gütern 
des täglichen Bedarfs ist anzustreben. 

 

Landratsamt Dachau  
 
Die Grundversorgung lässt sich nicht immer in den dafür 
geeigneten „integrierten Lagen“ realisieren. Z 3.2 ist als 
Grundsatz zu definieren oder ein Ausnahmetatbestand ist 
festzulegen. 
 
Gemeinde Berglern 
 
Hier ist „in allen Gemeinden“ einzufügen. 
 

Landratsamt Dachau 
 
Genau aus dem vom Landratsamt Dachau angemerkten 
Grund wurde die Formulierung „ist anzustreben“ gewählt. 
Weiterer Relativierungsbedarf wird nicht gesehen. 
 
 
Gemeinde Berglern 
 
Es wird vorgeschlagen, Z 3.2 entsprechend zu ergänzen. 

G 3.3 In unterversorgten Teilräumen sollen flexible 
Versorgungskonzepte die Grundversorgung gewährleisten. 

 

  

 
4 Bildung und Wissenschaft 

G 4.1 Bei den weiterführenden Schulen soll eine Abstimmung zwischen 
der Landeshauptstadt München und den Landkreisen sowie 
zwischen den Landkreisen, auch über die Regionsgrenze hinaus, 
über die Schulstandorte mit gemeinsamem Einzugsbereich 
erfolgen. 

 

Landratsamt Dachau 
 
Vorrangig ist zu dezentralisieren. Es müssen nicht alle 
Bildungseinrichtungen in München liegen. 

Landratsamt Dachau 
 
Die Sichtweise des Landratsamtes wird geteilt. Deshalb 
wurde G 4.1 so formuliert. Entsprechende Abstimmungen 
zwischen der Landeshauptstadt, den Landkreisen und 
Umlandkommunen finden auch bereits statt.  

G 4.2 Die Fachausbildung in der Region München soll gestärkt werden. 
 

  

G 4.3 Die Hochschulstandorte in der Region sollen erhalten und mit 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen und der Wirtschaft 
zu Kompetenzzentren weiterentwickelt werden. 
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5 Sicherung und Gewinnung von Bodenschätzen 

Das Kapitel „Sicherung und Gewinnung von Bodenschätzen“ ist 
fortgeschrieben worden und trat als „Sechste Verordnung zur 
Änderung des Regionalplans München am 01.11.2012 in Kraft. 
Es soll nicht erneut geändert werden. 
Die bisherigen Nachfolgefunktionen (Grundsätze) werden wie 
folgt als Ziele festgelegt: 

 

Wasserwirtschaftsamt Rosenheim 
 
Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass die jeweilige 
Nachfolgenutzung immer im Genehmigungsbescheid 
geregelt ist. Die wasserwirtschaftliche Begutachtung in 
Kiesabbauverfahren orientiert sich dabei insbesondere 
am sog. „Eckpunktepapier“ und dem dazu ergangenen 
Leitfaden für Anforderungen an die Verfüllung von 
Gruben und Brüchen. Die Nachfolgfunktionen werden 
somit im jeweiligen Abbauverfahren individuell festgelegt. 
Dem widerspricht die verbindliche Festlegung der 
Nachfolgefunktionen als Ziele im Regionalplan.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Bayerischer Bauernverband, Herr Peter Grund 
 
In der Begründung zu B IV 5 ist dargestellt, dass die 
Wiederherstellung der abgebauten Flächen für die 
landwirtschaftliche Nutzung im Vordergrund steht. 
Hier sollte ergänzt werden, dass diese 
Rekultivierungsmaßnahmen durch eine bodenkundliche 
Baubegleitung geplant und überwacht werden müssen. 
 
Gemeinde Planegg 
 
Zum Kiesabbau wird der bereits am 28.08.2013 
vorgebrachte Einwand erneuert: Der Satz „Außerhalb der 
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete ist der großflächige 
Abbau von Bodenschätzen nicht zulässig“, ist 
beizubehalten. Eine abschließende Regelung der 
großflächigen Kiesabbaugebiete auf Ebene des 
Regionalplans ist zu gewährleisten. 
 
Regierung von Oberbayern 
 
Die veränderten Vorgaben von LEP 5.2.1 (Z) sind bisher 
nicht umgesetzt und sollten künftig in einer getrennten 
Fortschreibung berücksichtigt werden. 
 

Wasserwirtschaftsamt Rosenheim 
 
Gemäß LEP Zu 5.2.2 Z sind die Nachfolgefunktionen 
„verbindlich“ festzulegen. Seitens des Ministeriums 
wurde wiederholt kommuniziert, dass dies bedeutet, dass 
die Nachfolgefunktionen nicht mehr als Grundsätze 
sondern als Ziele festzulegen sind (u.a. im Zuge der PA 
Sitzung am 08.10.2013 im Vortrag Dr. Schreiber 
BayStMWIVT). Dem wurde mit dem anhängigen 
Fortschreibungsentwurf Rechnung getragen. Mit E-Mail 
vom 01.07.2016 wurde nun seitens des StMFLH 
mitgeteilt, dass eine verbindliche landesplanerische 
Festlegung sowohl ein Ziel als auch ein Grundsatz 
sein kann. Es wird daher vorgeschlagen, die 
Nachfolgefunktionen der Sechsten Verordnung zur 
Änderung des Regionalplans München (in Kraft seit 
01.11.2012) unverändert als Grundsätze zu belassen. 
B IV Z 5.7 dieses Fortschreibungsentwurfs ist damit 
gegenstandslos. Hierzu eingegangene 
Stellungnahmen werden nicht weiter kommentiert.   
 
Bayerischer Bauernverband, Herr Peter Grund 
 
Das Kapitel Sicherung und Gewinnung von 
Bodenschätzen (Sechste Verordnung zur Änderung des 
Regionalplans München) soll nicht erneut geändert 
werden. Die Art und Weise der Überwachung der 
Rekultivierungsmaßnahmen ist im 
Genehmigungsbescheid festzulegen. 
 
 
Gemeinde Planegg 
 
Das Kapitel „Sicherung und Gewinnung von 
Bodenschätzen ist nicht Gegenstand dieser Anhörung. 
Es soll nicht erneut geändert werden. Es wird daran 
erinnert, dass der genannte Satz von der Obersten 
Landesplanungsbehörde nicht genehmigt worden war. 
 
 
 
Regierung von Oberbayern 
 
In der Region München gibt es über Lehm und Ton sowie 
Bentonit hinaus keine abbauwürdigen Industrieminerale 
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Es ist nicht eindeutig bestimmt, welche Teile der 
bisherigen Formulierungen bleiben und wie sich die 
Nummerierung des bestehenden Kapitels B IV 2.8 im 
fortgeschriebenen Entwurf anpassen wird. 
 
Es wird empfohlen, noch einmal zu prüfen, ob tatsächlich 
Festlegungen in Form von Zielen der Raumordnung 
erfolgen sollen, oder ob ggf. auch Festlegungen in Form 
von Grundsätzen der Raumordnung in Betracht kommen. 
Seitens der Wasserwirtschaft wird dies für nicht 
praktikabel erachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

oder metallischen Bodenschätze.  
 
Im weiteren Verlauf des Verfahrens wird ein, auch die 
nicht fortgeschriebenen Teile umfassender Fließtext 
gefertigt. 
 
 
 
Gemäß LEP Zu 5.2.2 Z sind die Nachfolgefunktionen 
„verbindlich“ festzulegen. Seitens des Ministeriums 
wurde wiederholt kommuniziert, dass dies bedeutet, dass 
die Nachfolgefunktionen nicht mehr als Grundsätze 
sondern als Ziele festzulegen sind (u.a. im Zuge der PA 
Sitzung am 08.10.2013 im Vortrag Dr. Schreiber 
BayStMWIVT). Dem wurde mit dem anhängigen 
Fortschreibungsentwurf Rechnung getragen. Mit E-Mail 
vom 01.07.2016 wurde nun seitens des StMFLH 
mitgeteilt, dass eine verbindliche landesplanerische 
Festlegung sowohl ein Ziel als auch ein Grundsatz 
sein kann. Es wird daher vorgeschlagen, die 
Nachfolgefunktionen der Sechsten Verordnung zur 
Änderung des Regionalplans München (in Kraft seit 
01.11.2012) unverändert als Grundsätze zu belassen. 
B IV Z 5.7 dieses Fortschreibungsentwurfs ist damit 
gegenstandslos.    
 

 
6 Land- und Forstwirtschaft 

G 6.1 Kulturlandschaft und Flächen für eine vielfältige und 
leistungsfähige Land- und Forstwirtschaft, insbesondere zur 
Produktion von Nahrungsmitteln, sollen erhalten werden. 

 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
Die Haltung von Pensionspferden ist vor allem im 
Großraum München ein wichtiger landwirtschaftlicher 
Produktionszweig. Eine verstärkte Festlegung der 
Landwirtschaft auf die Nahrungsmittelproduktion ist 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
Immer mehr landwirtschaftliche Betriebe ziehen sich aus 
der Nahrungsmittelproduktion zurück. Die 
Nahrungsmittelproduktion in der Region ist aber ein 
wichtiger Baustein der Nachhaltigkeit, hat über 
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Zu G 6.1        …Einseitige Konzentration auf den Anbau von Energie- 
                      Pflanzen, insbesondere Raps und Mais oder den Bau von 
                      Photovoltaikfeldern zu Lasten der regionalen Nahrungs- 
                      Mittelproduktion, verändert aber massiv die Kulturland- 
                      schaft. Das Landschaftsbild verliert an Vielfalt. Der Im- 
                      portbedarf von Nahrungsmitteln steigt, die Umweltbela- 
                      stungen nehmen zu… 
   

fachlich nicht nachvollziehbar. 
 
 
 
 
 
 
 
Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 
 
Eine vorbereitende vertiefte Untersuchung der 
Kulturlandschaften der Region und der für die 
Regionalplanung  bedeutsamen Denkmale als Teil des 
Umweltberichts wird empfohlen. Auf eine entsprechende 
Untersuchung für die Region Donau-Iller wird verwiesen. 
Das BLfD würde die Erarbeitung koordinierend und 
beratend unterstützen. Auch eine finanzielle 
Unterstützung kann in Aussicht gestellt werden. 
 
 
Bayerischer Bauernverband, Herr Peter Grund 
 
Im Zuge des Strukturwandels hat sich auch die 
Landwirtschaft weiterentwickelt und bietet neben der 
Nahrungsmittelerzeugung auch verschiedene 
Dienstleistungen (u.a. Pensionspferdehaltung, 
naturschutzorientierte Bewirtschaftung) und die 
Erzeugung von Biomasse und anderen Rohstoffen an. 
Dies ist im Regionalplan aufzunehmen. 
 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
Dieser Text ist ersatzlos zu streichen. Diese Aussagen 
zur Landwirtschaft sind fachlich nicht begründbar. Auch 
zählen Photovoltaikfelder nicht zur Landwirtschaft. 

Jahrhunderte das Bild der Region geprägt und ist auch 
ein Teil regionaler Identität und regionalen 
Selbstverständnisses. Der Grundsatz trägt dem 
Rechnung. Dass es auch andere landwirtschaftliche 
Produktionszweige gibt, ist zu begrüßen, ändert aber 
nichts an der besonderen Bedeutung der regionalen 
Nahrungsmittelproduktion (ureigentlichster Zweck einer 
lebendigen, wertgeschätzten Landwirtschaft). 
 
Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 
 
Die Empfehlung und das Angebot des BLfD werden 
dankend zur Kenntnis genommen. Aufgrund der 
drängenden regionalen Herausforderungen infolge des 
immensen Bevölkerungsdrucks (für die nächsten 10 
Jahren werden bis zu 300.000 zusätzliche Einwohner 
prognostiziert), der erheblichen Verkehrszuwächse sowie 
des Nutzungsdrucks auf die Freiflächen kann mit der 
anhängigen Fortschreibung nicht auf das angeregte 
Gutachten gewartet werden. Darüber wäre gesondert zu 
entscheiden.     
 
Bayerischer Bauernverband, Herr Peter Grund 
 
Der Strukturwandel in der Landwirtschaft wird bereits an 
verschiedenen Stellen thematisiert. 
 
 
 
 
 
 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
In der Begründung wird ausgeführt, dass die Entwicklung 
einseitiger Monostrukturen aus regionalplanerischer Sicht 
zu vermeiden ist, weil dadurch u.a. ein vielfältiges 
Landschaftsbild und nachhaltige Entwicklung 
beeinträchtigt und verhindert würde. Der bedeutende 
„weiche“  regionale Standortfaktor ginge verloren. 
Niemand der am Wohl der Region interessiert ist, kann 
dies wollen. Es wird nicht zum Ausdruck gebracht, dass 
die Landwirtschaft zu einseitigen Monostrukturen etc. 
führt. 



 137 

Gesamtfortschreibung Regionalplan München 
Ziele, Grundsätze und Begründungen 
gemäß Entwurf vom 10.12.15 

Eingegangene Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

Z 6.2 Die Ausweisung von Ausgleichsflächen ist mit den Erfordernissen 
einer bedarfsgerechten landwirtschaftlichen Produktion 
abzustimmen. 

 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
„Bedarfsgerecht“ ist völlig unverständlich und kann nicht 
mit fachlichen Inhalten gefüllt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bayerischer Bauernverband, Herr Peter Grund 
 
„Bedarfsgerecht“ ist durch „leistungsfähig“ zu ersetzen. 
Mit „leistungsfähig“ wird klargestellt, dass eine 
nachhaltige Wertschöpfung möglich sein muss.  
 
Der Regionalplan sollte die neuen Möglichkeiten von 
Kompensationsmaßnahmen aufgreifen und deren 
Umsetzung fördern, denn die verfügbare 
landwirtschaftliche Nutzfläche in der Region München 
wird immer weniger. Private Betreiber von Ökokonten 
sollten gefördert werden. Ziel muss die Schaffung eines 
neuen Standbeins für Landwirte sein. Generell muss 
zwingend darauf geachtet werden, dass es bei 
Kompensationsmaßnahmen einen Mehrfachnutzen gibt. 
Neben der regionalen Wertschöpfung kann sich dieser 
auch (nicht ausschließlich) aus  artenschutzrechtlichen 
oder wasserbaulichen Aspekten ergeben. 
 
 
 
Flughafen München 
  
Die Fortschreibung des Regionalplans könnte dazu 
genutzt werden, Flächencluster zu identifizieren, die 
vorrangig für Kompensationsmaßnahmen 
(Vorranggebiete) zweckbestimmt werden. 
 
 
 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
Bedarfsgerechte Landwirtschaft ist nachhaltige, 
Landwirtschaft zur Erzeugung qualitativ hochwertiger, 
nachgefragter Produkte unter Beachtung ökologischer 
Erfordernisse. Eine nichtbedarfsgerechte Landwirtschaft 
stellt Quantität über Qualität, Subventionen über 
Markterfordernisse und schädigt Umwelt und 
Landschaftsbild. Dies kann regional nicht gewollt sein. Es 
wird vorgeschlagen, Z 6.2 (neu: G 6.3) als Grundsatz zu 
formulieren (siehe unten Bund Naturschutz und 
Regierung von Oberbayern). 
 
Bayerischer Bauernverband, Herr Peter Grund 
 
Bedarfsgerechte Landwirtschaft ist nachhaltige, 
Landwirtschaft zur Erzeugung qualitativ hochwertiger, 
nachgefragter Produkte unter Beachtung ökologischer 
Erfordernisse. Eine nichtbedarfsgerechte Landwirtschaft 
stellt Quantität über Qualität, Subventionen über 
Markterfordernisse und schädigt Umwelt und 
Landschaftsbild. Dies kann weder vom Verbraucher noch 
von der Bauernschaft gewollt sein. sein. Mit Z 6.2 soll 
gerade verhindert werden, dass immer mehr Flächen der 
landwirtschaftlichen Produktion entzogen werden. Es 
wird vorgeschlagen, Z 6.2 (neu: G 6.3) als Grundsatz zu 
formulieren (siehe unten Bund Naturschutz und 
Regierung von Oberbayern) und in der Begründung zu 
ergänzen: „Hierbei sind neue Möglichkeiten von 
Kompensationsmaßnahmen zu prüfen und umzusetzen, 
welche die landwirtschaftlichen und die 
naturschutzfachlichen Belange in einem ausgewogenen 
Verhältnis gewährleisten.“ 
 
Flughafen München 
 
Die Bereiche, für die Vorranggebiete im Regionalplan 
festgelegt werden können, sind abschließend im LEP 
genannt (Art. 14 Abs. 2 Satz §). 
Kompensationsmaßnahmen zählen nicht dazu. Auch 
könnte die regionalplanerische Festlegung von Gebieten 
für Kompensationsmaßnahmen die Intention von Z 6.2 
(neu: G 6.3) konterkarieren, da dies zu einer weiteren 
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IHK 
 
Ausgleichsflächen stehen nicht nur im Spannungsfeld zur 
Landwirtschaft. Jede Flächenbeanspruchung bringt 
Ausgleichspflichten mit sich. Dies kann dazu führen, dass 
Projekte nicht realisiert werden können. Ein regionsweites 
Ausgleichsflächenkonzept ist zu etablieren.  
 
 
 
 
 
Landratsamt Fürstenfeldbruck 
 
Es sollte ergänzt werden, dass auf Ausgleichsflächen 
auch eine extensive landwirtschaftliche Produktion zu 
berücksichtigen ist. 
 
 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Z 6.2 sollte gestrichen werden. Es werden nicht die 
eigentlichen Ursachen des Flächenverlustes für die 
Landwirtschaft benannt, nämlich die Ausweisung von 
Siedlungs- und Verkehrsflächen. 
 
 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Was mit der Zielsetzung erreicht werden soll bleibt 
nebulös. 
 
 
 
 
 
 

Verknappung landwirtschaftlicher Flächen führen würde. 
 
IHK  
 
Gerade im Umland des Flughafens mit seinem enormen 
Flächenbedarf stellt der Ausgleichsflächenbedarf einen 
zentralen Konflikt zur Landwirtschaft dar. 
 
Ein regionsweites Ausgleichsflächenkonzept bedarf der 
intensiven Abstimmung und Mitarbeit aller Betroffenen. 
Eine regionalplanerische Darstellung von 
Ausgleichsflächen erscheint derzeit nicht möglich (siehe 
auch Flughafen München). Es hätte allenfalls 
unverbindlichen Charakter. 
 
Landratsamt Fürstenfeldbruck 
 
Es wird vorgeschlagen, Z 6.2 (neu: G 6.3) als Grundsatz 
zu formulieren (siehe unten Bund Naturschutz und 
Regierung von Oberbayern) und in der Begründung zu 
ergänzen: 
 „Hierbei sind neue Möglichkeiten von 
Kompensationsmaßnahmen zu prüfen und umzusetzen, 
welche die landwirtschaftlichen und die 
naturschutzfachlichen Belange in einem ausgewogenen 
Verhältnis gewährleisten.“ 
 
Landeshauptstadt München 
 
Der Verlust landwirtschaftlicher Flächen durch die 
angesprochene Ausweisung von Siedlungs- und 
Verkehrsflächen wird durch den Ausgleichsflächenbedarf 
potenziert. Gerade bei infrastrukturellen Großprojekten 
(z.B. Flughafen München) führt dies zu erheblichen 
Konflikten. Die Festlegung eines entsprechenden Zieles 
im Regionalplan war daher ein zentrales Anliegen. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Es ist ein wichtiges regionalplanerisches Anliegen, dass 
in der Region München eine vielfältige und 
leistungsfähige Landwirtschaft für die regionale 
Nahrungsmittelproduktion und für das Landschaftsbild 
erhalten bleibt. Im Zuge des hohen 
Ausgleichsflächenbedarfs werden jedoch immer mehr 
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Bund Naturschutz 
 
Das Ziel wird abgelehnt. Die Ausweisung von 
Ausgleichsflächen ist eine gesetzliche Verpflichtung, 
deren Umsetzung sich an fachlichen Zielen und einem 
Funktionsausgleich für gefährdete Arten und Biotope zu 
orientieren hat. Die Abstimmung mit den Zielen einer 
landwirtschaftlichen Nutzung ist zudem in der 
bayerischen Kompensations-Verordnung geregelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Regierung von Oberbayern (höhere 
Naturschutzbehörde) 
 
Z 6.2 wird seitens der höheren Naturschutzbehörde nicht 
mitgetragen. Die Festsetzung von 
Kompensationsmaßnahmen erfolgt nach den bindenden 
Vorgaben der naturschutzrechtlichen Vorschriften. In der 
Regel sind zwingende spezifische Anforderungen an die 
Art und die Lage der Maßnahmen zu beachten. Statt 
„Ausweisung“ sollte gemäß Bayerischer 
Kompensationsverordnung „Auswahl“, statt 
„Ausgleichsflächen“ „Kompensationsflächen“ formuliert 
werden. Der Begriff „bedarfsgerechte landwirtschaftliche 
Produktion“ ist nicht bestimmt. Es wird die Frage 
aufgeworfen, ob die von diesem Ziel betroffenen Belange 
auf regionaler Ebene abschließend abgewogen werden 

Flächen der Landwirtschaft entzogen. Dem gilt es durch 
neue Möglichkeiten von Kompensationsmaßnahmen 
gegenzusteuern, damit auch künftig eine 
bedarfsgerechte landwirtschaftliche Produktion in der 
Region München möglich ist. Es wird vorgeschlagen Z 
6.2 (neu: G 6.3) als Grundsatz zu formulieren (siehe 
Bund Naturschutz und Regierung von Oberbayern). 
 
Bund Naturschutz 
 
Es ist ein wichtiges regionalplanerisches Anliegen, dass 
in der Region München eine vielfältige und 
leistungsfähige Landwirtschaft für die regionale 
Nahrungsmittelproduktion und für das Landschaftsbild 
erhalten bleibt. Im Zuge des hohen 
Ausgleichsflächenbedarfs werden jedoch immer mehr 
Flächen der Landwirtschaft entzogen. Dem gilt es durch 
neue Möglichkeiten von Kompensationsmaßnahmen 
gegenzusteuern, damit auch künftig eine 
bedarfsgerechte landwirtschaftliche Produktion in der 
Region München möglich ist. Es wird vorgeschlagen, Z 
6.2 (neu: G 6.3) wie folgt als Grundsatz zu formulieren: 
„Die Auswahl von Kompensationsmaßnahmen soll mit 
den Erfordernissen einer bedarfsgerechten 
landwirtschaftlichen Produktion abgestimmt werden.“ 
in der Begründung soll folgender Satz ergänzt werden: 
„Hierzu sind neue Möglichkeiten von 
Kompensationsmaßnahmen zu prüfen und umzusetzen, 
welche die landwirtschaftlichen und die 
naturschutzfachlichen Belange in einem ausgewogenen 
Verhältnis gewährleisten.“ 
 
Regierung von Oberbayern (höhere 
Naturschutzbehörde) 
 
Aufgrund der naturschutzrechtlichen Vorgaben wird 
vorgeschlagen, Z 6.2 (neu: G 6.3) wie folgt als Grundsatz 
zu formulieren: 
„Die Auswahl von Kompensationsmaßnahmen soll mit 
den Erfordernissen einer bedarfsgerechten 
landwirtschaftlichen Produktion abgestimmt werden.“ 
In der Begründung soll folgender Satz ergänzt werden: 
„Hierzu sind neue Möglichkeiten von 
Kompensationsmaßnahmen zu prüfen und umzusetzen, 
welche die landwirtschaftlichen und die 
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können. Es sollte deshalb ein Grundsatz formuliert 
werden. 
 

naturschutzfachlichen Belange in einem ausgewogenen 
Verhältnis gewährleisten.“ 
 

G 6.3 Waldflächen sollen erhalten und gleichzeitig als Rohstoff für die 
Energieversorgung genutzt werden. 

 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
Auf forstwirtschaftliche Belange wird nur marginal 
eingegangen. Den Belangen des Waldes wird zu geringe 
Bedeutung zugemessen. 
 
Es ist als Ziel zu formulieren: „Die Flächensubstanz des 
Waldes ist im Verdichtungsraum München zu erhalten, 
soweit sie nicht ohnehin durch Bannwaldverordnung 
gesichert ist.“ 
 
Es ist ein Grundsatz anzufügen, dass außerhalb des  
Verdichtungsraumes München liegende größere 
zusammenhängende und noch weitgehend geschlossene 
Waldgebiete erhalten und vor weiteren Zerschneidungen 
durch Infrastruktureinrichtungen und andere 
Nutzungsänderungen bewahrt werden. 
 
Es ist ein weiterer Grundsatz aufzunehmen, dass im 
Nordwesten und Nordosten von München sowie 
insbesondere in den extrem waldarmen Bereichen der 
nördlichen Münchner Schotterebene eine Mehrung der 
Waldfläche anzustreben ist. 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Die explizite Hervorhebung der Rohstofffunktion der 
Wälder ist zu streichen. Wälder sollen im Hinblick auf ihre 
vielfältigen Funktionen nachhaltig bewirtschaftet werden. 
In der Begründung Zu G 6.3 sind die klimatischen 
Funktionen zu ergänzen. 
 
Ein neuer Grundsatz ist zu ergänzen: „G 6.4 Die 
ökologische Landwirtschaft soll gestärkt werden. Die 
private und öffentliche Nachfrage nach regionalen 
Produkten soll gedeckt werden. 
 
 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass insbesondere bei den 
Sicherungs- und Pflegemaßnahmen in den 
landschaftlichen Vorbehaltsgebieten und in der 
Beschreibung der Landschaftsräume und der 
landschaftlichen Vorbehaltsgebiete die große Bedeutung 
der Wälder in der Region München zum Ausdruck 
gebracht wird (siehe Abschnitt B I 1.2.2 mit Begründung 
und Anhang).  
 
Der Grundsatz drückt dies allgemeingültig für die 
gesamte Region aus. Das nähere wird fachgesetzlich 
geregelt. Der überwiegende Anteil der Wälder ist als 
Bannwald geschützt. 
 
Die größeren Waldgebiete sind als 
Frischluftentstehungsgebiete i.d.R. als regionale 
Grünzüge festgesetzt. Auf der Ebene der 
Regionalplanung ist dies hinreichend. Regionalplanung 
ist überfachlich koordinierende Planung. Sie ersetzt, 
konkretisiert oder wiederholt nicht fachgesetzliche 
Regelungen.   
 
In den Sicherungs- und Pflegemaßnahmen in den 
landschaftlichen Vorbehaltsgebieten sowie in der 
Beschreibung der Landschaftsräume und der 
landschaftlichen Vorbehaltsgebiete ist die anzustrebende 
Waldmehrung in den waldarmen Gebieten bereits 
enthalten. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Auch die Forstwirtschaft kann und soll einen Beitrag zur 
Energiewende leisten. Es wird vorgeschlagen, in der 
Begründung die Klimaschutzfunktion zu ergänzen. 
 
 
 
G 6.1 behandelt diesen Aspekt bereits. In der 
Begründung wird hinreichend klar, dass einer 
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Landratsamt Dachau 
 
Waldflächen als „Rohstoffflächen für die 
Energieerzeugung“ zu definieren, also zum „Verheizen“, 
wird dem Rohstoff Holz nicht gerecht.   
 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Die Formulierung des Grundsatzes suggeriert, dass alle 
Wälder „gleichzeitig als Rohstoff für die 
Energieversorgung genutzt werden sollen.“ Es gibt aber 
zahlreiche Waldflächen mit naturschutzfachlichen 
Vorgaben, die mit einer energetischen Rohstoffnutzung 
nur schwer zu vereinbaren wären. Die 
Biodiversitätsstrategie der Bundesregierung hat zum Ziel, 
5% der Waldflächen aus der Nutzung zu nehmen. 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Der bisherige Grundsatz, dass darauf hinzuwirken ist, 
dass die land- und forstwirtschaftliche Produktion 
möglichst umweltschonend erfolgt und ein höherer Anteil 
von regionalen erzeugten Produkten anzustreben ist, soll 
beibehalten werden.  
  

nachhaltigen Landwirtschaft der Vorzug zu geben ist. 
Dabei steuert die Nachfrage Produktion und Angebot. 
Die Nachfrage nach ökologisch produzierten 
Nahrungsmitteln ist die beste und nachhaltigste 
Förderung. Sie kann aber nicht über den Regionalplan 
den Verbrauchern vorgegeben werden. Förderung ohne 
entsprechende Nachfrage wäre fragwürdige Subvention. 
 
Landratsamt Dachau 
 
In der Begründung sind die vielfältigen Funktionen des 
Waldes erläutert. Dabei kann und soll der Rohstoff Holz 
auch einen Beitrag für die regionale Energieversorgung 
leisten. Eine regenerative regionale Energieerzeugung 
bedarf eines möglichst vielfältigen Mix an regenerativen 
Energieträgern.  
 
Bund Naturschutz 
 
Es sollen doch nicht alle Wälder ausschließlich und 
umfassend für die Energieerzeugung genutzt werden. 
Vielmehr kann und soll der Rohstoff Holz auch einen 
Beitrag für die regionale Energieerzeugung leisten. Die 
vielfältigen anderen Funktionen des Waldes sind in der 
Begründung genannt. Dabei kann der Regionalplan auch 
bestehende fachgesetzliche Regelungen und 
Schutzverordnungen nicht außer Kraft setzen.  
 
Bund Naturschutz 
 
Der Förderung regionaler Kreisläufe dient G 6.1. 
Vergleiche hierzu insbesondere die Ausführungen in der 
Begründung Zu G 6.1. Es wird vorgeschlagen, einen 
neuen Grundsatz G 6.2 einzufügen: „Es ist darauf 
hinzuwirken, dass die land- und forstwirtschaftliche 
Produktion möglichst umweltschonend erfolgt.“ „Z 6.2“ 
wird zu „G 6.3“ und „G 6.3“ wird zu „G 6.4“. 
 

 
7 Energieerzeugung 

G 7.1 Die Energieerzeugung soll langfristig finanziell tragfähig, sicher 
und für die Verbraucher günstig sein. 

 

Gemeinde Aying 
 
Die Förderung von Fernwärmenetzen soll aufgenommen 
werden, deren Wärmeerzeugung emissionssparend oder 
–frei stattfindet. 
Die im rechtskräftigen Teilflächennutzungsplan Windkraft 
dargestellten Konzentrationsflächen für die Errichtung von 

Gemeinde Aying 
 
Der Fortschreibungs-Entwurf konzentriert sich bewusst 
auf die regionalen und dezentralen Potentiale. 
 
Da, mit der 10 H-Regelung für die regionalplanerische 
Festlegung von Gebieten für Windkraftanlagen 



 142 

Gesamtfortschreibung Regionalplan München 
Ziele, Grundsätze und Begründungen 
gemäß Entwurf vom 10.12.15 

Eingegangene Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

Windenergieanlagen sind noch aufzunehmen. 
 
 
 
IHK 
 
Dieser Abschnitt ist durch Biogas und Biomasse zu 
ergänzen. 
 
Landkreis Fürstenfeldbruck, Stadt Garching, 
„NordAllianz“ 
 
Es wird angeregt, auch die Windenenergie zu nennen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bayerische Staatsministerium der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat 
 
Der verbindlichen LEP-Vorgabe, Vorranggebiete für die 
Errichtung von Windkraftanlagen festzulegen, wird nicht 
nachgekommen. Der Argumentation, es gäbe keine 
geeigneten Flächen, steht die derzeitige Entstehung von 
Windkraftanlagen an verschiedenen Stellen der Region 
entgegen. Unabhängig hiervon wäre das Fehlen von 
regionalplanerisch geeigneten Gebieten fachlich 
schlüssig für die ganze Region zu belegen.  
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Es soll ergänzt werden: „Die Windenergie ist ein idealer 
Gegenspieler zu der Nutzung der Sonnenenergie, denn 
Windkraftanlagen führen auch genau dann zu Erträgen, 
wenn in sonnenarmen Zeiten (Nacht, bedecktes Wetter) 
Photovoltaik-Anlagen nicht zu der Lastdeckung beitragen 
können. Zur Förderung der dezentralen Versorgung mit 
erneuerbaren Energien ist daher der Ausbau der lokalen 
Windenergie zu fördern und zu unterstützen.“ 
 

substantiell kein Raum bleibt, erübrigen sich 
regionalplanerische Festlegungen. Auf eine 
nachrichtliche Widergabe kommunaler Konzepte wird 
verzichtet.  
 
IHK 
 
Siehe Begründung Zu G 7.1. 
 
 
Landkreis Fürstenfeldbruck, Stadt Garching, 
„NordAllianz“ 
 
Die Planung der Windenergie in der Region München 
erfolgt auf kommunaler Ebene. Für die Festlegung von 
Vorrang- und/oder Vorbehaltsgebieten für Windkraft im 
Regionalplan bleibt im Zuge der 10 H-Regel kein 
substantieller Raum. Entsprechende Potentialkarten 
belegen dies. Dies wird gegenüber dem Freistaat Bayern 
noch zu konkretisieren sein. Es wird vorgeschlagen, 
einen neuen Grundsatz G 7.7 zu ergänzen: „Kommunale 
Windkraftplanungen sollen gefördert werden.“ 
 
Bayerische Staatsministerium der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat 
 
Die wenigen noch realisierten Windkraftanlagen in der 
Region beruhen i.d.R. auf Planungen, die vor der 10 H-
Regel initiiert worden waren. Für die Festlegung von 
Vorrang- und/oder Vorbehaltsgebieten für Windkraft im 
Regionalplan bleibt im Zuge der 10 H-Regel kein 
substantieller Raum. Entsprechende Potentialkarten 
belegen dies. Dies wird noch schlüssig dargelegt.   
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Falls in der Region noch Windkraftanlagen realisiert 
werden, ist dies aus regionalplanerischer Sicht  
ausdrücklich zu begrüßen. Für die Festlegung von 
Vorrang- und/oder Vorbehaltsgebieten für Windkraft im 
Regionalplan bleibt im Zuge der 10 H-Regel kein 
substantieller Raum. 
Es wird vorgeschlagen, einen neuen Grundsatz G 7.7 zu 
ergänzen: „Kommunale Windkraftplanungen sollen 
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Gemeinde Wolfersdorf, Gemeinde Zolling 
 
Die Gemeinde steht der Errichtung von Windkraftanlagen 
auf ihrem Gemeindegebiet ablehnend gegenüber. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Der Grundsatz sollte durch Aussagen ergänzt werden, 
wie dies in der Region München bewerkstelligt werden 
kann. 
 
Es sollen Vorranggebiete für Standorte 
regionalbedeutsamer Windkraftanlagen ausgewiesen 
werden. 
 
 
 
 
Herr Gränzer 
 
Dieser Punkt sollte erweitert werden zu 
„Energieerzeugung und –verteilung“. Bei 
Energieverteilung sollte die Förderung von 
Fernwärmenetzen aufgenommen werden, deren 
Wärmeerzeugung emissionssparend oder –frei stattfindet. 
 
Gemeinde Berglern 
 
G 7.1 ist zwar erstrebenswert, scheitert aber an der 
allgemeinen Entwicklung auf dem Energiemarkt. Konkrete 
Maßnahmen sind zu nennen. 
 
 
Gemeinde Planegg 
 
Die Festlegung von Vorrang- und/oder 
Vorbehaltsgebieten für Windkraft wird als dringend 
notwendig erachtet, da eine Regelung auf kommunaler 
Ebene die 10 H-Regelung verhindert. 
 
Bund Naturschutz 
 
Ein regionales Konzept mit Vorrang- und 
Ausschlussgebieten für Windkraftanlagen ist 

gefördert werden.“ 
 
 
Gemeinde Wolfersdorf, Gemeinde Zolling 
 
Der Regionalplan-Entwurf sieht keine Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete für Windkraft vor. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Dies wird in der Begründung erläutert. 
 
 
Für die Festlegung von Vorrang- und/oder 
Vorbehaltsgebieten für Windkraft im Regionalplan bleibt 
im Zuge der 10 H-Regel kein substantieller Raum. 
Entsprechende Potentialkarten belegen dies. Dies wird 
noch schlüssig dargelegt.   
 
Herr Gränzer 
 
Der Fortschreibungs-Entwurf konzentriert sich bewusst 
auf die regionalen und dezentralen Potentiale. Der 
Abschnitt fokussiert auf die Energieerzeugung. Je 
dezentraler diese erfolgt, umso kleiner ist das 
Verteilungsproblem.   
 
Gemeinde Berglern 
 
Die Bausteine einer finanziell tragfähigen, sicheren und 
für die Verbraucher günstigen Energieerzeugung sind in 
der Begründung genannt. G 7.2 – G 7.7 (neu) benennt 
die Maßnahmen. Mehr kann der Regionalplan nicht 
leisten. 
 
Gemeinde Planegg 
 
Dies ist auch auf regionaler Ebene so. Die 10 H-Regel 
läßt keinen substanziellen Raum für die Ausweisung von 
regionalen Vorrang- und/oder Vorbehaltsgebieten. 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Für die Festlegung von Vorranggebieten für Windkraft im 
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unabdingbar. 
 
 
 
Regierung von Oberbayern 
 
Die Festlegung von Vorranggebieten für die Errichtung 
von Windkraftanlagen ist nicht erfolgt. Eine zeitnahe 
Ergänzung der Fortschreibung des Regionalplans um ein 
regionsweites Steuerungskonzept zur Errichtung von 
Windkraftanlagen wird angeregt. 
 

Regionalplan bleibt im Zuge der 10 H-Regel substantiell 
kein Raum. Entsprechende Potentialkarten belegen dies. 
Dies wird noch schlüssig dargelegt. 
 
Regierung von Oberbayern 
 
Für die Festlegung von Vorrang- und/oder 
Vorbehaltsgebieten für Windkraft im Regionalplan bleibt 
im Zuge der 10 H-Regel kein substantieller Raum. 
Entsprechende Potentialkarten belegen dies. Dies wird 
noch schlüssig dargelegt.   
 

G 7.2 Energieerzeugung und Energieverbrauch sollen räumlich 
zusammengeführt werden. 

 

Markt Markt Indersdorf 
 
Die Region München wird es nicht schaffen eine 
autonome Versorgung aufzubauen. Daher kommt auch 
dem regionalen Netzausbau für Elektrizität große 
Bedeutung zu. 
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
G 7.2 sollte als Ziel festgelegt werden. 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Kraft-Wärme-Kopplung ist an geeigneten Standorten 
anzustreben. 
 
 
 

Markt Markt Indersdorf 
 
Die Vorteile einer dezentralen Energieversorgung sind in 
der Begründung Zu G 7.2 erläutert. Die Auffassung wird 
geteilt, dass die Energieversorgung nicht ganz ohne 
Netzausbau funktionieren wird. 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Aufgrund der unterschiedlichen Adressaten und der 
verschiedenen subjektiven Möglichkeiten und objektiven 
Gegebenheiten sollte es bei einem Grundsatz bleiben. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Es wird vorgeschlagen die Begründung um folgenden 
Satz zu ergänzen: 
„Einen wichtigen Beitrag für den Auf- und Ausbau lokaler 
Energienetze kann die Kraft-Wärme-Kopplung leisten.“  
 

G 7.3 Die regionale Energieerzeugung soll regenerativ erfolgen. 
 

Gemeinde Oberding, Gemeinde Eitting 
 
Unabhängig vom Gerichtsurteil zur 10 H-Regelung soll im 
Regionalplan auf die Festlegung von Vorranggebieten für 
Windkraftanlagen verzichtet werden. 
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Es soll ergänzt werden, dass die Nutzung regenerativer  
Energien vorrangig dezentral erfolgen und gefördert 
werden soll. 

Gemeinde Oberding, Gemeinde Eitting 
 
Die 10 H-Regelung ist richterlich bestätigt worden. Es 
bleibt damit dabei, dass für die regionalplanerische 
Festlegung von Vorranggebieten für Windkraftanlagen in 
der Region München substanziell kein Raum bleibt.  
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Die Förderung regenerativer Energien erfordert bzw. 
bedingt eher dezentrale Anlagen mit unmittelbarem 
regionalem Nutzen, deren Standorte sich oft nach dem 
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Gemeinde Wörth 
 
Es sollte zumindest ein grundsätzliches Bekenntnis zur 
Nutzung der Windkraft abgegeben werden. 
 
 
 
Gemeinde Berglern 
 
G 7.3 ist offener zu fassen. 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Neben dem Grundsatz der regenerativen 
Energieerzeugung ist auch das Ziel der 
Energieeinsparung und höherer Effizienz zu verankern. 
 
 
 
 
Stadt Freising 
 
Es ist zu ergänzen, dass zu einer weitgehend 
erneuerbaren Energieversorgung die Zusammenarbeit 
von Stadt und Umland ausgebaut werden muss. 
 

natürlichen Angebot richten. Dies steht genauso in der 
Begründung.  
 
Gemeinde Wörth 
 
Die Forderung, dass die regionale Energieerzeugung 
regenerativ erfolgen soll, schließt Windkraft mit ein. 
Gleichwohl wird vorgeschlagen, einen neuen Grundsatz 
G 7.7 zu ergänzen: „Lokale Windkraft soll gefördert 
werden.“ 
 
Gemeinde Berglern 
 
Der Fokus auf regenerative Energieerzeugung war 
allgemeiner Konsens. 
 
Bund Naturschutz 
 
Regionalplanung als Teil der Raumordnung befasst sich 
mit Fragen der Raumnutzung und regelt Sachverhalte mit 
Raumbezug. Das Vorschreiben sparsamen Verhaltens 
im Regionalplan liefe schon deshalb ins Leere, da der 
Regionalplan gegenüber Privatpersonen keine 
Verbindlichkeit entfaltet. 
 
Stadt Freising 
 
Es wird vorgeschlagen, G 7.3 zu ergänzen: „Hierzu 
bedarf es der interkommunalen Zusammenarbeit.“  
 

G 7.4 Die Gewinnung von Sonnenenergie (Strom und Wärme) soll 
vorrangig auf Dächern, auf bereits versiegelten Flächen und im 
räumlichen Zusammenhang mit Infrastruktur erfolgen. 

 

Landkreis Fürstenfeldbruck 
 
Folgende Änderung wird vorgeschlagen: 
„…soll vorrangig auf „Dach- und Fassadenflächen von 
Gebäuden“,…“ 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
G 7.4 sollte als Ziel festgelegt werden. 
 
 
 
Gemeinde Attenkirchen, Gemeinde Haag an der 
Amper, Gemeinde Wolfersdorf, Gemeinde Zolling 
 

Landkreis Fürstenfeldbruck 
 
Es wird vorgeschlagen, die angeregte Änderung zu 
übernehmen.  
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Aufgrund der unterschiedlichen Adressaten und der 
verschiedenen subjektiven Möglichkeiten und objektiven 
Gegebenheiten sollte es bei einem Grundsatz bleiben. 
 
Gemeinde Attenkirchen, Gemeinde Haag an der 
Amper, Gemeinde Wolfersdorf, Gemeinde Zolling 
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Die Gewinnung von Sonnenenergie soll auch auf 
geeigneten Flächen möglich sein. Den Gemeinden sollte 
eine gewisse Flexibilität und Eigenverantwortlichkeit 
eingeräumt werden. 
 
Gemeinde Berglern 
 
Der Ausbau der Sonnenergie darf nicht beschränkt 
werden. 
 

„Vorrangig“ heißt nicht „ausschließlich“. 
 
 
 
Gemeinde Berglern 
 
„Vorrangig“ heißt nicht „ausschließlich“.  Eine 
großflächige Überbauung von landwirtschaftlichen 
Nutzflächen bzw. von bislang infrastrukturell 
unbeeinträchtigter Landschaft soll aber vermieden 
werden. Dies spart Flächen und schont das 
Landschaftsbild. Landwirtschaftliche Flächen können für 
die Nahrungsmittelproduktion erhalten bleiben. 
 

G 7.5 Bestehende Wasserkraft soll effizienter genutzt werden. 
 

Stadt Fürstenfeldbruck 
 
G 7.5 sollte als Ziel festgelegt werden. 
 

Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Aufgrund der unterschiedlichen Adressaten und der 
verschiedenen subjektiven Möglichkeiten und objektiven 
Gegebenheiten sollte es bei einem Grundsatz bleiben. 
 

G 7.6 Geothermie soll insbesondere zur Wärmeversorgung gefördert 
werden. 

Stadt Fürstenfeldbruck 
 
G 7.6 sollte als Ziel festgelegt werden. 
 

Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Aufgrund der unterschiedlichen Adressaten und der 
verschiedenen subjektiven Möglichkeiten und objektiven 
Gegebenheiten sollte es bei einem Grundsatz bleiben. 
 

 Gemeinde Ottobrunn 
 
Die Förderung von Fernwärmenetzen soll aufgenommen 
werden, deren Wärmeerzeugung emissionssparend oder 
–frei stattfindet. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Ein neuer Grundsatz zur Biomasse soll aufgenommen 
werden. Da die Produktion von Biomasse in Konflikt zur 
Nahrungsmittelproduktion und dem Naturschutz steht, 
sollte eine entsprechende Formulierung zur nachhaltigen 
Nutzung von Biomasse aufgenommen werden. 
 

Gemeinde Ottobrunn 
 
Der Fortschreibungsentwurf konzentriert sich bewusst 
auf die regionalen und dezentralen Potentiale. 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Aufgrund des Konfliktpotentials des großflächigen 
Anbaus von Biomasse wurde auf einen eigenen 
Grundsatz verzichtet. Biomasse ist aber in der 
Begründung Zu G 7.1 erwähnt. Es wird vorgeschlagen, 
dort „nachhaltig zu nutzende“ zu ergänzen.  
 

 
B V KULTUR, FREIZEIT UND ERHOLUNG 

 
1 Leitbild  
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G 1.1 Einrichtungen der Kultur, für Freizeit und Erholung sollen als 
wichtige Standortfaktoren für die Entwicklung der Region 
gesichert und ausgebaut werden. 

 

G 1.2 Dabei soll der Freizeitwert  der Region und die Attraktivität für 
Erholung erhalten und weiterentwickelt werden, sowie 
Belastungsgrenzen berücksichtigt werden. 

 

  

G 1.3 Überörtlich und regional abgestimmte Konzepte für Freizeit und 
Erholung sollen realisiert werden. 

 

Landeshauptstadt München 
 
Bedarfsgerechte und möglichst flächendeckende 
Angebote sollen realisiert werden. 
 

Landeshauptstadt München 
 
In der Begründung wird ausgeführt, dass sich nicht in 
allen Teilräumen ein umfassendes Angebot an Kultur- 
und Freizeiteinrichtungen bereitstellen lässt. 
Fehlentwicklungen sollen vermieden werden. 
 

 
2 Verkehrliche Erschließung 
 
Z 2.1 Erreichbarkeit und Erschließung von Kultur- und 

Freizeiteinrichtungen sowie von Erholungsgebieten sind zu 
verbessern, insbesondere im ÖPNV. 

 

Pro Bahn 
 
Die verkehrliche Erschließung sollte vorrangig im ÖPNV, 
insbesondere im Schienenverkehr erfolgen. 
 
 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Der Abschnitt „Verkehrliche Erschließung“ ist  in „Freizeit- 
und Erholungseinrichtung“ zu integrieren. 
 
 
 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Eine Formulierung als verbindliches Ziel ist nicht 
zielführend. Auf die Stellungnahme zu B III 2.5.1 wird 
verwiesen.   
 

Pro Bahn 
 
Mit „insbesondere“ ist bereits das „prä“ des ÖPNV zum 
Ausdruck gebracht. Eine ganze Reihe von Kultur-  und 
Freizeiteinrichtungen in der Region werden sich leider mit 
Schienenverkehrsmittel nicht erreichen lassen. Es wird 
zudem daran erinnert, dass auch das Fahrrad (E-Bikes) 
künftig im Hinblick auf die Erreichbarkeit eine größere 
Rolle spielen wird. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Es wird vorgeschlagen, „2 Verkehrliche Erschließung“ in 
„3 Freizeit- und Erholungseinrichtungen“ zu integrieren. 
Die Überschrift „2 Verkehrliche Erschließung“ entfällt 
dann, „3 Freizeit und Erholungseinrichtungen“ wird dann 
zu „2 Freizeit- und Erholungseinrichtungen“. „Z 3.1 – Z 
3.3.2“ werden dann zu „Z 2.3 – Z 2.5.2“.  
 
Landratsamt Dachau 
 
Auf die Kommentierung zu B III 2.5.1 wird verwiesen. 

G 2.2 Rad- und Wanderwege für naturbezogene Erholung sind 
auszubauen. 

 

Regierung von Oberbayern, Landratsamt Dachau 
 
Der Grundsatz ist in der Begründung als Ziel definiert. 
Eine Klarstellung ist erforderlich. 
 

Regierung von Oberbayern, Landratsamt Dachau 
 
Hierbei handelt es sich um einen redaktionellen Fehler, 
der zu korrigieren ist. 2.2 war als Ziel vorgesehen und 
soll Ziel bleiben; denn selbstverständlich sind in der 
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Region München, mit ihrem hervorragenden Lebens- und 
Freizeitwert, die Rad- und Wanderwege weiter 
auszubauen. 
 

 
3 Freizeit- und Erholungseinrichtung 
 
Z 3.1 Bei der Errichtung neuer Freizeit- und Erholungseinrichtungen mit 

besonderem Infrastrukturbedarf muss die ökologische 
Verträglichkeit beachtet werden. 

 

 
 
Pro Bahn 
 
Bei der Errichtung und beim Ausbau; für die ökologische 
Verträglichkeit ist der Vorrang des ÖV notwendig. 
 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Die Überschrift sollte lauten. „Freizeit- und 
Erholungsnutzungen“ 
 
Regierung von Oberbayern 
 
In der Begründung Zu Z 3.1 sind die naturschutzrechtlich 
geschützten Gebiete aufgeführt, wobei 
Landschaftsschutzgebiete fehlen. In diesen geschützten 
Gebieten sind bauliche Vorhaben mit „besonderen 
Infrastrukturbedarf“ ohnehin mit dem Schutzzweck nicht 
zu vereinbaren und verboten. 
 

 
 
Pro Bahn 
 
Z 3.1 dient der Standortlenkung bei der Neuerrichtung 
von Freizeit- und Erholungseinrichtungen mit 
besonderem Infrastrukturbedarf, für welche die 
Nachfrage steigt. Ökologisch sensible Gebiete sollen 
dabei vor intensiver Freizeitnutzung geschützt werden. 
Die verkehrliche Erschließung ist in Z 2.1 geregelt. 
 
Landeshauptstadt 
 
Inhaltlich geht es hier um die Einrichtungen. Es wird 
vorgeschlagen, in der Überschrift den Plural zu 
verwenden. 
 
Regierung von Oberbayern 
 
Es wird vorgeschlagen, in der Begründung Zu Z 3.1 (neu: 
Z 2.3) bei den naturschutzrechtlich geschützten Gebieten 
„Landschaftsschutzgebiete“ zu ergänzen und Absatz 1 
der Begründung wie folgt umzuformulieren/zu ergänzen:  
 
„…werden ökologisch sensible Gebiete vor intensiver 
Freizeitnutzung geschützt. Hinzu kommt, dass diese 
ökologisch empfindlichen Gebiete oft in Nachbarschaft zu 
bereits naturschutzrechtlich gesicherten Gebieten liegen, 
wodurch sich auch in diesen erhöhter Nutzungsdruck 
vermeiden lässt. 
Bei den naturschutzrechtlich gesicherten Gebieten 
handelt es sich insbesondere um: 

 Naturschutzgebiete, …“ 
 

Z 3.2 Golfplätze in der Region München sind als landschaftliche 
Golfplätze anzulegen. 

 

Gemeinde Pliening 
 
Dieses Ziel ist nicht notwendig, da bereits über das 
BauGB geregelt. 
 
Herr Peter Grund 
 

Gemeinde Pliening 
 
Dieses Ziel hat sich in der Region München bewährt und 
sollte unbedingt beibehalten werden. 
 
Herr Peter Grund 
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Dieses Ziel wird abgelehnt. Bei bestehenden Golfplätzen 
und deren Umbau und Weiterentwicklung muss 
Bestandsschutz gewährleistet sein. Als Eigentümer und 
Verpächter von Golfplatzflächen sind den Vorgaben in der 
Begründung für Golfplätze existenzbedrohende Folgen zu 
befürchten. 
 

Dieses Ziel hat sich in der Region München bewährt und 
sollte unbedingt beibehalten werden. Es greift nicht bei 
bestehenden, genehmigten Golfplätzen, welche 
selbstverständlich Bestandsschutz haben.  

 
G 3.3.1 Die Ausweisung von Flächen für Freizeit-Großprojekte soll sich 

an den Auswirkungen auf die Umwelt, das Landschafts- und 
Ortsbild sowie an den soziokulturellen und ökonomischen 
Effekten orientieren. 

 

  

Z 3.3.2 Freizeit-Großprojekte müssen an leistungsfähige Netze des 
ÖPNV und des MIV angebunden werden. 

 

Pro Bahn 
 
Die Erschließung mit dem MIV sollte bewusst als nicht-
vorrangig gekennzeichnet werden. Es wird daher 
vorgeschlagen, vor die Worte „des MIV“ sie Worte „soweit 
nötig“. 
 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
Freizeitgroßprojekte müssen an den überregionalen MIV 
angebunden werden. 
 

Pro Bahn 
 
Freizeit-Großprojekte werden immer von zahlreichen 
Gästen mit dem Auto aufgesucht werden; aus 
Gewohnheit, aus Bequemlichkeit oder aber weil die 
Nutzung des ÖV nicht zumutbar oder nicht möglich ist. 
Diejenigen, bei denen Letzteres zutrifft, sollte man nicht 
verprellen. Die anderen sollte man durch ein attraktives 
ÖV-Angebot motivieren den ÖV zu nutzen und nicht 
durch eine unzureichende MIV-Anbindung. 
 
Landeshauptstadt München 
 
Es ist wohl auch eine Anbindung an den regionalen MIV 
erforderlich. 

 
4 Festlegung und Entwicklung von Erholungsräumen 

(unverändert wie bisher B III 5) 
 
 
 
 
 

Gemeinde Aying 
 
In der Informationskarte überörtliche 
Erholungseinrichtungen (Karte zu B III 5) sollen die im 
Bau befindlichen bzw. geplanten überörtlichen Radwege 
ergänzt werden. 
 
Bayer. Industrieverband Steine und Erden 
 
Es wird um einen Hinweis gebeten, dass 
Rohstoffgewinnung sowie die Festlegung von Vorrang- 
und Vorbehaltsgebieten für Bodenschätze in den 
Erholungsräumen zulässig ist. 
 
Markt Markt Indersdorf 
 

Gemeinde Aying 
 
Dies wird geprüft. Die Informationskarte wird vor 
Abschluss des Fortschreibungsverfahrens aktualisiert.   
 
 
Bayer. Industrieverband Steine und Erden. 
 
Dies entspricht gängiger Praxis. 
 
 
 
Markt Markt Indersdorf 
 
Dies wird vollinhaltlich geteilt. 
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Bei der Ausweisung neuer Erholungsgebiete ist ein 
sinnvolles Gleichgewicht mit Naturhaushalt und 
Landwirtschaft zu finden. 
 
„NordAllianz“ 
 
Das Erholungsgebiet Nr. 7 darf sich nicht auf den Bereich 
westlich der B 471 der Gemeinde Ismaning erstrecken, 
da es sich um ein städtebauliches Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiet (Siedlungsschwerpunkt) der Gemeinde 
handelt. 
 

 
 
„NordAllianz“ 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass mit der Festlegung 
„Erholungsgebiet“ die Siedlungsentwicklung der 
Gemeinde Ismaning nicht beeinträchtigt wird. 
 

Karte 2 Siedlung und Versorgung 
 

Gemeinde Bockhorn  
 
Die Trassendarstellung der „Walpertskirchner Spange“ ist 
der aktuellen Planung anzupassen.  
Beim Fliegerhorst Erding fehlt in der Darstellung der 
östliche Teil der Startbahn, der auf der Gemarkung der 
Gemeinde Bockhorn liegt. 
 
 
Stadt Olching 
 
Die Stadt Olching fordert die Kartengrundlage um 
folgende Darstellungen zu aktualisieren: 

 Gewerbepark Geiselbullach an der B 471 

 Gewerbe- und Sondergebiet Esting 

 Wohngebiet Max-Reger-Straße 
 
 
 
 
 
Landratsamt München, Gemeinde Ismaning, 
„NordAllianz“ 
 
Der AGROB Medien- und Gewerbepark wurde nach 
Süden erweitert. Dies sollte in der Karte entsprechend 
dargestellt werden. 
 
 
 
 
 
 

Gemeinde Bockhorn 
 
Für die Walpertskirchner Spange wird die 
Trassendarstellung des Rauminformationssystems der 
Regierung von Oberbayern übernommen.  
 
Die Kartendarstellung zum Fliegerhorst Erding  wird 
korrigiert. 
 
Stadt Olching 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass mit den in der 
Kartengrundlage dargestellten Siedlungsflächen keine 
regionalplanerischen Zielsetzungen verknüpft sind. Die 
Siedlungsflächen sind den Kategorien Wohnbauflächen 
und Gewerbliche Bauflächen (einschließlich gewerblich 
genutzte Sonderbauflächen) zugeordnet und 
entsprechen dem Stand der zum Januar 2013 
genehmigten Flächennutzungspläne.  Die 
Kartengrundlage wird noch aktualisiert. 
 
 
Landratsamt München, Gemeinde Ismaning, 
„NordAllianz“ 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass mit den in der 
Kartengrundlage dargestellten Siedlungsflächen keine 
regionalplanerischen Zielsetzungen verknüpft sind. Die 
Siedlungsflächen sind den Kategorien Wohnbauflächen 
und Gewerbliche Bauflächen (einschließlich gewerblich 
genutzte Sonderbauflächen) zugeordnet und 
entsprechen dem Stand der zum Januar 2013 
genehmigten Flächennutzungspläne. Die 
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Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
In der Karte sind Wohnbauflächen und Gewerbeflächen 
dargestellt, die noch Wald im Sinne des Waldgesetzes 
sind. Der gesamte Flugplatz Maisach ist als gewerbliche 
Baufläche dargestellt, obwohl als FFH-Gebiet gemeldet.  
 
 
 
 
 
Gemeinde Maisach 
 
Die Darstellung des ehemaligen Flughafens 
Fürstenfeldbruck als gewerbliche Baufläche entspricht 
nicht dem Bestand und den Darstellungen des Entwurfs 
der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Gemeinde Maisach. 
 
Die B 471 ist vierspurig darzustellen. 
 
 
Gemeinde Inning am Ammersee 
 
Es wird gebeten, die Geltungsbereiche des 
Zweckverbandes Interkommunaler Gewerbepark und des 
zukünftigen Bebauungsplans „Östlich der B 471 und 
südlich des Verkehrskreisels“ als gewerbliche Baufläche 
zu hinterlegen. Die Wohnsiedlung „Alte Landsberger 
Straße“ und die Wohnsiedlung „Wörthseestraße 1-21 
entlang der St 2070“ sollten als Wohnbauflächen 
hinterlegt werden. 
 
 
Gemeinde Neuching 
 
Es wird beantragt, dass das künftige Gewerbegebiet 
„Lüßwiesen“ als gewerbliche Fläche in der 
Gesamtfortschreibung berücksichtigt wird. 
 
 
 
 
 

Kartengrundlage wird noch aktualisiert. 
 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass mit den in der 
Kartengrundlage dargestellten Siedlungsflächen keine 
regionalplanerischen Zielsetzungen verknüpft sind. Die 
Siedlungsflächen sind den Kategorien Wohnbauflächen 
und Gewerbliche Bauflächen (einschließlich gewerblich 
genutzte Sonderbauflächen) zugeordnet und 
entsprechen dem Stand der zum Januar 2013 
genehmigten Flächennutzungspläne. Die 
Kartengrundlage wird noch aktualisiert. 
 
Gemeinde Maisach 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass mit den in der 
Kartengrundlage dargestellten Siedlungsflächen keine 
regionalplanerischen Zielsetzungen verknüpft sind. Die 
Siedlungsflächen sind den Kategorien Wohnbauflächen 
und Gewerbliche Bauflächen (einschließlich gewerblich 
genutzte Sonderbauflächen) zugeordnet und 
entsprechen dem Stand der zum Januar 2013 
genehmigten Flächennutzungspläne. Die 
Kartengrundlage wird noch aktualisiert. 
 
Gemeinde Inning am Ammersee 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass mit den in der 
Kartengrundlage dargestellten Siedlungsflächen keine 
regionalplanerischen Zielsetzungen verknüpft sind. Die 
Siedlungsflächen sind den Kategorien Wohnbauflächen 
und Gewerbliche Bauflächen (einschließlich gewerblich 
genutzte Sonderbauflächen) zugeordnet und 
entsprechen dem Stand der zum Januar 2013 
genehmigten Flächennutzungspläne. 
Die Kartengrundlage wird noch aktualisiert. 
 
Gemeinde Neuching 
 
Der Regionalplan trifft keine gebietsscharfen 
kartographischen Festlegungen zur gewerblichen 
Entwicklung. In der Grundkarte von Karte 2 sind lediglich 
die durch genehmigte Flächennutzungspläne 
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Gemeinde Karlsfeld 
 
In Karte 2 ist der zweite S-Bahn-Halt zu streichen.  
 
 
 
Stadt Ebersberg 
 
Es wird gebeten, dass die St 2080 sowie die St 2086 als 
überörtliche Verbindungen nördlich von Ebersberg in der 
Karte 2 dargestellt werden. 
 
Flughafen München 
 
Nördlich von Siglfing ist im Verlauf des Erdinger 
Ringschlusses ein geplanter Haltepunkt dargestellt. Ein 
solcher Haltepunkt ist der FMG weder bekannt, noch ist 
er Gegenstand einer verbindlichen Planung. 
 
 
 
 
Oberste Baubehörde 
 
Dem dargestellten Haltepunkt nordwestlich von Erding 
wird widersprochen. Die Regionalplanung hat keine 
Kompetenz, die Fachplanung derart zu binden. Weder 
Planung noch Herstellung dieses Haltes ist von der 
Fachplanung beabsichtigt. Dafür fehlt der verkehrliche 
Bedarf. 
 
 
 
 
 
Landratsamt Fürstenfeldbruck 
 
Für die Fläche des ehemaligen Fliegerhorstes 
Fürstenfeldbruck sollte eine geeignete Darstellung 
gefunden werden. Der Flughafen Fürstenfeldbruck wurde 
als FFH-Gebiet an die EU gemeldet. Zur Zeit liegen 
Planungen der Gemeinde Maisach zu einem Teil der 
Flächen als „Sondergebiet Konversion  Alter Flugplatz 
Fürstenfeldbruck“ vor. Die restliche westliche Hälfte wird 
weiterhin als extensives Grünland genutzt. Die 

ausgewiesenen Flächen als bestehende Nutzungen und 
Festsetzungen als Hintergrundinformation dargestellt. 
Diese Karte wird noch aktualisiert. 
 
Gemeinde Karlsfeld 
 
Karte 2 Siedlung und Versorgung, Stand Dezember 
2015, die Bestandteil dieses Anhörverfahrens ist, enthält 
keinen zweiten S-Bahn-Halt mehr. 
 
Stadt Ebersberg 
 
Es wird vorgeschlagen, in Karte 2 die St 2080 und die St 
2086 als regionalbedeutsamen Straßen darzustellen. 
 
 
Flughafen München 
 
Ein zusätzlicher Halt ist aber aus regionalplanerischer 
Sicht verkehrlich und siedlungsstrukturell sinnvoll und ist 
auch ausdrückliche Forderung der Gemeinde Eitting 
(s.o.). Der Haltepunkt liegt innerhalb eines 
regionalplanerischen Hauptsiedlungsbereiches. Der 
Haltepunkt ist seit dem 01.11.1997 in textlicher oder/und 
kartographischer Form im Regionalplan enthalten. 
 
Oberste Baubehörde 
 
Aus verkehrlicher Sicht und zur Lenkung und Ordnung 
der Siedlungsentwicklung macht dieser Haltepunkt Sinn. 
Er liegt in einem regionalplanerischen 
Hauptsiedlungsbereich und ist seit dem 01.11.1997 in 
textlicher oder/und kartographischer Form im 
Regionalplan enthalten. Da eine neue 
Schieneninfrastruktur immer Auswirkungen auf die 
Siedlungsentwicklung und Standortgunst  hat, ist es 
zwingend geboten, dass sich die koordinierende 
Regionalplanung Gedanken über neue Haltepunkte 
macht. 
 
Landratsamt Fürstenfeldbruck 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass mit den in der 
Kartengrundlage dargestellten Siedlungsflächen keine 
regionalplanerischen Zielsetzungen verknüpft sind. Die 
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Gesamtfläche ist auch weiterhin als FFH-Gebiet gelistet. 
 
Gemeinde Aschheim 
 
Der Bereich Kieswerk Schöndorfer/Bayerische 
Asphaltmischwerke ist als gewerbliche Baufläche 
darzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Garching 
 
Die Darstellung der Wohnbauflächen ist mit dem 
Flächennutzungsplan abzustimmen und zu ergänzen. 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Für hochwertige ÖPNV-Verbindungen sind Korridore 
darzustellen. 
 
 
 
 
 
Der Ausbau der B 471 sollte als Ziel im Regionalplan 
enthalten und in der Karte dargestellt sein. An geeigneten 
Stellen sollten Deckelungen zur Grünzugsschließung und 
zum Lärmschutz vorgesehen werden. Eine 
Anschlussstelle B 471/FFB Ost sollte geschaffen werden. 
 
 
 

Siedlungsflächen sind den Kategorien Wohnbauflächen 
und Gewerbliche Bauflächen (einschließlich gewerblich 
genutzte Sonderbauflächen) zugeordnet und 
entsprechen dem Stand der zum Januar 2013 
genehmigten Flächennutzungspläne. 
Es wird noch geprüft, ob hier eine andere Darstellung 
gewählt werden kann/soll. 
 
Gemeinde Aschheim  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass mit den in der 
Kartengrundlage dargestellten Siedlungsflächen keine 
regionalplanerischen Zielsetzungen verknüpft sind. Die 
Siedlungsflächen sind den Kategorien Wohnbauflächen 
und Gewerbliche Bauflächen (einschließlich gewerblich 
genutzte Sonderbauflächen) zugeordnet und 
entsprechen dem Stand der zum Januar 2013 
genehmigten Flächennutzungspläne. 
Die Kartengrundlage wird noch aktualisiert. Sollte bis 
dahin der Bereich im Flächennutzungsplan als 
gewerbliche Baufläche dargestellt sein. So wird die 
Darstellung nachrichtlich in die Regionalplan-Grundkarte 
übernommen werden. 
 
Stadt Garching 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass mit den in der 
Kartengrundlage dargestellten Siedlungsflächen keine 
regionalplanerischen Zielsetzungen verknüpft sind. Die 
Siedlungsflächen sind den Kategorien Wohnbauflächen 
und Gewerbliche Bauflächen (einschließlich gewerblich 
genutzte Sonderbauflächen) zugeordnet und 
entsprechen dem Stand der zum Januar 2013 
genehmigten Flächennutzungspläne. 
Die Kartengrundlage wird noch aktualisiert. 
 
Stadt Fürstenfeldbruck 
 
Es sind Planungen dargestellt, soweit sie konkretisierbar 
sind. Freihaltekorridore sind bislang in der 
Regionalplankarte nicht dargestellt. Dies ist aufgrund des 
regionalplanerischen Maßstabs schwierig, zumal es oft 
mehrere Detailvarianten gibt und zahlreiche 
Überlegungen noch nicht konkretisierbar sind. 
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Landratsamt Starnberg, Gemeinde Tutzing 
 
Der dörflich geprägte Ortsteil Unterzeismehring im Süden 
von Tutzing ist für eine überorganische 
Siedlungsentwicklung nicht geeignet. 
 
 
 
 
Landeshauptstadt München 
 
In Karte 2 ist der Bereich der Bereich der Kronprinz-
Rupprecht-Kaserne an den Bebauungsplan und den 
Grundsatz- und Eckdatenbeschluss des Stadtrates 
anzupassen.  
 
 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Über Trassenlage, Endpunkt und Zwischenhalte einer U-
Bahn-Verlängerung nach Ottobrunn müsste noch 
entschieden werden. Auch Einrichtungen in Neubiberg 
(z.B. Universität der Bundeswehr) könnten angebunden 
werden.   
 
Gemeinde Pöcking 
 
Die Ortsteile Maising und Aschering sind nicht als 
Wohnbauflächen dargestellt. Dies ist zu berichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
Landratsamt Dachau 
 
Die Nord-Ost-Umfahrung Dachau mit Süd-Umfahrung 
Hebertshausen ist (einschließlich Alternativrouten) in  
Karte 2 darzustellen, vor allem auch wegen der Lage im 

Der Ausbau der B 471 wäre unter B III G 1.3 zu 
subsumieren. Infrastrukturausbau für den motorisierten 
Individualverkehr ist im Fortschreibungstext nur in 
allgemeiner Form angesprochen. In der Karte ist die B 
471 als regional bedeutsame Straße dargestellt. 
Höhenfreie Anschlussstellen sind als bestehende 
Nutzungen und Festsetzungen dargestellt. Die 
Kartengrundlage wird zu gegebener Zeit  noch 
aktualisiert. Die Systematik sollte nicht zugunsten 
einzelner Maßnahmen unterbrochen werden. 
Straßendeckelungen werden grundsätzlich nicht 
dargestellt. 
 
Landratsamt Starnberg, Gemeinde Tutzing 
 
Die geforderte Rücknahme der Signatur 
„Hauptsiedlungsbereich“ im Ortsteil Unterzeismehring 
kann nur in Abstimmung mit der Gemeinde Tutzing 
erfolgen. Da sich Tutzing der Stellungnahme des 
Landratsamtes Starnberg anschließt, wird 
vorgeschlagen, Unterzeismehring nicht als 
Hauptsiedlungsbereich festzulegen.  
 
Landeshauptstadt München 
 
Die Grundkarte wird zu gegebener Zeit noch aktualisiert. 
Die Siedlungsflächen werden den Kategorien 
Wohnbauflächen und Gewerbliche Bauflächen 
(einschließlich gewerblich genutzte Sonderbauflächen) 
zugeordnet. Ob eine kleinflächige Darstellung von 
Biotopflächen möglich ist, wird geprüft. 
 
Gemeinde Neubiberg 
 
Es wird vorgeschlagen, in der Begründung Zu B III Zu Z 
2.4.2 auch die Anbindung Neubibergs zu nennen. Die 
kartographische Darstellung ist noch zu prüfen. 
 
 
Gemeinde Pöcking 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass mit den in der 
Kartengrundlage dargestellten Siedlungsflächen keine 
regionalplanerischen Zielsetzungen verknüpft sind. Die 
Siedlungsflächen sind den Kategorien Wohnbauflächen 
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regionalen Grünzug. 
 
Ebenfalls darzustellen sind, der Entlastungstunnel im 
Bereich der B 304 in Karlsfeld sowie die geplante 
Umfahrung Markt Indersdorf. 
 
 
 
Regierung von Oberbayern 
 
Eine Überschneidung der schraffierten 
Hauptsiedlungsbereiche mit regionalen Grünzügen ist zu 
vermeiden. 
 

und Gewerbliche Bauflächen (einschließlich gewerblich 
genutzte Sonderbauflächen) zugeordnet und 
entsprechen dem Stand der zum Januar 2013 
genehmigten Flächennutzungspläne. 
Die Kartengrundlage wird noch aktualisiert. 
 
Landratsamt Dachau 
 
Der RPV hatte der Nord-Ost-Umfahrung mit Süd-
Umfahrung Hebertshausen im Raumordnungsverfahren 
zugestimmt. Einzelne Orts-Umfahrungen sind im 
Regionalplan nicht genannt und auch nicht dargestellt. 
 
Die B 304 in Karlsfeld ist als regional bedeutsame Straße 
dargestellt. Eine Tunneldarstellung sieht die 
Planzeichenverordnung nicht vor. 
Einzelne Orts-Umfahrungen sind im Regionalplan nicht 
genannt und auch nicht dargestellt. 
 
Regierung von Oberbayern 
 
Überschneidungen von Hauptsiedlungsbereichen mit 
regionalen Grünzügen werden bereinigt. 

Umweltbericht 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wasserwirtschaftsamt Weilheim 
 
Zu 1.2 ist zu ergänzen: 
 
Schutzgut Boden: 

 Sanierung von schädlichen 
Bodenverunreinigungen 

 
Schutzgut Wasser: 

 Sicherung der Qualität und Quantität (keine 
Übernutzung) des Grundwassers 

 Sicherung der Qualität der 
Oberflächengewässer sowie Erhalt bzw. 
Erreichung des guten ökologischen Zustandes 
gemäß EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) 

 
Zu 2.1 
Die Bestandsaufnahme zum Schutzgut Wasser ist 
unvollständig, wenn die aktuelle Bestandserhebung der 
WRRL für Grundwasser und Oberflächengewässer nicht 
mit dargestellt wird (z.B. in Karten eingeteilt nach 
Bereichen, in denen der gute ökologische Zustand 

Wasserwirtschaftsamt Weilheim 
 
Im Zuge eines erforderlichen weiteren Anhörverfahrens 
wird der Umweltbericht entsprechend ergänzt. In die 
Umwelterklärung werden die Erwägungen des 
Wasserwirtschaftsamtes Weilheim einbezogen. 
 
Separate Karten über den Zustand von Grundwasser und 
Oberflächengewässer würden jedoch den erforderlichen 
Konkretisierungsgrad für die Planungsebene 
Regionalplan übersteigen. 
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erreicht bzw. nicht erreicht ist. 
 
Zu 2.2 und 2.4 
Hier wäre deutlich zu machen, dass WRRL und 
Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie (HWRM-RL) im 
Kern ein Verschlechterungsverbot und ein 
Verbesserungsgebot beinhalten. 
 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg, Bayerischer Bauernverband, Herr Peter 
Grund 
 
Im Umweltbericht auf Seite 5 – letzte Zeile steht „sowie 
naturorientierte landwirtschaftliche Nutzung“. Das Wort 
„naturorientierte“ ist ersatzlos zu streichen. Jede 
landwirtschaftliche Nutzung erfolgt in und mit der Natur. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bund Naturschutz 
 
Der Umweltbericht enthält keine Konzept-Prüfung 
zahlreicher angeführten Vorhaben. Eine Prüfung der 
Auswirkungen zahlreicher Infrastruktur-Ausbau-
Maßnahmen auf den Naturhaushalt und die 
Umweltsituation ist nicht möglich. 
Auch bei nicht gebietsbezogenen Aussagen bedarf es 
einer inhaltlichen Aussage zu den Umweltauswirkungen. 
Negative Umweltauswirkungen sind beispielsweise zu 
erwarten durch den Ausbau des Autobahnnetzes oder 
den Bau von Ortsumfahrungen. 
Auch muss angesprochen werden, bei welchen 
Zielaussagen später Konflikte mit Gebieten besonderer 
Umweltrelevanz auftreten können. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg, Bayerischer Bauernverband, Herr Peter 
Grund 
 
Dem ist zu widersprechen. Landwirtschaftliche Nutzung 
ist nicht per se naturorientiert. Es gibt leider Beispiele 
landwirtschaftlicher Nutzung, bei denen, um kurzfristig   
maximalen ökonomischen Nutzen zu erzielen, Natur und 
Mensch (z.T. skrupellos, siehe Bayern Ei)  geschädigt 
wurden und werden (s.a. negative Wirkungen auf 
Grundwasser, Wasserhaushalt, Boden, etc.).  
Mit der Richtlinie 2001/42/EG wurde eine umfassende 
Prüfpflicht u.a. für Pläne der Raumordnung verpflichtend 
eingeführt. Ziel der Richtlinie ist „ein hohes  
Umweltschutzniveau sicherzustellen und beizutragen, 
dass Umwelterwägungen bei der Ausarbeitung und 
Annahme von Plänen und Programmen einbezogen 
werden. Wo, wenn nicht im Umweltbericht, hätte der 
Begriff „naturorientiert“ seine Berechtigung? Es ist ja 
Sinn, Zweck und Pflicht des Umweltberichtes 
entsprechende Umwelterwägungen darzulegen und 
einzubeziehen. 
 
Bund Naturschutz 
 
Auf das Abschichtungsprinzip wird nachdrücklich 
hingewiesen. Die Forderungen des Bundes Naturschutz 
sind auf der Ebene des Regionalplans nicht leistbar. Wie 
sollen bei einem allgemeinen Grundsatz oder einer 
allgemeingültigen Zielaussage wie: Das Autobahnnetz ist 
weiter auszubauen; Ortszentren und Wohngebiete sind 
durch Ortsumfahrungen zu entlasten, konkrete 
Umweltauswirkungen, geschweige denn Konflikte mit 
Gebieten besonderer Umweltrelevanz, erarbeitet werden. 
Entscheidend ist doch die konkrete Umsetzung, 
insbesondere das „wo“ und „wie“. 
Zur Beschreibung des Umweltzustandes kann die Region 
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Darüber hinaus ist auch die Beschreibung des derzeitigen 
Umweltzustandes äußerst dürftig und wäre differenziert 
zu konkretisieren. 
 
 
Regierung von Oberbayern (Landwirtschaft) 
 
Im Umweltbericht auf Seite 5, letzter Absatz sollte der 
Begriff „naturorientiert“ gestrichen werden. 
Landwirtschaftliche Nutzung erfolgt immer naturorientiert. 
 

München auf die umfassende Bestandsaufnahme des 
Landschaftsentwicklungskonzepts zurückgreifen. Der 
Verweis darauf sollte genügen. Oder sollen die 
Erkenntnisse wiederholt oder gar in Frage gestellt 
werden. Für Letzteres erachtet sich die Regionalplanung 
als nicht kompetent. 
 
Regierung von Oberbayern (Landwirtschaft) 
 
Naturorientierte Landwirtschaft ist nachhaltige, 
Landwirtschaft zur Erzeugung qualitativ hochwertiger, 
nachgefragter Produkte unter Beachtung ökologischer 
Erfordernisse. Eine nichtbedarfsgerechte Landwirtschaft 
stellt Quantität über Qualität, Subventionen über 
Markterfordernisse und schädigt Umwelt und 
Landschaftsbild.  
 

Anhang zu Kapitel B I Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
Zu G 1.2.2.04.1 
Hier wird neben dem Nassenmoos das Rote Moos 
aufgeführt, mit dem Bedarf zur Wiedervernässung. Beim 
Roten Moos ist die Wiedervernässung schon umgesetzt. 
 
Bayerischer Bauernverband, Herr Peter Grund 
 
Unter 1.2.2.07.1 wird ausgeführt, dass im Erdinger Moos 
die landwirtschaftliche Nutzung zu extensivieren ist und 
Niedermoore wieder hergestellt werden müssen. 
Aufgrund des starken Flächenentzuges in diesem Gebiet 
kann dies nicht mit den Erfordernissen der Agrarstruktur 
in Einklang gebracht werden. Aufgrund der zahlreichen 
Infrastrukturprojekte sind Kompensationsmaßnahmen 
nutzungsorientiert und im gesamten Naturraum 
durchzuführen. 
 
Zudem wird unter 1.2.2.11 eine weitere Ausweisung von 
Landschaftsschutzgebieten erwähnt. Dies wird abgelehnt, 
da dies mit Einschränkungen der Landwirtschaft 
verbunden ist.   
 
Gemeinde Wörth 
 
Zu 1.2.2.08 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg 
 
Es wird vorgeschlagen, diese Information einzuarbeiten. 
 
 
 
 
Bayerischer Bauernverband, Herr Peter Grund 
 
Im Anhang zu Kapitel B I sind die landschaftlichen 
Vorbehaltsgebiete beschrieben und Sicherungs- und 
Pflegemaßnahmen skizziert, auf die hingewirkt werden 
soll. Dass diese nicht gegen die Landwirtschaft, sondern 
nur mit der Landwirtschaft umgesetzt werden können, 
steht außer Frage. In der Stellungnahme des 
Bayerischen Bauernverbandes unterstreicht dieser ja an 
mehreren Stellen die naturschutzorientierten Leistungen 
der Landwirtschaft. 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Wörth 
 
Es wird davon ausgegangen, dass die Ausweisung von 
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Die Neuausweisung von Retentionsflächen im 
„Landschaftsraum Isen-Sempt-Hügelland (08)“ darf 
einzelne Gemeinden nicht nachteilig beeinträchtigen. 
 
Gemeinde Hallbergmoos, „NordAllianz“ 
 
Zu G 1.2.2.07.1 
Eine Wiederbelebung der Niedermoore lässt sich wohl 
nur durch eine massive Anhebung des 
Grundwasserspiegels erreichen. Dies hat Einfluss auf die 
bebauten Bereiche und würde große Teile von 
Hallbergmoos beeinträchtigen.  
 
Eine weitere Beeinträchtigung der Landwirtschaft darf 
nicht erfolgen. 
 
Gemeinde Walpertskirchen 
 
Auch wenn die Naturschutzwürdigkeit der Strogenaue 
und  des Strogentales begrüßenswert ist, sollte die 
bauliche Entwicklung der Gemeinde nicht übergebührend 
eingeschränkt werden. 
 
„NordAllianz“ 
 
Die Aussagen zum Landschaftsraum Isartal sind zu 
überarbeiten. Die Maßnahmen des Gewässerpflegeplans 
Mittlere Isar werden von der Gemeinde Ismaning nur 
dann akzeptiert, wenn die Maßnahmen mit der Gemeinde 
Ismaning abgestimmt werden und insbesondere eine 
ufernahe, qualitativ gleichwertige Wegeführung des 
Erholungsweges gesichert ist. 

Retentionsflächen in intensiver Abstimmung mit den 
Gemeinden erfolgt.  
 
 
Gemeinde Hallbergmoos, „NordAllianz“ 
 
Bei der Wiederbelebung der Niedermoore sind die 
Auswirkungen auf bebaute Bereiche gründlich zu prüfen 
und die verschiedenen Belange sorgfältig abzuwägen.   
 
Sicherungs- und Pflegemaßnahmen in 
landwirtschaftlichen Vorbehaltsgebieten sind nur in 
Abstimmung mit der Landwirtschaft und nicht gegen 
diese umzusetzen. 
 
 
Gemeinde Walpertskirchen 
 
Dies ist durch das landschaftliche Vorbehaltsgebiet nicht 
der Fall. 
 
 
 
„NordAllianz“ 
 
Im Anhang zu Kapitel B I Zu 1.2.2.12 wird nur der 
Landschaftsraum Isartal beschrieben. Es gibt hierzu 
keine Grundsätze und Ziele des Regionalplans. Es wird 
davon ausgegangen, dass die Maßnahmen des 
Gewässerpflegeplans mit der Gemeinde Ismaning 
abgestimmt werden. 

 


